Editorial 
Sozialstaat in der Zerreißßprobe - Perspektiven für die Frauen 


Der Bruch der sozialliberalen Koalition, das Ende einer fast 13jährigen Epoche der bundes- 
republikanischen Geschichte, kann nicht ohne Einfluß auf ein Editorial sein, das in die 
Problematik des Verhältnisses von kapitalistischer Akkumulation und Sozialstaat an Hand 
der folgenden Beiträge einführen soll. Diese Epoche war für die marxistische Linke nicht 
zuletzt auch eine Epoche der Diskussion um die Grenzen jener Reformpolitik, zu deren 
Verwirklichung die sozialliberale Koalition 1969 angetreten war. In deren Zentrum stand - 
neben wirtschaftspolitischen Reformen, die aber bezeichnenderweise schon unter der Gro- 
ßen Koalition kodifiziert worden waren - eben jene Sozialpolitik, durch die nicht zuletzt 
auch Anteile am produzierten Neuwert massiv verschoben, aber auch die Mitbestim- 
mungsmöglichkeiten der Betroffenen erweitert werden sollten. Das Ziel war (wenn auch 
durch die FDP-Beteiligung gedämpft) die Verwirklichung der »konkreten Utopie« des Go- 
desberger Programms: die Schaffung einer menschlichen, solidarischen, von Chancen- 
gleichheit und Verteilungsgerechtigkeit geprägten Gesellschaft im Rahmen der freien Markt- 
wirtschaft, einer Gesellschaft, die dann später u.a. von SPD-Wirtschaftsminister Schiller als 
»mündige Gesellschaft« charakterisiert wurde. 

Eben diese mündige Gesellschaft muß sich heute von den ‘Marktwirtschaftlern’ sagen las- 
sen, daß sie »über ihre Verhältnisse gelebt« habe; der »ausufernde Sozialstaat« habe ein »An- 
spruchsdenken« erzeugt, das dem »Leistungsgedanken« diametral entgegengesetzt sei; kurz: 
private Initiative und nicht zuletzt der Privatsektor überhaupt seien durch die Ausweitung 
des Staatssektors und die staatliche »Gängelung« nahe am Ersticken. Dagegen müsse jetzt - 
so der rechte Wortführer dieser Politik, Graf Lambsdorff - »die Politik vor allem darauf 
ausgerichtet sein, dem Privatsektor in der Wirtschaft wieder mehr Handlungsspielraum 
und eine Zukunftsperspektive zu verschaffen; und innerhalb des Staatssektors muß sie die 
Gewichte von der konsumtiven in Richtung der investiven Verwendung verlagern.« (FR v. 
15.9.1982) 

Schon in diesem kurzen Zitat wird deutlich, worum es jetzt den »Neokonservativen« in 
der Bundesrepublik geht: Um die Aufkündigung von in den Reformgesetzen seit 1969 fest- 
geschriebenen Kompromifßtlinien, die nicht nur durch eine keynesianische Wachstumspoli-: 
tik, sondern auch durch die weitere Integration und Institutionalisierung von sozialen 
Gruppen (insbesondere der Gewerkschaften) im politischen System abgesichert wurden. 
Die »neoliberale Konterrevolution«, deren politische und ideologische Grundlagen und de- 
ren (Miß-)Erfolge in verschiedenen Ausgaben der PROKLA bereits anhand von ausländi- 
schen Entwicklungen analysiert wurden, soll nun auch in der Bundesrepublik politisch als 
Allheilmittel gegen die ökonomischen und politischen Probleme im Verlauf der Weltwirt- 
schaftskrise umgesetzt werden. 

»Artisten in der Zirkuskuppel: ratlos« - so könnte man in dieser Situation metaphorisch 
die Situation von Sozialisten und marxistischen Theoretikern (nicht nur) in der Bundesre- 
publik angesichts der neokonservativen und bürgerlichen Offensive seit Beginn der achtzi- 
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ger Jahre umschreiben. Mit anhaltender Dauer und verschärfter Intensität der ökonomi- 
schen Entwicklungstendenzen ist unübersehbar geworden, daß es sich bei der mit der 
Weltwirtschaftskrise von 1974/75 eingeleiteten Entwicklungsphase nicht nur um einen 
vorübergehenden Abschwung, sondern um einen tiefgreifenden weltwirtschaftlichen Um- 
strukturierungsprozeß handelt, der weitreichende soziale und politische Dimsensionen auf- 
weist. Mit der Verschlechterung der Verwertungsbedingungen von Kapital ist nicht nur 
der Akkumulationsprozess ins Stocken geraten; infrage gestellt ist ein gesellschaftliches Po- 
litikmodell, bekanntgeworden unter dem Namen »Wohlfahrtsstaat«, das den schon von 
Marx benannten Widerspruch von Kapitalismus und liberaler Demokratie scheinbar aufge- 
hoben hatte. Der mit dem Namen Keynes verbundene gesellschaftliche Kompromiß zwi- 
schen den Klassen, wie er sich in nahezu allen entwickelten westeuropäischen Kapitalismen 
- wenn auch in unterschiedlicher Form - spätestens nach dem zweiten Weltkrieg herausbil- 
dete, konnte sich nahezu zwei Jahrzehnte auf einen hohen Beschäftigungsstand und stetig 
steigende Individual- und Soziallöhne stützen. Der fortschreitende Ausbau eines »Systems 
zur Reproduktion der Lohnarbeit«, von manchen als eine »de-commodification« der Ware 
Arbeitskraft interpretiert, machte vor allem die Sozialdemokratie, als einem wichtigen Trä- 
ger (wenn auch nicht »Erfinder«) dieses Gesellschaftsmodells vergessen, daß die Geschäfts- 
grundlage dieses Kompromisses in erster Linie ökonomisch (und das heißt immer noch: ka- 
pitalistisch) vermittelt war und ist. Stetige Akkumulation von Kapital und prosperierende 
Verwertungsbedingungen sind die Voraussetzungen dafür, daß der fiskalisch abhängige 
Steuer- und Sozialstaat Abschöpfungen vornehmen kann, um die wohlfahrtsstaatlichen 
Leistungen zu finanzieren. Mit der keynesianischen Wirtschaftspolitik schien dem Staat ein 
Instrumentarium der Intervention zugewachsen zu sein, die konjunkturellen Entwicklungs- 
prozesse der Ökonomie mittels des »Mediums Geld« zu steuern und auf der Grundlage ei- 
ner prinzipiellen Anerkennung des Privateigentums an Produktionsmitteln, also der De- 
Thematisierung der Produktionssphäre, die Zirkulations- und Realisierungssphäre zu 
kontrollieren (vgl. dazu den folgenden Beitrag von J. Hoffmann). 

Die mit diesen Entwicklungen einhergehende »Sozialstaatsillusion« (W. Müller/ Chr. Neu- 
süß) wurde zwar schon frühzeitig von der marzistischen Linken zu analysieren versucht, 
doch mußten die dabei herausgearbeiteten »Grenzen des Sozialstaates« solange papierene 
Erkenntnisse bleiben, wie die prosperierende ökonomische Entwicklung und die Vollbe- 
schäftigung der Arbeitskraft diese Grenzen kontinuierlich zu verschieben schienen. Als 
dann im Zuge der Weltwirtschaftskrise der siebziger und der anhaltenden Depression zu 
Beginn der achtziger Jahre immer deutlicher wird, daß die theoretisch bereits bestimmten 
Grenzen des Sozialstaates und der keynesianischen Wirtschaftspolitik konkrete Gestalt in 
Form hoher und dauerhafter Arbeitslosenzahlen und niedriger Wachstumsraten angenom- 
men haben, wird allerdings auch deutlich, daß die veränderte ökonomische und politische 
Situation auch neue Fragen aufwirft, für die die »alten« Antworten nur beschränkte Orien- 
tierungshilfe geben können. Positive Strategieentwürfe der marzistischen Linken, wie die 
eingetretene Krise des Sozialstaates überwunden und der neoliberalen Marktoffensive er- 
folgreich entgegengetreten werden könnte, die in der heutigen politischen Situation unab- 
dingbar sind, wenn die politische Offensive ergriffen werden soll, sind noch nicht ent- 
wickelt und liegen nicht vor. Die vor allem von den Gewerkschaften vertretene appellative 
Lösung, den Abbau des Sozialstaates zu verhindern und den Status quo zu sichern, ist eine 
genausowenig mobilisierende und perspektivische Parole wie die in der Linken vertretene 
Auffassung einer »Redimensionierung der abgeleiteten Bereiche« unter gewerkschaftlicher 
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Kontrolle, um über eine Politik der Opfer entsprechende politische Gegenleistungen zur 
Verbesserung der Stärkeposition zu erringen. Beide Strategien, die sich zwar jeweils zu 
Recht gegen die wiedererstarkte »Marktorthodoxie« der bürgerlichen Kräfte wenden, ge- 
hen an den Wurzeln der gegenwärtigen Misere vorbei. 

Es ist zwar richtig, daran festzuhalten, daß das sich historisch entwickelte »System zur Re- 
produktion der Lohnarbeit« (Blanke) ein funktionales Strukturmerkmal hochentwickelter 
kapitalistischer Gesellschaften ist und deshalb auch im Zuge der neoliberalen Offensive, 
unterstellt man einmal »normale« parlamentarisch-demokratische Verhältnisse, nicht voll- 
ständig abgebaut werden wird. Allerdings darf diese Sichtweise nicht den Blick dafür ver- 
stellen, daß sich das gesamte gesellschaftliche Akkumulations»modell« der Nachkriegszeit 
in einem Umstrukturierungsprozess befindet, der noch nicht abgeschlossen ist. Die Anpas- 
sung der ökonomischen, politischen und sozialen Strukturen an die veränderten, welt- 
marktbestimmten Akkumulationsbedingungen von Kapital machen auch nicht vor funk- 
tionalen Strukturmerkmalen halt. Vielmehr ist (vgl. dazu den Beitrag E. Altvaters in die- 
sem Heft) es gerade ein Merkmal solcher gesellschaftlicher Strukturbrüche, wie er mit der 
Krise von 1974/75 eingeleitet wurde, funktionale Bestandteile des überkommenen Akku- 
mulationsmodells umzumodellieren und erneut verwertungskompatibel zu machen. Wird 
diesen bestandsnotwendigen Entwicklungsprozessen keine politische Alternative entgegen- 
gesetzt, sondern werden diese Prozesse nur zu effektivieren versucht (wie dies die Sozialde- 
mokratie in der Bundesrepublik im Zuge ihrer korporativen Modernisierungsstrategie im 
Bündnis mit weltmarktorientierten Kapitalen und den Gewerkschaften zu praktizieren 
versucht hat), dann geht damit auch die Gefahr einher, selbst zum »Opfer dieser Restruktu- 
rierungen« zu werden. Das Ende der sozialliberalen Koalition ist ein Musterbeispiel für ei- 
ne solche Entwicklung: Als »Modell Deutschlands auch international bekannt, berühmt 
und manchmal berüchtigt geworden, hat die Sozialdemokratie versucht, durch Förde: 
rung der technologischen Entwicklung und der Rationalisierung der Produktionsprozesse 
und -strukturen die Entwertungsprozesse zu forcieren, um einen sozialpolitisch und kon- 
sensual abgesicherten gesellschaftlichen Restrukturierungsprozess in Gang zu setzen. Mit 
anhaltender Dauer der wirtschaftlichen Depression, dauerhaft hohen und von Krise zu Kri- 
se steigenden Arbeitslosenzahlen sowie schnell anwachsenden staatlichen Defiziten ist es mit 
dieser Strategie aber immer weniger gelungen, die »sozialen Umstellungskosten« zu mone- 
tarisieren. Die scheinbaren Grenzen der staatlichen Verschuldung mussten als Begründung 
herhalten, warum die Opfer der Restrukturierung auf eine immer geringere staatliche Un- 
terstützung vertrauen konnten. Die mit dem Keynesianismus verknüpfte politische Filte- 
rung der ökonomischen Entwicklungsprozesse wurde immer mehr zugunsten einer Öko- 
nomisierung politischer Entscheidungen verdrängt: Der Markt verdrängte das politische 
Prinzip der Intervention. Spätestens mit der Operation ‘82 wurde deutlich, daß der hinter 
der sozialliberalen Koalition existierende gesellschaftliche Konsens weitere Einschnitte in 
das soziale Netz nur schwer würde verkraften können. Eingezwängt in die »ökonomischen 
Sachzwänge« und ohne eigenständige politische Perspektiven, sondern lediglich dem alten 
Politikprojekt der Vor-Krisenphase verhaftet, kam die SPD über die Forderung nach einer 
sozial ausgewogenen Komponente im Rahmen des Austerity-Programms i.S. der Forde- 
rung nach einer (zeitlich begrenzten) Arbeitsmarktabgabe für »Besserverdienende« nicht 
hinaus. Die ablehnende Haltung der Freien Demokraten und das nachgeschobene »Lambs- 
dorff«-Papier, das von der Sozialdemokratie als Provokation empfunden werden musste, 
waren deshalb lediglich Anlaß, nicht Ursache des Bruchs der Koalition. 
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Diese Ursachen werden in dem einleitenden Beitrag von Jürgen Hoffmann auf dem Hinter- 
grund der historischen Entwicklung seit 1969 untersucht: Im Zentrum steht dabei die 
(schon im »Sozialstaatsillusions«-Aufsatz von Wofgang Müller und Christel Neusüß 1970 
aufgeworfene) Frage, inwiefern eine Reformstrategie, die über wirtschaftliches Wachstum 
und dessen staatliche Regulierung einen gesellschaftlichen Konsens produzieren bzw. stabi- 
lisieren will, unter Bedingungen privatkapitalistischer Eigentumsverhältnisse (der »Auto- 
nomie der Unternehmen«) Erfolg haben kann. Der Autor zeigt in seiner Untersuchung 
(die besonders im ersten Teil die Ergebnisse der Diskussion um die Akkumulations- und 
Staatstheorie in der PROKLA zusammenfaßt), daß aufgrund des Primats wirtschaftlichen 
Wachstums als Voraussetzung der sozialdemokratischen Politik diese mit den Veränderun- 
gen der ökonomischen und gesellschaftlichen Strukturen (das o.a. veränderte Akkumula- 
tions»modell«) sich in einer Weise mit verändern muß, daß die ursprünglichen Reformziele 
2.T. geradewegs in ihr Gegenteil verkehrt werden. Der Artikel endet mit perspektivischen 
Aussagen zu Möglichkeiten der Entwicklung eines neuen, an der Reproduktion der natür- 
lichen und menschlichen Ressourcen der Gesellschaft orientierten Konsenses, die gerade 
nach dem Bruch der sozialliberalen Koalition und angesichts der letzten Wahlergebnisse in 
Hamburg und Hessen an Bedeutung gewinnen könnten. 

Die soziale Sicherung wird in dem Artikel von J. Hoffmann als ein Eckstein neben anderen 
analysiert, die mit den veränderten ökonomischen Strukturen und den daraus sich schein- 
bar »sachnotwendig« ergebenden Eingriffen in die Staatsausgaben geschliffen werden. In 
den weiteren Beiträgen stehen die soziale Sicherung und deren Voraussetzungen im Zen- 
trum der Analysen, hier wiederum zugespitzt auf die Perspektiven für die Frauen. Bereits 
in den vergangenen Jahren seit 1974/75 wurden im Zuge der »Konsolidierungsmaßnah- 
men« die Reformprogramme im Bereich der Arbeitnehmerschutz-, der Sozialversiche- 
rungs- und der Wohnungspolitik, der Arbeitsmarktpolitik, dem Kündigungsschutz, der 
Betriebsverfassungspolitik, der Familienpolitik und der Bildungspolitik demontiert. Ging 
es in den bisherigen politischen und sozialen Kämpfen noch darum, Reformprinzipien des 
sozialdemokratischen Wohlfahrtsstaats mit seinen Leitbildern, ‘Chancengleichheit’ und 
‘soziale Gerechtigkeit’ auch zum Teil gegen die Sozialdemokratie aufrechtzuerhalten, dürf- 
te in den kommenden Jahren die Kernstruktur des Systems sozialer Sicherung, das Versi- 
cherungssystem verstärkt in die Diskussion geraten. Schon heute ist es so, daß das in den 
50er Jahren - entsprechend dem liberalistischen Sozialpolitikverständnis - aufgebaute Sy- 
stem sozialer Sicherung, mit dem Prinzip der Stärkung der »Freiheit« und »Verantwor- 
tung« des Einzelnen, eine gänzlich andere Funktion erhalten hat. Beispielsweise muß be- 
reits jetzt die Sozialhilfe für eine wachsende Zahl von Personen bzw. Familien die materiel- 
le Grundsicherung, das ‘historisch-moralische Existenzminimum’ erbringen. Damit hat sie 
faktisch primär die Sicherung eines minimalen Einkommens für Personengruppen über- 
nommen, die durch das angeblich engmaschige System sozialer Sicherung sonst nicht abge- 
sichert sind. Die Lücken im System sozialer Sicherung, die der Sozialhilfe im vergangenen 
Jahrzehnt bereits ein völlig anderes Aufgabengebiet zugewiesen haben, verweisen darauf, 
daß es sich nicht um bloße Übergangsprobleme handelt, sondern Ausdruck der tiefgreifen- 
den ökonomischen Krise sind. - Insbesondere bei jüngeren Hilfeempfängern sind überpro- 
portionale Steigerungsraten zu konstatieren; die größten Zuwachsraten bei den Empfän- 
gern von Hilfe zum Lebensunterhalt sind seit 1974 festzustellen; die Quote der Haushalte 
mit Bezug von Hilfe zum Lebensunterhalt, die gleichzeitig Arbeitslosengeld bzw. -hilfe be- 
zogen, stieg seit 1972 beständig an. Und hier dürften die offiziellen Zahlen der Arbeitslo- 


4 Kurt Hübner 


senstatistik noch erheblich täuschen: Der Anteil der Arbeitslosen unter den Sozialhil- 
feempfängern ist mit Sicherheit erheblich höher als ihn die Statistik ausweist, da ein großer 
Teil der Sozialhilfeempfänger Frauen sind, die keine Unterstützung vom Arbeitsamt bezie- 
hen bzw. nicht arbeitlos gemeldet sind, obwohl sie arbeitslos sind. Diese brüchige Erwerbs- 
orientierung, trotz steigenden Anteils erwerbstätiger Frauen an der Erwerbsbevölkerung, 
die sich im Falle von Arbeitslosigkeit immer wieder manifestiert, unterstreicht die Sonder: 
rolle, die Frauen in der Gesellschaft immer noch spielen. Sie ist bestimmt durch eine ver- 
gleichsweise schlechtere Ausbildung, durch ein verengtes Spektrum beruflicher Möglich- 
keiten und durch eine geschlechtsspezifische Ausgangssituation auf dem Arbeitsmarkt. 
Gleichzeitig ist sie gekennzeichnet durch widersprüchliche Lebensperspektiven und durch 
eine zum Teil starke materielle Abhängigkeit von familienabhängigen Versorgungsleistun- 
gen, die, als Hinterbliebenenrente oder als eigenständig erworbener Rentenanspruch auf- 
grund der Lohndiskriminierung von Frauen eine Unterversorgung bis ins hohe Alter mit 
sich bringen. Diese durch Arbeitssituation, Lohndiskriminierung, Sozial- und Rentenversi- 
cherungsrecht beständig reproduzierten schlechten Lebensverhältnisse eines Teils der Frau- 
en nehmen aufgrund der steigenden Arbeitslosigkeit, die Frauen überproportional betrifft, 
noch zu. 

Die anhaltende Wirtschaftskrise hat bereits in den 70er Jahren dazu geführt, daß die Bevöl- 
kerung in verschiedene gesellschaftliche Bereiche gespalten wurde - jedoch hauptsächlich 
unterschieden durch Erwerbstätigkeit und Arbeitslosigkeit. Insbesondere Frauen und Ju- 
gendliche sind im vergangenen Jahrzehnt von den Folgen der ökonomischen Krise und der 
Demontage der sozialliberalen Reformvorhaben v.a. in den Bereichen der Berufsbildungs-, 
Arbeitsmarkt-, der Arbeits- und Sozialpolitik betroffen worden. Im Gegensatz zur drama- 
tisch sich zuspitzenden Jugendarbeitslosigkeit wird der sich vergleichsweise zuspitzenden 
Frauenarbeitslosigkeit kaum verstärkte Aufmerksamkeit geschenkt. Im Gegenteil! Die di- 
rekte und indirekte Ableitung der weiblichen Erwerbsquote - d.h. die Bestimmung ihres je- 
weiligen relativen Anteils - aus den jeweiligen politisch-ökonomischen Rahmenbedingun- 
gen und einer sie flankierenden Gesetzgebung, scheint sich im historischen Verlauf immer 
wieder als »Normalisierungsbewegung« durchzusetzen (vgl. I. Wegehaupt-Schneider in die- 
sem Heft). Und zwar ungeachtet des Widerstands, den Frauen ihrer sozialen und politi- 
schen Diskriminierung, vor allem auch in den vergangenen dreizehn Jahren, verstärkt ent- 
gegensetzten. 

Wir haben deshalb in diesem Heft versucht, auf dem Hintergrund einer Bestandsaufnahme 
der Situation der erwerbstätigen Frau, die Lebensperspektiven dieser von der sozialen De- 
montage am stärksten betroffenen Gruppe zur Diskussion zu stellen: 

Ursula Westphal-Georgi zeigt in ihrem Artikel die Gefahr auf, die sich mit dem Abtreten 
des Wohlfahrtsstaates sozialdemokratischer Prägung speziell für Frauen ergibt: Ohne kom- 
pensatorische sozialstaatliche Maßnahmen dürfte sich die geschlechtsspezifische Arbeitstei- 
lung rigide verschärfen und die Lebensperspektive junger Frauen wieder auf die Tätigkeit 
als Hausfrau und Mutter verengen. Konzepte, die die Lücken sozialstaatlicher Maßnahmen 
schließen sollen, stünden mit den bewährten familienpolitischen Maßnahmen aber auch 
mit den Überlegungen zur ‘Dualwirtschaft’ schon bereit. Entgegen diesen Konzepten und 
entgegen der frauenspezifischen Autonomisierungsstrategie Claudia von Werlhofs’ werden 
frauenpolitische Strategien favorisiert, die auf eine offensive Weiterentwicklung berufs-, ar- 
beitszeitpolitischer- und sozialpolitischer Konzepte setzen, mit dem Ziel, familienunabhän- 
gige Orientierungen zu stabilisieren. Ingeborg Wegehaupt-Schneider kommt in ihrer histo- 
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risch angelegten Untersuchung zu dem Ergebnis, daß Frauenerwerbsarbeit in der Vergan- 
genheit schon immer als Zuverdienertätigkeit begriffen wurde, die die Entwicklung einer 
familienunabhängigen Lebensperspektive behinderte. Sie weist im einzelnen nach, daß bei- 
de - Sozialpolitik und familienpolitische Maßnahmen - von der Doppelfunktion der Frau 
in Familie und Erwerbstätigkeit ausgehen und sich in ihrer jeweiligen Durchsetzbarkeit 
den Gegebenheiten des Arbeitsmarktes anpassen. Diese politischen Anpassungsstrategien 
führen im historischen Verlauf dazu, daß es immer wieder zu einer »Normalisierung« des 
relativen Anteils erwerbstätiger Frauen kommt sowie zu einer verfestigten Abgrenzung 
von männlichen und weiblichen Tätigkeiten, die einen Verdrängungswettbewerb zuun- 
gunsten männlicher Arbeitskräfte gar nicht erst entstehen läßt. Lothar Lappe beschreibt in 
der anschließenden Untersuchung die strukturellen Barrieren, die eine Konkurrenz zwi- 
schen Männern und Frauen auf dem Arbeitsmarkt verhindern. Er kommt zu dem Ergeb- 
nis, daß spezifische, institutionelle Regelungen der Qualifikation, Belastung und Gratifika- 
tion eine verschärfte Arbeitsplatz- und Lohndiskriminierung der arbeitenden Frauen be- 
wirken. Indem die weiblichen Erwerbstätigen auf wenige unattraktive Arbeitsbereiche ab- 
gedrängt werden, indem sie bei unterdurchschnittlicher Bezahlung starke Qualifikationsre- 
duzierungen erfahren und mit erheblichen Belastungen konfrontiert werden, zeigt sich die 
für den geschlechtsspezifischen Teilarbeitsmarkt typische wechselseitige Verstärkung nega- 
tiver Segmentationsfolgen, die die Arbeitsmarktchancen erwerbstätiger Frauen nachhaltig 
verschlechtern. Die staatliche Arbeitsmarktpolitik sowie die betriebs- und tarifpolitischen 
Aktivitäten der Gewerkschaften haben bisher diese Arbeitsmarktsegmentation in männli- 
che und weibliche Bereiche durch ihre einseitige Orientierung auf den fachspezifischen 
(männlichen) Arbeitsmarkt zusätzlich verstärkt. Andrea Ruby, Brigitte Göttgens, Sıgrid 
Koeppinghoff nehmen in ihrem Aufsatz das Zusammentreffen der Benachteiligung der Frau 
im Erwerbsleben mit der der Familienfixierung geschuldeten unstetigen Erwerbs- und Ver- 
sicherungsbiographie zum Ausgang ihrer Analyse der Rentenreform ‘84. Sie beschreiben 
zum einen die Leistungsfähigkeit und die Defizite der gegenwärtigen Altersicherung der 
Frau; zum anderen messen sie die Rentenreform an der gesellschaftlich definierten Rolle 
der Frau (auf dem Arbeitsmarkt), um Tragweite und Implikation der rentenrechtlichen Be- 
stimmungen adäquat einschätzen zu können. Sie kommen zu dem Ergebnis, daß es sich bei 
der Rentenreform ‘84 um eine versicherungsimmanente Förderung einer familienbezoge- 
nen Frauenrolle handelt (Subventionierung der Hausfrauenehe), da sie gerade diejenigen 
Verhältnisse festschreibt, die die unzureichende Alterssicherung der Frau begründen: un- 
terschiedliche Ansprüche von Männern und Frauen im Hinterbliebenenfall und keine 
nachträgliche Korrektur der Lohndiskriminierung in Frauenlohngruppen. Hedwig Ru- 
dolph diskutiert das Ineinandergreifen familien- und sozialpolitischer Diskriminierung als 
»patriarchale Strukturen des Sozialstaates«, die immer wieder eine Sonderbehandlung der 
Frau hervorbringen, die das »Arbeitnehmerpatriarchat« in den Gewerkschaften mit seiner 
Tabuierung des Normalarbeitstags noch verstärkt: Da die praktizierte Neuverteilung der 
Arbeitszeit als Teilzeitarbeit und Job-Sharing von den Gewerkschaften bisher nicht ver- 
handelt wurde, setze sich diese Arbeitszeitverkürzung naturwüchsig durch und verschlech- 
tere damit unkontrolliert Arbeitssituation und Arbeitsmarktlage der Frauen. Die zusätzli- 
che Konfrontation der Frauen mit sich verengenden Planungshorizonten treibt sie inner- 
halb ihres Rahmens von betrieblichen und außerbetrieblichen Lebensbedingungen zu ganz 
spezifischen privaten Widerstandsformen. Dies allerdings verweist auf die Notwendigkeit, 
so schließt der Artikel, einer strukturellen Neuverteilung von Lohnarbeit und Hausarbeit. 
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Mit den Artikeln von Elmar Altvater und Michael Krätke wird der Kreis zum Bereich So- 
zialpolitik geschlossen. Elmar Altvater nimmt die eingangs zitierten Angriffe gegen die 
»Auswüchse« des Sozialstaats und die dagegen propagierten neo-konservativen Allheilmit- 
tel zum Anlaß, die Abhängigkeit der sozialstaatlichen Entwicklung von der Akkumulation 
des Kapitals zu diskutieren. In diesem Zusammenhang werden von ihm die sozialen Funk- 
tionen (=Stabilitätsleistungen) der sozialen Sicherung herausgearbeitet und es wird in einer 
historischen Betrachtung der gegenwärtigen Krise die von uns oben schon angeschnittene 
Frage aufgeworfen, inwieweit wir es heute nicht mit einem krisenhaften Strukturbruch der 
Formen der gesellschaftlichen Reproduktion, mithin auch der Form des Sozialstaats, zu tun 
haben. Michael Krätke diskutiert anhand neuerer - insbesondere angelsächsicher - Literatur 
den Begriff des Sozial- bzw. Wohlfahrtsstaats und versucht, ausgehend von der Marxschen 
Kritik der politischen Ökonomie und darin enthaltener Leerstellen in bezug auf eine nähe- 
re Bestimmung des »Werts der Ware Arbeitskraft«, Elemente einer Theorie des Sozialstaats 
zu entwickeln. 

Gerade das Ende der sozialliberalen Koalition wirft jedoch noch einmal die Frage auf, ob 
der zu erwartende Umstrukturierungsversuch der Politik der sozialen Sicherung auch das 
Ende offensiver gesellschaftlicher Reformvorstellungen bedeuten muß. In bezug auf die ge- 
sellschaftliche Stellung der Frau ist das “Rad der Geschichte’ sicherlich nicht mehr so ohne 
weiteres zurückzudrehen. Obwohl die Frauen bisher nahezu ausschließlich verwiesen sind 
auf schlechte, unsichere Arbeitsplätze, mit geringer Entlohnung, beständiger- Bedrohung 
durch Rationalisierung und rentenmäßiger Unterversorgung im Alter, hat die weibliche 
Erwerbsquote seit den 60er Jahren beständig zugenommen. Dies ist gleichzeitig verbunden 
mit einer Zunahme erwerbstätiger Ehefrauen von sowohl Arbeitern und Angestellten. Das 
heißt, trotz abnehmender Zahl von Arbeitsplätzen (und trotz beklagenswert schlechter 
Arbeitsbedingungen) steigt die Frauenbeschäftigung absolut an. Gleichzeitig nimmt die 
Umschichtung von den selbstständigen und mithelfenden Familienangehörigen zu den ab- 
hängig Beschäftigten zu. Diese steigende Arbeitsplatznachfrage trifft zusammen mit beson- 
ders starken Geburtenjahrgängen in den 80er Jahren, die von dem Ausbildungsbereich in 
den Beschäftigungsbereich übergehen und der Tatsache, daß Frauen eine zunehmende 
Orientierung auf berufliche Tätigkeit aufweisen, die weit über das Interesse an ‘bloßem 
Geldverdienen’ hinausgeht. Daß soziale Identität untrennbar verknüpft ist mit der gesell- 
schaftlichen Verausgabung von Arbeit, ist vor allem für Mädchen und junge Frauen zur: 
Selbstverständlichkeit geworden. Dies zeigt sich zum einen darin, daß seit Anfang der 70er 
Jahre unter den jungen Frauen deutlich die Gruppe der Ungelernten abgenommen hat bei 
gleichzeitigem Anstieg der Anteile junger Frauen bei mittleren Bildungsabschlüssen. In be- 
zug auf Mädchen und junge Frauen kann man durchaus von einer »Bildungsexplosion« 
sprechen, auch wenn die Aufbruchsforderung der 60er Jahre »Chancengleichheit durch 
Bildung« für Frauen am wenigsten umgesetzt wurde, wie die Existenz des abgeschotteten 
weiblichen Areitsmarkts beweist. Zum anderen ging mit dem Anstieg des Bildungs- und 
Ausbildungsniveaus der Frauen in den vergangenen 20 Jahren und mit der Zunahme der 
weiblichen Erwerbstätigkeit auch ein beständiges Anwachsen des sozialen und politischen 
Engagements einher - erinnert sei hier nur an den Kampf um die Reform des $ 218. Ob- 
wohl dieser Aufbruch von Frauen von beständigen Rückschlägen und Desillusionierungen 
begleitet ist, wie es ihre Situation auf dem Arbeitsmarkt, ihre Doppelbelastung durch Fa- 
milie und Beruf und die die gesellschaftlichen Diskriminierungen wieder verstärkenden 
Entwicklungen im Sozial- und Rentenversicherungsrecht belegen, sind sie doch besser auf 
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ihre Zukunft vorbereitet als frühere Generationen. Ihre leitende Orientierungsgröße ist 
nicht mehr ausschließlich die Familie, sondern die Vereinbarkeit von Beruf und Familie. 
Damit ist jedoch die ‘Zukunft der Frauenarbeit’ nicht mehr in der privaten Idylle befangen. 
Der Aufbruch der Frauen, der sich seit den 60er Jahren langsam und kontinuierlich voll- 
zog, wird deshalb auch - trotz anhaltend schlechter Arbeitsmarktlage und manipulativ an- 
gewandter Familien- und Sozialpolitik - nicht mehr rückgängig zu machen sein. Zwar bele- 
gen die aktuellen Versuche der »Feinsteuerung« des Arbeitsmarktes die erneut eingeleitete 
»Normalisierung« des relativen Anteils der arbeitenden Frauen: durch die 
- Erhöhung der Kindergartentagessätze, 
- Senkung der Unterhaltssätze bei Fortbildung und Umschulung, 
- administrative und finanzielle Behinderung von Modellversuchen zur Nachqualifizie- 
rung arbeitsloser Frauen, 
-  frauenspezifische Definition der »Verfügbarkeit« für die Arbeitsvermittlung als Voraus- 
setzung für die Inanspruchnahme von Leistungen. 
Ein völliges Herausfallen der Frauen aus dem Arbeitsmarkt dürfte jedoch schon aufgrund 
der relativen Eigenständigkeit ihres Arbeitsmarktes nicht möglich sein. Dieser Umstand, 
sowie der sich verstärkende ökonomische Zwang zur Lohnarbeit, als zwingende materielle 
Grundsicherung der Familie, und die Zunahme eigenständiger Lebensperspektiven der 
Frauen werden dazu führen, daß die Zukunft der Frauenarbeit nicht einfach zur abgeleite- 
ten Größe der wirtschaftlichen Entwicklung und der ‘Finanzkrise des Staates’ wird. Diese 
Zukunft wird aufgrund dieser Bedingungen in der widersprüchlichen Veränderung beruf- 
lich strukturierter Arbeit liegen, als Veränderung der alltäglichen privaten Verhältnisse 
und als Weiterentwicklung arbeits-, arbeitszeitpolitischer sowie sozialer Verhältnisse, die 
sowohl die Frauen als auch die ‘Berufe’ verändern werden. 
Bisher ist die Forderung nach Aufhebung der Trennung von Kopf- und Handarbeit nur all- 
gemein erhoben worden; für Frauenarbeit und Frauenerwerbsarbeit muß sie überhaupt 
erst gestellt werden. Um hierzu einen Beitrag zu leisten, haben wir vor, künftig Probleme 
der Frauenarbeit und Frauenerwerbsarbeit kontinuierlich aufzunehmen, um die Möglich- 
keit zu schaffen, die gesellschaftlichen Verhältnisse, in denen Frauen leben und arbeiten, 
zur Diskussion zu stellen. 
Die Diskussion, die Peter Brandt und Günter Minnerup mit ihrem Beitrag in Heft 47 der 
PROKLA zur »nationalen Frage« eröffnet haben, wird in diesem Heft fortgesetzt. Die dort 
von den beiden Autoren angesprochenen Fragen werden in der linken Öffentlichkeit sehr 
kontrovers diskutiert. Frank Dingel fühlte sich durch die von Brandt/Minnerup vertretene 
Position zu einer scharfen Polemik herausgefordert, auf die die beiden angegriffenen Auto- 
ren geantwortet haben. Wir veröffentlichen diese Kontroverse, weil wir meinen, daß die 
Diskussion über die Bedeutung der »Nation« und der »nationalen Frage« gerade erst in der 
Linken begonnen hat und deshalb auch noch keine vabgeklärten« Resum&es dazu zu erwar- 
ten sind. Die beiden hier vertretenen Positionen scheinen unvereinbar, kennzeichnen aber 
auch die Bandbreite innerhalb der Diskussion unter Linken. Wir hoffen, daß durch die 
Schärfe der hier abgedruckten Kontroverse die Konturen dieses Gegensatzes deutlich her- 
vortreten und die Fortführung der Diskussion erleichtert - und nicht verschüttet - wird! 
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Jürgen Hoffmann 

»Das Ende der Fahnenstange« 

- Sozialdemokratie und keynesianischer Klassenkompromiß in der 
Bundesrepublik 


Vorbemerkung 


Die folgende Analyse sozialdemokratischer Wirtschafts- und Gesellschaftspolitik wurde im letzten 
Jahr (1981) für einen in Italien erschienenen Reader über die SPD geschrieben.* Da dieser Reader ur- 
sprünglich noch im Herbst 1982 in der Bundesrepublik erscheinen sollte, wurde auf eine Veröffentli- 
chung im Heft Nr. 47 der PROKLA (»Sozialdemokratie macht keinen Staat mehr...«) verzichtet. In- 
zwischen hat sich nicht nur der Erscheinungstermin des SPD-Buches erneut verzögert, sondern ist 
auch dieses Thema durch den Bruch der sozialliberalen Koalition erneut höchst aktuell. In Manu- 
skript konnte allerdings dieser Bruch aus Zeitgründen nicht mehr berücksichtigt werden; wesentliche 
Ursachen - über die konkreten Anlässe hinaus - werden aber bereits benannt. Gerade die jüngste Ent- 
wicklung hat die Analyse im letzten Teil des Manuskripts eher bestätigt (dies kann man bedauern), 
und auch die über das aktuelle Dilemma der SPD hinausweisenden Diskussionen in Bezug auf ihr 
Verhältnis zu den Grünen/Alternativen untermauern die im letzten Teil entwickelten perspektivi- 
schen Aussagen. Nicht zuletzt aus diesen Gründen wird das (ein Jahr alte) Manuskript von der Re- 
daktion in diesem Heft veröffentlicht. Im ersten Teil werden (in dem ursprünglich für Italien ge- 
schriebenen Manuskript) für PROKLA-Leser u.U. bekannte Diskussionen zur Kapitalakkumulation 
und zur Staatsanalyse in der Bundesrepublik zusammengefaßt. Auf diese Weise wird vielleicht auch 
deutlich, daß die (als abstrakte » Ableiterei« verschrieene) Theoriediskussion durchaus einiges für die 
Analyse politischer Entwicklungen erbracht hat und daß nicht zuletzt eine Erklärung des Scheiterns 
sozialdemokratischer Reformpolitik ohne Rückgriff auf diese Ergebnisse nicht auskommt. 


x 


Einleitung 


Als 1966 zum ersten Mal in der Nachkriegszeit die Sozialdemokratie an der Bundesregie- 
rung beteiligt wird, stehen zwei Männer in der Regierung symbolhaft für das Programm 
der SPD: einmal Willi Brandt als Außenminister und »Architekt« der neuen Ostpolitik 
und der Entspannung, zum anderen Karl Schiller als Wirtschaftsminister, der mit Hilfe ei- 
nes keynesianischen wirtschaftspolitischen Instrumentariums der Wirtschaft aus der ersten 
tiefen Nachkriegsrezession herauszuhelfen verspricht und für die Zukunft Wirtschafts- 
wachstum, Preisstabilität und Vollbeschäftigung durch eine »aufgeklärte« Wirtschaftspoli- 
tik garantiert. Um dieses zweite Kernstück sozialdemokratischer Politik, das in den siebzi- 
ger Jahren und darüber hinaus von entscheidender Bedeutung für den Machterhalt der 
SPD werden sollte, geht es in den folgenden Ausführungen. Es wird hier die These vertre- 
ten, daß das wirtschaftspolitische Konzept der SPD den gesellschaftlichen Basiskonsens in 


I consenso e il potere - Societä e stato nella socialdemocrazia tedesca, a cura die Enzo Collotti e 
Luisa Castellina, Milano 1982. Die deutsche Ausgabe wird wahrscheinlich im Konkret-Literatur- 
Verlag veröffentlicht. Für Diskussionen und Anregungen danke ich Bernhard Blanke, Ulrich Jür- ' 
gens, Siegfried Heimann und den Herausgebern und Mitautoren des o.a. Buches! 
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der Bundesrepublik zu stabilisieren suchte, indem als Voraussetzung eines nicht-antagont- 
stischen Verteilungskonflikts das Wachstum der Wirtschaft, des »Nettoprodukts«, politisch 
garantiert werden sollte. Aus dem Scheitern keynesianischer Wirtschaftspolitik Mitte der 
70er Jahre mußten sich zwangsläufig auch Konsequenzen für die Begründung des gesell- 
schaftlichen Konsenses und damit die Bedingungen des Machterhalts für die SPD ergeben. 


1. Konsensbildung in der Bundesrepublik zur Zeit des »Wirtschaftswunders« 
(1948 - 1965) 


Eine Analyse der Begründung des gesellschaftlichen Konsenses in der Bundesrepublik 
muß bei den Auswirkungen der faschistischen Herrschaft, des Zweiten Weltkrieges 
und der Nachkriegszeit ansetzen. Nicht nur wurden durch den faschistischen Terror 
die Organisationen der Arbeiterklasse zerschlagen; durch die Kriegserfahrungen der Ar- 
beiter als Soldaten (Feindbild), die räumlichen Umstrukturierungen in der Nachkriegs- 
zeit (Flüchtlingsströme, Verlagerungen der industriellen Schwerpunkte etc.) wurden 
auch betrieblich gewachsene Kommunikationen innerhalb der Arbeiterklasse wie über- 
haupt eine klassenbezogene Identitätsbildung erschwert, wenn nicht sogar verunmög- 
licht. So standen am Anfang der Bundesrepublik die meisten Lohnabhängigen als einzel- . 
ne ohne organisatorische Bindungen und ohne eine identitätsstiftende Arbeiterkultur 
in der Gesellschaft. In dieser Situation wird in den 50er Jahren der Kapitalismus bzw. 
das kapitalistische Wirtschaftswachstum als ein gesellschaftliches »Modell« erfahren, das 
sich als fähig erweist, die dringensten individuellen Lebensnöte zu bewältigen und eine 
historische Perspektive für alle Schichten der Gesellschaft anzubieten: 

Mit der beschleunigten Akkumulation des Kapitals in den 50er Jahren konnte die Ar- 
beitslosigkeit rasch abgebaut werden; der Lebensstandard aller Bevölkerungsteile stieg 
schnell an und die soziale Sicherung konnte vom Staat ausgebaut werden. Diese Ent- 
wicklung steht im Vergleich zu vorhergehenden Epochen gesellschaftlicher Entwick- 
lung in Deutschland einzigartig da: So ist das Niveau des Lebensstandards der Arbeiter- 
bevölkerung in der ersten Hälfte des 20. Jhdts. im Durchschnitt konstant geblieben - 
dagegen mußten die hohen Wachstumsraten und damit die wachsenden Lebenschancen 
nach 1955 geradezu eine einschneidende Veränderung der individuellen Lebensperspek- 
tiven signalisieren. Mit der Prosperität des Kapitals scheint im »Wirtschaftswunder« die 
Prosperität der Arbeiterschaft gesichert - ganz im Gegensatz zu den bislang verbreiteten 
Erfahrungen und Theorien innerhalb dieser Klasse. 

Der Basiskonsens in der Gesellschaft der Bundesrepublik des »Wirtschaftswunders« war so 
in erster Linie ökonomisch vermittelt: 

Hohe Profite ermöglichten steigende Arbeitsproduktivitäten (und umgekehrt), steigende 
Löhne, größere Spielräume für die staatliche Finanz- und Sozialpolitik. Der (die politischen 
Auseinandersetzungen der Weimarer Republik prägende) Klassengegensatz ist in dieser 
sich atomisierenden Gesellschaft immer weniger sichtbar, was bleibt, sind Auseinanderset- 
zungen um die Beteiligung am Wirtschaftswachstum; theoretischen Ausdruck findet diese 
Gesellschaft in der »Pluralismus«-Theorie.! 
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2. Die »Wende von Godesberg« in der SPD 


Es ist wichtig, sich dieser grundsätzlichen Erfahrungen der Massen der Lohnarbeiter zu 
vergegenwärtigen, wenn man die »Wende« von Godesberg der SPD von einer reformisti: 
schen Arbeiterpartei zu einer »reformkapitalistischen« linken Volkspartei verstehen will. 
Nicht ein »Verrat« der Parteispitze gegenüber den antikapitalistisch eingestellten Parteimit- 
gliedern (von den Wählern ganz zu schweigen), sondern die tagtägliche Lebenserfahrung 
eben dieser Massen führen zum »Godesberger Programm«. Nicht zuletzt wird der Partei 
auch eine solche programmatische Veränderung durch die Wahlerfolge des in den 50er Jah: 
ren noch festgefügten Bürgerblocks von CDU, FDP, DP und BHE nahegelegt. Dabei pro- 
fitierte dieser Bürgerblock von der innenpolitischen Polarisierung (vgl. Schmollinge/Stöß 
1977), die u.a. auch durch den weiterhin bestehenden programmatischen antikapitalisti- 
schen Reformismus der SPD verfestigt wurde - einer Programmatik, die den Erfahrungen 
der Lohnabhängigen offensichtlich immer weniger gerecht wurde. 

Das Godesberger Programm kann auf ein Theorie- und Politikparadigma zurückgreifen, 
das besonders in der Gewerkschaftsbewegung der Weimarer Republik ausgearbeitet und in 
der Partei seit langem im reformkapitalistischen Flügel vertreten wurde. Im Zentrum die- 
ses Paradigmas (vgl. Müller 1973) steht die (besonders von Hugo Sinzheimer 'vertretene) 
Auffassung, daß beide Hauptklassen der Gesellschaft, Kapital und Arbeit sowohl gemeinsa- 
me wie entgegengesetzte Interessen hätten: Gemeinsam sei beiden Klassen das Interesse an 
der Bewältigung der Produktionsaufgaben, der Steigerung des Nettoprodukts, entgegenge- 
setzt stünden die Interessen beider Klassen bei der Frage der Verteilung des produzierten 
Produkts. Es ist dieses Grundmuster, das in der pluralistischen Staats- und Gesellschafts- 
theorie von der SPD nahestehenden Politikwissenschaftlern (wie z.B. von Ernst Fraenkel) 
reformuliert wird - allerdings jetzt unter Absehung von Klassen: Basiskonsens (»Gemein- 
wohl«) und Konsensbildung durch Interesseninteraktion (vgl. dazu Blanke 1977) als konsti- 
tuierende Faktoren der pluralistischen Gesellschaft lösen das antagonistische Gesellschafts- 
modell ab und liegen dem »Godesberger Programm« zugrunde. Insofern kommt der For- 
derung des Godesberger Programms an die Wirtschaftspolitik, »Vollbeschäftigung (zu) si- 
chern, die volkswirtschaftliche Produktivität (zu) steigern und den allgemeinen Wohlstand 
(zu) erhöhen« (Hergt 1975, 5.44), besondere Bedeutung zu: Denn wird dies durch eine er- 
folgreiche Wirtschaftspolitik erreicht, dann ist natürlich die »Konsensbildung durch Inter- 
esseninteraktion« erleichtert, der Verteilungskonflikt entschärft und die Befriedigung mög- 
lichst vieler Partikularinteressen ohne Gefährdung des Gemeinwohls möglich. 

Allerdings bleibt auch nach dieser Auffassung kapitalistisches Wirtschaftswachstum - da 
über den Markt vermittelt - immer von sektoralen Ungleichgewichten und Fehlallokatio- : 
nen bedroht, partielle Krisen und Konjunkturschwankungen bedrohen daher die Durch- 
setzung des »gemeinsamen Produktionsinteresses«, das »Gemeinwohl«, und damit auch die 
Spielräume für den Verteilungskonflikt. Hier hat nun - nach dem Godesberger Programm, 
noch deutlicher wird dies aber im Grundsatzprogramm des DGB 1963 - der Staat anzuset- 
zen, indem er, angeleitet von der ‘modernen’ makroökonomischen Theorie des Keynesia- 
nismus, durch mittelbare Beeinflussung der Wirtschaft eine vorausschauende Konjunktur- 
politik betreibt: Bei Autonomie der Unternehmen (aufgrund des Privateigentums an Pro- 
duktionsmitteln) soll der Staat die großen Nachfrageströme der Wirtschaft so regulieren, 
daß Wirtschaftswachstum und Vollbeschäftigung gesichert bleiben. In weitergehenden 
Entwürfen des späteren Wirtschaftsministers Schiller wird diese Konzeption direkt auf den 
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Keynesianismus bezogen, wobei auch eine (von den Gewerkschaften noch für machbar 
gehaltene) Umverteilung verworfen wird: Nicht mehr die Anteile am Nettoprodukt oder 
gar - wie in früheren Programmen - die Eigentumsverhältnisse sollen verändert werden, 
sondern durch die Garantie eines steigenden Nettoprodukts mit Hilfe der modernen’ Wirt- 
schaftspolitik soll sich das Einkommen aller bei gleichbleibenden Anteilen erhöhen: Es geht 
darum, »bei richtigem Verhalten aller das reale Einkommen eines jeden und jeder Gruppe 
(zu) steigern, ohne irgend jemanden etwas wegzunehmen« (Schiller 1968, 5.72). Staatliche 
Wirtschaftspolitik und »richtiges« Verhalten der Wirtschaftssubjekte sind nach diesem 
Konzept Voraussetzung für Wirtschaftswachstum und Interessenausgleich, keynesianische 
Nachfragepolitik und »Konzertierte Aktion« von Staat, Kapitalverbänden und Gewerk- 
schaften die Instrumente? 

Der antagonistische Widerspruch von Lohn und Profit ist so aufgelöst in das Nebeneinander 
der funktionellen Einkommensformen der vielen Gruppen und »Wirtschaftssubjekte« in 
der Gesellschaft. Und die »regulative Potenz« des Keynesianismus verbunden mit der kor- 
poratistischen Verhaltenskoordinierung verspricht eine simultane und verstetigende Befrie- 
digung der Interessen der verschiedenen Einkommensbezieher. Auch ökonomisch kann 
sich so die SPD als ‘Volkspartei’ darstellen. 


3. Die SPD an der Regierung: Staatliche Wirtschaftspolitik und Reformpolitik als Vor- 
aussetzung der Erneuerung des gesellschaftlichen Konsenses 


Dieser pragrammatische Entwurf hatte für die SPD dann Aussicht auf Realisierung durch 
die Beteiligung an der Macht, als in der ersten Hälfte der 60er Jahre die bis dahin nahezu 
ungebrochene wirtschaftliche Expansion an konjunkturelle und strukturelle Grenzen stieß 
(vgl. Altvater u.a. 1980, S.84ff.): Gesellschaftliche und ökonomische »Engpässe« wie sinken- 
de Profitraten, Mangel an Arbeitskräften bei steigenden Lohnquoten, Strukturkrisen ein- 
zelner Branchen, Bildungsnotstand, Inflation, Mängel in der industriellen Infrastruktur, 
schließlich 1966/67 die erste Krise mit hohen Arbeitslosenzahlen, konnten von dem über 
diese Krisen zerfallenden Bürgerblock nicht bewältigt werden? Zumal die diesen Block 
führende Partei jede Staatsintervention in die Wirtschaft im Sinne einer antizyklischen 
Konjunkturpolitik strikt ablehnte, darin bereits den ersten Schritt in den »Dirigismus« sah 
und gegenüber der Arbeiterschaft nur das repressive Integrationsmodell einer »Formierten 
"Gesellschaft« formulieren konnte‘ 

Demgegenüber konnte die SPD 1966/67 eine »moderne« Alternative (vgl. Banker 1977, 
5.63) sowohl auf dem Gebiet der Wirtschafts- und Sozialpolitik als auch im Bereich der Bil- 
dungspolitik anbieten, die den bedrohten Basiskonsens - das »Systemvertrauen« -mit Hilfe 
staatlicher Stabilisierungs- und Reformpolitik zu konsolidieren versprach und zudem 
durch die angestrebte staatliche Regulierung der Ökonomie die Konsensbildung durch Inter- 
esseninteraktion erleichtern sollte: 


- Durch die Regulierung der großen volkswirtschaftlichen Nachfrageströme sollten die 
Realisierung des produzierten Warenkapitals gesichert, Profite wie Arbeitsplätze und 
Steuereinnahmen garantiert werden; 

- zugleich sollten die staatlichen Ausgaben gezielt auf Engpässe in der Gesellschaft gelenkt 
werden wie: Bildung, Verkehr, Wohnungsbau; die Instrumente der Planung in Bund 
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und Ländern sollten verfeinert und koordiniert werden (Finanzreform, Bildungspläne, 
Einrichtung eines Konjunkturrats); 

- durch die Reform der Arbeitsmarktgesetze sollte der Veränderung der Nachfrage nach 
Qualifikationen auf dem Arbeitsmarkt durch Förderung von Requalifizierung, Um- 
schulung und Vermittlung entsprochen werden, die angesichts des technologischen 
Wandels eine besondere Bedeutung bekam; 

- nicht nur sollte durch eine Novelle zum Betriebsverfassungsgesetz die Mitbestimmung 
im Betrieb erweitert werden, auch die im Rahmen der Wirtschaftspolitik eingerichtete 
»Konzertierte Aktion« von Staat, Gewerkschaften und Kapitalverbänden versprach den 
Gewerkschaften Einfluß auf die wirtschaftliche Gesamtentwicklung. 


Allerdings ist hier der Zeitraum der »großen Koalition« (1966 - 1969) von dem der seit 1969 
regierenden »kleinen (sozialliberalen) Koalition« zu unterscheiden. Während die »inneren 
Reformen« erst ab 1969 durchgeführt werden (Willi Brandts »mehr Demokratie wagen«), 
werden die unmittelbar kapitalfunktionalen Gesetzesvorhaben, wie das »Stabilitäts- und 
Wachstumsgesetz« und die »Finanzreform« (im Verein mit der Notstandsgesetzgebung!) 
bereits zusammen mit der CDU/CSU in der großen Koalition durchgeführt. Dieses Bünd- 
nis zerbricht aber nicht zuletzt aufgrund der nicht überbrückbaren Gegensätze in der -Au- 
ßenpolitik (worauf hier nicht näher eingegangen werden kann) und an den weitergesteck- 
ten Zielen der SPD in der Reformpolitik - und hier lagen auch die Berührungspunkte mit 
der sich nach 1967 linksliberal profilierenden FDP (wie dies im Freiburger Programm auch 
zum Ausdruck kommt). 

Die Politik der »großen Koalition« war für die nachfolgende Politik der »inneren Refor- 
men« insofern von großer Bedeutung, als die Finanzierung dieser Reformen nicht zuletzt 
mit Hilfe des »modernen Instrumentariums« der Globalsteuerung und Finanzplanung si- 
chergestellt zu sein schien (vgl. Schmidt 1978, S.211). Die Unterschiede der sozialliberalen 
Politik gegenüber der Politik der »großen Koalition« lagen dagegen »in der größeren Ver- 
teilungsintensität, der Häufigkeit der Reformen, der Verteilungsrichtung (zugunsten ge- 
werkschaftlich-städtischen Wählern, mittleren Angestellten und Beamten, Frauen und 
Jungwählern, d. Verf. nach Schmidt 1978), den Politikmaterien (Partizipationsausweitung, 
Eindämmung sozialer Ungleichheit), in der Ergänzung des wirtschaftspolitischen Zielkata- 
logs um die Ziele »gerechte Finkommensverteilungs und »mehr Lebensqualität« sowie 
schließlich in den symbolisch-politischen Komponenten der Reformpolitik...« (Schmidt 
1978, 8.210) 

Zur Erreichung dieser Ziele und überhaupt zum Zwecke der Effektivierung der Reformpo- 
litik »von oben« wird der bis dahin praktizierte »ökonomische Keynesianismus« zu einem 
-in Analogie dazu sogenannten - »politischen Keynesianismus« (vgl. dazu Blanke u.a. 1975, 
S.283ff.) ausgeweitet: Programmplanungen im Bereich des politisch-administrativen Sy- 
stems (die auch institutionelle Veränderungen nach sich zogen) wurden entwickelt bzw. 
ausgebaut, im Zuge der Reformplanungen wurden Entscheidungen zentralisiert und oft 
auch in Gremien ähnlich dem der Konzertierten Aktion verlagert (vgl. etwa die »Konzer- 
tierte Aktion im Gesundheitswesen«, den »Konjunkturrat«, die »Bund-Länder-Kommis- 
sion«). 

Die Politik der Reformen, der Beseitigung gesellschaftspolitischer »Engpässe«, stärkte den 
Konsens nicht nur hinter der Regierungspolitik, sondern überhaupt innerhalb der Gesell- 
schaft: Scheinbar staatlich garantiertes Wirtschaftswachstum’ ermöglichte hohe Profite, ho- 
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he Investitionen und sichere Arbeitsplätze, hohe Löhne und hohe Infrastruktur- und So- 
zialleistungen des Staates, die Bezahlung von langfristig wirkenden Reformen wie die der 
Bildungsreform, Rentenreform, Steuerreform. 

Wirtschaftspolitisch wird dieser Konsens schon zur Zeit der Großen Koalition in der Kon- 
zertierten Aktion institutionalisiert, die nach den Vorstellungen ihres Initiators Schiller ein 
Bündnis zwischen Staat und Tarifparteien darstellen sollte Der Verteilungskonflikt und 
-kompromiß sollte dabei auf das gemeinsame Interesse am Produktionswachstum ex ante 
bezogen werden, d.h.: In der Konzertierten Aktion sollten die Einkommenszuwächse an 
die Akkumulationserfordernisse des Kapitals und nicht an die aktuellen Arbeitsmarktdaten 
angepaßt werden, um so die keynesianische Steuerung auf der Verteilungsebene abzusi- 
chern! Trotz Vollbeschäftigung sollten so die Profit- und Investitionsraten hoch bleiben. 
Diese Steuerung setzte sich ja zum Ziel, über hohe realisierte Profite die Vollbeschäftigung 
zu sichern, was wiederum aufgrund der dann vorherrschenden Arbeitskräfteknappheit zu 
einer systematischen Assymetrie im Verteilungskonflikt zugunsten der Gewerkschaften 
hätte führen können. Die Basis des in der Konzertierten Aktion institutionalisierten Klas- 
senkompromisses war dabei die politische Garantie der Einkommensquellen Kapital und 
Lohnarbeit bzw. der Einkommen Profit und Lohn: durch staatlich induzierte “Versteti- 
gung’ der Nachfrage, der Realisierung von Profit und der Sicherung der Arbeitsplätze und 
Einkommenszuwächse. Sie sollte so die Konsensbildung durch Interesseninteraktion (nicht 
nur der Tarifpartner) erleichtern. 


4. Die Grenzen der sozialdemokratischen Regierungskonzeption: Gesellschaftliche 
Strukturverdnderungen, »Etatismus« und Eigendynamik der Ökonomie 


Der Sozialdemokratie an der Regierung (zunächst in einer großen Koalition mit der 
CDU/CSU, dann ab 1969 in der sozialliberalen Koalition mit der FDP) gelingt es, mit ih- 
rer zielgerichteten Politik gegen gesellschaftliche Engpässe der 60er Jahre einen breiten ge- 
sellschaftlichen Konsens zu stabilisieren, neue Wählerschichten (z.B. katholische Arbeiter, 
kritische Intelligenz, an Gewicht zunehmende Angestelltenschichten) zu gewinnen’ und 
sich selbst als moderne Reformpartei darzustellen, die über den Staat die gesellschaftliche 
Entwicklung reguliert und an die Bedürfnisse einer dynamischen Wirtschaft anpaßt. 

Der Politik kam hier gegenüber gesellschaftlichen Prozessen eine geradezu autonome Rolle 
zu, die durch aktives Eingreifen in die Gesellschaft sozusagen emanzipatorische Prozesse 
»von oben« einleiten und zugleich den Imperativen der (unverändert gebliebenen) ökono- 
mischen »Basis« gerecht werden sollte. Diese etatistische Konzeption (vgl. Gransow/Offe 
1981) wurde als kompatibel mit dem Ziel einer Demokratisierung der Gesellschaft angese- 
hen; mehr noch: die Demokratisierung wurde als eine wesentliche Voraussetzung politi- 
scher Planung (im Sinne der Informations- und Motivationsbeschaffung) angesehen und in 
dieser Weise auch wiederum instrumentalisch gefaßt. 

Eine solche Politik muß - selbst oder gerade dann, wenn sie Erfolg hat - ihre eigenen 
Grundlagen untergraben, weil sie einerseits die Interessenartikulation möglichst breiter 
Kreise der Bevölkerung freisetzen will („mehr Demokratie wagen«), auf der anderen Seite 
die materielle Befriedigung dieser Interessen nur vermittels einer kapital- bzw. akkumula- 
tionsfunktionalen Politik bewerkstelligen kann. Gerade dies Ziel impliziert unter den gege- 
benen Umständen eine Zentralisierung (oder Etatisierung) von Entscheidungen auf zen- 
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tralstaatlicher Ebene, in der Exekutive und in der Staatsbürokratie. Derartige Veränderun- 
gen im politischen System wurden in dem Stabilitäts- und Wachstumsgesetz (das insbeson- 
dere die Zentralisierung von konjunkturpolitischen Entscheidungen vom Parlament auf 
die Exekutive verlagerte (vgl. Agnoli 1967)) und in der Finanzreform deutlich. Die deakt:- 
vierenden Folgen dieses etatistischen Politikansatzes werden für die SPD als Partei von 
Hans See (1976) am Beispiel der Kommunalpolitik illustriert, während Gransow/Offe 
(1981) die »extrem etatistische Variante des Reformismus« in der SPD allgemeiner als akti- 
ven Beitrag zur weiteren Auflösung der politischen Kultur in der Bundesrepublik bezeich- 
nen. 

Allein aus diesen deaktivierenden Resultaten der Reformpolitik heraus (als einer quasi etati- 
stischen Korrektur gesellschaftlicher Machtverhältnisse, vgl. Gransow/Offe 1981) läßt sich 
jedoch vor der Krise 1974/75 eine Gefährdung der Legitimationsgrundlage dieser Politik 
nicht begründen. Schließlich werden ja durch eine keynesianische Nachfragepolitik die 
zentralen materiellen Interessen in der Gesellschaft gleichermajsen befriedigt. Im Gegensatz 
z.B. zur später (nach der Krise 1974/75) konzipierten »aktiven Strukturpolitik« zielte die 
keynesianische Politik nicht den selektiven Eingriff in die Wirtschafts- und Gesellschafts- 
strukturen, sondern die allgemeine Anhebung des Niveaus der Nachfrage und ihre Stabili- 
sierung an. Selbst wenn also die gesellschaftlichen Konsequenzen deaktivierend waren, so 
war damit zunächst lediglich eine eher ideologische Komponente der SPD-Reformpolitik, 
die der Demokratisierung gesellschaftlicher Teilbereiche, inhaltlich betroffen. 

Die keynesianische Politik mußte erst dann zurückgenommen werden, als deutlich wurde, 
daß die Verstetigung der Konjunktur bei hohem Beschäftigungsgrad und Preisstabilität 
wirtschaftspolitisch nicht machbar war. 

Dieses Scheitern an der Eigendynamik der kapitalistischen Ökonomie zeigte sich zunächst 
in inflationären Entwicklungen (die zunächst bequemerweise auf äußerliche Faktoren wie 
den »Ölschock« oder die Lohnerhöhungen 1970 bis 1972 zurückgeführt werden konnten) 
und dann in der Gleichzeitigkeit von Inflation und Krise. 

Die Ursachen dieses Scheiterns sollen hier kurz referiert werden. Voraussetzung keynesia- 
nischer Regulierung auf der »Makroebene« der Ökonomie ist - wie auch in der neolibera- 
len Theorie - auf der »Mikroebene«, der Ebene der einzelnen Unternehmen, das Privatei- 
gentum an Produktionsmitteln. Die staatliche Regulierung gesellschaftlicher Prozesse setzt 
daher nur mittelbar (über die Medien »Geld« und »Rechtssetzungs) an der Struktur der Ge- 
sellschaft an, vorausgesetzt bleiben die Autonomie der Unternehmen (Investitionsfreiheit, 
Rentabilitätskalkül) und die Tarifautonomie. Damit bleibt aber auch - trotz Konzertierter 
Aktion - das Verhalten von Unternehmern wie von Gewerkschaften primär 
marktbezogen®. Auf diesen Ebenen entwickeln sich Tätigkeits- und Systemgrenzen (vgl. 
Blanke u.a. 1975) für die staatliche Politik, die das Modell der Konsenssicherung via Politik 
gefährden’: ' 

a) Die freiwillige lohnpolitische Einbindung in der Konzertierten Aktion, die die Gewerk- 
schaften nach der Krise 1966/67 eingehen, wird von den Unternehmern durch Preis- und 
Produktivitätserhöhungen mit dem Resultat einer Verschiebung der Lohn-Gewinn-Rela- 
tion zu ihren Gunsten unterlaufen. Dies geschieht in einem Zeitraum, in dem die faktische 
Macht der Arbeiter durch die steigenden Beschäftigungszahlen im Aufschwung bis 1970 ge- 
stärkt wird. Die Lohnpolitik der Gewerkschaften wird daher zunächst mit Mitgliederrevol- 
ten und spontanen Streiks (Septemberstreiks 1969) unter Druck gesetzt und muß - wollen 
die Gewerkschaften das Monopol auf tariflicher Auseinandersetzung mit dem Kapital be- 
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wahren - mit hohen Lohnabschlüssen nachziehen, die 1970 - 1972 die höchsten Lohnzu- 
nahmen in der Geschichte der Bundesrepublik bringen. 

b) Die politisch angezielte Verstetigung der Konjunktur bei Preisstabilität und Vollbeschäf- 
tigung erweist sich auch bei Anwendung des »modernsten wirtschaftspolitischen Instrü- 
mentariums der Welt« (so der damalige SPD-Wirtschaftsexperte Ehrenberg) als Illusion: 
Einmal lassen sich die staatlichen Ausgabenansätze aufgrund der spezifischen Aufgaben des 
Staates nicht unbegrenzt antizyklisch manipulieren; auch führt diese Aufgabenstellung zu 
Verschiebungen innerhalb der Branchenstruktur (etwa zugunsten der Bauindustrie), die zu 
Lasten der Produktivitätsentwicklung der Gesamtindustrie gehen. Zum anderen kann der 
Staat über seine Ausgabenpolitik nur das monetäre Niveau der Nachfrage beeinflussen und 
hat nur indirekt einen Einfluß auf das zyklische Schwanken von Profitraten und Investitio- 
nen. 

Die staatliche Ausgabenpolitik kann so zwar eine zyklische Krise aufschieben - um den 
Preis der Finanzierung inflationärer Prozesse und der Akkumulation von Staatsschuld -, 
nicht aber die Krise verhindern: Profitratenfall, Inflation und Krise 1973 - 1975 zeigen an, 
daß nur über eine Restrukturierungskrise mit Pleiten, Arbeitslosigkeit, Lohnsenkungen, 
»Sanierung« des Staatshaushalts die unter den gegebenen gesellschaftlichen Strukturen 
»richtigen« ökonomischen Proportionen wiederhergestellt werden können - nicht zuletzt, 
um international die Stellung des westdeutschen Kapitals halten zu können!®, Mit dieser 
Entwicklung zerbricht aber die Basis des keynesianischen Klassenkompromisses. 

c) Gerade in dem Zeitraum des zyklischen Abschwungs und der Krise 1973 - 1975 und da- 
durch sinkenden Steuereinnahmen wirken sich aber auch die »inneren Reformen« als wach- 
sende finanzielle Belastung des Staatshaushaltes aus. Besonders im Bereich der Bildungs- 
und Sozialpolitik gingen diese Reformen einher mit einer Ausweitung der staatlichen Be- 
schäftigung; diese personellen Ausgaben sind aber damit festgeschrieben und - soweit Plan- 
stellen - nicht ohne weiteres der jeweiligen Haushaltslage anzupassen. Bei krisenbedingtem 
Einnahmeausfall bei den Steuern sind diese Ausgabensteigerungen nur noch über eine 
wachsende Staatsverschuldung zu finanzieren: Damit geht aber nicht nur die Finanzierung 
inflationärer Prozesse einher, sondern es werden auch die geldpolitischen Möglichkeiten 
aufgrund des Einflusses auf das Zinsniveau eingeengt. In den Stabilitätsmaßnahmen 1973 
und 1975 (Haushaltsstrukturgesetz) werden die Ausgabenansätze wichtiger Reformschwer- 
punkte (z.B. im Bildungs- und Gesundheitsbereich) so gekürzt, daß auch der »soziale Kon- 
sum« der Lohnabhängigen eingeschränkt wird. Entgegen der in den »SPD-Orientierungs- 
rahmen« angezielten Ausweitung des Staatsanteils wird jetzt versucht, den Anteil des Staa- 
tes am Sozialprodukt einzuschränken. 

Durch Inflation und Krise werden so in der Mitte der 70er Jahre nicht nur »Restriktionen 
politischer Planung« deutlich; es wird überhaupt die Möglichkeit der staatlichen Planung 
und Regulierung ökonomischer und gesellschaftlicher Prozesse in der kapitalistischen Ge- 
sellschaft in Frage gestellt.!! Gerade weil die sozialdemokratische Regierungspolitik die 
grundlegenden Strukturen der kapitalistischen Ökonomie nicht verändern, sondern effek- 
tivieren will (dies drückt besonders deutlich Schiller in seinen diversen Veröffentlichungen 
aus), bleibt sie Gefangene der diesen Strukturen inhärenten Dynamik. Damit zerbricht 
aber ihr Konzept der Konsensbeschaffung, weil auch dieser Konsens primär vorpolitisch 
begründet ist.!? Ungebrochen marktbezogenes politisches Handeln erscheint angesichts 
dieser Erfahrungen als einzig sinvolle, rationale Politik - und Theorie. Die Sozialdemokra- 
tie ist mit dem Problem konfrontiert, daß sie - will sie Wirtschaftswachstum als Basis eines 
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relativ konfliktfreien Verteilungsprozesses aufrechterhalten bzw. wiederherstellen - den 
angestrebten breiten gesellschaftlichen Konsens aufgeben und versuchen muß, eine neue 
Basis jenseits des keynesianischen Klassenkompromiß zu finden. 


5. Ende des programmatischen Keynesianismus in der Krise 1975 - Krisenverarbeitung 
und gesellschaftliche Stabilität in der Stagnation 


Der Entwurf eines keynesianisch vermittelten Klassenkompromisses zerbricht Mitte der 
70er Jahre aufgrund der immanent ökonomischen Dynamik der kapitalistischen Struktu- 
ren - und nicht aufgrund eines politischen Bruchs des Kapitals mit Gewerkschaften und 
SPD-Regierung (wie dies z.B. die auch in der Bundesrepublik verbreitete These Michael 
Kaleckis vom »political-business-cycle« nahelegen würde!?). Zwar erfolgt schon relativ früh 
(seit 1971) in der »herrschenden Lehre« innerhalb der Wirtschaftswissenschaften ein Um- 
schwung vom kurzfristig vorherrschenden Keynesianismus zurück zu Neoliberalismus 
bzw. Monetarismus. Aber erst über die Entwicklung von Inflation und Krise, der »Stagfla- 
tions, schwenkt auch der »politische Arm« der Unternehmerschaft in der sozialliberalen 
Regierung - die FDP - auf einen Austerity-Kurs um. Wichtiger ist hier wohl die Absicht 
auch der Sozialdemokratie zu werten, durch Stabilisierungsprogramme die Inflationsrate 
niedrig und damit die internationale Wettbewerbsfähigkeit des westdeutschen Kapitals 
hoch zu halten; die Prosperität des Kapitals wird weiterhin (auch unter den veränderten 
Bedingungen) als Hebel zur Lösung der mit Krise und Arbeitslosigkeit entstehenden sozia- 
len Probleme gesehen. 

Das korporatistische Bündnis der Konzertierten Aktion existiert mit dem Scheitern der 
keynesianischen Wirtschaftspolitik nur noch als leere Hülse: Zwar bleiben die Gewerkschaf- 
ten noch bis zur Klage der Kapitalverbände gegen die »erweiterte Mitbestimmung« beim 
Bundesverfassungsgericht 1977 in der Konzertierten Aktion. Eine faktische Bedeutung hat 
diese Institution aber nicht mehr - nicht zuletzt deshalb, weil - wie der Sachverständigenrat 
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung hervorhebt - angesichts der 
schnell steigenden Arbeitslosenzahlen Verhältnisse auf dem Arbeitsmarkt vorherrschen, 
die einen äußeren Druck auf den Arbeitslohn durch Einkommenspolitik obsolet erschei- 
nen lassen. Und weil jetzt die Konzertierte Aktion wohl eher als eine mögliche Verteidi- 
gungslinie der Gewerkschaften gegen Lohnsenkungen gefürchtet wird. Die Kompromiß- 
bildung zwischen Lohnarbeit und Kapital wird so in erster Linie wieder marktvermitielt - 
mit dem Resultat einer Umverteilung zugunsten des Kapitals (1976). 

Daß sich die Sozialdemokratie trotz Krise und Massenarbeitslosigkeit in den Wahlen 1976 
in der Regierung halten kann, hängt eng zusammen mit der spezifischen Krisenerfahrung 
und Krisenverarbeitung bei den einzelnen Betroffenen. Zunächst einmal sind weder die 
SPD noch die Gewerkschaften durch die Krise im Kern ihrer Mitgliederschaft bzw. ihrer 
Wählerklientel getroffen. Zwar schwenken besonders un- und angelernte katholische Ar- 
beiter in den Wahlen 1976 zurück zur CDU/CSU, die Stammwählerschaft, die der SPD 
in die Regierung verhalf, blieb der Partei aber erhalten, nicht zuletzt deshalb, weil sie auch 
nicht von der Krise betroffen war: Denn dieser Kern bleibt durch die spezifische Selektion 
von Krisenbetroffenheit und -erfahrungen verschont; betroffen sind zu allererst »Rand- 
gruppen« der Arbeiterschaft (un- und angelernte Arbeiter, darunter besonders Frauen, 
Ausländer, Jugendliche). Durch die betriebliche Personalpolitik wird die Belegschaft in 
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Kern- und Randbelegschaft gespalten; regionale Arbeitsmärkte werden unterschiedlich von 
der Arbeitslosigkeit getroffen; in die Randbelegschaften und in die Arbeitslosigkeit werden 
besonders konfliktznfähige Teile der Arbeiterschaft (wie teilzeitbeschäftigte Frauen und 
von der Ausländerbehörde abhängige Ausländer) gedrängt. Auch wenn die Arbeitslosen 
(noch) vom »Netz der sozialen Sicherheit« des Sozialstates aufgefangen werden, müssen sie 
ihr Schicksal individuell verarbeiten und reagieren daher vorrangig resignativ denn kon- 
fliktbereit - zumal ein kollektiver Widerstand von den Arbeitslosen getrennt von den Be- 
schäftigten keine Perspektive hat. Aber auch bei den weiterhin beschäftigen Arbeitern, die 
Lohnkürzungen, Dequalifizierungen (Abgruppierungen innerhalb der Lohngruppen) und 
eine erhöhte Intensität der Arbeit angesichts des Arbeitslosenheeres vor den Betriebstoren 
hinnehmen, erfolgt die Kriseninterpretation eher individuell und auf die einzelwirtschaftli- 
che Rationalität des Unternehmens bezogen (» ... die Nachfrage nach den Produkten ‘unse- 
res’ Betriebes hat nachgelassen ...«, » ... die Konkurrenz ‘erzwingt’ Rationalisierungen ...«, 
»... die Entlassungen treffen nur die Faulen, Leistungsschwachen, Unzuverlässigen ...«). Die- 
ses Interpretationsmuster - das von gewerkschaftlichen Erklärungen der Krise (z.B. als Re- 
sultat von Mißmanagement) eher gestützt wird - knüpft an die Erfahrung in der ökonomi- 
schen Prosperität an, in der sich die Arbeiter einen hohen Lebensstandard sichern konn- 
ten, weil die Kapitale genügend Profite machten. Die Krisenursachen bleiben so exogene 
Faktoren, oder aber die Krise wird als notwendiges, schicksalhaftes Durchgangsstadium be- 
griffen, deren Folgen man individuell am ehesten durch mehr Leistung in der Arbeit ent- 
kommt.' Diese individuelle Krisenverarbeitung setzt dabei zugleich die Konkurrenz in- 
nerhalb der Arbeiterschaft frei und erschwert oder verhindert sogar eine kollektive Krisen- 
bewältigung, zumal auch die Gewerkschaften keine kollektive Kriseninterpretationen an- 
bieten, außer jener, daß sich das Kapital des gemeinsamen Produktionsinteresses von Un- 
ternehmern und Arbeitern bewußt werden und Produktivität und Produktion erhöhen 
soll - durch Modernisierung der Produktion. 

Bezogen auf unsere Ausgangsfragestellung heißt dies, daß der FBasklkonainen in der Gesell- 
schaft nicht wesentlich erschüttert wird, weil ja die Ursachen der Krise aufgrund der Kri- 
seninterpretation und -verarbeitung als exogene »schicksalhafte« Einflüsse des Weltmarkts 
oder aber als kurzfristige »naturnotwendige« Stabilisierungsprozesse »dingfest« gemacht 
werden, nicht aber als systemimmanent notwendige. Auch die »Konsensbildung durch Inter- 
esseninteraktion« ist für den gesellschaftlichen Kern noch nicht beeinträchtigt; insbesondere 
können die beschäftigten Stammbelegschaften ihr Realeinkommen noch halten und im fol- 
genden Aufschwung sogar noch verbessern. 

Der Preis für diese konsensuale Basis ist aber die Ausgrenzung (vgl. dazu Esser u.a. 1980) 
der von Arbeitslosigkeit und Beschäftigungsunsicherheit Betroffenen. Die Basis der Kon- 
sensbildung bleibt weiterhin das (erhoffte) Wirtschaftswachstum - allerdings ohne explizi- 
tes Vertrauen in eine Nachfragepolitik des Staates: Strukturpolitik, Sparhaushalte und Pro- 
tektionismus umreißen schlagwortartig die Bandbreite der jetzt in den Staat gesetzten Er- 
wartungen. 


6. »Modernisierung der Volkswirtschaft« und Sanierung des Staatshaushalts - Die Krise 
als Chance für eine neue Politik und einen ernenerten Konsens? 


Das Scheitern des Keynesianismus als »politischem Prinzip« (Vobruba 1979) heißt nicht, 
daß die sozialliberale Koalition zu einer monetaristischen Austerity-Politik & la Thatcher 
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oder Reagan greift; Ansatzpunkt der »post-keynestanischen« Politik ist vielmehr eine Mi- 
schung aus rechts-keynisianischer Subventionierung der Investionen (z.B. im Investionshilfe- 
programm 1974/75), einer (besonders von der FDP forcierten) Politik der Haushaltssanie- 
rung und Verringerung des Staatsanteils und einer angebotsorientierten Modernisierungspoli- 
tik, durch die die Wirkungen der Krise (Restrukturierung von Produktion und Märkten) 
bewußt sektoral unterstützt werden sollen (vgl. Scharpf/Hauff 1975). 

Die Modernisierungspolitik ist insofern »marktvermittelt», als sie die sich über die Märkte 
durchsetzenden Restrukturierungsprozesse bewußt beschleunigen soll, Innovationsprozesse 
unterstützt, aber auch das Schrumpfen von wettbewerbsschwachen Branchen nicht durch 
Erhaltungssubventionen aufhalten will. Zumindest steht dieses Konzept hinter dem 
Schlagwort einer »Politik des aktiven Strukturwandels« (vgl. Scharpf/Hauff 1975). Die Kri- 
se wird hier als Chance einer Modernisierungspolitik begriffen, die bewußt die Restruktu- 
rierungsprozesse unterstützt, um dadurch über Wettbewerbsvorteile auf dem Weltmarkt 
wieder zu einer beschleunigten Akkumulation und zur Auflösung des Arbeitslosenheeres 
zu gelangen. 

Diese Modernisierungspolitik wird überlagert von dem Versuch, über Einschränkung der 
Sozialausgaben die Steuerbelastung bzw. Zinsbelastung der Profite zu verringern. Schwer- 
punkte der Kürzungen sind dabei einmal die Sozialausgaben für jenen Randbereich der Ge- 
sellschaft, der durch die betriebliche Personalplanung und die Strukturen der Teilarbeits- 
märkte schon besonders hart betroffen ist (die sogenannten »Problemgruppen« der Ar- 
beitslosen), darüber hinaus das Gesundheitswesen (hier werden über höhere Selbstbeteili- 
gung an den Krankheitskosten besonders die Bezieher niedriger Einkommen und die Rent- 
ner betroffen) und der Bildungsbereich (in dem durch den Abbau von Stipendien die Chan- 
cengleichheit stark beeinträchtigt wird). In der Haushaltssanierung setzt sich so die Ten- 
denz einer Umverteilung der »Kosten« der Krise auf die konfliktschwachen, unterprivile- 
gierten, marginalisierten Gesellschaftsmitglieder fort. Zugleich werden wesentliche Refor- 
men der sozialliberalen Regierung Anfang der 70er Jahre - die auf mehr Chancengleichheit, 
mehr soziale Sicherheit hinausliefen - zu Beginn der 80er Jahre teilweise zurückgenommen. 
Sowohl diese Sparmaßnahmen als auch die Entwicklungen auf dem Arbeitsmarkt zeigen, 
daß Krise und anhaltende Massenarbeitslosigkeit besonders konflikischwache, marginalisier- 
te Teile der Gesellschaft trifft. Das Dilemma der Sozialdemokratie besteht nun darin, daß 
die von ihr favorisierte Modernisierungspolitik, die über die Erhöhung der Produktivität die 
Konkurrenzfähigkeit des deutschen Kapitals auf dem Weltmarkt stärken und dadurch wie- 
der zur Vollbeschäftigung führen soll, zunächst geradewegs entgegengesetzte Wirkungen 
nach sich zieht: Die Erhöhung der Produktivität über neue Technologien geht bei stagnie- . 
renden Märkten einher mit dem Abbau von Arbeitsplätzen und der Dequalifikation von Ar- 
beitskraft, die aber jetzt auch Teile der Facharbeiterschaft trifft, auf die die SPD setzt! Ange- 
sichts der veränderten ökonomischen Verhältnisse (steigende Zusammensetzung des Kapi- 
tals, Stagnation auf dem Weltmarkt) kehrt sich jetzt ab Mitte der 70er Jahre nämlich die bis- 
herige Kompromißformel zwischen Lohnarbeit und Kapital: »mehr Gewinne = mehr Ar- 
beitsplätze und größerer Verteilungsspielraum« zn; wenn - trotz sinkender Rentabilitäten 
- überhaupt investiert wird, dann, um Arbeitsplätze und hohe Lohnkosten einzusparen, 
»mehr Gewinne« = »weniger Arbeitsplätzel«. 

Darüber hinaus muß die Modernisierungspolitik des Staates - will sie effektiv sein - die 
Wachstumsbranchen mit guten Exportchancen auf dem Weltmarkt bevorzugen, sie be- 
nachteiligt so notwendigerweise die Gewerkschaften in den strukturschwachen Branchen 
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und verstärkt so die in der Stagnationsphase sowieso vorherrschenden korporatistischen 
Tendenzen in den Gewerkschaften." 

Diese zersetzenden Tendenzen der Modernisierungspolitik, (die im übrigen zunächst als 
Politik der Rationalisierung und der Produktivitätserhöhung sowieso von den einzelnen 
Kapitalen in der Stagnationsphase durchgeführt wird!) können an einzelnen Modernisie- 
rungsengpässen verdeutlicht werden: 

- Ein Hebel zur Förderung des Modernisierungsprozesses soll z.B. die staatliche Bevorzu- 
gung der Forschung und Entwicklung auf dem Gebiet der Mikroprozessoren (Halbleiter- 
technologien) sein. Gerade diese Technologie, die besonders der japanischen Konkurrenz 
einen Vorsprung auf dem Weltmarkt verschafft hat, zielt aber auf die Facharbeiterberufe 
der Hochlohngruppen, die bislang von den Krisenfolgen zumindest im Bereich der IG-Me- 
tall weitgehend verschont blieben. 

- Ein neuer expandierender Markt wird besonders von den neuen Kommunikationstechno- 
logien erwartet. Diese Technologien, wie Bildschirmgeräte, Kabelfernsehen etc. bedrohen 
aber nicht nur die Arbeitsplätze in den Verwaltungen, sondern eröffnen auch den schon 
jetzt den Zeitungsmarkt beherrschenden Kapitalen bislang noch gar nicht abzuschätzende 
Möglichkeiten im Bereich der Nachrichten- und Unterhaltungsindustrie und der Manipu- 
lation großer Bevölkerungsschichten; ihre Wirkungen stehen diametral den Zielen z.B. der 
sozialdemokratischen Bildungsreform entgegen. 

- Voraussetzung des weiteren Wirtschaftswachstums und der Modernisierung ist die Liefe- 
rung kostengünstiger Energie. Hier sollen durch den Schwerpunkt der Energiepolitik auf 
der Kernenergie die Abhängigkeiten vom Erdöl beseitigt werden. Zugleich hat der ver- 
stärkte Ausbau der Energiewirtschaft (nicht nur der Kernenergiewirtschaft!) ökologische 
und gesellschaftliche Folgen (Luft- und Wasserverschmutzung und -verseuchung, unkalku- 
lierbare Risiken der Atomenergie, Entsorgungsprobleme, »Atomstaat«), die die Gesundheit 
und das Leben der Bevölkerung immer mehr bedrohen und gegen die sich ein breiter gesell- 
schaftlicher Widerstand entwickelt. 

Gegenüber diesen, den bisherigen wachstumsbezogenen Konsens weiter zersetzenden Aus- 
wirkungen einer Modernisierungspolitik steht lediglich die Hoffnung, durch eine Exportof- 
fensive auf dem Weltmarkt in der Bundesrepublik wieder eine beschleunigte Akkumula- 
tion mit vermehrter Nachfrage nach Arbeitskräften einleiten zu können. Die Erfolgsbedin- 
gungen dieser Politik liegen aber auf dem Weltmarkt, sie können vom Staat nicht gesetzt 
werden. Und selbst wenn eine solche Politik wieder einen hohen Beschäftigungsstand her- 
stellen könnte (was sehr zweifelhaft ist, vgl. dazu Hoffmann 1977, Kalmbach 1978), sind ih- 
re Konsequenzen: im Inneren Dequalifikationen von Arbeitskräften, Arbeitsintensivie- 
rung, Lohnsenkung, ökologische Belastungen; nach außen eine Verschärfung der interna- 
tionalen Konkurrenz und »Export« der Arbeitslosigkeit in die konkurrenzschwächeren 
Länder. 


7. Perspektiven der Sozialdemokratie 

Die keynesianische Wirtschaftspolitik und die »inneren Reformen« Anfang der 70er Jahre 
erneuerten und stabilisierten den gesellschaftlichen Konsens in der Bundesrepublik, und sie 
führten der SPD neue Wählerschichten besonders aus der katholischen Arbeiterschaft, aus 


Angestelltenschichten und der Intelligenz zu. Die Bewältigung der damals in der Wirt- 
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schafts- Sozial- und Bildungspolitik existierenden gesellschaftlichen Engpässe, die Erweite- 
rung der Mitbestimmung und die Reformen auf dem Gebiet des Rechts - alles dies waren 
Maßnahmen, die mehr Solidarität, mehr Chancengleichheit, mehr soziale Sicherheit, mehr De- 
mokratie anzielten und zugleich funktional auf den kapitalistischen Akkumulationsprozeß 
bezogen waren. Diese Konstellation zerbricht mit der ökonomischen Krise 1974/75 und der 
nachfolgenden anhaltenden Massenarbeitslosigkeit: Die Beibehaltung der bis dahin durchge- 
führten Politik mußte auf Basis der bestehenden gesellschaftlichen Strukturen dysfunktio- 
nal werden. 

Zwar bleibt das Ziel bestehen, über Wirtschaftswachstum den Verteilungsspielraum und 
den finanziellen Spielraum des Staats zu erhalten; nur wirken die neuen politischen Mittel 
zur Erreichung dieses Zieles jetzt in einer Weise, daß der gesellschaftliche Konsens zersetzt 
bzw. auf den »stummen Zwang der ökonomischen Verhältnisses, des Marktes, zurückge- 
worfen wird. Sowohl der einzelwirtschaftliche-rationale Bezug der individuellen Krisenin- 
terpretationen, die Verschärfung des Leistungs- und Konkurrenzdenkens unter den Be- 
schäftigten, als auch die marktorientierte Modernisierungs- und Sparpolitik des Staates wei- 
sen in diese Richtung. Eine funktional auf den Akkumulationsprozeß bezogene Politik, 
mit dem Ziel, über Wirtschaftswachstum durch eine verbesserte Konkurrenzposition auf 
dem Weltmarkt Verteilungsspielräume und Finanzierungsspielräume des Staats zu erhal- 
ten, heißt daher nach der Krise 1974/75 weniger Solidarität, weniger Chancengleichheit, es 
heißt auch weniger Mitbestimmung und weniger Demokratie (da »mehr Markt«), und es heißt 
auch mehr Polizeistaat, da die sozialen Konflikte am Rande der Gesellschaft nicht mehr 
durch soziale Reformmaßnahmen, sondern immer mehr kriminaltechnisch mit Hilfe von 
Polizei und Strafrecht bewältigt werden müssen. 

Vorerst - das wurde bereits hervorgehoben - kann diese Politik sich nicht nur auf einzelne 
Kapitalgruppen, sondern auch auf den Kern der Arbeiterschaft stützen, was durch dessen 
Krisenerfahrung und Kriseninterpretation unterstützt wird. Dieser erneuerte, marktver- 
mittelte Konsens, aus dem bereits die größtenteils atomisierten Randschichten der Gesell- 
schaft ausgegrenzt sind, wird solange stabil bleiben, solange der ihn mit tragende Kern der 
Arbeiterschaft noch nicht von den Restrukturierungs- und Modernisierungsprozessen ge- 
troffen wird. Dort, wo auch die Facharbeiterschaft schon von Rationalisierungsmaßnah- 
men erfaßt wurde (z.B. im Bereich der IG-Druck und Papier und im Stahlsektor), haben 
sich schon verschärfte, gewerkschaftlich geführte Auseinandersetzungen als eine mögliche 
Zukunftsperspektive angedeutet. Allerdings mündeten solche Auseinandersetzungen bis- 
lang eher in korporatistische Formen der gemeinsamen Krisenbewältigung auf der Ebene 
der einzelnen Branchen zum Zwecke der sozialen »Abfederung« der Krisenfolgen für die 
einzelnen Betroffenen. Inwieweit aber solche »Krisenkartelle« zwischen Branchenkapita- 
len und Branchengewerkschaften auch in Zukunft sich entwickeln, dürfte nicht zuletzt da- 
von abhängen, ob die Vertreter des Kapitals sich in diesen Kartellen überhaupt noch einfin- 
den. 

Die Stabilität des markt- und krisenvermittelten gesellschaftlichen Konsenses für die näch- 
ste Zukunft zu unterstellen, heißt aber nicht unbedingt, die Stabilität der Wählerkoalition 
und damit des Konsenses hinter der SPD-Regierungspolitik zu unterstellen! 

Dies aus mehreren Gründen: 

a) Die Modernisierungs- und Sparpolitik kann von der SPD als Reformpartei nur gebro- 
chen durchgeführt werden. Zur Zeit weicht sie aus Gründen der Erhaltung der soziallibera- 
len Koalition und damit aus Gründen der Machterhaltung zurück: Um an der Macht zu 
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bleiben, gibt sie - z.B. in der Sozialpolitik - die inhaltliche Substanz dieser Macht stück wei- 
se auf.® Bislang wurden dadurch noch nicht der Kern der Arbeiterschaft, sondern eher 
konfliktunfähige Randgruppen getroffen. Allerdings wirken diese Maßnahmen auch in die- 
sen Kern hinein: Kürzungen des Kindergeldes, der Ausbildungsförderung, Kostenerhöhun- . 
gen im Gesundheitswesen; nicht zuletzt der Druck des Arbeitslosenheeres auf die Tarifver- 
handlungen oder der Wegfall der Beschäftigung von einzelnen Familienmitgliedern der Ar- 
beiterfamilien greifen insgesamt den Lebensstandard auch dieses Kerns an. Will die SPD 
aber z.B..durch Beschäftigungsprogramme und Erhöhung der Sozialleistungen hier Abhilfe 
schaffen, riskiert sie eine Re-Etablierung des Bürgerblocks von CDU/CSU und FDP. 
Auch wehrt sich die FDP gegen eine konsequente Modernisierungspolitik durch den Staat, 
weil dies ihrer Meinung nach bereits dirigistische Züge tragen müßte - und geht auch in 
diesem Punkt mit der radikalen Marktorientierung der CDU/CSU konform. 

b) Gegenüber dieser Ambivalenz der Sozialdemokratie an der Regierung kann die 
CDU/CSU und in der Regierung die FDP offen an die Marktrationalität anknüpfen und 
eine angebotsorientierte, gewinnfördernde Wirtschafts- und Sozialpolitik als Heilmittel aus 
der Arbeitslosigkeit propagieren. In diesem Zusammenhang können diese Parteien dann 
den Abbau der Staatsverschuldung als Voraussetzung einer ökonomischen Erholung for- 
dern. Nicht nur beim Großkapital, sondern gerade bei großen Teilen des Mittelstandes (der 
besonders von der Erhöhung der Steuern, der Zinsen und der Sozialkosten betroffen ist) 
findet diese Argumentation Gehör. Aber auch bei Teilen der Arbeiterschaft - besonders den 
Facharbeitern - findet diese marktorientierte Politik Anhänger, denn gerade die hier vor- 
herrschende einzelwirtschaftliche Interpretation makroökonomischer Prozesse muß staat- 
liche Gewinnförderung als eine mögliche Krisenpolitik akzeptieren und die Staatsverschul- 
dung als individuelle Bedrohung für die Zukunft begreifen. Und auch die Betonung der 
Leistungsgesellschaft, die Forderung nach Rückkehr zu »mehr Leistungs, die Diffamierung 
der sozialen Ausgaben als »Belohnung der Faulen«, verstärkt die Vorurteile gerade höherer, 
leistungsbewußßter Arbeiterschichten gegenüber dem sozialdemokratischen Sozialstaat. 

c) Auch die exportorientierten Wachstumskapitale, die eine wesentliche Stütze des keynesia- 
nischen Klassenkompromisses und der sozialliberalen Koalition nach 1969 darstellten, se- 
hen sich offensichtlich nur noch in der FDP-Politik innerhalb der Regierung repräsentiert. 
d) Eine aufgrund der Bedrohung durch die Krise verstärkte Bindung von Arbeitern an die 
Gewerkschaft geht offensichtlich nicht mehr einher mit einer verstärkten Bindung an die 
SPD, zumal die Gewerkschaften selbst sich immer mehr von der SPD enttäuscht sehen und 
sich auf ihre »autonome Kraft« besinnen. 

e) Große Teile der »kritischen Intelligenz«, die nach der Studentenbewegung 1967 - 1969 in 
die SPD gegangen sind bzw. diese Partei gewählt haben, sehen sich in der bloßen Verwal- 
tung von Krisenfolgen durch die SPD nicht mehr repräsentiert und sind in ihrer Arbeit 
durch die Kürzungen im Sozial- und Bildungsbereich besonders stark getroffen. Das Glei- 
che gilt für von diesen Kürzungen und von der Arbeitslosigkeit besonders betroffene Ju- 
gendliche, die ihre eigene Zukunft durch die »Leistungsgesellschaft« und die ökologischen 
Folgen des Wirtschaftswachstums bedroht sehen. Beide Gruppierungen bilden auch den 
Kern der zunächst punktuell sich entwickelnden, inzwischen aber in alternativen Parteien 
sich formierenden sozialen und ökologischen Protestbewegung. 

Aufgrund der veränderten gesellschaftlichen (besonders der veränderten ökonomischen) 
Verhältnisse kann einerseits die bisherige SPD-Politik nicht unverändert weitergeführt 
werden, andererseits müssen die (struktur- und stabilitätspolitischen) Versuche, den Vertei- 
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lungsspielraum via Wirtschaftswachstum zu erhalten, das gesellschaftliche Bündnis hinter 
der SPD-Politik zersetzen! Damit aber verliert auch die Politik des Krisenmanagements po- 
litisch ihre Basis. " 


8. Gibt es einen Weg jenseits des Teufelkreises von kapitalistischem Wirtschaftswachs- 
tum und Konsensverfall? 


Gerade das zuletzt genannte Problem einer weiteren Belastbarkeit der Ökologie durch das 
- den gesellschaftlichen Konsens noch tragende - Wirtschaftswachstum wirft überhaupt die 
Frage nach dem System der gesellschaftlichen Reproduktion auf, nach seinem Ziel. 

‘ Dieses Wirtschaftswachstum wird von der SPD nach Godesberg nicht mehr problemati- 

siert: nicht das »Was?«, »Wie?« und »Für wen produzieren?« steht zur Diskussion (um eine 
griffige Formulierung Bruno Trentins aufzunehmen), sondern die Frage nach dem »Wie- 
viel?«. Dieses Lösungsmodell für die sozialdemokratische (und gewerkschaftliche) Politik 
wird aber heute nicht nur durch die Widersprüche zm kapitalistischen Akkumulationspro- 
zeß in Frage gestellt, weil die Verwertung des Kapitals und nicht das Lebens- und Arbeits- 
bedürfnis der Menschen Maßstab dieses Wachstums ist. Es wird auch dadurch fragwürdig, 
weil der kapitalistische Akkumulationsprozeß an sich maßlos ist, der Gebrauchswert ihm 
dabei nur Mittel zum Zweck der Profitproduktion. Die Vernutzung oder gar die Vernich- 
tung der äußeren und inneren Natur des Menschen sind daher eine Konsequenz dieses Pro- 
zesses.!? Diese Konsequenzen für die einzelnen Individuen und die gesellschaftliche Repro- 
duktion insgesamt konnten lange von der Arbeiterbewegung vernachlässigt werden, solan- 
ge einerseits strategisch das Ziel der Revolution (wenn auch nur als Chimäre) beibehalten 
wurde, und andererseits diese Schäden (z.B. an der Gesundheit des Arbeiters) über mehr 
Lohn monetär kompensiert werden konnten. Der Gebrauchswertaspekt der Produktion, 
der in den ersten Programmen der Arbeiterbewegung noch eine große Rolle gespielt hat, 
ist dementsprechend immer mehr gegenüber dem monetären Verteilungsaspekt zurückge- 
treten. In dieser Sichtweise ist es nur konsequent, wenn man ein »gemeinsames Produk- 
tionsinterese« von Lohnarbeit und Kapital ausmacht, das den monetären Verteilungsspiel- 
raum erhalten soll. So gesehen ist die Produktion von Kernenergie, Mikroprozessoren, 
Panzern und Traktoren gleichermaßen für das Kapital Mittel der Profitproduktion wie für 
die Arbeiter Mittel des Lebenserhalts durch Arbeitsplatz und Lohn; ein Widerstand z.B. ge- 
gen die Produktion von Kernenergie und Panzern ist dann nur moralisch und gegen die in 
diesen Industrien beschäftigten Arbeiter zu begründen. 
In der Auseinandersetzung um Arbeitsbedingungen und Arbeitsgeschwindigkeiten sind die 
Gewerkschaften mit analogen Problemen konfrontiert. Ihre Politik ist traditionell auf mo- 
netäre Kompensationen für erhöhte Arbeitsbelastungen, Schichtarbeit, erhöhten Gesund- 
heitsverschleiß etc. ausgerichtet. Auch diese Politik hängt notwendigerweise von einem 
kontinuierlichen wirtschaftlichen Wachstum ab, durch das entsprechende monetäre Ver- 
teilungsspielräume ermöglicht werden. Diese Gewerkschaftspolitik, die von der Sozialde- 
mokratie auch politisch unterstützt wird, gerät aber in dem Maße auch bei den eigenen 
Mitgliedern in Zweifel, in dem einerseits sowohl innerbetrieblich wie in der Freizeit die 
monetären Entlohnungen den jaktischen Verlust, sich zu regenerieren, immer weniger 
kompensieren können (vgl. auch Heinze u.a. 1981) und andererseits die monetären Vertei- 
lungsspielräume auch nicht mehr vorhanden sind. 
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In der Politik gegen sich verschlechternde Arbeitsbedingungen, den wachsenden Gesund- 
heitsverschleiß z.B. durch Schichtarbeit, deutet sich bereits seit Beginn der 70er Jahre eine 
Wende der Gewerkschaftspolitik an, wenn nicht mehr nur die monetäre Kompensation 
des Verschleißes, sondern die Rücknahme der Ursachen der steigenden Belastungen und die 
Kontrolle der Arbeitsbedingungen angestrebt werden - eine Politik, die durch die ökono- 
mische Krise Rückschläge zu verzeichnen hatte. 

Außerbetrieblich wird die Problematik der Vernichtung von Lebenschancen durch das ka- 
pitalistische Wachstum z.Z. gegen Gewerkschaften und Sozialdemokratie in den »neuen so- 
zialen Bwegungen« und »alternativen Parteien« formuliert, während die Sozialdemokratie 
auf den Konsens zwischen Kernarbeiterschaft und Wachstumskapitalen setzt und diesen 
Konsens sogar gegen die ökologischen Protestgruppen mobilisiert. Daß diese Politik 
durchaus im Einklang mit dem Kern ihrer Wählerschaft steht, war oben schon erwähnt. 
Angesichts der Zersetzung dieses Kerns durch die Wirkungen des kapitalistischen Akku- 
mulationsprozesses, der Sparhaushalte und der Modernisierungspolitik, und angesichts der 
konsequent auf Marktzwänge bezogenen politischen Alternative der CDU/CSU erscheint 
es mir - im Gegensatz zu den Thesen Richard Löwenthals (1981) - sehr fraglich, ob dieses 
Wählerpotential ausreicht, um an der Macht zu bleiben. Denn eine sozialdemokratische 
Politik, die ihre historische Perspektive nur noch in der Modernisierung des kapitalisti- 
schen Reproduktionsprozesses zu sehen vermag, begibt sich der Möglichkeit, einen neuen 
gesellschaftlichen Konsens gegen Kapitalinteressen und konservative Parteien neu zu be- 
gründen. 

Die Perspektiven der Sozialdemokratie werden durch einen programmatischen und politi- 
schen Bezug auf die Interessen der Industriearbeiter kaum besser, sofern die gesellschaftli- 
che Form der »Industriegesellschaft« - von der Löwenthal nur in dieser neutralen Weise 
spricht - nicht thematisiert wird. Denn unter den gegebenen Umständen wird die materiel- 
le Situation der Industriearbeiter eher von den immanenten Tendenzen dieser »arbeitsteili- 
gen Industriegesellschaft« bedroht als von den »Aussteigern« und den »Alternativen«. Ei- 
ne Perspektive könnte die deutliche Aufnahme der Interessen der Industriearbeiter für die 
SPD nur dann erbringen, wenn dies (wie M. Schumann - gegenüber der Gewerkschaftspoli- 
tik - betont) einherginge mit einer Kriseninterpretation und Krisenpolitik, die die Ursa- 
chen der Krise als kapitalistische nicht verschweigt. Sonst wird ihr Scheitern gegenüber der 
kapitalistischen Eigendynamik von den Arbeitern doch wieder nur als »falsche Politik« 
bzw. »Über die Verhältnisse gelebt« begriffen, ohne daß Krisen als notwendige Formen der 
Wiederherstellung der Proportionen der gesellschaftlichen Produktion im Kapitalismus be- 
griffen werden: »Daß die SPD bis heute und die Gewerkschaften zu lange darauf verzichtet 
haben, die Krisenentwicklung als Ausdruck kapitalistischer Wirtschaft zu analysieren und 
die Strukturmerkmale des Wirtschaftens systematisch in die Verursachungs- wie Lösungs- 
diskussion einzubeziehen, hat die Gefahr bei den Arbeitern zunächst erhöht, auch konser- 
vative (!) Interpretationsmuster und Lösungsangebote zu akzeptieren«. (Schumann 1979, S. 
159) 

Offensichtlich ist die Sozialdemokratie zumindest zur Zeit nicht in der Lage, eine solche 
Interpretation der Krise zu entwickeln. Statt dessen stellt sie sich - wie in den Wahlkämp- 
fen in Niedersachsen, Hamburg und Hessen - als Partei dar, die Arbeitsplätze schafft - so 
als hätte nicht die ‘verantwortliche’ Regierungspolitik in Bonn diese Möglichkeit seit zehn 
Jahren wahrnehmen können. Mit dieser hilflos politikbezogenen Argumentation, die die 
gesellschaftlichen Ursachen der Krise ausspart, liefert sich die Sozialdemokratie notwendi- 
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gerweise den »Sachzwängen« kapitalistischer Akkumulation aus und legt sich selbst jene 
Tretminen in der öffentlichen Auseinandersetzung mit ihren politischen Gegnern, in die 
sie mit ihrer Wirtschaftspolitik prompt hineinläuft. 

Eine Interpretation der aktuellen Krise und der Massenarbeitslosigkeit als immanent-ka- 
pitalistische Restrukturierung, deren Richtung nur unter Mißachtung der Autonomie der 
Unternehmen revidierbar wäre, müßte also schon die Form der gesellschaftlichen Produk- 
tion politisch zur Diskussion stellen - und sei es, daß zumindest Roß und Reiter genannt 
werden. Real wird z.Zt. der keynesianische Klassenkompromiß nach dem neoliberalen 
Credo »mehr Markt« hin aufgelöst und so das Ende des (ökonomischen wie politischen) 
Keynesianismus eingeläutet. Eine Mehrheitschance hat auf diesem Feld die Sozialdemokra- 
tie, sofern sie nur an der Verteidigung tradierter bzw. in der Zeit der »inneren Reformen« 
verschobenen sozialen Kompromißlinien im vorgegebenen politischen und gesellschaftli- 
chen System festhält, nicht. 

Die Frage ist dann, ob die SPD noch dazu fähig ist, über das »keynesianische Projekt« hin- 
aus zu gehen in eine politische Richtung, die die überkommenen ökonomischen und gesell- 
schaftlichen Strukturen nicht mehr marktmäßig in ihr Recht setzen will, sondern diese 
Strukturen selbst zu verändern trachtet - also tatsächlich aus der Ökonomie ein »Subsy- 
stem« der Politik macht! Eine solche »systemüberwindende« Reformpolitik müßte aller- 
dings auch mit den überkommenen etatistischen Formen der Politik brechen, wie sie oben 
beschrieben wurden, um auf lange Frist eine neue politische Perspektive eröffnen zu kön- 
nen. Auch diese Position, die sich zur Zeit links von der SPD organisatorisch (z.B. in al- 
ternativen Parteien) zu festigen beginnt, wird zunächst kaum mehrheitsfähig werden - sie 
hat aber immerhin eine historische Perspektive jenseits des konservativ besetzten »status 
quo« und sie eröffnet die Möglichkeit, den oben beschriebenen neuen gesellschaftlichen 
Konsens jenseits kapitalistischer Sachzwänge und der realen Drohung einer ökologischen 
Katastrophe in politischen Bündnissen zu erweitern und zu festigen. Für die überkommene 
sozialdemokratische Konzeption des »Politikmachens« ist - darin ist führenden Sozialde- 
mokraten zuzustimmen - jedenfalls »das Ende der Fahnenstange« erreicht. 


Anmerkungen 


1 Wichtig ist hier der Einfluß der Pluralismus-Theorie auf das spätere Godesberger Programm der 
SPD. Die Pluralismus-Theorie der 50er und 60er Jahre, die zumindest in der Politikwissenschaft 
»herrschende Lehre« war, war immer eher politische Norm, Zielbestimmung, denn eine Theorie, 
die sich auf die gesellschaftliche Wirklichkeit stützen konnte. - Die hier vorgetragene These, daß 
der Basiskonsens im wesentlichen ökonomisch vermittelt gewesen sei, heißt nicht, daß der Staat 
nicht auch und gerade zu Beginn des Wirtschaftswunders »Geburtshelferdienste« geleistet hätte - 
im Gegenteil (vgl. dazu Altvater u.a. 1980, S. 76 ff). Nur tat er unter Adenauer und Erhard dies 
mit dem Ziel, die Marktkräfte durch die Unterstützung der Kapitalbildung freizusetzen. Daß ein 
»Nebenprodukt« neoliberaler Kapitalförderung ein schneller Konzentrations- und Zentralisa- 
tionsprozeß war, sei hier zumindest angemerkt. 

2 Aus der Struktur dieser Argumentation ergibt sich zwingend die politische Kernfrage der Sozial- 
demokratie nach der Verteilung; auch die Linke in der SPD hat bis heute diese Beschränkung der 
politisch-gesellschaftlichen Perspektive nicht überwunden, was sich z.B. darin zeigt, daß der aus 
der SPD ausgetretene Manfred Coppik als zentralen Kritikpunkt an der SPD-Politik der 70er Jah- 
re die ungelöste Verteilungsfrage benennt und diese nur als Machtfrage charakterisiert (vgl. ex- 
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press Nr. 12/1981). Zur Kritik dieses Ansatzes gilt immer noch die Argumentation von Müller/- 
Neusüß 1971. - Die Ausführungen zur Grundstruktur von Konsens und Konflikt in Gewerk- 
schaften und SPD sollen nicht einen direkten Bezug der Verfasser des Godesberger Programms 
auf die Weimarer Diskussion unterstellen, sondern lediglich auf diese Grundstruktur der Argu- 
mentation verweisen. Auf den hier entwickelten Zusammenhang hat als erster Wolfgang Müller 
aufmerksam gemacht, vgl. Müller 1973. 

In diesem Zusammenhang ist noch auf einen bezeichnenden Unterschied in der Rezeption der 
keynesianischen Theorie durch die westdeutsche Sozialdemokratie - im Vergleich zu anderen 
westeuropäischen Arbeiterparteien - hinzuweisen, der für die spätere Analyse der gesellschaftli- 
chen Wirkungen ihrer Politik von Bedeutung ist: Der Keynesianismus wurde von der SPD nicht 
in erster Linie »linkskeynesianisch« interpretiert, sondern eher als »Instabilitätstheorie«, die dann 
dem Staat stabilisierende Funktionen zukommen läßt. Ausgangspunkt ist hier - wie in der Wei- 
marer Republik in der Theorie vom »organisierten Kapitalismus« - die kapitalistische Produk- 
tionsweise als anarchische Produktionsweise (die stets zu Fehlallokationen in Produktion und 
Verteilung führt), die aber durch eine p/anvolle staatliche Nachfragepolitik gelenkt, reguliert wer- 
den kann. Wird demgegenüber - wie z.B. in der Labour Party - in linkskeynesianischer Weise der 
Lohn als Nachfragefaktor hervorgehoben, dann gewinnen die Interessen der Arbeiter(klasse) für 
die Stabilität des kapitalistischen Systems einen »universellen« Stellenwert (vgl. dazu etwa die Dis- 
kussion neuerdings in der New Left Review Nr. 122/1980). Während so mit Hilfe der keynesiani- 
schen "Theorie in Westeuropa die militante Lohnpolitik der Gewerkschaften begründet bzw. theoretisch 
gerechtfertigt werden kann, übernimmt die westdeutsche Sozialdemokratie die im Kern »etatistische« 
Variante der keynesianischen Theorie (auch darin ganz der Weimarer Tradition verhaftet), in der die 
Lohnpolitik eine - durch Einkommenspolitik zu regulierende abhängige Variable der staatlichen 
Nachfragepolitik ist. Die Gewerkschaften spielen hier nicht einen aktiven Part, sondern einen passi- 
ven, bestenfalls (oder: schlimmstenfalls!) einen aktiven Part in Bezug auf ihre Mitglieder, die es zu inte- 
grieren oder zu disziplinieren gilt. 

Der Zerfall des »Bürgerblocks« der bürgerlichen Parteien ist nicht nur Resultat ökonomischer Instabili- 
täten, die einen Interessensausgleich erschwerten, sondern zugleich auf eine Abschwächung der innen- 
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der- und Wählerbasis zwischen CDU (Selbständige, Landwirte, katholische Arbeiter) und FDP (Ange- 
stellte, Beamte) zurückzuführen. Vgl. dazu Schmollinger/Stöß 1976, S. 31 ff. 

Shonfield (1968, $. 283 ff.) hat zu Recht auf die Diskrepanz zwischen neoliberaler Theorie und 
der Praxis der Wirtschaftspolitik hingewiesen, die staatsinterventionistische Maßnahmen zugun- 
sten der großen Kapitalgruppen nicht scheute. Allerdings wurde dieser Staatsinterventionismus 
nicht antizyklisch ex ante projektiert; erst in der Folge von inflationären Entwicklungen und Fi- 
nanzkrisen Mitte der 60er Jahre werden keynesianische Mittel der Wirtschaftslenkung vorge- 
schlagen, auf die Wirtschaftsminister Schiller (SPD) dann auch zurückgreifen kann. 
»Scheinbar« deshalb, weil die Wirkungen der Wirtschaftspolitik besonders nach der Krise 
1966/67 stark überschätzt worden sind. Viel wichtiger für den schnellen Aufschwung nach 
1966/67 war dagegen die Tatsache, daß die Krise ihre »reinigende« Funktion (über Pleiten, Lohn- 
senkungen, Zinssenkungen, Neuaufteilung der Märkte etc.) bereits vollbracht hatte, woran die 
staatliche Nachfragepolitik anknüpfen konntel 

Die Konzertierte Aktion sollte dazu dienen, das Verhalten der wichtigsten am Wirtschaftsprozeß 
beteiligten Gruppen und der staatlichen Wirtschaftspolitik zu koordinieren. Dazu wurden vom 
Wirtschaftsminister auf Basis der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung Orientierungsdaten für 
die Ausgaben der öffentlichen Haushalte, der Lohn- und Preisentwicklung ausgegeben. Insbeson- 
dere ging es darum, die Löhne an die Akkumulation des Kapitals anzubinden (die Kapitalakku- 
mulation war ja die Basis der Orientierungsdaten!) - mit der Aussicht, sichere Arbeitsplätze und 
stetige Einkommenszuwächse dadurch gewährleisten zu können. Vgl. dazu Schiller 1966, 1967; 
Bergmann u.a. 1975, Hoffmann/Semmler 1975. 

Während 1969 die SPD als »moderne Reformpartei« ihre traditionelle Arbeiterwählerschaft um 
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einen großen Teil von Angestellten und Beamten, die bislang CDU gewählt hatten, ergänzen 
kann, gelingt ihr 1972 sogar ein Einbruch in die Wählergruppe der katholischen Arbeiter, beson- 
ders bei den un- und angelernten, in der Regel gewerkschaftlich nicht organisierten Arbeitern die- 
ser Gruppe. Vgl. Schmollinger/Stöß 1977, S. 121 ff. 

8 Allein aufgrund dieser stets von der SPD betonten Voraussetzung der Autonomie der Unterneh- 
men und Tarifautonomie ist die neuerdings (aus italienischer Sicht) behauptete »grundlegende 
Veränderung des Verhältnisses von Politik und Ökonomie« durch die SPD-Regierungspolitik, 
die aus dem ökonomischen System ein »Sub-System« der Politik gemacht habe, nicht haltbar. 
Selbst die optimistischsten SPD-Politiker dürften diese Illusion nach den schmerzhaften Beben: 
gen seit 1973 kaum noch hegen. Vgl. zu dieser T'hese Bolaffi/Maramao 1982. 

9 Die Diskussionen um die System- und Tätigkeitsgrenzen des Staates, besser: der Politik, waren 
und sind wesentlicher Bestandteil der marxistischen Staatsdiskussion; unter Systemgrenze ist dabei 
die Grenze zu fassen, die durch das Rechtsinstitut des Privateigentums an Produktionsmittel ge- 
zogen ist; der Begriff der Tätigkeitsgrenze bezieht sich dagegen auf den Handlungsspielraum des 
Staates innerhalb der Systemgrenze, der durch die konkreten Auseinandersetzungen zwischen 
Klassen bestimmt und periodisch in Form von Kompromißlinien festgeschrieben wird, Vgl. dazu 
Blanke/Jürgens/Kastendiek 1975, Blanke 1977; zur Systemgrenze aus liberaler Sicht vgl. auch 
Böckenförde 1976, S. 206 - 212. 

10 Diesen Thesen liegen die Ausführungen bei Altvater u.a. 1980, S. 180 ff. und 324 ff. zugrunde. 
Die Analysen zum Scheitern der Wirtschaftspolitik 1973 ff. werden in der Bundesrepublik sehr 
kontrovers geführt, nicht zuletzt deshalb, weil es darum geht, zu klären, ob der Keynesianismus 
(z.B. verbunden mit Beschäftigungsauflagen, »Keynes-plus«) noch als Instrument einer linken Al- 
ternative dienen kann oder nicht. Vgl. dazu Arbeitsgruppe »Alternativen der Wirtschaftspolitik« 
1978 und 1980; Altvater u.a. 1979. 

11 Dabei ging es in der Politikwissenschaft zunächst um die Frage, ob der Staat angesichts der man- 
gelnden »Problemperzeption« über eine planerische Basis verfügt (vgl. Ronge/Schmieg 1973). 
Darüber hinaus wurden - wie oben erwähnt - in der marxistischen Diskussion die systematischen 
Grenzen der Staatsintervention diskutiert. Die herrschende. Theorie der Wirtschaftspolitik 
schwenkt sehr schnell im Rahmen der Inflationsanalyse und -therapie von keynesianischen Theo- 
rieversatzstücken auf den (alten) neoliberalen Ansatz um - dieser präsentierte sich jetzt (1972 ff.) 
im »modernen« Gewand des »Monetarismuse«. - Die Inflation muß als Resultat des Versuches der 
einzelnen Kapitale, den krisenhaften Entwertungsprozessen mit Hilfe von Preiserhöhungen auf 
dem Hintergrund einer hohen staatlichen Nachfrage zu entkommen, interpretiert werden. Staat- 
liches Krisenmanagement führt dann zwar zu einem Aufschieben von Entwertungsprozessen, da- 
mit aber auch zu defizitären Strukturverschiebungen im Akkumulationsprozeß, die die Inflation 
- weil produktivitätsmindernd - beschleunigen, ohne die Konkurrenzfähigkeit zu verbessern. Der 
Ort, wo sich die richtigen Proportionen der Akkumulation (wieder) herstellen, ist eben unter 
Voraussetzung des Privateigentums an Produktionsmitteln letztlich der Markt, und Krisen haben 
dann eine »restrukturierende« Funktion: ein »äquivalent-funktionales« Handeln des Staates zer- _ 
bricht an der rechtlich garantierten Autonomie der Unternehmen. 

12 Die hier vorgestellte Analyse des Scheiterns sozialdemokratischer Reformpolitik würde bei 
Schmidt (1978) - in der schon zitierten materialreichen und gründlichen Untersuchung der »inne- 
ren Reformen« - unter der Kategorie »politikökonomischer« Analysen verbucht werden, die - so 
Schmidt - verkürzt die ökonomischen Schranken hervorheben. Allerdings kontrastiert Schmidts 
Analyse in eigenartiger Weise mit diesem Verdikt, da er selbst permanent (zu Recht) den furktio- 
nalen Primat des »Ökonomischen« sowohl bezüglich der Reformressourcen, der Grenzen staatli- 
chen Krisenmanagements, als auch auf der Ebene der Interessendurchsetzung konstatieren muß. 
Seine Betonung der Ebene der Konsensbeschaffung (im Gegensatz zur Konsensbildung als »demo- 
kratischer Willensbildung von unten«, $. 248) durch die Regierungspolitik vernachlässigt dabei 
gerade die vorpolitische Konsensbildung und -veränderung durch den »stummen Zwang der Ver- 
hältnisse«. 
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13 Diese These von Kalecki (1972), nach der die Krise von der Zentralbank und der Regierung zum 
Zwecke der Disziplinierung der Arbeiter eingeleitet wird, wird in der Bundesrepublik besonders 
von gewerkschaftsnahen Kriseninterpretationen vertreten. Die Bundesbank spielt deshalb eine 
besondere Rolle in der gewerkschaftlichen Kriseninterpretation, weil sie (z.B. in der DGB-Ziel- 
projektion 1973-1977, vgl. Leminsky/Otto 1974, 5. 258 ff.) durch billige Kredite die Finanzie- 
rung von Investitionen der Unternehmen auch dann ermöglichen soll, wenn durch die gewerk- 
schaftliche Lohnpolitik eine Umverteilung von den Profiten zu den Löhnen und damit eine Ein- 
engung der Eigenfinanzierung bewirkt wird. 

14 Dabei ist.nicht anzunehmen, daß der Faktor »Religion« jetzt aufgrund einer »angestiegenen Reli- 
giosität« bei der Wahlentscheidung eine Rolle gespielt hat, sondern eher, daß diese Wähler auf- 
grund der Bedrohung ihrer individuellen Existenz (z.B. als un- und angelernte Arbeiter) der SPD 
enttäuscht den Rücken kehren und ihren traditionellen Bezug zur CDU wieder aufnehmen. 

15 Diese Thesen fassen empirische Untersuchungen zur Kriseninterpretation und -verarbeitung zu- 
sammen. Vgl. dazu Hildebrandt 1977; Dombois 1979; Schumann 1979. 

16 In Verbindung mit der Segmentierung des Arbeitsmarktes, der verstärkten Konkurrenz inner- 
halb der Arbeiterschaft, der unterschiedlichen Konjunkturentwicklung in einzelnen Branchen 
und Unternehmen kann eine solche ınarktbezogene Politik die Spaltung, die Bruchlinien inner- 
halb der Arbeiterschaft verstärken. Diese Problematik wird aktuell im Umkreis der Gewerk- 
schaften als möglicher »Sprengsatz« in der Einheitsgewerkschaft diskutiert. Vgl. Heinze u.a. 1981; 
Esser 1982; Streeck 1981; Hoffmann 1981. 

17 Während auf der gesamtstaatlichen Ebene mit dem Scheitern des Keynesianismus auch das korpo- 
ratistische Bündnis der Konzertierten Aktion ausläuft, bilden sich auf Branchenebene neue kor- 
poratistische Formen in der Form von »Krisenkartellen«. Vgl. dazu Esser 1982. 

18 An diesem Punkt könnten Überlegungen einsetzen, inwieweit hier die Sozialdemokratie nicht in 
einem ähnlichen strukturellen Dilemma steckt wie am Ende der Weimarer Republik. Dabei be- 
ziehe ich mich nicht auf eine mögliche faschistische Gefahr oder auf die konkreten Maßnahmen 
der Sparpolitik (die z.Z. in eine andere Richtung laufen als die in der Weimarer Republik), son- 
dern auf das Verhältnis von materiellem Abbau sozialer Staatsfunktion bei formeller Bestandssiche- 
rung. Vgl. dazu Blanke 1978, S. 380 ff. 

19 Natürlich setzt hier der Staat dann ein, wenn die gesellschaftliche Reproduktion insgesamt ge- 
fährdet ist. Das Ausmaß des Staatseingriffs hängt aber offensichtlich vom sozialen Protestpoten- 
tial ab, und es gibt gute ökonomische Gründe dafür, daß der Staat im kapitalistischen System sinn- 
vollerweise erst im Nachhinein als Reparaturbetrieb an der geschädigten Umwelt aktiv wird (vgl. 
dazu Migge 1979), es gibt allerdings auch gute ökologische Gründe für die Annahme, daß es dann 
oft genug zu spät ist. Ökologieprobleme als »Folgeproblem« kapitalistischer Produktion werden 
gleichermaßen wie soziale und gesundheitliche Folgeprobleme an den Staat als »Reparaturbe- 
trieb« zur Lösung verwiesen. Auf beiden Seiten reicht aber eine blojse »Reparatur« nicht aus, um die 
Reproduktion der Arbeitskraft über den eingeengten kapitalistischen Zweck ihres Gebrauchs hinaus zu 
sichern. 
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Ursula Westphal-Georgi 
Der Sozialstaat wird umgebaut - Perspektiven für die Frauen 


Die Aussichten der Mädchen und jungen Frauen in den achtziger und neunziger Jahren 
dieses Jahrhunderts Erwerbsarbeit zu finden, die ihren Qualifikationen und Interessen ent- 
sprechen, verschlechtern sich zunehmend. Denn die Zahl der Erwerbsarbeitsplätze verrin- 
gert sich weiter, während zugleich das Erwerbspersonenpotential steigt. Die hohe struktu- 
relle Arbeitslosigkeit, die aus diesen Faktoren resultiert, trifft nicht nur die Problemgrup- 
pen am Arbeitsmarkt. In zunehmendem Maße werden auch die männlichen Facharbeiter, 
Angestellten und die Hochschulabsolventen davon betroffen. Mit der Novellierung des Ar- 
beitsförderungsgesetzes (AFG) sind die staatlichen Instrumente zur Förderung und Qualifi- 
zierung des Arbeitskräfteangebots erheblich eingeschränkt worden. Verbleibende Mittel 
und Instrumente werden sich unter diesen Umständen immer mehr auf die Qualifizierung 
und Vermittlung der männlichen Arbeitnehmer aus der Kerngruppe des Arbeitsmarktes 
konzentrieren. 

Die Chancen werden so immer geringer, Frauenförderungsprogramme, Ausbildungsplätze 
für Mädchen, Wiedereingliederungsmaßnahmen für Hausfrauen und andere Instrumente 
zur positiven Diskriminierung durchzusetzen und zu finanzieren. Alle Berechnungen und 
Analysen weisen darauf hin, daß diese Arbeitsmarktkrise als langfristig eingeschätzt werden 
muß. Die Vollbeschäftigungsperiode ist zu Ende. Eine Antwort auf diese Krise ist das Ab- 
treten des sozialdemokratischen Wohlfahrtsstaates. Er kann nicht mehr finanziert werden, 
das ist Konsens unter den herrschenden Gruppen und Parteien. Aber sein Konzept der 
staatlichen Fürsorge, um Chancengleichheit und soziale Gerechtigkeit zu verwirklichen, 
stößt auch immer weniger auf Resonanz bei den alten und neuen Mittelschichten. Die Re- 
formhoffnungen sind schal geworden. 

Die Kosten der ‘Modernisierung der Volkswirtschaft’ scheinen vielen Bürgern inzwischen 
zu hoch. Umweltzerstörung und Planungsarroganz beim Zerschneiden gewachsener öko- 
logischer und sozialer Zusammenhänge hat zu einer Abkehr von den Reformhoffnungen 
und von der Strategie, den Marsch durch die Institutionen zu versuchen, geführt. Sicher- 
lich wurden und werden Staatsverdrossenheit und Enttäuschung über die praktische Poli- 
tik der Reformer dadurch verstärkt, daß die Versprechungen des sozialdemokratischen 
Wohlfahrtsstaates - Vollbeschäftigung, Bildungsreform, mehr Demokratie wagen - nicht 
eingehalten wurden. Der Staat erweist sich zunehmend als weniger kooperativ und fürsorg- 
lich. Er wird im Gegenteil eher als repressiv, ungerecht und phantasielos erfahren. Arbeits- 
losigkeit, Berufsnot der Jugendlichen, innenpolitische Unruhen und Kriegsangst prägen 
das Bild der Republik. 

Eine mögliche Perspektive suchen viele Menschen und soziale Bewegungen derzeit ver- 
stärkt in Bindungen und Bezügen, die Geborgenheit vermitteln sollen und die das Engage- 
ment des Einzelnen in der Gemeinschaft für ein überschaubares, sinnvolles Ziel erhoffen 
lassen. Bindungen und Bezüge in und auf die Region (Regionalismus, Heimatgefühl), Land- 
schaft (Kampf gegen die Zerstörung der natürlichen und urbanen Umwelt; ökologischer 
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Ackerbau), Gemeinde (Bürgerinitiativen, Wählergemeinschaften, Nachbarschaftsfeste, 
Nachbarschaftshilfen, kleine Netze), lokale Geschichte (mündliche Geschichtsschreibung), 
Familie (Familiensinn, Hausgeburt, Stillgruppen, sanfte Macht der Familie) erlangen ver- 
stärkt Bedeutung und werden als das wesentliche Element des Lebens angesehen und ver- 
teidigt. 

In diesem Kontext wird verständlich, daß die Prinzipien Chancengleichheit, Antidiskrimi- 
nierung, Quotierung etc. ihre vorwärtstreibende Kraft für politisches Handeln und soziale 
Bewegungen verlieren. Selbstverwirklichung und Autonomie in unverwechselbaren Ge- 
meinschaften werden zum Movens für Engagement und Arbeitseinsatz. 

Schichten- und geschlechtsspezifische Unterschiede in der Teilhabe an Bildungs- und Be- 
rufschancen werden unter solchen Bedingungen eher akzeptiert als bekämpft. Die positi- 
ven Aspekte einer scharf akzentuierten männlichen und weiblichen Geschlechtsrolle ge- 
winnen wieder an Attraktivität. 

Im Aufwind sind derzeit zwei gesellschaftspolitische Vorstellungen zur Bewältigung der 
Wirtschaftskrise und der Arbeitslosigkeit, das liberal-konservative Modell und Vorstellun- 
gen der Grünen und Alternativen. Diese werden im folgenden im Hinblick auf ihre Aus- 
wirkungen auf Frauen skizziert. Daran anschließend wird kurz die Vorstellung einer Ver- 
treterin der autonomen Frauenbewegung über die Perspektive der Frauenarbeit in den 
achtziger Jahren dargestellt. 


1. Die sanfte Macht der Familie 


Das liberal-konservative Modell setzt vorrangig auf Privatisierung staatlicher Dienstleistun- 
gen, auf mehr Markt, auf mehr Eigeninitiative und mehr Profit, weniger Steuern und $o- 
zialabgaben, um verstärkt unternehmerische Investoren anzuregen. In diesem Kontext for- 
dert Norbert Blüm, der Vorsitzende der CDU-Sozialausschüsse: »Die Sozialpolitik müsse 
in dem Sinne ‘entstaatlicht” werden, daß Subsidiarität, Eigenverantwortung, Familie und 
Nachbarschaftshilfe wieder zur Geltung kommen könnten; damit sei auch der Mißbrauch 
der Sozialsysteme zu bekämpfen« (Blüm 1981). 

Konkretisiert wurden diese Vorstellungen auf der 19. Bundestagung der Sozialausschüsse 
der Christlich-Demokratischen Arbeitnehmerschaft im Oktober 1981, die unter dem Mot- 
to ‘Die sanfte Macht der Familie’ stand. Mit der Forderung nach mehr Selbsthilfe und Eigen- 
initiative in Familie und Nachbarschaft wird die ideologische Aufwertung der Familienar- 
beit für die Frauen verbunden. Mütterlichkeit als ‘Symbolwert für die Tugenden einer sanf- 
ten Gesellschaft’ wird offensiv in den Vordergrund gestellt, als Gegenstrategie zu einer Ge- 
sellschaftspolitik, die alles für machbar hält, ohne nach dem Humanen zu fragen. 

Ich werde im folgenden zur Illustration des Konzepts die wichtigsten Vorstellungen in ei- 
ner längeren Passage zitieren: 


»Die Familie schafft Kultur und ist zugleich ein Produkt der Kultur. Kulturelle Entwicklung, die sich 
von der Familie löst, entfernt sich von ihrem Ursprung. Härte, Egozentrik und Wildwuchs der mo- 
dernen Industriegesellschaft sind auch das Ergebnis mangelnder Treue zur Familie. Zurück zur Fami- 
lie ist also kein Rückmarschbefehl in eine Familienidylle, wie sie sich in der Geschichte immer ver- 
schiedenartig ausgeprägt hat, sondern eine Vorwärtsstrategie zurück zur Natur des Menschen ... Die 
ersten Schritte des Menschen auf den Mond haben noch einmal die Faszination der großen Erobe- 
rungswelle der Neuzeit ausgelöst. Die Fußspuren der Mondfahrer sind längst verweht. Das Nachtge- 
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stirn gehört wieder den Liebenden, Ölschock und anhaltenden Wirtschafts- und Beschäftigungskrise 
haben uns auf den Boden unseres Planeten zurückgeführt. Die Welt ist endlich. Es hat keinen Zweck 
mehr, alles zu machen, was wir machen können. 

Doch es ist nicht ausgemacht, daß diese Erfahrung ausreicht ... 

Wir müssen natürliche Dämme aufschütten gegen die Verlockung, den besseren Menschen oder die 
menschlichere Gesellschaft in der Weise zu schaffen, in der der Züchter sein Schwein den Verbrau- 
cherwünschen anpaßt. Die ‘Deutsche Gesellschaft für humanes Sterben’ hat jetzt eine Broschüre mit 
Selbstmordratschlägen angekündigt. Mitempfinden ist noch keine Menschlichkeit. Wer die Schwan- 
gerschaft einer vergewaltigten Frau abbricht oder dem Sterbenden einen schmerzfreien Tod gibt, ist 
bereits auf dem Wege in eine Gesellschaft, in der das Ziel Menschlichkeit abgekoppelt ist von den 
Werten, die der Willkür des Menschen entzogen bleiben müssen. 

Der Begriff Menschlichkeit ist durch einen sentimentalen Humanismus unterwandert. Er beschreibt 
also nicht mehr eindeutig die Grenzen der Unmenschlichkeit. Deshalb sind wir für Mütterlichkeit als 
Symbolwert der Tugenden einer sanften Gesellschaft, in der jedes Leben aufgehoben ist. Sicher ist die 
einzelne Mutter nicht gegen den Versuch gefeit, Menschlichkeit mißzuverstehen. Sie ist jedoch viel 
widerstandsfähiger als jede Institution gegen die Versuchung, aus einer beliebigen humanen Begrün- 
dung in das Tabu des Lebens einzugreifen. Sie steht dem eher ohne Vorbedingung gegenüber, weil sie 
Leben nicht bloß auslöst, sondern aus der Substanz ihres eigenen Körpers entwickelt. Mütterlichkeit, 
zu der auch der Mann zurückfinden muß, beschreibt also präziser die Grenzen zur Menschenfeind- 
lichkeit. 

Mutterarbeit als ‘Leben entwickeln’ und ‘Zuwendung geben’ ist daher auch mehr als Erziehungsar- 
beit und erst recht mehr als Erwerbsarbeit. Die Erwerbsarbeit wird weniger in der Gesellschaft. Wir 
müssen die Arbeit verteilen. Jeder, ob Mann oder Frau, muß den gleichen Zugang zur Erwerbsarbeit 
haben und zu den gleichen Bedingungen. Selbstverständlichkeiten brauchen wir uns nicht ständig ge- 
genseitig zu wiederholen. Zur Wahlfreiheit gehört, wenn das Wort Sinn haben soll, aber auch die 
Freiheit, aus dem Erwerbsleben auszusteigen, beispielsweise um sich ganz den Kindern zu widmen. 
Unsere Leistungsgesellschaft ist auf Erwerbsarbeit fixiert als Platzanweiser. Doch angesichts der 
quantitativen und qualitativen Veränderungen in der Erwerbsarbeit wachsen Zweifel an ihrer allselig- 
machenden Wirkung, beginnt die Suche nach Selbstverwirklichung durch Arbeit in anderen, dem 
Menschen oft näherstehenden Formen. Humanisierung ist also mehr als saubere Hände und gesunde 
Verhältnisse am Arbeitsplatz. Zur Humanisierung der Arbeit gehört auch, daß eine Frau nicht aus fi- 
nanziellen oder Prestigegründen zur Erwerbsarbeit genötigt wird. Nicht die Forderung nach Gleich- 
berechtigung der Frau, wohl aber die Ideologie, daß sie sich nur in der Erwerbsarbeit entwickelt, 
steht zur Debatte« (Esser 1981, S. 190). 


Die Eigenart der hochtechnisierten, die Naturbeherrschung vorantreibenden, expansiven, 
kühl-kalkulierenden Industriegesellschaft wird konfrontiert mit den Tugenden einer sanf- 
. ten Gesellschaft, für die die Frauen in den Familien einstehen. Mütterlichkeit wird zum Sy- 
nonym für eine sorgende, fürsorgliche Menschlichkeit. Der Rationalität bürokratischer In- 
stitutionen wird die Rationalität intuitiver Weiblichkeit vorgezogen, die einen ungebro- 
chenen Zugang zum Humanen habe, weil sie aufgrund von Schwangerschaft und Geburt 
allem Lebendigen animalisch näher sei. Die natürliche Gefühlskompetenz der Frau wird 
höher geschätzt als die Rationalität von Institutionen und Experten. 

Der hohe Wert der Mutterarbeit wird betont. Sie sei wertvoller als Erwerbsarbeit. Die 
Wahlfreiheit wird mit der Priorität der Familienarbeit versehen. Das Prinzip Selbstverwirk- 
lichung für die Frauen wird in einem ünvermuteten Kontext hervorgehoben: Da viele 
Menschen die Erwerbsarbeit als Weg der Selbstverwirklichung nicht mehr attraktiv finden, 
wird folgerichtig unter das Programm Humanisierung des Arbeitslebens die Forderung 
subsumiert, daß keine Frau aus finanziellen und Prestigegründen zur Erwerbsarbeit genö- 
tigt werden soll. 
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Unter dem Gesichtspunkt der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung ist deutlich eine Pro- 
filierung der Geschlechtsrollen für Mann und Frau festzustellen. Der Mann ist der erwerbs- 
tätige Ernährer der Familie und die Frau sorgt für die emotionale und haushälterische Be- 
treuung der Familienmitglieder. ‘Die sanfte Macht der Familie’ ist ein Familienprogramm 
für Frauen. Die weibliche Rolle - so wie sie in dem Konzept der Sozialausschüsse skizziert 
wird - bedeutet im wesentlichen, Autonomie gegen Sicherheit einzutauschen. Diese Sicher- 
heit in der Ehe steht allerdings auf tönernen Füßen, denn wegen der ökonomischen Ab- 
hängigkeit vom Ehemann kann sie zu einem unerträglichen Zwang werden oder nur mit 
der kategorischen Unterordnung unter die Wünsche und Interessen des Mannes erkauft 
werden. 

Es ist bemerkenswert, daß die Sozialausschüsse mit diesem T’hema zu einem Zeitpunkt an 
die Öffentlichkeit treten, wo die Arbeitnehmer Strategien gegen Arbeitslosigkeit, gegen 
Abbau des sozialen Besitzstandes wie Lohnfortzahlung im Krankheitsfall und Vorschläge 
zur Überwindung der Wirtschaftskrise erwarten. Das Konzept ‘Die sanfte Macht der Fami- 
lie’ stellt eine patriarchalisch-reaktionäre Strategie zur Überwindung der Erwerbslosigkeit 
dar. Denn es definiert die Frauen vom Erwerbsarbeitsmarkt weg, indem es - unbezahlt - 
die Rolle der Familienhausfrau ausschmückt. Die Ansprüche der Frauen auf gleichwertige 
Ausbildung, Berufstätigkeit und Vereinbarkeit von Familie und Beruf werden als egoistisch 
und inhuman diffamiert. 


2. Mehr Selbsthilfe in überschaubaren Gemeinschaften - Rückzug aus der Mega-Maschine 


Kritik am Wohlfahrtsstaat sozialdemokratischer Prägung äußern auch die Grünen und Al- 
ternativen. Sie finden eine relativ breite Resonanz in der Bevölkerung, besonders unter den 
Jugendlichen. In vielen grundsätzlichen Forderungen unterscheiden sich diese Gruppen es- 
sentiell von der CDU. $o in der Ablehnung der Atomwaffen und der Kernkraftwerke, in 
der vehementen Forderung nach mehr Umweltschutz und mehr preiswerten Wohnungen 
in einem urbanen Lebensraum, im Engagement für den Frieden und in der Bekämpfung 
staatlicher Strategien, die die Bevölkerung in Bürger und Randgruppen auseinanderdiffe- 
renzieren. Auch ihr Verhältnis zum Parlamentarismus und zur repräsentativen Demokra- 
tie stimmt mit dem der etablierten Parteien nicht überein. Andererseits springen Ähnlich- 
keiten mit den Sozialausschüssen in der Auffassung über die Krise der Industriegesellschaft 
und des Wohlfahrtsstaates ins Auge. Auch in der Sicht der Grünen und Alternativen sind 
gesellschaftliche Vermassung, soziale Atomisierung und persönliche Orientierungslosig- 
keit, die viele Menschen empfinden, eine Auswirkung der hochtechnisierten Industriege- 
sellschaft und der Übersozialisierung ‘von oben’ durch zuviel Staatseingriffe in die Lebens- 
welt der Bevölkerung. 

Diesen Entwicklungstendenzen setzen die Theoretiker der Alternativbewegung das Kon- 
zept einer Dualwirtschaft entgegen, um zu verhindern, daß die zwischenmenschlichen Be- 
ziehungen weiterhin durch die ‘Mega-Maschine’ zerrissen werden. So geht es beispielsweise 
Joseph Huber, als einem exponierten Teilnehmer dieser Debatte, auf die hier nicht näher 
eingegangen werden kann, darum, »möglichst viele Lebenstätigkeiten, die mit der fort- 
schreitenden Institutionalisierung, Technisierung, Professionalisierung und Monetarisie- 
rung aufßer Haus gegangen sind, ganz oder teilweise wieder *heimzuholen’, sei es in Form 
moderner ‘Heimarbeit’ (die sich z.B. auch elektronischer Informations- und Kommunika- 
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tionssysteme und teilautomatischer Werkzeuge bedient) oder als Eigenwirtschaft und 
Selbsthilfe privater Haushalte und lokaler Gemeinschaften - und zwar vom Gemüsepflan- 
zen und von Handwerksarbeiten bis zur medizinischen Selbsthilfe, der Pflege Kranker und 
der Erziehung und Ausbildung« (Huber 1980, $. 24). 

Unter dem Gesichtspunkt der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung ist bemerkenswert, 
daß es sich bei den Tätigkeiten, die Huber ins Haus oder in kleine Gemeinschaften verla- 
gern möchte, weitgehend um diejenigen handelt, die den Frauen zugeschrieben werden 
und die von ihnen zu leisten sind. Huber will diese Arbeitsteilung aber nicht vertiefen. Er 
lehnt auch die Forderung nach Bezahlung von Haus- und Gemeinschaftstätigkeiten im so- 
zialen Bereich ab. Eine Lösung sieht er darin, die Männer zu gleichen Teilen an der Hausar- 
beit zu beteiligen: 

»Es kommt darauf an, für Frauen dag Männer im technoorganischen und sozialen Bereich 
gleiche bzw. einander entsprechende Rechte, Verantwortlichkeiten und Freiheiten zu 
schaffen« (ders., S 31). 

Sozialgehälter für diejenigen, die im Sozialsystem arbeiten, lehnt Huber aus pragmatischen 
Gründen ab, weil dafür massive Steuererhöhungen notwendig wären. 


»Folglich bleibt nur ein Weg, für maximal viele Menschen, Männer und Frauen, Junge und Alte ein- 
erseits Arbeitsplätze im System bereitzuhalten, nicht zuletzt auch um möglichst viele Steuerzahler zu 
haben, die möglichst wenige Nicht-Erwerbstätige finanziell mittragen können, und andererseits Gele- 
genheiten zur Eigenarbeit zu schaffen, durch Bereitstellung von Geländen und Gebäuden, Werkstät- 
tenausrüstungen und entsprechenden Ausbildungsangeboten. Dies beinhaltet u.a. auch eine radikale 
Verkürzung und Differenzierung der tariflichen Arbeitszeiten und - dem muß man nüchtern ins Au- 
ge sehen - eine mehr oder minder entsprechende Verringerung der Geldeinkommen. Der Ausgleich 
kann nur in verstärkter gemeinschaftlicher Selbsthilfe und Eigenaktivität liegen. Dahinter verbergen 
sich allerdings verschärft Verteilungskämpfe und der Abschied von asozialen und unbequemen Le- 
bensgewohnheiten« (ders., S. 33). 


Huber stellt selbst die entscheidende Frage in Hinblick auf diese Askese fordernden Konse- 
quenzen: »Wer aber ist schon zu so etwas freiwillig bereit?« 

In diesem Konzept wird ähnlich wie in den Vorschlägen der CDU-Sozialausschüsse den 
unüberschaubaren, überwältigenden, kalten Großeinrichtungen dieser Gesellschaft eine 
Absage erteilt. Die Förderung kleiner Einheiten in Familie, Nachbarschaft und Produk- 
tionsgemeinschaften werden als eine Perspektive für eine lebenswertere Gesellschaft anvi- 
siert. Das Leben soll verstärkt zurück ins Haus verlagert werden. Anstelle von kapitalin- 
tensiven sollen arbeitsintensive Techniken angewandt werden, die auch schonender mit 
den natürlichen Ressourcen umgehen. Selbstversorgung wird großgeschrieben. 

Die Utopie von der kleinen Gruppe, der Familiengemeinschaft, in der das orientierungslo- 
se Individuum aufgehoben ist, beeindruckt das Gefühl und weckt Wünsche nach einer 
überschaubaren Welt, in der alles seinen festen Platz hat. Es ist allerdings die Frage, ob die 
realistische und wünschenswerte Alternative zur Mega-Maschine, zum Individualismus 
und zur Schwierigkeit, seinen Platz in der Industriegesellschaft zu finden, die Rückkehr zu 
kleinen Gemeinschaften heißen kann: 

Denn mit der Kritik an der Vereinzelung wird auch oft übersehen, daß die Freisetzung von 
traditionellen Bindungen vielfach als eine Befreiung empfunden wurde und als ein Sieg des 
Individuums gegenüber unterdrückenden Verhältnissen. Die Eingliederung in den Markt 
ist und bleibt die Bedingung für mehr Autonomie trotz der damit verbundenen 
Ausbeutung!. Dieser Gesichtspunkt scheint mir im Interesse von Frauen von entscheiden- 
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der Bedeutung zu sein. Selbstverwirklichung im umfassenden Sinne gibt es weder in der Fa- 
milienarbeit noch in der Erwerbsarbeit oder in der Kombination aus beidem. Aber die Er- 
werbsarbeit als ökonomische Grundlage und Qualifizierungsmöglichkeit bietet größere 
Dispositions- und Entscheidungsspielräume. 

Die Familienarbeit sichert nicht den Lebensunterhalt, sondern im Rahmen der traditionel- 
len Bindung einer Ehe wird sie alimentiert vom Ehemann. Nach den bürgerlichen Vorstel- 
lungen werden die Leistungen aufgrund von Liebe und partnerschaftlicher Vereinbarung 
etc. erbracht und nicht um des Geldes willen. Die Möglichkeit des Erwerbstätigen zu regio- 
naler und arbeitsplatzbezogener Flexibilität ist in diesem Verhältnis nicht gegeben. Die in 
der Haus- und Familienarbeit erworbenen Qualifikationen lassen sich auf dem Erwerbsar- 
beitsmarkt nur in nicht-professionalisierten, sozial und ökonomisch geringwertigen Ar- 
beitsverhältnissen als Putzfrau, Küchenhilfe, Babysitter etc. anwenden, da kaum Durchläs- 
sigkeit zwischen dem System der Familien- und der Berufsarbeit besteht. Die gesellschaftli- 
che Organisierung der Interessen der Familienarbeit, die weitgehend von den traditionellen 
Familienverbänden geleistet wird, schreibt die Frau auf die lebenslange Rolle als Mutter 
und Hausfrau fest und klammert die Erwerbsarbeit als die Sphäre des Mannes weitgehend 
aus. Teilnahme an der Erwerbsarbeit hingegen ermöglicht eine gewerkschaftliche Organı- 
sierung und das Eintreten für die Vereinbarkeit von Familie und Beruf für Mann und Frau 
und für die soziale und ökonomische Absicherung der Reproduktionsrisiken der erwerbs- 
tätigen Frauen als Individuen - unabhängig von der Ehe - durch Lohn und Sozialleistun- 
gen. 

Die beiden Konzepte der sanften Macht der Familie und der verstärkten Selbsthilfe bein- 
halten nicht nur eine tendenzielle Absage an den Individualismus zugunsten der Selbstver- 
wiklichung und Geborgenheit im Leben und Arbeiten in kleinen Gruppen, sondern beide 
stehen auch in der Gefahr, eine zweigeteilte Gesellschaft zu fixieren. 

Der sanften Macht der Familie und der Mütterlichkeit wird die technokratische Gesell- 
schaft, die brutale Erwerbsarbeitswelt, die Allmachtphantasien der Macher entgegenge- 
stellt. Josef Huber sieht die Dualwirtschaft in zwei Teile zerfallen, in die Mega-Maschine 
der industrialistischen Gesellschaft, in das Techno-System auf der einen Seite und auf der 
anderen Seite in den sozialen Sektor der kleinen Netze, der gemeinschaftlichen Eigenarbeit 
und Selbsthilfe, in der Pflege, Erziehung und Versorgung praktiziert wird. 

Die Arbeitsplätze im sanften Systemteil mögen mehr Geborgenheit vermitteln, die Men- 
schen leben aber auch enger aufeinander, sie können weniger selbständig disponieren, die 
Arbeit ist zeit- und kraftintensiver, sie erfordert mehr Selbstdisziplin als im tariflich gere- 
gelten anderen Bereich, die Tätigkeiten sind weitgehend abgekoppelt von dem anderen 
mächtigeren, die Gesellschaftsstrukturen bestimmenden Systemteil. Und diese sanfte Welt 
muß auch weitgehend von der anderen, der technokratischen finanziert werden. 

Es besteht die große Gefahr, die Zerteilung der Gesellschaft zu vertiefen und schärfer als im 
Wohlfahrtsstaat sozialdemokratischer Prägung zwischen Privilegierten und Zukurzgekom- 
menen, Armen zu differenzieren. Die Gefahr, daß die Masse der Frauen in stärkerem Maße 
als die Männer zu den Zukurzgekommenen und Armen gezählt werden muß, ist nach- 
weislich vorhanden. Denn durch die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung sind die Frauen 
eh in den niedrigsten Lohngruppen und weitgehend an den Rand der qualifizierten Er- 
werbsarbeit gedrängt. Qualifizierte Frauenarbeitsplätze im Büro und kaufmännischen Be- 
reich werden wegrationalisiert. Die Einsparungen im Öffentlichen Dienst bewirken, ge- 
stützt durch die Ideologie: mehr Selbsthilfe, mehr Familie, weniger Staat, weniger Ansprü- 
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che -, daß vor allem Frauenarbeitsplätze im pflegerischen, erziehenden, betreuenden, bera- 
tenden Bereich des Öffentlichen Dienstes eingespart werden. 

Die Frauen gehen nicht freiwillig in den informellen Sektor, sondern sie werden dahin und 
in die Ehe gedrängt. Um nicht ganz auf den gewohnten materiellen Konsum verzichten zu 
müssen oder um einfach überleben zu können, werden Frauen zunehmend zu niedrigen 
Preisen ‘persönliche’ Dienstleistungen - putzen, waschen, betreuen, pflegen, sich prostitui- 
eren - anbieten. 


3. Hausfrauisierung der Arbeit 


Skeptischer als in den beiden eben skizzierten gesellschaftspolitischen Vorstellungen wer- 
den die Auswirkungen der Krise von der Sozialwissenschaftlerin und Feministin Claudia 
von Werlhof in ihrem Aufsatz: ‘Die Krise: Hausfrauisierung der Arbeit’ beurteilt. Im fol- 
genden will ich die wesentlichen Überlegungen kurz darstellen, da ich sie für die weitere 
Diskussion um die Wirkungen der Krise sehr anregend finde. 

Claudia von Werlhof fragt, welche Auswirkung die Veränderung in der Arbeitsplatzstruk- 
tur auf überkommene gesellschaftliche Leitbilder und Lebensverhältnisse hat. Sie sieht Ge- 
meinsamkeiten in der Entwicklung der sogenannten Dritten Welt und der Industrienatio- 
nen. Nach ihrer Auffassung handelt es sich bei der derzeitigen Änderung in der Wirt- 
schaftsstruktur und auf dem Arbeitsmarkt nicht bloß um eine gemäßigte strukturelle Ver- 
schiebung oder um eine Konjunkturkrise, 


»sondern um den Beginn einer völlig neuen Phase kapitalistischer Entwicklung, von der keiner weiß, 
wie sie genau aussehen wird. Sie ist dadurch gekennzeichnet - und das ist es, was vor allem von Bedeu- 
tung ist - daß sie die ‘freie Lohnarbeit’ mehr oder weniger abschafft. ... Der Proletarier, die Säule des 
Kapitalismus verschwindet« (v. Werlhof 1982, S. 35). 


Freier Lohnarbeiter ist für Claudia von Werlhof en jeder, der seinen Lebensun- 
terhalt mittels Lohn oder Gehalt bestreitet. 

»Dieser Typ des Lohnarbeiters stellt bei uns immerhin eine Art Mehrheit dar, er trug die 
Gesellschaft, die Demokratie, er war der Wähler, er war der ‘Freie, Gleiche und Brüderli- 
che’, ihm galten die bürgerlichen und Menschen-Rechte, er war der angeblich gleichwertige 
und mündige Vertragspartner der Unternehmer, er war gesetzlich vor Willkür und Gewalt 
geschützt, sozial gesichert, permanent, wenn nicht lebenslang beschäftigt in Fabrik und Bü- 
ro, er war gewerkschaftlich frei organisiert, und er erhielt einen Lohn, der für ihn und sei- 
ne Familie auf einem durchschnittlichen Niveau der Lebenshaltung ausreichte: der Staats- 
bürger, der ‘Mensch’, das Mitglied der Gesellschaft, das freie Individuum. Alle Modernisie- 
rungstheorie, sowohl linke wie rechte und. mittlere waren sich darin einig, daß dieser Ty- 
pus von Arbeiter-Mensch verbreitet werden sollte und sich auch ausbreiten würde: Der 
“freie Lohnarbeiter’ stellt das "Bild der Zukunft’ für alle noch nicht Lohnarbeitenden und 
überhaupt den Rest der Menschheit dar. ... Auch die sog. Emanzipation der Frau bezieht 
sich darauf, daß Frauen eben solche ‘gleichen’ quasi geschlechtsneutralen Lohnarbeiter 
werden« (dies., 5. 36). 

Der eben genannte Umstand, daß alle emanzipatorische Politik auf der Vorstellung vom 
“freien Lohnarbeiter’ aufbaut, ist für die Analyse von Sozialpolitik von zentraler Bedeu- 
tung. Alle Gleichberechtigungspolitik, die Forderung nach Chancengleichheit, Antidiskri- 
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minierung, Vereinbarkeit von Familie und Beruf für Mann und Frau orientiert sich am 
Bild des ‘freien Lohnarbeiters’, wie er in dem obigen Zitat in seinen sozialen und ökonomi- 
schen Bedingungen skizziert wurde. Wenn der “freie Lohnarbeiter” zahlenmäßig nicht zu- 
nimmt, sondern tendenziell verschwindet, dann verflüchtigt sich die substanzielle Grund- 
lage für eine emanzipatorische Politik, durch die Chancengleichheit und soziale Gerechtig- 
keit verwirklicht werden sollen. Denn emanzipatorische Politik ist in unserem, durch die 
Aufklärung bestimmten Denken qua definitione auf die geistige und ökonomische Verselb- 
ständigung, die individuelle Unabhängigkeit von traditionellen, nicht durch die Vernunft 
und die Menschenrechte legitimierten Mächte gerichtet. 

Vor diesem Hintergrund wird verständlich, daß Claudia von Werlhof »weder den wirklich 
grundlosen Optimismus von Herrn Gorz noch von anderen Teilen der sog. Alternativbe- 
wegung (teilt, d. V.), die meinen, mit der Lohnsklaverei sei nun auch die Sklaverei abge- 
schafft. Der Lohn wird abgeschafft, das stimmt« (ebd.). 

Sie betrachtet daher auch die publizistische Konjunktur des “informellen Sektors’ und die 
Hoffnungen, die sich daran knüpfen, mit großer Skepsis: 


»Es ist jener Bereich, in den die ehemaligen Proletarier abgeschoben werden, - Teilzeitarbeit, Kon- 
traktarbeit, Saison- und Gastarbeiterarbeit, illegale Leiharbeit, sowie unentlohnte Arbeit wie die sog. 
Eigenarbeit, Schattenarbeit (Illich), Subsistenzwirtschaft und meist ‘vergessen’ Hausarbeit, also gene- 
rell (Lohn)Arbeit, die nicht ‘frei’ ist. In der Debatte über diesen Sektor wird bisher tunlichst überse- 
hen, daß er absolut nichts Neues ist« (dies., S. 37). 


In die Diskussion kommt dieser Sektor immer stärker, weil er all die Menschen aufnehmen 
soll, die zunehmend überflüssig zu werden scheinen, weil sie nicht mehr als Lohnarbeiter 
verwendbar sind. Die zentrale These des Aufsatzes von Claudia von Werlhof besagt, daß 
die Hausarbeit in diesem wachsenden Sektor das Modell der Arbeit ist und nicht die Lohn- 
arbeit. Sie spricht deshalb von der Hausfrauisierung der Arbeit (dies., $. 39%. 

Aber verschwindet mit der überkommenen Form der “freien Lohnarbeit’ nicht auch die 
uns bekannte Form der Hausarbeit? Dies ist nicht der Fall. Denn: 


»Die Allroundaufgaben der Hausfrau haben letztlich das Ziel, menschliche Arbeitskraft herzustellen, 
lebendige Menschen. Es ist Menschenproduktion. Im Gegensatz zur Produktion von Sachen. Die 
Hausfrau ist ‘spezialisiert’ auf Menschen, der Lohnarbeiter auf Sachen. Das ist das Geheimnis, warum 


die Hausarbeit als Modell organisierter Arbeit nicht verschwinden wird zusammen mit der (freien) 
Lohnarbeit« (dies., $. 41). 


Aus dieser Form der geschlechtsspezifischen Arbeitsteilung zieht Claudia von Werlhof an- 
dere Schlüsse als das CDU-Programm über die Macht der Frauen. Gerade weil die Frau im 
Gegensatz zum freien Lohnarbeiter ein Produktionsmittel besitzt, nämlich ihre Gebärfä- 
higkeit, muß sie unter der Kontrolle und Gewalt des Kapitals bleiben; den Frauen wurde 
ihre Macht, ihre Ökonomie, ihr Wissen entrissen, damit sie bereit wurden, die entwürdi- 
gende Rolle der Hausfrau einzunehmen. 

Die jahrhundertelange Vergewaltigung der Frau hat ein weibliches Arbeitsvermögen her- 
vorgebracht, das keiner Qualifizierung bedarf, nichts kostet und außerordentlich nützlich 
ist für den Kapitalismus und das Patriarchat (dies., $. 42). 

Claudia von Werlhof vertritt die These, daß die Umstrukturierung unserer Wirtschaft den 
Versuch beinhaltet, dieses weibliche Arbeitsvermögen soweit wie möglich auch den Män-, 
nern anzuerziehen und aufzuzwingen: 
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»Denn der Lohnarbeiter macht zu wenig und kann zu wenig. Er kann nur tun, was bezahlt 
wird und was vertraglich vereinbart wurde. Er tut nichts darüber hinaus, und er hat keine 
Ahnung von der Menschenproduktion« (ebd.). 

Werden sich die Männer gegen die ihnen zugemuteten ‘hausfrauisierten’ Arbeitsbedingun: 
gen wehren und erkennen, daß sie diesen Kampf im Bündnis mit den Frauen aufnehmen 
müssen? Claudia von Werlhof bezweifelt, daß sich die Männer gemeinsam mit den Frauen 
gegen den Abbau des Sozialstaates wehren. Sie nimmt an, daß die Männer die neuen Bedin- 
gungen akzeptieren werden, »wenn sie dafür garantiert bekommen, die Kontrolle über die 
Frauen weiterhin zu behalten.« Claudia von Werlhofs Schlußfolgerungen aus ihrer Analy- 
se stimmen wenig hoffnungsvoll: 

»Die sog. Weltmarktfabriken in der 3. Welt und die Vertragsproduktion in der Stadt und auf dem 
Lande geben uns einen Vorgeschmack von unserer Zukunft: Kasernenartig und militärisch organı- 
sierte Teil-Lohnarbeit in den Fabriken, plus kollektive, nicht über Löhne, sondern Kredite regulierte 
Zwangsarbeit auf dem Lande und das unter Zugrundelegung des Individualgefängnisses Kleinfamilie« 
(dies., $. 43). 

Es scheint logisch schlüssig zu sein, daß die ‘hausfrauisierten’ Verhältnisse der Dritten Welt 
auch in der Ersten Welt Platz ergreifen werden, wenn der “freie Lohnarbeiter’ tendenziell 
verschwindet. Aber ich habe Bedenken gegen diese Folgerungen, weil Claudia von Werl- 
hof diese Perspektive so ungebrochen vorträgt. 

M.E. besteht eher die Gefahr einer Spaltung, die die Lohnarbeiter verstärkt in zwei Grup- 
pen teilt, der Kern- und Randgruppe des Arbeitsmarktes. Zu der letzteren zählen auch die 
Frauen. In ihren Beschlüssen lehnen die Gewerkschaften eine solche Spaltung ab; aber fak- 
tisch sind die Interessenunterschiede zwischen den verschiedenen Arbeitnehmergruppen 
aufgrund von betrieblichen Strategien und der nicht überwundenen geschlechtsspezifi- 
schen Arbeitsteilung so stark geworden - u.a. weil die Gewerkschaften ein Vereinheitli- 
chungskonzept nicht offensiv vertreten haben -, daß eine Wende in der Krise nicht wahr- 
scheinlich erscheint (vgl. hierzu insbesondere Heinze 1981). 

Zu befürchten ist allerdings, daß sich die männlichen “freien Lohnarbeiter’ der westlichen 
Industrienationen in ihrer Politik von der Auffassung leiten lassen, daß sie ihren Lebens- 
standard und ihren sozialen Status nur dann annäherungsweise halten können, wenn sie 
mit dem Kapital gemeinsam die Frauen in den Industrienationen und die Arbeitskräfte in 
der Dritten Welt ausbeuten und unterdrücken. Es ist auch wahrscheinlich, daß die Bevöl- 
kerungsgruppen, die nicht zur Kerngruppe der männlichen Facharbeiter, Angestellten und 
Beamten gehören, nur noch in *hausfrauisierten’ Arbeitsverhältnissen ein Unterkommen 
finden. 

Zu vermuten ist also eine Zweiteilung der Gesellschaft in diejenigen mit qualifizierten, gut 
bezahlten und sozial abgesicherten Arbeitsplätzen als “freie Lohnarbeiter’ und der zuneh- 
menden Zahl der im ‘hausfrauisierten’, informellen Sektor Tätigen. 

Allerdings wird auch bei diesen Gruppen versucht, kollektive Schutzregelungen z.B. im 
Krankheitsfall zu individualisieren und damit grundlegende Prinzipien der sozialen Siche- 
rung aufzugeben. So geschehen im Entwurf für den Haushalt 83. Bisher ist noch nicht ab- 
zusehen, ob die Gewerkschaften willens und stark genug sind, sich dem neuen Trend zur 
Selbsthilfe, der sie im Kern ihrer Aufgaben trifft, erfolgreich zu widersetzen (vgl. Tofaute 
1982). 


Eine Alternative zur Hausfrauisierung der Arbeit skizziert Claudia von Werlhof am :. 


Schluß ihres Artikels nur mit wenigen Worten: 
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»Eine Alternative ist nur in Sicht, wenn wir es schaffen, auf die Dauer nicht einfach nur 
den Lohn, sondern viel mehr, nämlich die Produktionsmittel wieder zu bekommen, ohne 
dafür ‘am Draht’ zu hängen, damit wir für unsere eigene autonome Existenz arbeiten kön- 
nen. Dazu brauchen wir allerdings nicht nur keine Proletarier, sondern auch keine Haus- 
frauen« (dies., 5. 43). 

In dieser knappen Skizze einer Alternative wird etwas über das Ziel, aber wenig über Mit- 
tel und Wege angedeutet. Der Form nach lassen sich Gemeinsamkeiten mit den beiden vor- 
her diskutierten Konzepten feststellen. Claudia von Werlhof kann sich die Alternative zur 
Hausfrauisierung der Arbeit nur als eine Form vorstellen, in der »wir für unsere eigene au- 
tonome Existenz arbeiten.« Sie will erreichen, daß sich die Frauen wieder ihr Wissen, ihr 
Können und damit ihre Macht aneignen und daß sie die Produktionsmittel in die Hände 
bekommen. 

Es ist offensichtlich eine verbreitete Auffassung, die in der Frauenbewegung auch auf den 
Erfahrungen mit Projektarbeit und der Auseinandersetzung mit dem Staat und den eta- 
blierten Mächten um die Reformierung des $ 218 und um die Finanzierung von Selbsthilfe- 
projekten fußt, lieber auf die eigene Kraft zu setzen und anstelle des Gangs durch die Insti- 
tutionen und der Abhängigkeit vom fürsorglichen und repressiven Staatsapparat und den 
industriellen Machtzentren vorzugsweise das Leben in die eigenen Hände zu nehmen. Oh- 
ne Zweifel schafft die Arbeit in kleinen Gruppen und Projekten in einer sozialen Bewe- 
gung Selbstvertrauen, sie eröffent neue Perspektiven und kann Lebensvorstellungen for- 
men. Aber ich halte es für eine gefährliche Illusion, die Auffassung zu vertreten, Frauen 
könnten sich in dieser hochtechnisierten, vernetzten Industriegesellschaft, die von den 
Zentren her gesteuert wird, eine autonome Existenz schaffen. 


4. Ausblick 


Die politische Verunsicherung und Desorientierung; die durch die Krise ausgelöst ist, 
macht es schwierig, frauenpolitische Konsequenzen aus dem vorher Dargestellten zu zie- 
hen. Eine Strategiediskussion mag auch manchem verfrüht erscheinen, da sich die Diskus- 
sion derzeit um die Eigenart, Dauer und Struktur der Krise dreht. Erschwerend kommt 
hinzu, daß zwischen der SPD und den Gewerkschaften auf der einen und den Grünen, Al- 
ternativen und den neuen sozialen Bewegungen auf der anderen Seite Fronten entstanden 
sind, die im Augenblick kaum überbrückbar erscheinen. Nach meiner Auffassung erfor- 
dert diese Differenz, die sich auch in der Frauenbewegung zeigt, um so dringender eine 
Analyse der Krise unter strategischen Gesichtspunkten. 

Claus Offe skizziert die eben genannte ‘Fronten’-bildung folgendermaßen: Die Gütekrite- 
rien von Politik sind selbst zum Gegenstand des politischen Konflikts geworden: 


»Auf der einen Seite - auf der Seite aller ‘etablierten’ Parteien - finden wir das Bewirken von Fort- 
schritten. Wieweit auch immer die Deutungen dessen, was ‘Fortschritt’ bedeuten soll -Wachstum, $i- 
cherheit, soziale Gerechtigkeit - auseinanderfallen mögen, die methodische Voraussetzung ist die 
Überzeugung von einer ‘unendlichen Perfektiabilität der Verhältnisse’ (Benjamin). Alles, was ist, 
könne auch noch etwas vollkommener sein. Dies zu bewirken sei die Aufgabe des berufsmäßigen Po- 
litikers. Diesem (traditionell vor allem, heute aber keineswegs ausschließlich sozialdemokratischen) 
Politikverständnis opponiert heute eine konträr entgegengesetzte Auffassung von politischer Ratio- 
nalität, welche die Grünen gewiß weder erfunden noch gepachtet haben, deren Überzeugungskraft 
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sie jedoch ihren Erfolg verdanken. Diese Rationalität verlangt das Bewahren werthafter Bestände, 
nicht allein das Bewirken von Fortschritt. Alles, was besteht und alles was erhalten werden soll, steht 
auf dem Spiel. Die Utopie ist nicht das in der Zukunft zu bewirkende ganz Andere und Bessere, son- 
dern eine zuverlässige Vermeidung unwiederbringlicher Verluste und irreversibler Katastrophen, die 
Festigung der bereits abbröckelnden und angeschlagenen Bestände an Frieden, natürlichen Lebens- 
grundlagen der Gesellschaft, Menschen- und Bürgerrechten« (Offe 1982). 


In diesem Konflikt um Gütekriterien von Politik kommen Frauen in die paradoxe Situa- 
tion, daß sie aufgrund ihrer Sozialisation und ihrer alltäglichen Arbeiten in der Familie 
vornehmlich der Rationalität des Bewahrens, Erhaltens und Pflegens folgen und eher mit 
Distanz und Ablehnung gegenüber Statseingriffen und Verrechtlichung von Lebensver- 
hältnissen reagieren, während sie aber im Gegensatz zu dieser Orientierung wegen ihrer so- 
zial benachteiligten Situation an Fortschritten hin zu mehr sozialer Gerechtigkeit durch 
staatliches Handeln und gesetzliche Regelungen stärker als die. Männer interessiert sein 
müssen. 

Denn es steht zu erwarten, daß sich ohne kompensatorische sozialstaatliche Maßnahmen 
die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung rigide verschärft und daß sich die Lebensperspek- 
tive einer rapide zunehmenden Zahl von jungen Frauen auf die Tätigkeiten der Hausgehil- 
fen und der lebenslangen Hausfrau und Mutter verengt. Die hohe Arbeitslosigkeit, die sin- 


kenden Einkommen bei steigenden Lebenshaltungskosten und Einsparungen in der sozia- 


len Infrasturktur bewirken, daß es nicht weniger Arbeit, aber wesentlich weniger Lohnar- 
beit geben wird. Die unbezahlten Arbeitsleistungen der Frauen nehmen erheblich zu. Die 
Probleme der Mädchen aus Elternhäusern mit geringem Einkommen und geringem Bil- 
dungsniveau verschärfen sich besonders stark. Sie stehen vorrangig in der Gefahr, ohne un- 
terstützende und kompensierende Maßnahmen schon in der Jugend zu resignieren und gar 
nicht um Ausbildungsplätze und akzeptable Erwerbsarbeit zu kämpfen. Vor ähnlich 
schwierigen Problemen stehen Hausfrauen im ‘mittleren’ Lebensalter, die wieder ins Er- 
werbsleben zurück wollen. 

Meines Erachtens müssen die stragischen Überlegungen für eine Frauenpolitik in der Krise 
zum einen dahin zielen, die Berufsorientierung der Jugendlichen zu entwickeln und die der 
erwerbslosen oder mit Familienarbeit beschäftigten Erwachsenen aufrechtzuerhalten. Auf- 
grund der Euphorie, die bei nicht wenigen vorherrscht, über die Entwicklungsmöglichkei- 
ten des informellen Sektors, wird leicht die Notwendigkeit gering geachtet, zur individuel- 
len und sozialen Orientierung eine berufliche Lebensperspektive zu entwickeln. Das Ein- 
treten für eine Berufsorientierung erfordert auch, die Auseinandersetzung um die Rationa- 
lisierung, die nicht nur in der Industrie, sondern verstärkt im Dienstleistungssektor betrie- 
ben wird, voranzutreiben. Vernachlässigt wird auch in der aktuellen Diskussion, daß durch 
die Novellierung des AFG die rigide Trennung zwischen erwerbstätiger und erwerbsloser 
Bevölkerung verstärkt wird. Es sind Konzepte zu erarbeiten, wie dieser Aufspaltung (Seg- 
mentierung) der Bevölkerung in verschiedene Lebensbereiche entgegengewirkt werden 
kann. Eine Vielzahl von Maßnahmen sind erforderlich, um die Durchlässigkeit zwischen 
Erwerbsarbeit, Familienarbeit, Selbsthilfetätigkeiten, Subsistenzwirtschaft, ehrenamtli- 
chen Tätigkeiten und Teilnahme an Bildungsveranstaltungen zu ermöglichen. Die Durch- 
lässigkeit erfordert nicht unbedingt höhere finanzielle Aufwendungen des Staates und der 
Versichertengemeinschaft als es die Finanzierung der Arbeitslosigkeit, der Sozialhilfe und 
der Steuerermäßigung für hohe Einkommen verlangt. Die Durchsetzung eines solchen 
Konzeptes zur Durchlässigkeit ist angewiesen auf starke politische Kräfte, die sich den Ar- 
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beitgebern widersetzen und auf politische und administrative Phantasie in der Arbeitszeit- 
gestaltung, in der Anspruchssicherung auf einen Erwerbsarbeitspltz und in der sozialversi- 
cherungsrechtlichen Gestaltung. 

M.E. ist es notwendig, vorrangig über Anderungeni im Sozialversicherungssystem nachzu- 
denken. Denn dieses schützt den freien Lohnarbeiter und seine Familie in gewissem Um- 
fang im Krankheitsfall, im Alter und bei Erwerbslosigkeit. Für die Zukunft reicht dies aber 
nicht aus, denn die freie Lohnarbeit wird weniger und die Verselbständigung der Frauen 
nimmt zu. Es müssen also Formen der sozialen Sicherung gefunden und durchgesetzt wer- 
den, die das Individuum bei Krankheit, Alter und außerhalb der freien Lohnarbeit schüt- 
zen, unabhängig davon, ob es Lohnarbeit, Familienarbeit, Selbsthilfearbeit, ehrenamtlicher 
Tätigkeiten etc. leistet. 

Besonders für (junge) Frauen ist die Durchlässigkeit der Lebensbereiche und ein familien- 
unabhängiger, individueller Versicherungsschutz notwendig, damit sie nicht nur auf die Ehe 
als Garant der ökonomischen und sozialen Sicherung zurückgeworfen werden bei steigen- 
der Erwerbslosigkeit. 

Zum anderen ist der Tendenz entgegenzuwirken, die ‘sanfte’ Macht der Familie der 'kal- 
ten’ Macht der Apparate und Betriebe gegenüberzustellen und zugleich die soziale und Bil- 
dungsinfrastruktur als bürokratisch, überflüssig, Selbsthilfe- und Investitionshemmend 
darzustellen. Im Gegenteil, vom Staat ist zu fordern, Möglichkeiten der Kommunikation, 
des gemeinsamen Lernens und Arbeitens und Lebens, der Subsistenzwirtschaft verstärkt zu 
stützen, anstatt Volkshochschulen, Bibliotheken und Selbsthilfegruppen die ökonomische 
Basis zu entziehen und an den Heimbewohnern und den Eitern von Behinderten zu spa- 
ren. 

Frauen suchen in der Krise leicht als Problemlösungsstrategie sich einen Kinderwunsch zu 
erfüllen. Auf diesem Weg können sie handfester als arbeitslose Männer eine sinnvolle Auf- 
gabe finden; andererseits ist durch die notwendige, zeitaufwendige Arbeit für das Kind aber 
auch die Gefahr der sozialen Isolation größer, so daß Frauen besonders auf kommunikative 
Angebote und Unterstützung im Aufbau von Selbsthilfegruppen angewiesen sind. Eine 
Ausformulierung und intensive Diskussion der hier vorgetragenen Überlegungen ist der- 
zeit auch deshalb noch schwierig, weil die oben skizzierte Frontenbildung zwischen Ge- 
werkschaften und Sozialdemokratie auf der einen und Grünen, Alternativen und neuen so- 
zialen Bewegungen auf der anderen Seite auch die engagierten Frauen spaltet. 


Anmerkungen 


1 Zu diesem Aspekt ausführlicher: Rosanvallon, Pierre: Nach der Sozialdemokratie, Die Kosten 
der Solidarität oder Die Gesellschaft auf der Suche nach sich selbst, S. 68, in: FREIBEUTER 11, 
Vierteljahreszeitschrift für Kultur und Politik, 1982. 

2 dies., 5. 39 
»Der Proletarier ist scheinbar frei, gleich, brüderlich usw. Die Hausfrau ist dessen Umkehrung. 
Sie ist ganz real unfrei, unfrei in jenem Doppelsinn, daß sie weder frei ist, Ort und Art ihrer Ar- 
beit und ihres Arbeitsplatzes zu wählen oder zu wechseln, sie ist gebunden an Wohnung, Mann 
und Kinder, sie ist auch nicht frei von allen Produktionsmitteln, so daß sie lediglich ihre Arbeits- 
kraft besäße, wie es in einem bestimmten Sinne beim Proletarier der Fall ist: Sie hat nämlich, was 
kein Mann hat und was in unserer Gesellschaft wie ein Produktionsmittel behandelt wird, ihre 
Gebärfähigkeit, außerdem hat sie den Mann als ‘Ernährer”. Auch die Arbeitszeit und Arbeitsbe- 
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dingungen, Urlaub und Freizeit, all das ist bei der Hausfrau nicht geregelt, der Ehevertrag nicht 
mit dem Arbeitsvertrag vergleichbar. Es gibt kein Streikrecht, keine brüderliche oder schwesterli- 
che Organisation der Hausfrauen: Sie sind individualisiert und atomisiert. Im Haushalt wacht nie- 
mand über Menschenrechte, vor Gewalt und Willkür wird nicht geschützt. Alle Menschen im 
Kapitalismus sind zwar eigentlich, d.h. potentiell ‘Lohnarbeiter’, real aber cher ‘Hausfrauen’, in- 
dustrielle Reservearmee, relative Überbevölkerung, relativ namlich, im Verhältnis zur Torhande: 
nen Lohnarbeit.« 
3 dies., $. 42 

»Alles, was Frauen tun, muß Frucht bringen, und diese muß gratis sein, wie die Luft zum Atmen. 
Das gilt nicht nur für die Kinder, sondern auch für die sonstige Haus- und Lohnarbeit, die zusätz- 
liche emotionale Zuwendung an die Kollegen, die Freundlichkeit, die Unterwürfigkeit, das Im- 
mer-zur-Verfügung-Stehen, das Alle-Wunden-Heilen, das sexuell-nutzbar-Sein, das Alles-wieder- 
in-Ordnung-Bringen und sich-verantwortlich-Fühlen, das sich-Aufopfern, die eigene Bedürfnislo- 
sigkeit und Anspruchslosigkeit, das Verzichten für andere, das Ertragen von allem, das Einsprin- 
gen-können-für-alles, das sich-Zurückziehen, das Un-sichtbar-Sein und das Immer-Dasein, das 
Passiv-Bereitstehen und das Aktiv-die-Karre-aus-dem-Dreck-Ziehen, das Phantasie-Haben und das 
Emotional-Sein, das Durchhalten und die Disziplin wie bei einem Soldaten. All das macht das 
weibliche Arbeitsvermögen aus. Es ist komplett. Es ist das allgemeinste und umfassendste, weil 
die Gesamtperson einbeziehende und mobilisierende, Arbeitsvermögen, das vorstellbar ist.« 
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Ingeborg Wegehaupt-Schneider 
Von Konkurrenz kann keine Rede sein! 


Zur Bedeutung von familien- und sozialpolitischen Maßnahmen 
im historischen Verlauf der Frauenindusiriearbeit in Deutschland 


1. Vorbemerkung 


Die folgenden Überlegungen stammen aus einer historisch orientierten Untersuchung zur 
Entwicklung der Frauenindustriearbeit in Deutschland.! Die historische Orientierung ver- 
folgt dabei eine doppelte Zielsetzung. Zum einen kann die vorfindliche Situation der Frau- 
enerwerbstätigkeit, die gekennzeichnet ist durch die aktuellen Formen der Benachteili- 
gung, nur aus ihrer Geschichte geklärt werden. Sie muß als Resultat einer Entwicklung be- 
griffen werden, die trotz einer Fülle von politischen und sozialpolitischen Versuchen, die 
ökonomische Benachteiligung der weiblichen Arbeitskraft aufzuheben, lediglich auf je- 
weils neuer Ebene die Diskriminierung der Frauen im Erwerbsleben stabilisierte. Zum an- 
deren kann so ein falscher ökonomischer Determinismus umgangen werden. Die jeweilige 
Verwertungssituation der Branche (Art der Produktionsprozesse und Möglichkeiten sowie 
Stand der Mechanisierung dieser Prozesse) ist nicht ausschließlich bedeutsam für den Frau- 
eneinsatz. Ein weiterer zumindest gleichbedeutender Faktor ist sicher in der historischen 
Entwicklung der Industriezweige zu sehen: Der ursprünglich hauptsächlich durch typische 
weibliche Fertigkeiten und Eigenschaften gerechtfertigte Einsatz von Frauen in bestimm- 
ten Produktionsbereichen (z.B. Textil- und Bekleidungsindustrie sowie Nahrungs- und Ge- 
nußmittelindustrie) besteht auch noch unter technisch entwickelteren Niveaus fort, die 
solche Fertigkeiten gar nicht mehr verlangen. 
Wie bedeutsam die historische Entwicklung der Frauenindustriearbeit ist, wird auch im 
Zusammenhang mit der krisenhaften Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt deutlich, denn 
die jetzige Situation auf dem Arbeitsmarkt ruft wieder verstärkt Überlegungen gegen Frau- 
enerwerbsarbeit hervor. Die mit der Einführung der neuen Technologien verbundenen Ar- 
beitsmarktprobleme werden mit der Perspektive »Frauen zurück an den Herd« diskutiert. 
Ein Abbau der Frauenerwerbsarbeit würde bedeuten, daß die immer knapper werdenden 
Arbeitsplätze Männern vorbehalten bzw. zugewiesen werden könnten. Die sozial- und fa- 
milienpolitischen Überlegungen von Parteien, Gewerkschaften, aber auch männlichen Ar- 
beitskräften, die sich sowohl in schriftlichen als auch mündlichen Äußerungen und Diskus- 
sionsbeiträgen manifestieren, haben eindeutig den Tenor einer spezifischen Frauendiskri- 
minierung. Sie versprechen sich eine Lösung der Arbeitsmarktprobleme durch eine Rück- 
kehr der Frauen ins Haus, in die Familie. »Mutterarbeit« gilt beispielsweise in den Augen 
der CDU plötzlich mehr als »Erwerbsarbeit«. In dem Grundsatzpapier der Sozialausschüs- 
se der CDU (CDA-Papier) sind etwa folgende programmatische Aussagen zu lesen: 
-  »Die Mutter ist unersetzlich. Ihr ist der höchste Wert anvertraut, den wir auf Erden be- 
sitzen.« 
- »Die Arbeit der Mutter ist Dienst an der Gesellschaft.« 
- »Mutterarbeit ist mehr als Erwerbsarbeit.« 
-  »Mutterarbeit führt zur Selbstverwirklichung der Frau.« 
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Dabei sind solche Sätze nicht neu, sondern orientieren sich an historischen Vorläufern. 

Angesichts der Virulenz des Problems von Frauenerwerbsarbeit ist jedoch mehr denn je 

die Frage zu stellen, ob solche sozial- bzw. familienpolitischen Versuche, Frauen vom Ar- 

beitsmarkt zu verdrängen, überhaupt zum Erfolg führen können. Wird durch die immer 
wiederkehrende widersprüchliche Behandlung von Frauen auf dem Arbeitsmarkt (in Zei- 
ten von Arbeitslosigkeit den Versuch zu unternehmen, Frauen vom Arbeitsmarkt zu ver- 
drängen; in Zeiten von Vollbeschäftigung, sie in den Arbeitsprozeß zu integrieren) histo- 
risch aufzeigbar eine Veränderung erreicht - etwa in dem Sinne, daß tatsächlich Arbeits- 
plätze von Frauen für Männer (denn diese sind in einer patriarchalen Gesellschaft vorran- 
gig) bereitgestellt werden? Diese Frage impliziert jedoch eine andere, vorgelagerte: Unter- 
liegt eigentlich Frauenerwerbsarbeit anderen, spezifischen Bedingungen im Vergleich zur 
männlichen Arbeit, oder besteht eine Konkurrenzsituation von männlichen und weibli- 
chen Arbeitskräften um dieselben Arbeitsplätze? Denn nur unter der Prämisse einer tat- 
sächlichen - nicht nur angenommenen - Konkurrenz der Geschlechter auf dem Arbeits- 
markt wären all jene historisch immer wieder aufzeigbaren Versuche, sich in Zeiten von 

Arbeitslosigkeit auf die »eigentliche« Rolle der Frau als Hausfrau und Mutter zu besinnen 

und mit-Hilfe aller möglichen familien- und sozialpolitischen Maßnahmen eine Rückkehr 

der Frau ins Haus zu erzwingen, arbeitsmarktpolitisch überhaupt sinnvoll. - 

Diese vorstrukturierenden Überlegungen möchte ich im folgenden anhand einiger Aspekte 

des Problems der Entwicklung der Frauenindustriearbeit im historischen Verlauf deutlich 

machen. Im einzelnen soll beschrieben werden: 

- ob und wie für den industriellen Sektor männliche und weibliche Arbeitsbereiche sich 
voneinander abgrenzen lassen, d.h. also, ob Frauenindustriearbeit anderen, besonderen 
Bedingungen unterliegt; 

- welche Auswirkungen sozial- und familienpolitische Maßnahmen in diesem Zusam- 
menhang zeitigen. 

Dabei wird sich die Darstellung auf die Zeit von der Industrialisierung (von ca. 1870, da 
hier zum erstenmal Daten für Deutschland vorliegen) bis zum Ende des zweiten Weltkrie- 
ges beziehen und in fünf arbeitsmarktpolitisch und historisch unterschiedlichen Phasen be- 
schrieben werden: Die Entwicklung bis zum ersten Weltkrieg, die spezifischen Bedingun- 
gen während der Zeit des ersten Weltkrieges, die Entwicklung während der Weimarer Zeit 
sowie zum Schluß die Zeit des Dritten Reiches, die in eine Phase vor dem zweiten Welt- 
krieg und in eine Phase während des zweiten Weltkrieges unterteilt wird. 


2. Franeneinsatz in der industriellen Produktion und staatliche Politik von 1870 bis zum 
Ende des zweiten Weltkriegs 


2.1. Arbeitsteilung, Mechanisierungsbedingungen und Zuverdienerrolle als Ausgang der Femi- 
nisierung von Branchen (1870 - 1914) 


Die frühe kapitalistische Produktionsweise zeigt eine verstärkte Einbeziehung von Frauen, 
vornehmlich Arbeiterfrauen, in den Produktionsprozeß. Möglich wurde die hohe Beschäf- 
tigung weiblicher Arbeitskräfte durch den ausgedehnten Einsatz von einfachen und leicht 
zu bedienenden Maschinen und vor allem durch die Verbreitung des Prinzips der arbeits- 
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teiligen Produktion (vgl. Brandt u.a., 1973, S. 21 f.; Guilbert 1966, $. 22 f.). Durch sie wer- 
den ein Großteil qualifizierter und/oder körperlich schwerer Arbeiten, die nur Männern zu- 
gänglich waren, auf eine Vielzahl körperlich leichter Arbeiten reduziert, die nur einfache 
Handgriffe, Geduld, Genauigkeit und Fingerfertigkeit verlangen. Dabei werden die Frauen 
zunächst in jene Bereiche einbezogen, die ihrer hauswirtschaftlich orientierten Ausbildung 
entsprechen, d.h. solche, die die industrielle Produktion der Hausarbeitstätigkeit über- 
nehmen wie Weben, Spinnen, Nähen, Nahrungsmittel herstellen sowie Vorarbeiten für 
Schuster, Sattler und Bauhandwerker.? 

Mit Verbreitung der Industrialisierung Ende des 19. und Anfang des 20. Jahrhunderts 
nimmt die Anzahl der erwerbstätigen Frauen überproportional zu (von 1882 bis 1907 um 
68%, dagegen die Zahl der erwerbstätigen Männer nur um 38%). Das Verhältnis von 
männlichen zu weiblichen Arbeitern verändert sich von 1875 von 5,4:1 im Vergleich zu 
1907 auf 4,7:1. 1907 sind also noch 4,7 mal mehr Männer als Frauen in der industriellen 
Produktion beschäftigt.’ Indessen impliziert diese Ausweitung von Frauenarbeit keine Ver- 
drängung von männlichen Arbeitskräften. Denn zum einen bleibt der industrielle Sektor 
rein quantitativ eine Domäne der Männer, zum anderen bleiben die weiblichen Arbeiter 
im wesentlichen auf ihre traditionellen Arbeitsbereiche Textil-, Bekleidungs- und Nah- 
rungs- und Genußmittelindustrie konzentriert. In allen drei Branchen liegt der Anteil aller 
Arbeiterinnen über dem der Gesamtarbeiterschaft. Über 2/3 aller Industriearbeiterinnen 
sind in diesen drei Branchen eingesetzt, die die traditionellen Funktionen einer geschlechts- 
spezifischen Arbeitsteilung implizieren. Zu Beginn des 20. Jahrhunderts gewinnen auch an- 
dere Bereiche an Bedeutung für die Frauenbeschäftigung, vor allem die Metallindustrie so- 
wie die Industrie der Maschinen, Instrumente, Werkzeuge und Apparate. Trotz der Zunah- 
me in den letztgenannten Industriezweigen bleiben die weiblichen Arbeiter in den drei tra- 
ditionellen Bereichen überrepräsentiert, während die männlichen in allen anderen Indu- 
striezweigen anteilmäßig überwiegen (Geyer 1924). 

In den Bereichen, die nicht zu den traditionellen Fraueneinsatzbereichen gehören, verrich- 
ten Frauen vornehmlich solche Tätigkeiten, die dem weiblichen Leistungsvermögen ent- 
sprechen und sich von den männlichen Arbeiten unterscheiden. Während männliche Ar- 
beiter körperlich schwere und/oder qualifizierte Tätigkeiten - häufig in durch Mechanisie- 
rung neu entstandenen Arbeitsbereichen - übernehmen, werden den weiblichen die kör- 
perlich leichten Tätigkeiten, die sich in den meisten Fällen durch ein geringes Mechanisie- 
rungsniveau auszeichnen, zugewiesen. In allen Industriezweigen ist die Tendenz festzustel- 
len, alle leichtere Arbeit an kleineren Gegenständen, sei es bei Maschinenbedienung oder 
Handarbeit, den Frauen zu übertragen. Auch räumlich arbeiten Männer und Frauen nicht 
zusammen. Die einzelnen Abteilungen sind entweder reine Männer- oder reine Frauenab- 
teilungen, wobei z.B. Männer Waren erzeugen, Frauen sie sortieren, zählen und verpacken, 
oder Männer schwere, große Gegenstände bearbeiten, Frauen leichte und kleine, oder Män- 
ner qualifizierte Arbeiten ausführen, während weibliche Industriearbeiter Zuarbeiten lei- 
sten. 

Trotz dieser abgrenzbaren - nur in wenigen Fällen austauschbaren - Arbeit gilt als besonde- 
res Problem während dieser Zeit die Konkurrenz von männlichen und weiblichen Arbei- 
tern. Der quantitativ verstärkte Einbezug von billiger Frauenarbeit führt zwar zu einer 
lohndrückenden Konkurrenz, diese trägt aber wiederum zu einer geschlechtsspezifischen 
Segmentierung auf dem industriellen Arbeitsmarkt bei. Dabei ist vor allem zu beachten, 
daß die geringere Bezahlung von weiblichen Arbeitern strukturelles Merkmal von Frauen- 
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industriearbeit ist und ebenfalls ein Abgrenzungskriterium zu den männlichen Arbeits- 
kräften darstellt. Der geringe Lohn soll den Zuverdienerstatus von Frauen manifestieren, 
ihre Nicht-Anerkennung als vollwertige Arbeitskraft auf dem Arbeitsmarkt deutlich ma- 
chen. Damit ist die Minderbezahlung der Frauen bereits an sich eine konkurrenzmildernde 
Maßnahme. 

Die Auswirkungen dieser vielzitierten »Schmutzkonkurrenz« zeigen sich als Abwande- 
rung von männlichen Arbeitskräften aus den Branchen Textil-, Bekleidungs- und Nahrungs- 
und Genufßmittelindustrie, wo Frauen traditionell einen hohen Anteil an den Beschäftig- 
ten haben, aber auch aus Bereichen der Metallindustrie, in die die Frauen allmählich ein- 
dringen, hin zu eher rein »männlichen Industrien«, wie Eisenindustrie, Kohlenbergbau, 
Baugewerbe etc. Denn hier sind die Löhne bedeutend höher als dort, wo Männer in Kon- 
kurrenz zu Frauen arbeiten. Man kann also davon ausgehen, daß überall dort, wo Frauen 
Arbeitsbereiche übernehmen, die Entlohnung der Arbeit tendenziell verringert wird und 
sinkt. Tatsächlich findet demnach keine direkte oder unmittelbare Verdrängung von Män: 
ner- durch Frauenarbeit statt, sondern es kommt vielmehr zu einer Feminisierung der sich : 
dem weiblichen Leistungsvermögen anpassenden Branchen (Wilbrandt 1906, S. 68 £.). 

So vielschichtig und wenig eindeutig wie sich die lohndrückende Konkurrenz der weibli- 
chen Arbeitskräfte für die männlichen auf dem Arbeitsmarkt auswirkt, so wird sie auch 
von gewerkschaftlicher Seite aufgenommen. Obwohl es erklärtes Ziel gewerkschaftlicher 
Politik ist, die lohndrückende Konkurrenz von Frauen auf dem Arbeitsmarkt zu beseiti- 
gen, wird in Tarifverträgen immer wieder ein Frauenlohn festgelegt. So heißt es auf dem 2. 
Gewerkschaftskongreß 1896: 

»Auf allen Gebieten des wirtschaftlichen Lebens mehrt sich unaufhörlich die Verwendung . 
der weiblichen Arbeitskraft. Diese Erscheinung ist eine Folge der Tatsache, daß die Arbei- 
terinnen durchgängig billiger arbeiten als die Arbeiter und der kapitalistischen Ausbeutung 
keinen Widerstand entgegensetzen. Es ist daher für die Arbeiterklasse ein unabweisbares 
Gebot der Selbsterhaltung, ein Gebot der Humanität, eine Änderung dieses schmachvollen 
Zustandes energisch anzustreben.« (Protokoll 1896, S. 121). 

Aus den vorhandenen tariflichen Vereinbarungen geht aber bis zum ersten Weltkrieg her- 
vor, daß Frauen 30 bis 40% weniger verdienen als Männer. 

Die Minderbezahlung der Frauen wird begründet mit ihrem Zuverdienerstatus, obwohl je- 
doch insbesondere ledige Frauen, zum Teil mit Kindern, zur Arbeit aus ökonomischen 
Gründen gezwungen sind. 

Zu Beginn der Industrialisierung sind die meisten Frauen, die in die Produktion einbezo- 
gen wurden, noch unverheiratet, haben also keinen Haushalt zu versorgen.* Erst als das 
Recht zur Eheschließung verallgemeinert wird und jedermann heiraten kann, gleichgültig 
ob er über Besitz verfügt oder nicht, werden Ehen auch im Proletariat möglich. Sie werden 
darüberhinaus sogar zur Ehe gezwungen, indem Gesetze gegen das Konkubinat erlassen 
werden und somit das Ausleben der Sexualität an die Ehe gebunden wird (vgl. 
Heinsohn/Knieper 1974, S. 27 f. und 76 ff.). Der Grund für diese »staatliche Förderung« 
des proletarischen Familienlebens liegt wohl darin, daß im aufkommenden kapitalistischen 
Produktionssystem immer mehr Produkte für sich ständig erweiternde Märkte produziert 
werden. Man benötigt also sehr viel mehr Arbeitskräfte als vorher. Die arbeitende Bevölke- 
rung muß dementsprechend vermehrt werden. Mit der Übernahme der Lebensform der 
Kleinfamilie beginnt die Doppelbelastung der Frau, denn ihr allein obliegt die Führung des 
Haushalts und die Versorgung der Kinder zusätzlich zu ihrer Fabrikarbeit. 
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Diese neu entstandene Kleinfamilie beginnt jedoch, durch die verstärkte Einbeziehung von 
Frauen in die Produktion, Auflösungserscheinungen zu zeigen. Sie ist aber als gesellschaftli- 
che Reproduktionsstätte zur Erhaltung des Arbeitskräftepotentials wie zur gesellschaftli- 
chen Stabilisierung von besonderer Wichtigkeit. So steigt zum Beispiel die Kindersterblich- 
keit in Abhängigkeit von der Dauer der Berufstätigkeit der Mutter. Während bei den ver- 
heirateten Fabrikarbeiterinnen, die erst nach der Heirat in die Fabrik eintraten, 14% der 
Kinder sterben, sterben bei jenen, die schon vor der Heirat Fabrikarbeiterinnen gewesen 
sind, 31% der Kinder im ersten Lebensjahr. 

Die Verminderung der Gebährfähigkeit der Frauen, die Verwahrlosung und hohe Sterb- 
lichkeit der Kinder, ist die Folge katastrophaler Arbeitsbedingungen: Unhygienische Ver- 
hältnisse in engen, schlecht belüfteten Produktionsstätten (vor allem in den Spinnereien), 
kein Schutz beim Umgang mit gesundheitsschädlichen Stoffen, hohe Unfallgefahr, über- 
lange Arbeitszeiten sowie spezifische arbeitsvertragliche Diskriminierungen (vgl. Kuczyns- 
ki 1963, S. 78). Angesichts dieser Situation kommt es zu einer von den Arbeiterorganisatio- 
nen initiierten Gegenbewegung, die von 1880 bis 1890 bestimmte Schutzgesetze für Frauen 
im Arbeitsbereich politisch durchsetzt, wie z.B. Beschränkung des Arbeitstages auf 11 
Stunden, Beschäftigungsverbot für Untertagearbeit, Nachtarbeitsverbot, sowie eine Ruhe- 
zeit für vier Wochen nach der Entbindung (Thönnessen 1969, S. ”) Nach 1890 werden 
diese Beschäftigungsverbote erweitert. 

Durch diese Schutzbestimmungen wird zum einen die reproduktive Funktion der Frauen 
abgesichert und zum anderen der Versuch unternommen, der »Schmutzkonkurrenz« 
durch eine klare Abgrenzung von weiblichen und männlichen Tätigkeiten ein Ende zu be- 
reiten. Bestimmte Arbeitsbereiche können auf diese Weise männlichen Arbeitern vorbe- 
halten bleiben, indem sie für weibliche verboten werden. Durch diese Ausschließung der 
Frauen von all jenen Tätigkeiten, bei denen der weibliche Organismus geschädigt werden 
könnte, wird prophylaktisch einer Auflösungserscheinung des geschlechtsspezifischen Ar- 
beitsmarktes entgegengewirkt und eine Konkurrenz zwischen den Geschlechtern vermie- 
den bzw. abgemildert. Der Angst, daß Frauen Männern aufgrund von spezifischen Aus- 
gangsbedingungen (niedrigere Reproduktionskosten, von daher geringer Lohn) von ihren 
Arbeitsplätzen verdrängen und zu einem Rollentausch zwingen könnten; (der Mann im 
Haus zuständig für Haushalt, Kindererziehung und Erhaltung der Arbeitskraft der Frau; 
die Frau in der Fabrik) wird damit einschränkend vorgebeugt. 

Die Auswirkungen der Arbeitsschutzgesetze für die weiblichen Industriearbeiter sind dabei 
zwiespältig: Zwar wird der schrankenlosen Ausbeutung der Arbeitskraft Frau ein Riegel 
vorgeschoben, indessen verringern sich aber ihre Einsatzbereiche. Durch die Arbeits- 
schutzgesetze verengt sich der Arbeitsmarktzugang der Industriearbeiterinnen. Die Frauen 
werden zumindest partiell aus manchen Industriezweigen verdrängt (etwa den mechani- 
sierten, in denen zur Auslastung der Maschinen auch nachts gearbeitet wird), bzw. wird ih- 
nen der Zugang in bestimmte Arbeitsbereiche prophylaktisch verwehrt. 


2.2 Partielle Erweiterung des geschlechtsspezifischen Arbeitsmarktes (1914 - 1918) 
Wie wenig der Frauenarbeitsschutz tatsächlich von dem Schutzgedanken für die weibli- 
che Arbeitskraft getragen, sondern von arbeitsmarktpolitischen Notwendigkeiten be- 


stimmt wird, zeigt die Entwicklung während des ersten Weltkrieges. Arbeitsschutzgesetze 
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für weibliche Industriearbeiter werden weitgehend aufgehoben; die Arbeitskraft der Frau 
wird erneut bis an die Grenze der physischen und psychischen Belastbarkeit ausgebeutet. 
Um die von Männern freiwerdenden Arbeitsplätze zu besetzen, kommt es zu einer ver- 
stärkten Einbeziehung von Frauen in die Produktion. Nach den Zusammenstellungen aus 
Berichten von Krankenkassen und einzelnen Industrieunternehmen ergibt sich eine Zu- 
nahme der Zahl der beschäftigten Arbeiterinnen inerhalb von zwei Jahren von 1915 - 1917 
um ca. 130% (vgl. Reichsarbeitsblatt). Dabei verändert sich die Verteilung der Frauen über 
die einzelnen Industriezweige: Die Textil-, Bekleidungs-, Nahrungs- und Genußmittelindu- 
strien geben ihre Vorherrschaft in der Frauenfabrikarbeit ab an die sog. Rüstungsindu- 
strien: Metall-, Maschinen-, Elektro- und chemischer Industrie. Zwar scheint sich dadurch 
rein quantitativ betrachtet eine Auflösung des geschlechtsspezifisch segmentierten Arbeits- 
marktes aus Ermangelung an männlichen Arbeitskräften anzudeuten, jedoch kristallisiert 
sich bei einer genaueren Untersuchung der Ersetzungsstrategien von Männern durch Frau- 
en ein etwas anderes Bild heraus. Ein unmittelbarer Ersatz von gelernter Tätigkeit findet 
quantitativ bedeutsam hauptsächlich in den drei traditionellen Frauenbranchen statt, wäh- 
rend die Übernahme von gelernten Tätigkeiten in den anderen Branchen - vor allem der 
Metallindustrie - zwar überall auffindbar ist, jedoch im wesentlichen Ausnahme bleibt. In 
allen Branchen ist dagegen ein unmittelbarer Ersatz von an- und ungelernten Tätigkeiten 
häufig festzustellen, wobei jedoch bei körperlich sclıwerer Arbeit in den meisten Fällen 
keine unmittelbare Übernahme erfolgt. 

Mittelbarer Ersatz von gelernter durch an- oder ungelernte Arbeit ist quantitativ häufiger 
anzutreffen als ein unmittelbarer Ersatz von Facharbeitstätigkeiten. Durch Mechanisie- 
rung und arbeitsorganisatorische Veränderungen, insbesondere Taylorisierung der Arbeit, 
gelingt es, die von Frauen zu übernehmenden Arbeitsplätze zu an- bzw. ungelernten Tätig- 
keiten zu dequalifizieren. Ein mittelbarer Ersatz von an- und ungelernten Tätigkeiten ist 
für alle jene Arbeitsbereiche bedeutsam, in denen es gilt, körperlich schwere Arbeit mithil- 
fe von Werkzeugen und Maschinen körperlich leichter zu gestalten. 

Diese Beispiele zeigen, daß man nur partiell von einer Aufhebung des geschlechtsspezifi- 
schen Arbeitsmarktes sprechen kann. Denn in vielen Fällen übernehmen die weiblichen 
Industriearbeiter nicht die Arbeitsplätze von Männern, vielmehr werden diese Arbeitsplät- 
ze ihrer spezifischen Arbeitsleistung angepaßt. 

Wie wenig Frauen trotz der quantitativen Zunahme als vollwertige Arbeitskräfte, als direk- 
ter unmittelbarer Ersatz für Männer angesehen werden, zeigt auch die Entwicklung der 
Löhne. Selbst wenn Frauen Männerarbeiten verrichten, bleibt der Lohn geringer. Die 
Spanne zwischen den Frauen- und Männerlöhnen verringert sich zwar während der Kriegs- 
zeit tendenziell; diese Angleichung kommt jedoch nur dadurch zustande, daß die Reallöh- 
ne insgesamt sinken; d.h., nicht die Frauenlöhne nähern sich den Männerlöhnen an, son- 
dern die Männerlöhne gleichen sich den Frauenlöhnen an (Karbe 1928, 5. 77 £.). 

Welche Bedeutung kommt nun für diesen Zusammenhang den Frauenarbeitsschutzgeset- 
zen zu. Es wäre verfehlt, würde man einen Zusammenhang zwischen der Aufhebung der 
Schutzgesetze und der partiellen Aufhebung des geschlechtsspezifisch segmentierten Ar- 
beitsmarktes konstruieren wollen. Denn nicht die Aufhebung der Schutzgesetze zieht ei- 
nen veränderten Fraueneinsatz in die industrielle Produktion nach sich, sondern die Abwe- 
senheit von männlichen Arbeitskräften macht die Frauenindustriearbeit unumgänglich 
und klammert eine Konkurrenzsituation auf dem Arbeitsmarkt aus. 

Deswegen sind Schutzgesetze als Mittel, männliche und weibliche Arbeitsbereiche gegenein- 
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ander abzugrenzen, nicht mehr notwendig. Sie können so auf ein Minimum beschränkt 
werden. 
Der Arbeiterinnenschutz steht während des Krieges unter dem Zeichen des Notgesetzes 
vom 4. August 1914, das mit den Stimmen der sozialdemokratischen Reichstagsabgeordne- 
ten verabschiedet worden ist und auch die Billigung der Gewerkschaften erhalten hat. Im 
$1 des Gesetzes, betreffend Ausnahme von Beschäftigungsbeschränkungen gewerblicher 
Arbeiter, heißt es: »Für die Dauer des gegenwärtigen Krieges kann der Reichskanzler allge- 
mein und für bestimmte Bezirke oder für bestimmte Arten von Anlagen, und soweit er 
nicht Bestimmungen erläßt, die höhere Verwaltungsbehörde für einzelne Betriebe auf An- 
trag Ausnahmen von den in der Gewerbeordnung vorgesehenen Beschränkungen gewäh- 
ren« (Reichsgesetzblatt 1914, $. 333 f.). Hierzu treten Erlasse des Ministers für Handel und 
Gewerbe vom März und August 1915, welche Sonntagsarbeit für Heeresbedarf und Le- 
bensmittelverordnung, des gleichen für den Bergbau gestatten (Leidigheit 1919, $. 27). 
Zunächst wird von diesem Notgesetz wenig Gebrauch gemacht. Erst mit der Umstellung 
von der Friedens- auf Kriegsproduktion tritt es in allen Bereichen des gewerblichen Lebens 
in Anwendung (vgl. Losseff-Tillmanns 1978, S. 173 f.). In allen Bezirken werden von den 
zuständigen Behörden Ausnahmen von den besonderen Schutzbestimmungen zugelassen, 
so daß sich praktisch eine Aufhebung der Arbeitsschutzbestimmungen vollzieht. Dabei 
handelt es sich bei den Beauftragungen meistens darum, Arbeiterinnen während der Nacht 
oder über die in den Gewerbeordnungen festgesetzte höchste Dauer der Arbeitszeit hinaus 
zu beschäftigen. Kürzungen von Pausen, Beschäftigung an Sonn- und Festtagen sind selbst- 
verständlich. In fast allen Fällen werden die Bewilligungen ohne jeden Vorbehalt erstellt, 
sodaß den Unternehmern auch in bezug auf die Personen, die sie zur Überarbeit oder 
Nachtarbeit heranziehen wollen, freie Hand gelassen wird. Nur in einzelnen Bezirken 
wird vorgeschrieben, daß schwache, kränkliche, schwangere und stillende Personen nicht 
zur Nachtarbeit oder Überarbeit herangezogen werden dürfen. 
Betrachtet man nun die Auswirkungen der Zurücknahme der Arbeitsschutzgesetze für 
Frauen, so ist festzustellen: es kommt zu 
- einer übermäßigen Ausdehnung der Arbeitszeit, vor allem auch von Nacht- und Feier- 
tagsarbeit; 
- einer Beschäftigung von Arbeiterinnen unter gesundheitsgefährdenden Stoffen (giftige 
Stoffe, Gase, übermäßige Temperaturen); 
- einer Beschäftigung an physisch stark belastenden Arbeitsplätzen; 
- einer Beschäftigung an unfallgefährdenden Maschinen. 
Somit geht die positive Funktion der Frauenschutzgesetze - Schutz ihrer reproduktiven 
Funktion, Schutz vor Überbelastung - verloren, während ihre negative Funktion als Mit- 
verursacher einer Einschränkung der Frauenindustriearbeit erhalten bleibt. 


2.3. Restauration und Krise des geschlechtsspezifischen Arbeitsmarktes (1918 - 1933) 


Die Zeit nach dem ersten Weltkrieg zeigt wieder eine Konkurrenz zwischen Männern und 
Frauen auf dem Arbeitsmarkt. Gemäß der größeren Bedeutung von männlichen Arbeits- 
kräften in einer patriarchalen Gesellschaftsstruktur wird versucht, die kritische Arbeits- 
marktsituation zugunsten von Männern zu lösen. Unter dem Druck von staatlichen Maß- 
nahmen sollen Frauen ihre Arbeitsplätze für die kriegsheimkehrenden Männer freima- 
chen. Frauen sollen in der Reihenfolge folgender Dringlichkeit entlassen werden: 
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- Frauen, deren Männer Arbeit haben 
- alleinstehende Frauen und Mädchen 
- Mädchen und Frauen, die nur 1 - 2 Personen zu versorgen haben 

alle übrigen Mädchen und Frauen (vgl. Tholen 1977, S. 26). 
Zwar beschließt der Gewerkschaftskongreß 1919, daß es Pflicht der Gewerkschaft sei, bei 
Einstellungen und Entlassungen von Arbeitskräften frauenfeindliche Bestrebungen nicht 
zur Geltung kommen zu lassen, diese Verordnung bleibt jedoch nur Appell; die Betriebsrä- 
te selbst werden ein Instrument »organisierter Frauenfeindlichkeit« (vgl. Thönnessen 1969, 
5. 103); sie setzen häufig gegen die Unternehmen, die die eingearbeiteten »billigen Frauen« 
behalten wollen, Entlassungen von Frauen durch. Von staatlicher Seite werden die Entlas- 
sungen von Frauen noch durch steuerliche Begünstigungen und direkte Familienzulagen 
unterstützt. Es setzt ein Normalisierungseffekt des Frauenanteils in allen Branchen ein, 
wobei der Rückgang von weiblichen Industriearbeitern besonders stark in den Bereichen 
ist, die vor dem Krieg vornehmlich Männern vorbehalten waren und wo im Krieg ein Er- 
satz von Männer- durch Frauenarbeit stattgefunden hatte, wie im Bergbau, bei der Eisen- 
und Metallgewinnung, der Chemischen Industrie, der Metallverarbeitung sowie der Indu- 
strie der Steine und Erden. 
Während 1921 von allen Arbeiterinnen 58,1% in den drei typischen traditionellen Frauen- 
arbeitsbereichen Textil-, Bekleidungs- und Nahrungs- und Genußmittelindustrie beschäf- 
tigt sind und 25,7% in den oben genannten männlichen Arbeitsbereichen, verschiebt sich 
das Verhältnis 1924 zugunsten der »Frauenarbeitsbereiche«. Hier sind 1924 62,6% aller 
Frauen beschäftigt, dagegen in den »Männerarbeitsbereichen« nur noch 22,0% (eig. Berech- 
nungen). Der Umstrukturierungsprozeß des Arbeitsmarktes, der im Krieg stattgefunden 
hat, wird damit also wieder - zumindest partiell - rückgängig gemacht. So kann man davon 
ausgehen, daß einige Frauen in die Familien zurückkehren, im wesentlichen aber an ihre 
angestammten Arbeitsplätze zurückkehren. Die Arbeiterinnenentlassungen zu Beginn der 
Weimarer Republik scheinen demnach ein Kampfmittel zu sein zur Regulierung des Ar- 
beitsmarktes, wenn sie auch ihr Ziel, die Frauen vom Arbeitsmarkt zu verdrängen, nicht 
erreichen. Von 1924 bis 1928 stabilisiert sich der Arbeitsmarkt, die weibliche Industriear- 
beit nimmt wieder zu. In den weiblichen Arbeitsbereichen überproportional nur in der 
Nahrungs- und Genußmittelindustrie, in den männlichen Arbeitsbereichen vor allem in 
der chemischen Industrie. 
Während der Weltwirtschaftskrise - von 1928/29 bis zum Ende der Weimarer Republik 
1933 - nimmt die Beschäftigung von Frauen in den Frauenbranchen stärker ab als die von 
Männern, dagegen in den von Männern dominierten Bereichen insbesondere der chemi- 
schen Industrie weniger stark. 
Es wird auf den weiblichen Arbeitsmarkt in dieser Krisensituation anders reagiert als auf 
den männlichen. 
Männer werden insgesamt in größerem Umfang entlassen als Frauen. Ausnahmen bilden 
erstaunlicherweise jene Bereiche, in denen Industriearbeiterinnen in breiterem Umfang 
eingesetzt waren und sind, wie die Elektroindustrie, Feinmechanik und Optik, die Nah- 
rungs- und Genußmittelindustrie, die Papier- und Vervielfältigungsindustrie sowie die Tex- 
tilindustrie. Nur hier werden mehr Frauen als Männer entlassen. 
Zwar sind diese Umstrukturierungen auf dem Arbeitsmarkt nur geringfügig und nur in 
den Bereichen von unqualifizierter Arbeit anzutreffen; dennoch kann man sagen, daß sich 
in dieser Krisensituation offensichtlich kurzfristig ökonomische Interessen an billigen Ar- 
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beitskräften stärker durchsetzen können als solche, wie z.B. staatliche oder gewerkschaftli- 
che, die das Prinzip einer branchenmäßig geschlechtsspezifischen Zuordnung wünschen. 
In solchen Momenten wird das Prinzip des geschlechtsspezifischen Arbeitsmarktes - so- 
weit es sich auf eine Verteilung auf Industriezweige bezieht - löchrig. 

Sieht man von der Zeit der Weltwirtschaftskrise ab, »normalisiert« sich in der Weimarer 
Republik die Abgrenzung von männlichen und weiblichen Arbeitsbereichen wieder. Um 
keine Konkurrenz aufkommen zu lassen, werden Frauen von jenen Arbeitsplätzen, die sie 
im Krieg übernommen hatten, die aber vor dem Krieg eine Domäne der Männer waren, 
verdrängt und in die Familie bzw. an ihnen »gerechte Abeitsplätze« zurückgeschickt. 
Durch Rationalisierungsmaßnahmen verändern sich die Arbeitsstrukturen, wobei Tätig- 
keiten so vereinfacht werden, daß sie von Frauen ausgeübt werden können oder müssen. 
Die Tätigkeiten, die Frauen verrichten, zeichnen sich durch geringe kognitive Anforderun- 
gen, jedoch hohe psychische und nervliche Belastungen aus und sind im Hinblick auf Qua- 
lifikation und Belastungen von den männlichen Arbeitsbereichen durchaus zu unterschei- 
den. Auch hier ist wieder festzustellen, daß Frauen nach wie vor als eine »lohndrückende 
Konkurrenz« arbeiten. 

Ein besonderes Problem zur Zeit der Weimarer Republik ist die Abnahme der Geburten- 
häufigkeit, die besonders angesichts der durch den Ersten Weltkrieg dezimierten Bevölke- 
rung als notwendig gewordene Absicherung der biologischen Reproduktion ins Gewicht 
fällt. Diese Tatache sowie die Arbeitsmarktsituation (Rückkehr von Männern auf den Ar- 
beitsmarkt und bedingt dadurch die Notwendigkeit, sowohl der Frauenindustriearbeit 
Grenzen zu setzen als auch die Arbeitsbereiche von Männern und Frauen zahlenmäßig 
und inhaltlich.gegeneinander abzugrenzen) führt zu Diskussionen und Maßnahmen, die 
auf der einen Seite versuchen, den Bestand der Familie und der biologischen Reproduktion 
zu sichern, die aber auf der anderen Seite nicht die Frauenindustriearbeit abschaffen kön- 
nen, da sie aus ökonomischen Gründen unverzichtbar geworden ist. Hier bekommt der 
Frauenarbeitsschutz wieder seine Funktion: Neben den Arbeitszeitregelungen (8-Stunden- 
Tag für alle, Nachtarbeitsverbot für Frauen etc.), die wiederum Einschränkungen für den 
Fraueneinsatz bedeuten, wird in der Weimarer-Republik über Mutterschutzbestimmungen 
verhandelt. 1926 beschließt der Reichstag, die Bestimmungen über den Mutterschutz dem 
Washingtoner Übereinkommen (vgl. Lossef-Tillmanns 1978, 5. 274 £.) anzupassen. 

Das Gesetz sieht eine Schonfrist von sechs Wochen vor und sechs Wochen nach der Nie- 
derkunft vor, sowie die Zahlung eines Entgeldes durch den Arbeitgeber, der dazu jedoch 
nur dann verpflichtet ist, wenn dies ausdrücklich vereinbart wurde. Weiterhin sieht das 
Gesetz ein Kündigungsverbot für jeweils sechs Wochen vor und nach der Niederkunft vor, 
wobei sich die Frist um längstens sechs Wochen verlängern kann. Unberührt davon blei- 
ben Kündigungen, die aus einem wichtigen, nicht die Schwangerschaft betreffenden Grun- 
de ausgesprochen werden. Das Recht, sechs Monate nach der Niederkunft Stillpausen ein- 
zulegen, ist ebenfalls gesetzlicher Bestandteil. Allerdings besteht keine Verpflichtung zur 
Zahlung dieser Pausen von Seiten der Arbeitgeber. 

Die für eine Normalisierung des Arbeitsmarktes als unterstützende Maßnahmen vorgese- 
henen Familienzulagen werden zu diesem Zeitpunkt gestrichen. 

Der Frauenarbeitsschutz besteht auch in der Weimarer Zeit als Regulativ zwischen der 
Notwendigkeit einer Begrenzung der Frauenindustriearbeit und der Notwendigkeit der 
Absicherung von Familie und biologischer Reproduktion. 
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2.4. Widerständigkeit des geschlechtsspezifischen Arbeitsmarktes (1933 - 1939) 


Die Zeit des Faschismus ist von staatlicher Seite aus von dem Versuch geprägt, weibliche 
Industriearbeiter vom Arbeitsmarkt zu verdrängen. Durch die Weltwirtschaftskrise ist 
wiederum eine verstärkte Konkurrenzsituation auf dem Arbeitsmarkt entstanden. Männer 
und Frauen kämpfen um eine beschränkte Anzahl von Arbeitsplätzen. Gerade die Tatsa- 
che, daß während der krisenhaften Entwicklung Ende der zwanziger Jahre mehr männli- 
che als weibliche Arbeiter entlassen wurden, sowie die Tatsache, daß die Geburtenhäufig- 
keit sank und noch sinkt, führt erneut zu familienpolitischen Maßnahmen, die den Arbei- 
terinnen den Anreiz verschaffen sollen, an den heimischen Herd zurückzukehren. Durch 
Ehestandsdarlehen, Verbesserung der Schwangerschaftsberatung und Geburtshilfe, re- 
pressive Maßnahmen gegen Geburtenkontolle und Abtreibungen, Kinderbeihilfen sowie 
andere finanzielle und ideelle Anreize gleich zu Beginn der Machtübernahme durch die Na- 
tionalsozialisten (1933) steigt die Heirats- und Geburtenhäufigkeit (vgl. Mason 1976, 5. 122 
f.), und es zeigt sich gleichzeitig bis 1936 ein leichter Rückgang von Arbeiterinnen auf dem 
Arbeitsmarkt. Denn eine Inanspruchnahme der Ehestandsdarlehen impliziert den Verzicht 
auf außerhäusliche Beschäftigung. Betrachtet man jedoch die Statistiken der damaligen Zeit 
genauer, so stellt man fest, daß der leichte Rückgang der Erwerbsquote der Arbeiterinnen 
nicht durch eine Verdrängung von Frauen - durch Männerarbeit zu erklären ist, sondern 
sich aus einer stärkeren Zunahme von Arbeitskräften in männlich dominierten Arbeitsbe- 
reichen ableitet. 

Aufgrund der überwiegend rüstungspolitischen Orientierung der Nationalsozialisten 
(vgl. Sörgel 1965, $. 56) kommt es zu einem Ausbau der industriellen männlichen Arbeits- 
bereiche, so daß die weiblichen Arbeitskräfte zwar ihren Platz auf einem Teilarbeitsmarkt 
behaupten, jedoch an der Arbeitskräftezunahme nicht beteiligt sind. 

Anfänglich sind zunächst einige Versuche vorhanden, Frauen durch Männer zu ersetzen. 
Sie gelingen jedoch nur in Ausnahmefällen. Denn in den Bereichen, in denen die Frauenar- 
beit besonders wichtig ist, wie in der Textil-, Bekleidungs- und Papierverarbeitenden Indu: 
strie, sowie der Elektro-, Nichteisenmetallwarenindustrie und der Feinmechanik und Op- 
tik hat sich gerade aus den älteren, verheirateten Arbeiterinnen in den Betrieben ein einge- 
arbeiteter Stamm von Facharbeiterinnen oder angelernten Arbeiterinnen gebildet, der 
durch ungelernte bzw. branchenfremde männliche Arbeitskräfte nicht ohne weiteres zu er- 
setzen ist. Abgesehen von den Lohnvorteilen, die die weiblichen Arbeitskräfte bieten, ist 
vor allem die höhere Leistungsfähigkeit der Frauen nach den Berichten der Gewerbeauf- 
sichtsbeamten dafür ausschlaggebend. Es wird festgestellt, daß z.B. in einer Hildesheimer 
Schraubenfabrik die Arbeitsleistung von Männern beim Ausschneiden der Schrauben und 
Muttern stark unter der von Frauen liegt oder daß z.B. in einer sächsischen Flachsschwin- 
gerei die Frauen einen wesentlich höheren Akkordsatz als die Männer erreichen. In vielen 
Fällen werden deshalb 1933 entlassene weibliche Arbeitskräfte kurze Zeit später wieder 
eingestellt. 

So stößt die Familienpolitik der Nationalsozialisten an Grenzen. Die Herausbildung von 
frauenspezifischen Tätigkeitsbereichen verhindert eine Rückkehr von Frauen in die Fami- 
lien, wirtschaftliche Not in Arbeiterfamilien gleichfalls. Sowohl das Angebot von unver- 
heirateten Frauen, die zum Erwerb gezwungen sind, als auch die ständige Nachfrage nach 
weiblichen Arbeitskräften von Seiten der Unternehmen führen die Politik der Nationalso- 
zialisten von vornherein ad absurdum. 
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Als 'nach 1937 durch die erhöhte Rüstungsproduktion ein Mangel an Arbeitskräften ein- 
setzt, werden die rigiden familienpolitischen Maßnahmen wieder gelockert. Es wird darauf 
hingewiesen, daß sich Bevölkerungswachstum und Erwerbstätigkeit von Frauen nicht aus- 
schließen. Die Einsatzpolitik richtet sich aber weiterhin nach frauentypischen und män- 
nertypischen Arbeitsbereichen. Löhne und Arbeitsbedingungen der Frauen bessern sich 
dabei nicht. 

Zur Abgrenzung von‘männlichen und weiblichen Arbeitsbereichen dient auch in dieser 
Zeitspanne ein besonderer Arbeitsschutz für Frauen. Während in anderen europäischen 
Ländern zumindest diskutiert wird, ob der Sonderschutz für Frauen nicht gegen die 
Gleichberechtigung verstoße, wird in Deutschland bis 1939 der Sonderschutz für Frauen 
bestätigt und ausgebaut. Um die Gebärfähigkeit der deutschen Frauen nicht zu gefährden, 
werden eine Fülle von neuen Bestimmungen erlassen. So werden bestehende Bestimmun- 
gen für schwangere und stillende Frauen ausgebaut. Die Beschäftigung von Frauen an Ma- 
schinen mit Fußantrieb wird verboten. Da die Bedienung des Fußhebels zu ständigem Ste- 
hen zwingt und somit zu einseitig das Standbein belastet, kommt es für die an den Maschi- 
nen arbeitenden Frauen zu Schäden der Wirbelsäule und der Beckenknochen sowie zu Er- 
schütterungen der Unterleibsorgane. Das Höchstgewicht, das Frauen tragen dürfen, wird 
auf 15 kg festgelegt. Die Beschäftigung von Frauen in der Baustoffproduktion wird grund- 
sätzlich verboten; Ausnahmen werden nur gegen Zahlung von Männerlöhnen zugelassen. 
So kommt es in vielen Beschäftigungsbereichen zu einer Verengung von Zugangsmöglich- 
keiten: Sind Maschinen mit Fußbetrieb hauptsächlich in der Leder-, Schuh- und Konser- 
venfabrikation eingesetzt, betrifft das Verbot des Tragens eines Höchstgewichtes fast alle 
Einsatzbereiche. Damit ist der Frauenarbeitsschutz, wenn auch nicht in sehr wirksamer 
Weise, wie die quantitativen Entwicklungsdaten zeigen, so doch eine arbeitsmarktpoliti- 
sche Maßnahme. Dies zeigt auch die Behandlung der Anträge im Reichsarbeitsministeri- 
um, die die Betriebe stellen. Obwohl sich nach 1936 die Anträge der Betriebe auf Ausnah- 
men von bestehenden Schutzvorschriften häufen, wird Anträgen nur in rüstungswirt- 
schaftlich wichtigen Betrieben stattgegeben. Solange in der Land- und Hauswirtschaft so- 
wie der Textilindustrie, die sich für die weibliche Erwerbstätigkeit besonders »eignen«, 
Mangel an Arbeiterinnen herrsche, könne man in Industrien, die sich für weibliche Ar- 
beitskräfte wenig eigneten, die Frauenarbeit nicht erneut zulassen, heißt es in den Stellung- 
nahmen. 

Für die Frauen selbst bedeuten die Schutzgesetze so auf der einen Seite keinen wirksamen 
Schutz z.B. gegen überlange Arbeitszeiten und zum anderen eine Beschränkung von Zu- 
gangsmöglichkeiten auf dem Arbeitsmarkt. 

Die Eignung von Arbeitskräften für spezifische Arbeitsbereiche wird zum bestimmenden 
Kriterium eines Einsatzes. Mit Hilfe von arbeitswissenschaftlichen Untersuchungen wird 
wissenschaftlich abgesichert, was historisch sich längst als Realität herausgebildet hat. Frau- 
en für frauenspezifische Tätigkeiten einzusetzen und sie abgesichert über Schutzvorschrif- 
ten von anderen - männlichen Arbeitsbereichen - fernzuhalten, hat zu diesem Zeitpunkt 
bereits Tradition. 


2.3. Frauenindustriearbeit zwischen Bedarf und Ideologie (1939 - 1945) 


Die Bedingungen während des 2. Weltkrieges sind völlig andere als während des 1. Welt- 
krieges, denn während im ersten Weltkrieg die gesamte Kriegsproduktion hauptsächlich 
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mit weiblichen (deutschen) Arbeitskräften aufrechterhalten wurde, wodurch die Frauener- 
werbsarbeit stark expandierte, zeigt der zweite Weltkrieg folgendes Bild: Der quantitative 
Einsatz von Frauen stagniert bzw. geht generell zurück. Dabei ist die Situation auf dem Ar- 
beitsmarkt eine völlig andere als zu Beginn des ersten Weltkrieges. Im Gegensatz zu 1914 
gibt es einen chronischen Mangel an Arbeitskräften und keine Arbeitslosen. Die einzige Re- 
serve auf dem Arbeitsmarkt bilden die Frauen (vgl. Treue o.J.). 
So unterscheiden sich auch die Vorbereitungen, die von staatlicher Seite für einen mögli- 
chen Kriegseinsatz getroffen werden, fundamental gegenüber jenen bei Beginn des ersten 
Weltkrieges. 
In dem Runderlaß Nr. 426/38 Ast des Reichswirtschaftsministers werden schon 1938 
Richtlinien für die Beschäftigung von Frauen im Notfall festgelegt. Danach sollen Betriebe 
ihren Bedarf an Arbeitskräften für den Kriegsfall berechnen und unter Einbeziehung einer 
zehnstündigen Arbeitszeit anmelden. Die Gewerbeaufsichtsämter werden beauftragt, fest- 
zustellen, an welchen Arbeitsplätzen Frauen anstelle von Männern beschäftigt werden 
können, wobei für die für Frauen geeigneten und ungeeigneten Arbeiten allgemeine Ge- 
sichtspunkte beinhalten’: 

- Frauen dürfen nicht mit Arbeiten beschäftigt werden, die ernsthafte Gesundheitsschä- 
digungen mit sich bringen (z.B. Tätigkeiten mit ätzenden, giftigen und stark reizenden 
Stoffen sowie Gasen, gesundheitsgefährdenden Dämpfen und Staub, bei großer Hitze 
und Erschütterungen). 

- Frauen dürfen keine solchen schweren Arbeiten übertragen werden, für die sie körper- 
lich nicht geeignet sind. 

- Frauen sollen nicht mit Arbeiten beschäftigt werden, die besondere Geistesgegenwart, 
Entschlußkraft und schnelles Handeln erfordern. 

- Frauen sollen im allgemeinen nicht mit Arbeiten betraut werden, die besonderes tech- 
nisches Verständnis und technische Kenntnisse erfordern. Der Einsatz ist aber auch 
hier möglich: 

a) bei Frauen mit guter Auffassungsgabe nach besonderer technischer Ausbildung, 
b) bei verstärkter fachkundiger Überwachung. 

Man geht davon aus, daß die Beschäftigung von Frauen häufig erreicht werden kann durch 

Änderung der Betriebseinrichtungen oder Arbeitsverfahren (Hebe- und Fördereinrichtun- 

gen für schwere Teile, Transportbänder, selbsttätige Werkstoffzuführung, Erleichterung 

des Einspannens, leichte und gefahrlose Einrichtung von Maschinen, Einführung von Au- 
tomaten, Aufteilung der Arbeit in einzelne, einfache Verrichtungen, Bereitstellung von 

Vorrichtungen und Schablonen für die Massenfertigung, fachliche Unterweisung, verstärk- 

te Überwachung). . 

Man geht davon aus, daß die Beschäftigung von Frauen häufig erreicht werden kann durch 

Änderung der Betriebseinrichtungen oder Arbeitsverfahren (Hebe- und Fördereinrichtun- 

gen für schwere Teile, Transportbänder, selbsttätige Werkstoffzuführung, Erleichterung 

des Einspannens, leichte und gefahrlose Einrichtung von Maschinen, Einführung von Au- 
tomaten, Aufteilung der Arbeit in einzelne, einfache Verrichtungen, Bereitstellung von 

Vorrichtungen und Schablonen für die Massenfertigung, fachliche Unterweisung, verstärk- 

te Überwachung). 

Die Rüstungsbetriebe, die Militärs und die zuständigen Parteipolitiker - vor allem Göring - 

sind sich darüber im klaren, daß ein Krieg nur durch Ausnutzung aller weiblichen Arbeits- 

kraftreserven durchgeführt und durchgehalten werden kann. So wird bereits vor Ausbruch 
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des Krieges ein Gesetzesapparat entwickelt, der eine umfassende Dienstverpflichtung von 
deutschen Frauen zwischen 14 und 60 Jahren - zumindest theoretisch - erlaubt. Um nicht 
die Fehler des ersten Weltkrieges zu wiederholen, insbesondere um nicht die Kampfmoral 
der Soldaten durch schlechte Versorgung ihrer Frauen und Familien zu schwächen, wird 
kurz vor dem Krieg ein Gesetz zur Unterstützung der Familien entwickelt. Das Gesetz 
sieht vor, daß eine Unterstützung auch dann gezahlt werden soll, wenn die Frauen Ein- 
kommen haben; wobei das Einkommen allerdings nur 1/3 des Unterstützungssatzes aus- 
machen darf. Gleichzeitig besteht die Pflicht für Frauen, durch eigene Arbeit zum Unter- 
stützungssatz beizutragen und sich bei den Arbeitsämtern zu melden. Dadurch soll vermie- 
den werden, daß die Unterstützungsberechtigten den Arbeitsmarkt verlassen. 

Im Herbst 1939 wird jedoch bereits wieder die Meldepflichtverordnung zurückgenommen. 
Jetzt können die Frauen, sofern sie wollen, ohne erwerbstätig zu werden, Unterstützung 
beziehen. 

Da daraufhin tatsächlich viele Frauen ihre Erwerbsarbeit aufgeben, wird bereits im Februar 
1940 wieder eine Meldepflichtverordnung sowie eine Zwangsverpflichtung für Frauen in 
die Rüstungsproduktion in der Parteispitze diskutiert. Nach der Meldepflichtverordnung 
sollen alle Frauen im Alter zwischen 15 und 40 Jahren beim Arbeitsamt, das die Einsatzfä- 
higkeit zu prüfen hat, vorstellig werden. Die Verordnung wird jedoch nie ratifiziert. Eine 
Meldepflichtverordnung für Unterstützungsempfängerinnen bleibt ebenfalls lediglich in 
der Diskussion. Zwar ist man sich in der Parteiführungsspitze über die Notwendigkeit ei- 
nes Fraueneinsatzes im klaren, aber man kann sich nicht entschließen, ihn durch Zwang 
herbeizuführen, denn Zwang würde die Ideologie des NS-Staates in bezug auf Frauen ge- 
fährden. Der »Lebensquell« der Nation darf nicht gefährdet werden, die ideologischen Vor- 
stellungen über Frauen als Mütter nicht durch eine Verpflichtung zur Arbeit in der Rü- 
stung ad absurdum geführt werden, heißt es in der Parteiführungsspitze. So bleibt als einzi- 
ge zulässige Maßnahme für einen verstärkten Fraueneinsatz lediglich die Werbung für ei- 
nen freiwilligen Arbeitseinsatz von Frauen. Bei sich ständig verschärfender Verknappung 
von Arbeitskräften auf dem Arbeitsmarkt, ohne das geringste Anzeichen eines Erfolges auf 
die Werbekampagnen für einen freiwilligen Einsatz wird im Sommer 1941 schließlich ein 
Erlaß erarbeitet, der vorsieht, alle unterhaltsberechtigten Frauen, die bei Kriegsbeginn ihre 
Erwerbstätigkeit aufgegeben haben, zur Arbeit heranzuziehen. Nicht unter den Erlaß fal- 
len Frauen, die nach dem September 1939 schwanger geworden sind, für pflegebedürftige 
Angehörige zu sorgen haben oder selbst krank sind. Um die Arbeit in der Rüstungspro- 
duktion attraktiver zu gestalten und um dem Erlaß die Schärfe zu nehmen, soll der Ver- 
dienst aus der Erwerbsarbeit nicht mehr auf die Unterstützung angerechnet werden. 
Aber auch dieser Erlaß bringt keine Entspannung auf dem Arbeitsmarkt, da die meisten 
Frauen Möglichkeiten finden, durch familiäre oder gesundheitliche Gründe einen Arbeits- 
einsatz zu umgehen. So kommt es im Januar 1943 zu einer Meldepflichtverordnung für 
Frauen und Männer. Danach sind alle Männer von 16 bis 65, Frauen von 17 bis 50 Jahren 
meldepflichtig. 

So entwickelt sich trotz der Kriegssituation ein leichter Rückgang der Frauenbeschäftigung 
von 1939 bis 1941 in der industriellen Produktion. Erst von 1943 bis zum Ende des zweiten 
Weltkrieges zeigt sich eine leichte Erhöhung. Dabei werden die weiblichen Arbeiter bis 
1943 hauptsächlich in frauentypische Arbeitsbereiche eingesetzt, erst ab 1943 zeigen sich 
geringfügige Auflösungserscheinungen der geschlechtsspezifischen Arbeitsbereiche. 

Trotz des Mangels an männlichen Arbeitskräften bleibt der Versuch bestehen, sowohl die 
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reproduktive Funktion der Frauen zu stützen als auch den geschlechtsspezifisch segmen- 
tierten Arbeitsmarkt nicht durcheinander zu bringen. Vielmehr ist es erklärtes Ziel natio- 
nalsozialistischer Politik, eine Konkurrenz von Männern und Frauen auf dem industriellen 
Arbeitsmarkt auszuschalten durch - soweit es möglich ist - eine Abgrenzung von männli- 
chen und weiblichen Arbeitsbereichen. Zugangsbeschränkungen, die durch weiterhin be- 
stehende Schutzvorschriften durchgesetzt werden, sowie eine ideologische Überbetonung 
der Mutterfunktion der Frauen wirken dabei unterstützend. So ist auch zu verstehen, daß 
sich Löhne und Arbeitsbedingungen für Frauen nicht verbessern. 


3. Fazit 


Betrachtet man historisch die Entwicklung von geschlechtsspezifischen Arbeitsmarktseg- 
menten, wird eine spezifische und unterstützende Rolle von Sozialgesetzgebung und Fami- 
lienpolitik. deutlich. Sozialgesetzgebung und Familienpolitik gehen von der Doppelfunk- 
tion der Frau aus und passen sich in ihrer jeweiligen Durchsetzbarkeit - von wenigen Aus- 
nahmen abgesehen - den Gegebenheiten des Arbeitsmarktes an. 

Sind familien- und sozialpolitische Maßnahmen darauf abgestellt, Frauen vom Arbeits- 
markt zu verdrängen, so gelingen solche Maßnahmen immer nur partiell. Sie vermögen le- 
diglich zu einer Wiederherstellung der geschlechtsspezifischen Verteilung von Arbeitsplät- 
zen und einer Normalisierung des Frauenanteils beizutragen. Denn Frauenindustriearbeit 
unterliegt anderen und besonderen Bedingungen. So können die Maßnahmen immer nur 
zur Unterstützung und Absicherung einer Abgrenzung von männlichen und weiblichen 
Arbeitsbereichen dienen, jedoch nicht selbst initiativ eingreifen. 

Dabei ist die Familienpolitik i in ihren Auswirkungen auf die Frauenlohnarbeit eindeutig 
diskriminierend. Indem sie die Doppelfunktion der Frau als Grundlage ihrer Maßnahmen 
nimmt, verhindert sie eine kontinuierliche Integration der Frau in die Berufswelt und im- 
pliziert damit Chancenungleichheit durch Anerkennung der Frau als disponibler Arbeits- 
kraft. 

Die Sozialgesetzgebung ist dagegen in bezug auf die Reduzierung von ökonomischer Dis- 
kriminierung durchaus ambivalent. Auf der einen Seite bleiben durch die Arbeitsschutzbe- 
stimmungen für die Frauen nur solche Bereiche, die den gesetzlichen Anforderungen genü- 
gen und schränken dadurch die Frauenerwerbsarbeit ein; auf der anderen Seite schützen sie 
die weibliche Arbeitskraft vor allzu großer Ausbeutung und sichern deren reproduktive 
Funktionen ab. Betrachtet man die Arbeitsschutzgesetze unter dem Blickwinkel einer Ein- 
schränkung auf die Frauenarbeit, so ist zu sagen: 

- Das Verbot von physisch schwerer Arbeit verdrängt die weibliche Arbeitkraft aus jenen 
Bereichen industrieller Produktion, die durch körperlich schwere Tätigkeiten gekenn- 
zeichnet sind. Beispiele: Da die Frauen zumeist über eine schlechte Ausbildung verfügen, 
als ein Ergebnis der gesellschaftlichen Normierung, die die Frau auf die Familie und die Re- 
produktion festlegt, stehen ihrem Einsatz nur solche Bereiche zur Verfügung, die einfache 
Qualifikationen erfordern und/oder deren Mechanisierungsgrad physisch weniger schwere 
Tätigkeiten zuläßt; es sind dies insbesondere die Prozeßßbereiche Montage, Verpackung 
und Stoffverformung, soweit hier Mechanisierungslücken bestehen. Durch diese Beschrän- 
kung ist gleichzeitig eine Konzentration auf wenige Branchen vorgezeichnet, deren Bewe- 
gung noch nicht abgeschlossen ist. 
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- Das Verbot der Nachtarbeit ist mit einer Reduktion der Frauenarbeit in jenen Bereichen 
verbunden, die durch den Einsatz kapitalintensiver Produktionstechnik nur rentabel im 
Dreischichtbetrieb zu betreiben sind. Es sind dies zum Teil Branchen, in denen Frauen tra- 
ditionellerweise beschäftigt waren, wie die Textil- und Bekleidungsindustrie oder die Nah- 
rungs- und Genußmittelindustrie. Damit erfahren die Arbeitsplatzalternativen eine weitere 
Beschränkung. 

- Mutterschutz, Hausarbeitstag etc. bedeuten für den Unternehmer zusätzliche Kosten und 
verhindert dadurch Aufstiegsmöglichkeiten für die Frauen. 

Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß die Interessenkonstellationen von Kapital und 
Staat jeweils unterschiedlich zum Tragen kommen. Schutzgesetze werden erst dann mög- 
lich, wenn sie bevölkerungspolitisch notwendig erscheinen und dann wieder abgeschafft, 
wenn die Bedingungen des Arbeitsmarktes es erfordern. 

Die Familienpolitik (Familienideologie) sichert die biologische Reproduktionstätigkeit 
und damit den Fortbestand der Gesellschaft, ebenso wie die Gratisarbeit im Haushalt. Sie 
wirkt immer dort, wo die Alternative zur Hausarbeit fehlt und der Arbeitsmarkt keine Er- 
werbsbeteiligung von Frauen erfordert oder zuläßt. Eine Ausnahme stellt hier die NS-Zeit 
dar (vgl. Mason 1976, S. 122 £.), wo trotz Erfordernissen des Kapitals aufgrund familienpo- 
litischer Maßnahmen auf eine Erwerbsbeteiligung von Frauen verzichtet wurde. Die Fami- 
lienpolitik ist in bezug auf die ökonomische Benachteiligung von Frauen eindeutig diskri- 
minierend. 

Dagegen ist die Sozialgesetzgebung in ihren Folgen auf die Diskriminierung der Frauen im 
Erwerbsleben ambivalent. Zwar dient auch sie der Absicherung der biologischen Repro- 
duktion, sie gewährleistet aber auch einen gewissen Schutz der weiblichen Arbeitskraft. 
Durch Beschränkung von Arbeitsmöglichkeiten für Frauen wirkt sie jedoch gleichzeitig 
diskriminierend. 


Anmerkungen 


1 Die als Dissertation angelegte Studie entstand aus einem Forschungsprojekt des Soziologischen 
Forschungsinstituts (SOFI) Göttingen zur strukturellen Benachteiligung von Frauen im indu- 
striellen Produktionsprozeß. Als Ergebnis weist die Dissertation, ausgehend von einer kritischen 
Auseinandersetzung mit dem Ansatz des spezifisch weiblichen Arbeitsvermögens, die Notwen- 
digkeit zur Abgrenzung eines frauenspezifischen Arbeitsmarktsegments nach. Der Begriff frauen- 
spezifisches Segment beinhaltet dabei, daß die Betriebe Frauen nicht lediglich als eine Arbeits- 
kräftegruppe mit unspezifischen Voraussetzungen neben anderen (Ausländer, Ungelernte, Behin- 
derte, Jungarbeiter) beschäftigen, sondern gezielt auf bestimmte Eigenheiten des weiblichen Ar- 
beitsvermögens zurückgreifen. So ist Frauenindustriearbeit immer besonders und von anderen - 
vor allem männlichen - Arbeitskräftegruppen abgrenzbar. Aus diesem Projektzusammenhang 
wird noch ein weiteres Ergebnis hier dargestellt. Vgl. den Aufsatz von L. Lappe, »Frauen im 
Ghetto. Der frauenspezifische Arbeitsmarkt und seine Folgen« (im gleichen Heft). 

2 Vgl.H. Goos, 1970, S. 5 ff. Goos belegt diese seit einiger Zeit insbesondere von den Berliner Frau- 
engruppen diskutierte These vor allem mit Bebel. Es wird darauf hingewiesen, daß die Arbeits- 
plätze nicht geschlechtsspezifisch zugewiesen wurden, sondern daß die ersten Industriezweige 
hauptsächlich Textilbetriebe und Nahrungs- und Genußmittelbetriebe waren, die die in größerer 
Anzahl auf dem Arbeitsmarkt vorhandenen Frauen einbezogen. 

3  Eigne Berechnungen nach den Berufszählungen von 1882 und 1907. 
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4 1895 waren von 1000 Fabrikarbeiterinnen 215 verheiratet (allerdings hatten auch verwitwete 
Frauen und unverheiratete Mütter einen Haushalt zu besorgen). Vgl. L. Braun 1901, $. 283. Vgl. 
auch Bebels Zahlen für das Land Baden, wo 1899 etwa 1/3 aller Arbeiterinnen verheiratet waren. 
A. Bebel 1891, 9. Aufl., S. 257. 

5 Vgl.R. Wilbrandt 1906, S. 47. Wilbrandt stützt sich bei seiner Darstellung auf die Berichte von 
Mainzer Fabrikinspektoren gegen Ende des 19. Jahrhunderts. 

6 Die Beispiele sind zusammengestellt bei D. Winkler 1977, S. 43 ff. : 

7 \gl. U. v. Gersdorff 1969, S. 285 ff., die eine umfangreiche Quellensammlung zusammengestellt 
hat. 
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Lothar Lappe 
Frauen im Ghetto. 
Der frauenspezifische Arbeitsmarkt und seine Folgen . 


0. Vorbemerkung 


Im vorangegangenen Beitrag wurde von I. Wegehaupt-Schneider gezeigt, daß es in histori- 
scher Perspektive auf dem Arbeitsmarkt weder zu einem Verdrängungswettbewerb zuun- 
gunsten der männlichen Arbeitskräfte, noch zu einer Auflösung der geschlechtsspezifi- 
schen Arbeitsbereiche gekommen ist. Nicht nur ökonomische Interessen, sondern gerade 
auch familien- und sozialpolitische Maßnahmen trugen stets zur Wiederherstellung der ge- 
schlechtsspezifischen Verteilung der Arbeitsplätze bei. Im folgenden sollen anhand einer 
empirischen Untersuchung, an der I. Wegehaupt-Schneider mitgearbeitet hat, die Segmen- 
tationsbarrieren, die gerade eine Konkurrenz zwischen Männern und Frauen auf dem Ar- 
beitsmarkt verhindern, hinsichtlich ihrer strukturellen Momente diskutiert werden. 
Dabei erscheint die Theorie der Arbeitsmarktsegmentation - bei aller Kritik an ihrer gene- 
rellen empirischen Gültigkeit - besonders geeignet, die Dimensionen der Diskriminierung 
weiblicher Erwerbstätiger herauszuarbeiten, an denen eine auf die Verbesserung der Lage 
der Frauen gerichtete Berufs- und Arbeitsmarktpolitik sowie betriebliche und gewerk- 
schaftliche Arbeits- und Sozialpolitik ansetzen muß. 


1. Geschlechtsspezifische Arbeitsteilung als Spezialfall der Segmentierung des Arbeits- 
marktes 


Frauenarbeit ist in bezug auf Arbeitsplatzeinsatz, Qualifikationsanforderungen, Arbeitsplatz- 
sicherheit und Entlohnung im Vergleich zur Männerarbeit immer noch benachteiligt und 
durch ein stark verengtes Spektrum von Auswahlmöglichkeiten im Arbeitsplatzangebot 
gekennzeichnet. Es fällt auf, daß die weiblichen Erwerbstätigen primär in arbeitsintensiven 
und/oder stark konjunkturreagiblen Wirtschaftsgruppen, Branchen und Produktionszwei- 
gen beschäftigt sind: im Handel, insbesondere Einzelhandel; im Bereich Dienstleistungen 
von Unternehmen und freien Berufen, insbesondere Gaststätten- und Beherbergungsge- 
werbe, Wäschereien, Reinigungen; in den Bereichen der Text- und Datenverarbeitung von 
Kreditinstituten und des Versicherungsgewerbes; in konsumnahen Bereichen der Elek- 
troindustrie und der feinmechanisch-optischen Industrie; vor allem aber in jenen Industrie- 
zweigen bzw. Wirtschaftsgruppen, in denen die Konjunkturempfindlichkeit noch durch 
saisonale Schwankungen (Nahrungs- und Genußmittelindustrie, Einzelhandel, Gaststät- 
ten- und Beherbergungsgewerbe) und modebedingte Absatzschwankungen (Bekleidungs-, 
lederverarbeitende und Textilindustrie) überlagert bzw. verstärkt wird. Es handelt sich hier 
um jene Einsatzbereiche, die in arbeitsmarkttheoretischer Perspektive als sekundäres oder 
unspezifisches Arbeitsmarktsegment gekennzeichnet werden, das sich strukturell von pri- 
mären bzw. fachspezifischen und betriebsspezifischen Arbeitsmarktsegmenten abgrenzen 
läßt und im folgenden als frauenspezifischer Teilarbeitsmarkt bezeichnet wird (der nicht den 
marktwirtschaftlichen Regelungen unterliegende Bereich der Gebietskörperschaften und 
Sozialversicherungen sei hier einmal ausgeklammert). 
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In den Branchen, Betrieben und Betriebsteilen, die dem frauenspezifischen Arbeitsmarkt- 
segment zuzurechnen sind, besteht ein rentabilitätsbedingtes Interesse der Unternehmen 
und Betriebe an hocharbeitsteiligen, niedrig eingruppierten Arbeitsplätzen und damit an ei- 
nem unqualifizierten, flexibel einsetzbaren weiblichen Arbeitskräftereservoir. Als domi- 
nante Rekrutierungskriterien erweisen sich dabei der kostengünstige Einsatz, der geringe 
Qualifizierungsaufwand und die komplementären geringen Lohn- und Qualifierungser- 
wartungen der weiblichen Arbeitskräfte. Einen erheblichen Stellenwert im betrieblichen 
Rekrutierungskalkül besitzt auch der relativ ungeschützte Status der betreffenden Arbeits- 
kräftegruppe, der seinen Ausdruck in dem geringen gewerkschaftlichen Organisationgrad, 
der geschwächten kollektiven Handlungsbereitschaft und der problemlosen, mit geringen 
Folgekosten verbundenen Entlaßbarkeit der weiblichen Arbeitskräfte findet (Barron und 
Norris, 1976; Thorsell, 1967; Mendius und Sengenberger, 1976). 

Die negativen Folgen von konjunkturellen Schwankungen können vor allem auf die Mit- 
glieder dieses Teilarbeitsmarktes abgewälzt werden, die bei konjunkturellen Einbrüchen 
ohne große »Humankapital-Verluste« entlassen und bei konjunkturellen Aufschwüngen 
aufgrund des Überangebots auf dem externen Arbeitsmarkt ohne große Kosten wieder ein- 
gestellt und so als konjukturelle Manövriermasse eingesetzt werden können. (Siehe hierzu 
die unverhältnismäßig hohen Arbeitslosenquoten für erwerbstätige Frauen in den gerade 
genannten Bereichen.) 

Die Entstehung und Verfestigung der Arbeitsmarktspaltung resultiert tendenziell aus unter- 
nehmerischen Strategien, die der Gewinnung oder Aufrechterhaltung von flexiblen Reak- 
tionsmöglichkeiten hinsichtlich der verschiedenen Formen von Nachfrageschwankungen 
auf den Faktor- bzw. Gütermärkten dienen.’ In Verbindung mit bestimmten technologi- 
schen und arbeitsorganisatorischen Maßnahmen führen diese Strategien zur Aufspaltung in 
fachspezifische, betriebsspezifische und unspezifische Teilarbeitsmärkte, die sich sowohl 
innerbetrieblich, zwischenbetrieblich, aber auch zwischen verschiedenen Branchen vollzie- 
hen kann (Sengenberger, 1975; Mendius und Sengenberger, 1976; Schultz-Wildt, 1978). 
Von Segmentation des Arbeitsmarktes kann aber erst dann gesprochen werden, wenn 
nicht jeder Arbeitsplatz bzw. jeder Beschäftigte die gleiche Chance hat, in den Primär-bzw. 
Sekundärmarkt zu gelangen, sondern bestimmte Arbeitsplätze oder Arbeitsplatztypen und 
Arbeitskräfte oder Arbeitskräftegruppen mit hoher Wahrscheinlichkeit in dem einen oder 
anderen Segment zu finden sind (Mendius und Sengenberger, 1976). Dies geschieht durch 
Allokationsregelungen, d.h. die Zuordnung von Arbeitskräften und Arbeitsplätzen, durch 
die die Offenheit/Geschlossenheit und der fachlich-räumliche Umfang eines Teilarbeitsmark- 
tes bzw. die interne Allokation innerhalb des jeweiligen Arbeitsmarktsegments definiert 
sind. Zusätzlich werden die Teilarbeitsmärkte durch differentielle segmentspezifische Gra- 
tifizierungs- und Qualifizierungsregelungen stabilisiert. 

Ohne auf die Strukturbedingungen der fachspezifischen bzw. betriebsspezifischen Arbeits- 
märkte einzugehen, sollen im folgenden die Allokations-, Gratifizierungs- und Qualifizie- 
rungsregelungen des frauenspezifischen Arbeitsmarktes kurz beschrieben werden. 


1.1 Diskriminierende Zugangskriterien zum frauenspezifischen Arbeitsmarkt 


Bei Besetzung der hocharbeitsteiligen, schlecht bezahlten und unsicheren Arbeitsplätze des 
unspezifischen Arbeitsmarktsegmentes lassen sich Betriebe von folgenden Kriterien leiten: 
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Es muß sich um leicht und billig beschaffbare Arbeitskräfte handeln, d.h. die Arbeitskräfte 
dürfen nicht knapp sein, .die Kosten der Rekrutierung müssen gering und die Lohnerwar- 
- tungen müssen unter den Erwartungen anderer Arbeitskräftegruppen liegen. Weiterhin 
muß es sich um Arbeitskräftegruppen handeln, die leicht und mit geringen Kosten zu ent- 
lassen sind, die ohne großen Qualifizierungsaufwand einsetzbar sind und keine oder nur 
geringe Investitionen in »Humankapital« erfordern und um Arbeitskräftegruppen, die auf- 
grund ihres geringen gewerkschaftlichen Organisationsgrades und ihrer geschwächten kol- 
lektiven Handlungsfähigkeit bekanntlich nur geringen Druck zur Verbesserung der Ar- 
beitsbedingungen und der Lohnstruktur erzeugen. 

Dabei lassen sich die Personalrekrutierer häufig nicht wie auf dem fachspezifischen Ar- 
beitsmarkt von formalen (achieved) Kriterien wie Bildungs- und Ausbildungsabschlüsse, 
Weiterbildungszertifikate, Firmenzeugnisse, Leistungs- und Einstellungstest leiten, son- 
dern greifen aufgrund unvollständiger Informationen über die einzelnen Arbeitskräfte in ver- 
stärktem Maße auf leicht identifizierbare askriptive Kriterien wie Geschlecht, Nationalität, 
Rasse zurück, mit denen ganz bestimmte, zum Teil kontrafaktische gruppenspezifische Er- 
wartungswerte bezüglich eines bestimmten Arbeits- und Arbeitsmarktverhaltens, bezüg- 
lich der Qualifikation, der Belastbarkeit, der Absentismusrate, der Arbeitsplatzdauer usw. 
verbunden sind. 

Vor allem das soziale Abgrenzungskriterium »Geschlecht« erweist sich dabei als nützliches 
Rekrutierungsmerkmal, da es die soziale Unterlegenheit der betroffenen Gruppe und eine 
entsprechend höhere Zumutbarkeitsschwelle hinsichtlich der Arbeitsbedingungen signali- 
siert. Es ist in den sozialen Rollenstrukturen tief verankert, generell akzeptiert und ruft an- 
dererseits nicht so negative Einstellungen hervor, wie die sozialen Kriterien »Rasse«, »eth- 
nische Minderheit« oder »Behinderte«. Es ist durchaus nicht nötig, daß die Beschäftiger 
und Personalrekrutierer von Arbeitskraft die außerhalb der Arbeitswelt bestehende ge- 
schlechtsspezifische Rollentrennung und Minderbewertung des weiblichen Geschlechts be- 
wußt zum Zwecke der Arbeitsmarktsegmentierung einsetzen, da die mit dem Merkmal 
Geschlecht verbundene soziale Differenz selbst Teil ihrer eigenen konventionellen Welt- 
sicht ist und vermutlich unbewußt in alle Rekrutierungsentscheidungen mit einfließt. Das 
heißt andererseits allerdings nicht, daß diese geschlechtsspezifische Differenz in besonderen 
sozialen bzw. ökonomischen Situationen nicht in ideologischer Weise benutzt würde, um 
die Trennung zwischen den sekundären und primären Arbeitskräften zu verschärfen: 

- So stellt sich hinsichtlich der geringen Kosten der Rekrutierung bzw. der geringen Lohn- 
erwartungen nicht die Frage, ob erwerbstätige Frauen tatsächlich geringere Lohnerwar- 
tungen haben als ihre männlichen Kollegen, sondern es genügt, daß die erwerbstätigen 
Frauen im Bewußtsein ihrer Umwelt, Kollegen und nicht zuletzt der Personalabteilungen, 
ob gerechtfertigt oder nicht, als Zweitverdienerinnen und Zuverdienerinnen gesehen und 
ihnen deshalb geringere Lohnerwartungen unterstellt werden. 

- Auch ist die generell leichtere Entlaßbarkeit der Frauen durch vielfältige soziale, politi- 
sche und ökonomische Mechanismen sichergestellt. Während die erwerbstätigen Frauen in 
Zeiten der Vollbeschäftigung von allen sozialen und politischen Institutionen als »wertvol- 
le« Arbeitskraft angesehen werden, treten beispielsweise in Zeiten genereller Arbeitslosig- 
keit soziale Deutungsmuster in Kraft, die den Frauen generell einen geringeren Anspruch 
auf Beschäftigung zubilligen, selbst wenn das Einkommen der Frauen lebenswichtig für die 
Familie ist (Barron und Norris, 1976). Eng verbunden mit diesem Problem ist die Tatsache, 
daß dieselben sozialen Deutungsmuster von der betroffenen Gruppe mehr oder weniger 
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aufgrund ihres Selbstbildes akzeptiert werden, so daß nur eine geringe Bereitschaft besteht, 
sich gegen die Zurückweisung auf die sogenannte Alternativrolle als Ehefrau zu wenden - 
ein Moment, das in der industriesoziologischen Literatur häufig als Anpassungsbereitschaft 
(»degree of acquiescence«) und resignatives Verhalten diskutiert wird. 

- Defizitäre Qualifizierungs- bzw. »Humankapitalinvestitionen« werden dadurch begrün- 
det, daß sich die Arbeitsbiographie der Frauen aufgrund ihres spezifischen Lebenszyklus 
(Geburt und Aufzucht von Kindern) anders gestalte als bei männlichen Arbeitskräften und 
sie aus diesem Grunde wenig ausgeprägte Weiterbildungsambitionen und nur geringe Auf- 
stiegserwartungen hätten. Ohne auf die massiven Vorurteile der betrieblichen Personalre- 
krutierer hinzuweisen, wird immer wieder betont, daß Frauen insgesamt in höheren Aus- 
bildungsgängen, Weiterbildungslehrgängen und in der beruflichen Ausbildung unterreprä- 
sentiert seien. 

Dabei scheint es gesichert, daß selbst eine erweiterte und verbesserte Ausbildung den er- 
werbstätigen Frauen nicht unbedingt die Garantie gibt, daß die Unternehmer ihre restrik- 
tiven Personalstrategien ändern würden (Strober, 1972). 


1.2 Unterlassung von Qualifikationsinvestitionen, zunehmende Dequalifizierung und Entlee- 
rung der Arbeitsinhalte 


Wesentliche in die personalpolitischen Entscheidungen eingehende Größen stellen die 
Knappheit von Arbeitskräften auf externen Teilarbeitsmärkten, die Kosten der Rekrutie- 
rung und Entlassung usw. dar. Erwerbstätige Frauen werden häufig von den Unternehmen 
von sogenannten betriebsspezifischen Ausbildungsgängen und den entsprechenden Tätig- 
keitsbereichen ferngehalten, da die Ausbildungskosten von den Betrieben getragen werden 
und sich diese »Humankapital-Investitionen« aufgrund der tatsächlichen oder vermuteten 
Unterbrechungsrate oder des häufigeren Arbeitsplatzwechsels von Frauen nicht amortisie- 
ren würden. Zwar erfahren auch erwerbstätige Frauen je nach Produktionsbereich gewisse 
_ betriebsspezifische Qualifikationen (vor allem in Form kürzerer Anlernprozesse), darüber- 
hinaus werden sie aber von anlagenspezifischen Qualifikationen in bezug auf komplexere 
Prozeßtechnologien ausgeschlossen. Im Bereich von Abfüll- und Verpackungsanlagen in 
der Nahrungs- und Genußmittelindustrie werden Industriearbeiterinnen beispielsweise 
wohl zur Maschinenhelferin, selten aber als Maschinenführerin ausgebildet. 
Da die betriebs- oder anlagenspezifischen Qualifikationen (skill specifity) bzw. das on-the- 
job-training (Doeringer und Piore, 1971, S.13 und 17; Piore, 1969) eng mit der internen Al- 
lokationsfunktion verbunden sind, bleiben die erwerbstätigen Frauen zumeist auch von be- 
triebsinternen Aufstiegsmöglichkeiten, betriebsspezifischen Sozialleistungen und Gratifi- 
kationsstrategien ausgeschlossen. 
Aus den dargestellten personalstrategischen Gründen werden Frauen schwerpunktmäßig 
im sekundären Segment an Arbeitsplätzen eingesetzt, die stark taylorisiert sind, aufgrund 
ihrer geringen Anforderungen keine Chancen zur Weiterqualifikation bieten und nur mi- 
nimale Anlernprozesse (learning by doing) nötig machen. So haben die Betriebe des sekun- 
dären Arbeitsmarktsegments kaum ein Interesse daran, die Arbeitsproduktivität durch 
Qualifikationsinvestitionen, sondern eher durch verstärkte Anwendung arbeitsorganisato- 
rischer Maßnahmen zu verbessern. Dabei wird einerseits - im Falle gelernter Industrienä- 
herinnen oder bei Berufswechslerinnen, die für ihre entwertete fachspezifische Ausbildung 
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in anderen Berufsbereichen keine Ersatzqualifikationen erfahren haben - die vorhandene 
individuelle Produktivität verschleudert. Andererseits werden die vorhandenen »Über- 
schuß«-Qualifikationen ebenso wie das psychische Leistungsvermögen aufgrund der 
Struktur der Lohnfindungs- und Arbeitsbewertungssysteme unhonoriert genutzt. Den un- 
terqualifizierten Einsatz von Bekleidungsnäherinnen, Verkäuferinnen und weiblichen 
Bankkaufleuten bzw. die nicht-honorierte Nutzung vorhandener Qualifikationen betonen 
Weltz, Diezinger, Lullies und Marquardt (1978) sowie Diezinger und Marquardt (1979) an- 
hand einer neueren empirischen Studie. 

Schließlich soll noch darauf hingewiesen werden, daß aufgrund der unterlassenen Qualifi- 
kationsinvestitionen die Entlassung von weiblichen Arbeitskräften bei krisenhafter Absatz- 
entwicklung für die Unternehmen lediglich mit geringen »Humankapitalverlusten« ver- 
bunden ist. 


1.3 Unterbewertung des psycho-physischen Leistungsvermögens der weiblichen Arbeitskraft 


Eine wesentliche arbeitsmarktbezogene Determinante gerade des sekundären Teilarbeits- 
marktes scheint auch das physische und psychische Leistungsvermögen hinsichtlich der im 
Bereich von Frauenarbeiten auftretenden Arbeitsbelastungen zu sein. Gerade die physische 
und psychische Belastbarkeit, d.h. Verwertbarkeit weiblicher Arbeitskraft, stellt aber für 
die Rekrutierungsprozesse auf dem geschlechtsspezifischen Arbeitsmarkt eine entscheiden- 
de Größe dar, und zwar in zweifacher Hinsicht: Einmal werden die erwerbstätigen Frauen 
durch institutionelle (sozialpolitische) Regelungen von Belastungen durch Nachtarbeit ver- 
schont, dadurch aber gleichzeitig in Bereichen kontinuierlicher Fertigung von qualifizier- 
ten Arbeitsplätzen, Vorgesetztenpositionen usw. ausgeschlossen. 

Dagegen verlangen die an den meisten Frauenarbeitsplätzen auftretenden psychischen Bela- 
stungen ein »weibliches« Leistungsvermögen, das zumeist abwertend als Fingerfertigkeit, 
Eignung für repetitive Arbeiten, geringe Monotonieanfälligkeit und ganz allgemein als ho- 
he psychische Belastbarkeit gefaßt wird. Das geringe Qualifikationsanforderungsniveau an 
Frauenarbeitsplätzen ist aber mit spezifischen, häufig unterschätzten psychischen Bela- 
stungsmomenten verknüpft (vgl. Lappe 1981). 

Als gesichert gilt ebenfalls, daß die technisch-organisatorischen Zwänge stark repetitiver 
Arbeitsvollzüge, die kurzen Vorgabezeiten und hohen Tagesstückzahlen, die zunehmende 
»Objektivierung« der Leistung durch Verfahren der Arbeitsbewertung für die im Arbeits- 
prozeß stehenden Frauen vor allem eine Verschärfung psychischer Belastungen bedeuten 
(Hetzarbeit: Rutenfranz, 1969; psychosomatische Störungen: Doubrawa, 1977; Fließband- 
Hysterie: Colligan und Stockton, 1979), die auf dem Hintergrund zusätzlicher Hausarbeit 
in besonderem Maße bei erwerbstätigen verheirateten Frauen und Müttern eine Beein- 
trächtigung der Reproduktionsfähigkeit, erhöhten Regenerationsbedarf und frühzeitigen 
Verschleiß der Arbeitskraft bewirkt. 

Daß diese Komponenten keinen oder nur einen geringen Stellenwert bei der Bestimmung 
des Preises von weiblicher Arbeitskraft haben, schlägt sich vor allem in der Nichtberück- 
sichtigung oder geringen Gewichtung innerhalb der Arbeitbewertungskataloge nieder. 
Gleichwohl besitzt die protestlose Hinnahme socher Arbeitsbedingungen unter dem 
Aspekt der Verwertbarkeit weiblicher Arbeitskraft einen hohen Grad von Erwünschtheit 
im Kalkül unternehmerischer Rekrutierungsstrategien. Vermutlich wird erst eine Tarifpo- 
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litik und Arbeitsrechtssprechung, die, wie im Falle schwedischer Arbeiterinnen »mehr 
Lohn für triste und monotone Arbeit« durchsetzt, langfristig eine Verbesserung der Ar- 
beitsbedingungen im sekundären Arbeitsmarktsegment erzwingen und zu einer partiellen 
Durchlässigkeit zwischen den gegeneinander abgeschotteten Arbeitsmarktsegmenten füh- 
ren. 


1.4 Frauenarbeitsplätze als berufliche Sackgasse. Verhinderung von Aufstiegsmöglichkeiten 
durch die restringierte Form interner Allokation 


Als weitere Strukturmerkmale von Teilarbeitsmärkten werden von Sengenberger die An- 
‚ zahl der Zugangspositionen zum Teilarbeitsmarkt (ports of entry) und die interne Alloka- 
tion der Arbeitskräfte auf horizontal oder vertikal in unterschiedlichem Maße differenzier- 
te Positionen genannt. So wird der primäre (fachspezifische oder betriebsspezifische) Arbeits- 
markt durch wenige Eingangsstellen (ports of entry), für die bestimmte Mobilitätsketten 
definiert sind, gegenüber anderen Arbeitsmarktsegmenten abgeschottet. Der Arbeitsmarkt 
für erwerbstätige Frauen in der Industrie besteht demgegenüber ausschließlich oder über- 
wiegend aus Eingangspositionen ohne jede Aufstiegsmöglichkeit, so zum Beispiel bei den 
Verlese- und Abfüllarbeiten im Verpackungsbereich bzw. bei den Näharbeiten in der Be- 
kleidungsindustrie. Darüberhinaus gibt es einige Frauenarbeitsbereiche, vor allem im Mon- 
tagesektor, in denen wenige Eingangsarbeitsplätze (Montage- und Lötarbeiten) in Verbin- 
dung mit kurzen Anlernprozessen als Ausgangspunkt für horizontale Positions- und Qua- 
lifikationsdifferenzierungen (Doeringer und Piore, 1971) gelten können (komplexe Monta- 
gearbeiten, Sichtkontrolle, Abgleichplätze, Qualitätskontrolle). In diesen Fällen handelt es 
sich allerdings weniger um definierte Mobilitätsketten, sondern eher um einen geringfügi- 
gen Lohnaufstieg um ein bis zwei Lohngruppen. 

Die Restriktivität der internen Allokationsstruktur des geschlechtsspezifischen Arbeits- 
marktes zeigt sich also auch darin, daß für die Vielzahl der den Frauen offenstehenden Ein- 
gangsarbeitsplätze keine Mobilitätsketten definiert sind und sie sich auf diese Weise als be- 
rufliche Sackgassen erweisen. 


1.5 Die Ecklohngruppe als Grenze des Lohn-»Aufstiegs« 


Sowohl die Lohnhöhe als auch’ die Lohnformen werden innerhalb strukturierter Teilar- 
beitsmärkte institutionell geregelt (Doeringer und Piore, 1917, $.64ff.). Zu nennen sind 
hier unterschiedliche Gratifikationen von Zugangspositionen oder Schlüsselpositionen des 
Teilarbeitsmarktes. Für neueingestellte Arbeitskräfte ist auf der Basis des Einstellungslohns 
ein bestimmter, an definierte Mobilitätsketten gebundener Lohnaufstieg erwartbar. Unter- 
schiedliche Lohnfindungsverfahren (personenbezogen, arbeitsplatzbezogen), verschiedene 
Formen der Leistungszuschläge und unterschiedliche Lohnformen (Akkord, Stundenlöh- 
ne) können sowohl räumlich als auch fachlich unterschiedliche Geltungsbereiche sowohl 
innerhalb als auch zwischen den Produktionsstätten oder zwischen verschiedenen Bran- 
chen haben. 

Gerade bei den stark zerstückelten und damit meß- und erfaßbaren Frauenarbeiten kom- 
men in zunehmendem Maße Arbeitsbewertungssysteme und Lohnfindungsverfahren zur 
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Anwendung und tragen so zur institutionellen Regelung vor allem der monetären Seite der 
Gratifikationsstruktur bei. Hinzuzufügen ist, daß innerhalb der tarifvertraglich abgesicher- 
ten Lohngruppen bestimmten Arbeitskräftegruppen klar definierte Bandbreiten zugeord- 
net werden, wobei durchaus Unterschiede zwischen Branchen, Tarifgebieten und Unter- 
nehmen, beispielsweise aufgrund modifizierter Haustarifverträge zu verzeichnen sind. 
Insgesamt gilt aber, daß den von Frauen besetzten Arbeitsplätzen zumeist die unteren 
Lohngruppen zugeordnet werden, wobei sich die Ecklohngruppe in fast allen Branchen 
und Unternehmen als unüberwindliche Grenze des Lohnaufstiegs erweist. 

Es ist wichtig festzuhalten, daß vor allem die personalstrategischen Zuweisungskriterien 
für bestimmte Arbeitsplatzkategorien oder Industriezweige mit geringerer Arbeitsplatz- 
produktivität und die damit verbundene nicht-honorierte Nutzung vorhandener Qualifi- 
kationen (Weltz, Diezinger, Lullies und Marquardt, 1978) und bestimmter Formen psychi- 
schen Leistungsvermögens das Lohn- und Einkommensdifferential bestimmen. 


2. Prozeßbereiche und Mechanisierungsbedingungen als Restriktion des frauenspezifi- 
schen Arbeitsmarktes 


Neben einigen neueren Monographien zu speziellen Frauenarbeiten (Cakir u.a. 1978; Du- 

pius u.a. 1978) hat die Untersuchung des SOFI zur Frauenarbeit! in insgesamt 7 »frauenspe- 

zifischen« Branchen aufschlußreiche Ergebnisse erbracht.? Die Studie kommt hinsichtlich 
der technisch-arbeitsorganisatorischen Bedingungen von Frauenarbeit zu dem Schluß, daß 
die Masse der erwerbstätigen Frauen in der Industrie und im Dienstleistungsbereich auf 

Produktions- bzw. Arbeitsbereiche konzentriert ist, 

- die durch Mechanisierungssperren’ gekennzeichnet sind (Montageprozesse in der elek- 
trotechnischen, feinmechanisch-optischen und in der Bekleidungsindustrie sowie Ver- 
kaufstätigkeiten im Bereich des Einzelhandels); 

- die neben hochentwickelten technischen Einrichtungen erhebliche Mechanisierungs- 
lücken aufweisen, in die viele erwerbstätige Frauen abgedrängt werden (Verpackung 
und Stoffumwandlung in der Nahrungs- und Genußmittelindustrie, Pharmazie und 
Kosmetik, in der Informationsverarbeitung weiter Teile des Dienstleistungsbereichs); 

- oder in denen der technologische Wandel an hochmechanisierten bzw. automatisierten 
Aggregaten Restarbeitstypen hervorbringt, die eine starke inhaltliche Reduzierung erfah- 
ren haben (Stoffverformung in den Bereichen der Vorfertigung der elektrotechnischen 
und feinmechanisch-optischen Industrie und in der Textilverarbeitung sowie in der 
computerisierten Informationsverarbeitung in weiten Teilen des Dienstleistungsbe- 
reichs: Banken, Versicherungen, Industrieverwaltungen). 

Insgesamt zeigt sich u.a. bei den typischen Formen weiblicher Industriearbeit eine fast aus- 
schließliche Konzentration auf den un- bzw. niedrigmechanisierten Bereich der Handar- 
beit (einfache und komplexe feinmotorische Handarbeit, grobmotorische Handarbeit, Sicht- 
kontrolle, werkzeugunterstützte und maschinengebundene Handarbeit), während Frauenar- 
beit bei höhermechanisierten bzw. teilautomatisierten Fertigungsprozessen entweder nur 
als Bandarbeit in fortbestehenden Mechanisierungslücken oder in der Form der Maschinen- 
bedienung und Automatenkontrolle auftritt.‘ 

Neben dem niedrigen Technisierungsniveau der Arbeitsmittel an indurstiellen Frauenar- 

beitsplätzen ist zudem eine in diesen Bereichen fast durchgängig scharfe Arbeitsteilung zu 
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finden, welche die Arbeitsprozesse in zumeist einfach strukturierte, repetitive Teilfunktio- 
nen zerlegt und die Arbeit der Frauen dadurch verstärkt dem Zugriff leistungssteigernder 
Lohn- und Leistungssysteme unterwirft. 

In den nichtindustriellen Bereichen der Frauenarbeit ist die Möglichkeit zum Einsatz von 
Technologien z.T. noch begrenzter, da die spezifischen Formen der Dienstleistungen (Ver- 
kaufs-, Bedien- und Reinigungstätigkeiten im Einzelhandel, Gaststätten und Beherber- 
gungsgewerbe) sich dagegen sperren. In den Bereichen des Versicherungs- und Kreditwe- 
sens in den Verwaltungen der gewerblichen Wirtschaft und des öffentlichen Dienstes, in 
denen massenhaft anfallende Daten und standardisierbares schriftliches Material geradezu 
fabrikmäßig unter Einsatz von EDV-Technologien verarbeitet werden, kommt es ebenfalls 
zur Bildung von Restarbeitsplätzen als dominierender Form der Frauenarbeit. Der Anteil 
an relativ qualifizierten Sachbearbeiterinnentätigkeiten fällt dagegen gering aus. 
Wesentlich für das Ausmaß der Arbeitsteilung, der inhaltlichen Entleerung, der Dequalifi- 
zierung und Belastung sind hier die arbeitsorganisatorischen Maßnahmen. 


3. Fraueneinsatzbereiche und Arbeitssituationen erwerbstätiger Frauen im Branchenü- 
berblick 


Eine branchenanalytische Betrachtungsweise hinsichtlich der technologisch-arbeitsorgani- 
satorischen Maßnahmen und der Arbeitsplatzstrukturen in den Fraueneinsatzbereichen 
läßt sich folgendermaßen skizzieren 


3.1 Elektroindustrie 


Die typischen Fraueneinsatzbereiche innerhalb der Elektroindustrie befinden sich in jenen 
Branchenteilen, die langlebige Konsumgüter in industrieller Massenfertigung produzieren, 
während die Produktionsbereiche großvolumiger Investitionsgüter einen geringeren Frau- 
enanteil aufweisen. Der größte Anteil der erwerbstätigen Frauen ist in den Fertigungsberei- 
chen Unterhaltungselektronik und elektrische Haushaltsgeräte und im Bereich der klein- 
volumigen Investitionsgüterproduktion (kleine E-Motoren, Meßgeräte usw.) beschäftigt. 
Es handelt sich im wesentlichen um die Prozeßbereiche Montage und Stoffverformung, die 
sich durch unterschiedliche Mechanisierungsbedingungen auszeichnen. 

Die Produkte des Prozeßbereiches Montage und die Vielfalt der Bearbeitungsarten erschwe- 
ren den Bau und Einsatz maschineller Montage- und automatischer Prüfeinrichtungen, so 
daß hier von spezifischen Mechanisierungssperren gesprochen werden kann. Die wesentli- 
chen Veränderungen beschränken sich in diesem Bereich auf intensive arbeitsorganisatori- 
sche Rationalisierungsmaßnahmen. Darüber hinaus hat die Notwendigkeit zu einem ra- 
scheren Produktwechsel neue Formen der Rationalisierung erzwungen und Bestrebungen 
zu einer elastischeren Produktionsorganisation ausgelöst, die sich in einer »gemischten« 
Fertigungsstruktur niederschlagen. Die Herstellung von Produkten bzw. von Bauteilen, 
bei denen für längere Zeit größere Stückzahlen erwartet werden können, erfolgt nach den 
restriktiven, hocharbeitsteilig organisierten Methoden der industriellen Massenfertigung, 
während für kleinere und variablere Produktserien von hoher Qualität und Präzision neue 
Strukturen geschaffen werden, die eine gewisse Einsatzelastizität aufweisen. 
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Entsprechend dieser Notwendigkeit zu einer flexiblen Fertigungsorganisation in Verbin- 
dung mit den beschränkten Mechanisierungsmöglichkeiten werden die Produkte überwie- 
gend in reiner Handarbeit oder mit Hilfe von Quasiwerkzeugen und speziellen Maschinen 
gefertigt, deren Mechanisierungsgrad noch unter dem Niveau ein- oder multifunktionaler 
Aggregate liegt. Im einzelnen lassen sich die Tätigkeitsstrukturen im Montagebereich als 
“ einfache und komplexe feinmotorische Handarbeit, als Sichtkontrolle, und als werkzeug- 
unterstützte und maschinengebundene Handarbeit charakterisieren. Die spezifischen sig- 
naltechnischen Funktionen der im Bereich Elektrotechnik hergestellten Produkte erfor- 
dern bei der Montage zudem hohe Anteile an Justage- sowie elektronischen Prüf- und Ab- 
gleicharbeiten, die durch die Einführung einfach zu bedienender elektronischer Prüf-, 
Meß- und Justiergeräte in zunehmendem Maße von angelernten weiblichen Arbeitskräften 
ausgeführt werden. 

Im Prozeßbereich Stoffverformung dagegen (Bereich der Vorfertigung) sind die Technisie- 
rungsmöglichkeiten bei standardisierter Massenproduktion relativ günstig. Wo die mecha- 
nischen Einbauteile, Fassungen, Gehäuse usw. in spanabhebenden Verfahren an ein- bzw. 
multifunktionalen Automaten (maschinelles Stanzen, Bohren, Fräsen usw.) gefertigt wer- 
den, kam es durch die Einführung von Halbautomaten zu einer Trennung zwischen we- 
nigen hochqualifizierten Einrichtertätigkeiten und einer Vielzahl unqualifizierter, von 
Frauen ausgeführter Bedientätigkeiten, Diese Aussagen können ebenfalls auf die Frauenar- 
beitsbereiche in der EBM-Industrie und Teile des Maschinenbaus übertragen werden. 
Die Folgen der zum Teil sehr rigiden Arbeitsteilung, vor allem in den Montageprozessen, 
aber auch im Bereich der Vorarbeiten (einfache feinmotorische Handarbeit: z.B. Spulen- 
wickeln) manifestieren sich zunächst in einer starken Dequalifizierung der Arbeit weibli- 
cher Beschäftigter und im dem Faktum, daß Frauen hauptsächlich in die Gruppe der Unge- 
lernten, nur teilweise in die Gruppe der Angelernten und kaum als Facharbeiter eingestuft 
sind, während männliche Arbeitskräfte überwiegend als Facharbeiter und Angelernte tätig 
sind. Requalifizierungsprozesse für die weiblichen Erwerbstätigen sind dort zu beobachten, 
wo die Arbeiterinnen vor allem im Bereich der Prüf- und Abgleicharbeitsplätze Springer- 
funktionen ausüben bzw. von Maßnahmen des job-enlargement bzw. job-enrichment pro- 
fitieren können. Erwähnt werden soll noch, daß die Verschlechterung der Verwertungsbe- 
dingungen in der Elektroindustrie zu Substitutionsprozessen zwischen deutschen und aus- 
ländischen Frauen vor allem in den unqualifizierten Arbeitsbereichen geführt hat. 


3.2 Feinmechanisch-optische Industrie 


Da die feinmechanische und optische Industrie nicht zu den traditionellen Fraueneinsatz- 
bereichen gehört, wurde die zunehmende Beschäftigung von Arbeiterinnen in diesem In- 
dustriezweig erst durch technisch-arbeitsorganisatorische Veränderungen der Fertigung- 
sprozesse und der Tätigkeitsstrukturen, durch die Verwendung zusätzlicher Geräte und 
Hilfsmittel an Maschinen bzw. verbesserter Justiergeräte und Werkzeuge ermöglicht. Die- 
se Entwicklung hatte jedoch zur Folge, daß Teile der Facharbeitertätigkeiten in ihrer An- 
forderungsstruktur dequalifiziert wurden und es zu einer zunehmenden, zum heutigen 
Zeitpunkt allerdings abgeschlossenen Substitution männlicher Facharbeiter durch weibli- 
che Hilfskräfte kam. 
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Eingesetzt werden die Arbeiterinnen vor allem in den Bereichen industrieller Massenferti- 
gung »Foto-Kino-Projektoren« und »optische Geräte« sowie »Herstellung und Reparaturen 
von Uhrens, während die eher investitionsgüterorientierten Fachgruppen »feinmechani- 
sche Geräte« und »Medizintechnik« nach wie vor die Domäne männlicher Arbeitskräfte 
darstellen. 
Aufgrund des Rückgangs der Absatzzahlen im Konsumgütersektor, verbunden mit der 
Notwendigkeit zu einem rascheren Produktwechsel wurden ebenso wie in der elektrotech- 
nischen Industrie neue Formen der Rationalisierung im Fertigungsbereich erzwungen und 
Bestrebungen zu einer elastischeren Produktorganisation vor allem im Montagebereich 
ausgelöst (gemischte Fertigungsstruktur): 

Die Fertigung von Billigkameras erfolgte an speziellen Fließbändern mit Werkstückträgern 
und Taktzeiten von wenigen Sekunden, während die Projektoren und hochwertigen Ka- 
meras an Schiebebändern mit Puffern bei hoher Produktionsflexibilität gefertigt werden. 
Die relativ hohe Montagepräzision erfordernden Tätigkeiten sind mit vielfältigen Justier- 
prozessen durchsetzt, die aufgrund verbesserter Justier- und Abgleichgeräte zunehmend 
von angelernten Frauen ausgeübt werden. 

Neben diesen Arbeitsbereichen besteht ein weiterer Schwerpunkt der Frauenbeschäftigung 
wie in der elektrotechnischen Industrie in den Abteilungen der Vorfertigung der feinme- 
chanisch-optischen Betriebe. Die Frauen werden dort eingesetzt, wo wenig komplexe Bau- 
teile in Handarbeit und an einfach zu bedienenden Maschinen gefertigt bzw. an ein- oder 
multifunktionalen Aggregaten in spanabhebenden Verfahren hergestellt werden. 
Festzuhalten ist hier allerdings, daß es sowohl in der feinmechanisch-optischen Industrie 
als auch in der elektrotechnischen Industrie aufgrund der Verminderung der Zahl der me- 
chanischen Bauteile und der Tendenz, moderne Bauelemente und Bausteine von speziali- 
sierten Zulieferern zu beziehen, zu einer verringerten Fertigungstiefe (tendenzielle Auflö- 
sung der Vorfertigung) und zu einer Umwandlung der Unternehmen zu reinen Montage- 
betrieben kommt, was natürlich auch den quantitativen Fraueneinsatz erheblich tangiert. 
Neben den Bereichen der Montage und der Teilefertigung finden sich in einigen Betrieben 
der feinmechanisch-optischen Industrie Frauenarbeitsplätze, die nach der stofflichen Seite 
der Materialbearbeitung der chemischen Industrie und gemäß ihrer Organisationsform 
dem Dienstleistungsbereich zuzurechnen sind. 


3.3 Bekleidungsindustrie 


In der Bekleidungsindustrie ist seit Anfang der sechziger Jahre, bedingt durch erhöhte Kon- 
kurrenz auf dem In- und Auslandsmarkt ein ständig fortschreitender Schrumpfungs- und 
Konzentrationsprozeß zu beobachten. Während der Konjunkturkrisen zeigten sich starke 
Einbrüche, die ebenso wie die saisonalen Schwankungen der Branche auf die Abhängigkeit 
der Bekleidungsindustrie von der Einkommensverwendung der privaten Haushalte zu- 
rückzuführen ist. Da die Fertigungsstruktur der Bekleidungsindustrie (Prozeßbereich 
Montage) eine Mechanisierung als technisch nur schwer realisierbar bzw. zu kostspielig er- 
scheinen ließ, wurden als Reaktion auf die zunehmenden Verwertungsschwierigkeiten pri- 
mär arbeitsorganisatorische Maßnahmen in Form der Einführung des Fließbandsystems 
bzw. des Bündelsystems eingeleitet, um die Arbeitsproduktivität zu steigern. 

Die Segmentierung des Arbeitsmarktes drückt sich in diesem Bereich zunächst in einer gra- 
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vierenden Dequalifizierung der Tätigkeiten der weiblichen Arbeitskräfte aus. Dabei kann 
die relativ hohe Facharbeiterinnenquote in der Bekleidungsindustrie nicht darüber hinweg- 
täuschen, daß vor allem die gelernten Schneiderinnen extrem unterwertig an Arbeitsplät- 
zen eingesetzt werden, die alle Merkmale des sekundären Arbeitsmarktes tragen: Starke 
Arbeitszeitzerlegung, niedrige Bezahlung, keine Aufstiegsmöglichkeiten, geringe Arbeits- 
platzsicherheit, hohe Belastung usw.. Die erwerbstätigen Frauen in diesem Bereich werden 
zunehmend als angelernte und ungelernte Arbeiterinnen eingesetzt, während jene Fachar- 
beitertätigkeiten, die weiter für den Produktionsablauf erforderlich sind, hauptsächlich 
Männern vorbehalten werden. Hinzu kommt der Substitutionsdruck durch ausländische 
Arbeiterinnen. Den verschlechterten Arbeitsbedingungen für die erwerbstätigen Frauen in 
dieser Branche entspricht die niedrige Bezahlung. Zwar sind die Löhne der Frauen relativ 
stärker gestiegen, dennoch wurde das bestehende Einkommensdifferential zu den Verdien- 
sten der Männer nicht aufgehoben. Die im Vergleich zu den männlichen Beschäftigten stär- 
kere Arbeitsplatzunsicherheit der weiblichen Arbeitskräfte kommt besonders in dem hö- 
heren Arbeitslosen- und Kurzarbeiteranteil der weiblichen im Vergleich zu den männlıi- 
chen Arbeitskräften zum Ausdruck. 


3.4 Textilindustrie 


Die Textilindustrie zeigt ebenso wie die Bekleidungsindustrie starke konjunkturelle 
Schwankungen, die wie bei der Bekleidungsindustrie ihre Ursache in der Verschärfung der 
Konkurrenzbeziehungen hat. Auf die zunehmenden Verwertungsschwierigkeiten reagierte 
die Textilindustrie jedoch nicht primär mit erhöhtem Fraueneinsatz und arbeitsorganisato- 
rischen Maßnahmen, vielmehr kam es hier zu einem Einsatz kapitalintensiver Produktions- 
techniken, da die Mechanisierung des Prozeßbereiches Stoffverformung technisch leichter 
realisierbar ist. 

Den Schwerpunkt der Frauenarbeit stellt dabei im Prozeßbereich Stoffverformung die We- 
bertätigkeit dar, die an einer Vielzahl parallel zueinander produzierender teilautomatisier- 
ter Einzelaggregate verrichtet wird. Jedes automatisierte Aggregat ist mit Kontroll- und 
Korrektureinrichtungen so ausgestattet, daß es ständig die wichtigsten Prozeßvariablen 
überwacht und die Mehrzahl der kritischen Situationen mit sinnvollen Korrekturhandlun- 
gen beantwortet. Der durch diese Verriegelungen weitgehend abgesicherte Prozeß des We- 
bens bietet die Möglichkeit, die Bindung der Arbeiterin an das einzelne Aggregat zu 
lockern und den Arbeitsbereich rigoros auszudehnen. 

Neben der zunehmend dequalifizierten und belastenden Tätigkeit der Automatenkontrol- 
le verrichten die weiblichen Beschäftigten in diesem Prozeßbereich auf derselben Mechani- 
sierungsstufe allerdings auch die erheblich qualifizierteren Tätigkeiten der Automatenfüh- 
rung an teilautomatisierten Einzelaggregaten im Bereich der Schärerei. Darüber hinaus ist 
Frauenarbeit in den nachgelagerten Betriebsteilen zu beobachten, in denen vor allem die 
Rohwarenkontrolle an Abrollstationen (Sichtkontrolle) durchgeführt wird. 

Die technologisch-arbeitsorganisatorischen Veränderungen schlagen sich vor allem im Be- 
reich der Automatenkontrolle in zunehmenden Dequalifizierungstendenzen der Frauenar- 
beitsplätze bei gleichzeitig starker Reduktion des Frauenanteils in der Branche nieder. 
Während die Arbeiterinnen tendenziell aufgrund der zunehmenden Anzahl zu überwa- 
chender Webeautomaten und der damit verbundenen Belastungsmomente aus den automa- 
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tisierten Bereichen verdrängt werden und eher in den lohnintensiven Vorbereichen (Schä- 
rerei) und gering mechanisierten Nachbereichen (Rohwarenkontrolle) der eigentlichen 
Webertätigkeiten Beschäftigung finden, werden die Facharbeitertätigkeiten im Webbereich 
überwiegend mit Männern besetzt. Diese Tendenz spiegelt sich auch in dem weiterhin be- 
stehenden geschlechtsspezifischen Lohndifferential wieder. 

Als typische Einsatzbereiche von erwerbstätigen Frauen sind noch die nicht eindeutig der 
Textil- bzw. der Bekleidungsindustrie zuzuordnenden Betriebe der Maschenindustrie 
(Strickereien) zu erwähnen und solche Betriebe, die aufgrund ihrer mehrstufigen Produk- 
tion bis in die Bekleidungsherstellung hineinreichen. In der Untersuchung von Lappe 
(1981) wurde ein Unternehmen mit mehrstufigen Verarbeitungsvorgängen untersucht, das 
sowohl der Textil- als auch der Bekleidungsindustrie angehört. In diesem führenden Unter- 
nehmen textilet Fertigerzeugnisse kam es in den Bereichen der automatischen Strickerei 
bzw. des automatischen Spitzennähens zu einer fast vollständigen Substitution von Arbei- 
terinnen durch angelernte männliche Arbeitskräfte. 

Die Besetzung der beiden Fertigungsbereiche (Strickerei, Spitzennähen) mit männlichen 
Arbeitskräften gibt dem Betrieb die Möglichkeit, die Produktion ohne personelle Engpässe 
u.U. im 3-Schichtsystem fahren zu können. 

Darüber hinaus verfügte das Unternehmen über einen Bereich (Formerei und Färberei), 
der trotz extremer physischer und psychischer Belastungen ausschließlich von Frauen be- 
setzt war, 

An diesem und an anderen Beispielen, die hier nicht detailliert belegt werden sollen, läßt 
sich zeigen, daß bei den geschlechtsspezifischen Rekrutierungsstrategien nicht so sehr die 
tatsächlichen Belastungsmomente eine Rolle spielen, sondern eher die Zumutbarkeits- 
schwelle, die von den Personalrekrutierern bei weiblichen Arbeitskräften (dies gilt vor al- 
lem auch für Bereiche mit extrem monotonen und stark dequalifizierten Tätigkeiten: Um- 
spulen in Dunkelräumen der feinmechanisch-optischen Industrie, Leiterplattenbestückung 
in.der elektrotechnischen Industrie) weit höher angesetzt wird als bei männlichen Arbeits- 


kräften. 


3.5 Nahrungs und Genußmittelindustrie sowie Pharmazie und Kosmetik 


In der Nahrungs- und Genußmittelindustrie sowie in der pharmazeutischen Industrie führ- 
te zunächst die allgemeine Verknappung an Arbeitskräften auf dem Arbeitsmarkt sowie 
das Bestreben der Unternehmen nach einer kostenminimierenden Ausweitung der Kapazi- 
täten zu einer Mechanisierung der Fertigungsbereiche. Da die hier vorherrschenden Pro- 
zeßbereiche Stoffumwandlung und Verpackung relativ leicht zu mechanisieren sind. führte 
dies zu dem Einsatz arbeitskräftesparender kapitalintensiver Produktionstechniken. 
Anders als in der Pharmazie und Kosmetik lassen sich die zentralen Frauenarbeitsbereiche 
in der Nahrungs- und Genußmittelindustrie aufgrund der äußerst heterogenen Zusammen- 
setzung dieser Branche nur sehr unzureichend ermitteln. 

Dennoch kann festgehalten werden, daß vor allem in der Süßwarenindustrie und bei der 
tabakverarbeitenden Industrie der Anteil der weiblichen Arbeitskräfte besonders hoch ist. 
Aber auch in einigen anderen Bereichen wie in der Nährmittelindustrie, der obst- und ge- 
müseverarbeitenden Industrie, der Fischverarbeitung, der Kaffee- und Teeverarbeitung lie- 
gen die Anteile der weiblichen Beschäftigten über dem Branchendurchschnitt. 
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In fast allen Bereichen der Nahrungs- und Genußmittelindustrie und in der pharmazeuti- 
schen und kosmetischen Industrie ist der Fraueneinsatz wesentlich durch spezifische tech- 
nologische Produktionsbedingungen bestimmt, die die erwerbstätigen Frauen überwie- 
gend in Mechanisierungslücken und auf minderqualifizierte Arbeitsplätze abdrängen, die 
sozusagen als »Abfallprodukte« der Mechanisierung und Automatisierung entstehen. 
Darüber hinaus ist der quantitative Fraueneinsatz in der Nahrungs- und Genußmittelindu- 
strie noch durch die Erfordernisse des flexiblen Einsatzes aufgrund starker saisonaler 
Schwankungen bestimmt. 

Für den Prozeßbereich Verpackung, der in der Nahrungs- und Genußmittelindustrie und 
in der pharmazeutischen und kosmetischen Industrie eine traditionelle Domäne der Frauen- 
arbeit darstellt, läßt sich zunächst feststellen, daß die Einsatzbereiche der Arbeiterinnen 
stark von den technologischen Möglichkeiten tangiert sind. 

Dieser Prozeßbereich bietet u.a. insofern ein recht uneinheitliches Bild, als hier neben 
bochmechanisierten und automatisierten Abfüll-, Etikettier- und Verpackungsanlagen 
noch erhebliche Mechanisierungslücken bestehen bleiben, in denen das Gros der Frauen 
mit einfachsten Hand- und Bandarbeiten beschäftigt wird. Soweit die Frauen direkt an 
multifunktionalen Aggregaten bzw. teilautomatisierten Einzelaggregaten eingesetzt sind, 
haben ihre Tätigkeiten zumeist nicht das Niveau der Maschinen- bzw. Automatenführung. 
Die weiblichen Beschäftigten besitzen hier allenfalls den Status von sogenannten Maschi- 
nenhelferinnen. 

Die qualifizierteren Tätigkeiten der Maschinen- und Automatenführung bzw. die Repara- 
turarbeiten werden überwiegend von männlichen Maschinenführern, Verpackungsschlos- 
sern und männlichem Überwachungspersonal ausgeführt. 

Im Prozeßbereich Stofumwandlung, der in der genannten Untersuchung (Lappe, 1981) 
ausschließlich in der Ernährungsindustrie analysiert wurde, der aber auch - wie sich in den 
zahlreichen Betriebsbesichtigungen der Voruntersuchung gezeigt hat - in den Chemieun- 
tergruppen Pharmazie und Kosmetik ähnliche Strukturen aufweist, sind die Mechanisie- 
rungsbedingungen aufgrund des hohen Anteils an flüssigen Einsatzstoffen am günstigsten 
einzuschätzen. Neben hochkomplexen Apparatesystemen finden sich wie im Prozeßbe- 
reich Verpackung allerdings noch erhebliche Mechanisierungslücken und einfache Appara- 
te bzw. Maschinen, die manuell beschickt bzw. bedient werden müssen. Es handelt sich 
um Bereiche unqualifizierter Hilfstätigkeiten, in die die weiblichen Beschäftigten abge- 
drängt worden sind, während die an hochmechanisierten Anlagen zu findenden qualifizier- 
teren Tätigkeiten überwiegend von männlichen Apparate- und Automatenführern verrich- 
tet werden. Diese Tendenz spiegelt sich auch in der Lohnstruktur wieder. Die Lohnspanne 
zwischen den männlichen und weiblichen Verdiensten ist in der Nahrungs- und Genuß- 
mittelindustrie nach wie vor besonders hoch. 

Während der jüngsten gesamtwirtschaftlichen Krise zeigt sich auch hier eine besondere Be- 
troffenheit der Frauen von Arbeitslosigkeit und Kurzarbeit, die die technologisch bedingte 
Reduktion der weiblichen Arbeitskräfte auch in dieser Branche weiter forciert. 

Wichtig ist noch folgendes: In Produktionsbereichen mit kapitalintensiven Produktions- 
technologien wie der Textilindustrie und der Nahrungs- und Genußmittelindustrie sowie 
Pharmazie/Kosmetik bewirken darüber hinaus sozialpolitische Bestimmungen eine zusätz- 
liche Vertiefung der Arbeitsmarktspaltung: Da Rentabilitätsgesichtspunkte eine gute Aus- 
lastung der Anlagen in automatisierten Betrieben erfordern, wird angestrebt, diese Bereiche 
in einem 3-Schicht-Betrieb zu fahren. Da Frauen aber nach den Bestimmungen der Sozial- 
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gesetzgebung keine Nachtarbeit verrichten dürfen und daher in diesen Bereichen nicht 
mehr flexibel einsetzbar sind, ist der Anreiz für die Betriebe, weibliche Arbeitskräfte in be- 
stimmten Bereichen der automatisierten Produktion einzusetzen und zu qualifizieren, nur. 
gering: So wird letztlich der Frauenanteil zusätzlich durch die Auswirkungen der Sozialge-: 
setzgebung reduziert. 


3.6 Einzelhandel 


In derselben Studie (Lappe, Schöll-Schwinghammer, 1978) wurde die Arbeitssituation von 
Frauen im Einzelhandel in einer vergleichenden Gegenüberstellung von traditionell orga- 
nisierten Verkaufsbereichen und Selbstbedienungsbereichen mit dem Ziel analysiert, die 
aus der Selbstbedienung und der damit verbundenen Arbeitsteilung resultierenden Auswir- 
kungen auf die Arbeitsbedingungen der Betroffenen besser einschätzen zu können. Obwohl 
wir uns dabei ausschließlich auf Arbeitsplatzbeobachtungen in Warenhäusern stützen, de- 
ren organisatorische Eigenheiten im Vergleich zu den Betrieben des Facheinzelhandels 
nicht übersehen werden dürfen, könnten dennoch einige für die Funktionsteilung typische 
Merkmale festgehalten werden. 

Insgesamt zeigt sich, daß in dem Maße, in dem die Beratungsfunktionen entfallen, das Ni- 
veau der qualifikatorischen Anforderungen sinkt, die Dispositions- und Kooperationschan- 
cen beschränkt werden und die physischen und psychischen Belastungen zunehmen. Im 
Vergleich zur Arbeitssituation der Regalauffüllerin und der Kassiererin ist deshalb die Ar- 
beitssituation der Verkäuferin im traditionell organisierten Verkaufsbereich in jeder Hin- 
sicht am günstigsten. 


3.7 Versicherungen 


Am Beispiel ausgewählter Abteilungen der Hauptverwaltung von zwei großen Versiche- 
rungsunternehmen wurde die Arbeitssituation weiblicher Angestellter in typischen Frauen- 
einsatzbereichen der Verwaltung dargestellt, wie sie neben dem Versicherungsgewerbe 
heute auch in den großen Büros der Industrieverwaltung, der Banken und anderer privater 
und öffentlicher Dienstleistungsbereiche anzutreffen sind. Kennzeichnend für die Bedin- 
gungen von Verwaltungsarbeit in diesen großen Büros ist der post-computerisierte Status 
der Arbeitsprozesse, der bei weitgehend abgeschlossener Umstellung aller Abteilungen auf 
EDV einen Einsatz von weiblichen Angestellten schwerpunktmäßig entweder als Informa- 
tionserfasser und -aufbereiter in den noch nicht technisierten Lücken vorsieht oder als Sach- 
bearbeiter in der engen Bindung an die Komponenten und Ergebnisse des EDV-Systems 
zur Folge hat. Die erste Gruppe von Tätigkeiten, denen das Erfassen und Fixieren von Tex- 
ten und Daten obliegt, weist angesichts fortgeschrittener Technisierung und Arbeitsteilung 
der Büroarbeit kaum noch inhaltliche, auf die jeweilige Branche bezogene Besonderheiten 
auf und ist daher heute in allen großen Büros in fast identischer Form zu finden. Dies gilt 
bisher nicht in gleicher Weise für die Mehrzahl der weiblichen Sachbearbeitertätigkeiten, 
für deren Arbeit nach wie vor ein inhaltlicher Bezug zu den fachlichen Problemen ihres je- 
weiligen Einsatzbereichs charakteristisch bleibt, auch wenn sich hier deutliche Tendenzen 
einer Einschränkung der Themenbereiche und Standardisierung der Arbeitsvollzüge nicht 
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übersehen lassen. Diesen recht unterschiedlichen Einsatzbereichen im Büro entsprechend 
differieren auch Arbeitsbedingungen und Arbeitssituationen der weiblichen Angestellten 


erheblich. 


4. Resümee 


Restriktive Allokationsregelungen verwehren den erwerbstätigen Frauen den Zugang zu 
fach- oder betriebsspezifischen Teilarbeitsmärkten. Die Masse der Frauen ist auf Produk- 
tionsbereiche konzentriert, die neben hochentwickelten technischen Einrichtungen erheb- 
liche Mechanisierungslücken aufweisen oder in denen der technologische Wandel Arbeits- 
typen hervorbringt, die eine starke inhaltliche Reduzierung erfahren haben. 

Betriebliche Qualifizierungsstrategien nehmen den erwerbstätigen Frauen jegliche Qualifi- 
zierungschance. Die anhand einer branchenübergreifenden frauenspezifischen Arbeits- 
platztypologie durchgeführte qualitative Tätigkeitsanalyse zeigt, daß viele Arbeitsplätze in 
ihrer Anforderungsstruktur das »Niveau zivilisatorischer Mindestbefähigungen« unter- 
schreiten. 

Entgegen der Klassifizierung der frauenspezifischen Tätigkeiten als »leichte« Arbeiten tre- 
ten besonders im psychischen Bereich gravierende Beanspruchungen auf,. die nur einen ge- 
ringen Stellenwert bei der Bestimmung des Preises weiblicher Arbeitskraft haben. 

Durch die institutionelle Verfestigung des Lohnsystems, durch die Merkmals- und Anfor- 
derungskataloge der summarischen’ und analytischen Arbeitsbewertung, die die Grundla- 
ge der Lohnfindung bilden, erfahren die arbeitenden Frauen eine erhebliche Lohndiskrimi- 
nierung. 

Indem die weiblichen Erwerbstätigen auf wenige unattraktive Arbeitsbereiche abgedrängt 
werden, in denen sie bei unterdurchschnittlicher Bezahlung starke Qualifikationsreduzie- 
rungen erfahren und mit erheblichen Belastungen konfrontiert werden, zeigt sich die für 
den geschlechtsspezifischen Teilarbeitsmarkt typische wechselseitige Verstärkung negati- 
ver Segmentationsfolgen, die die Arbeitsmarktchancen der erwerbstätigen Frauen nachhal- 
tig verschlechtern. 

Da die Spaltungstendenzen des Arbeitsmarktes und ihre Folgen überwiegend aus unterneh- 
merischen Strategien zur Gewinnung und Erhöhung interner Elastizität resultieren, wobei 
die negativen Auswirkungen konjunktureller Schwankungen auf die Arbeitskräftegruppen 
des »sekundären« Segments abgewälzt werden können, ist von dieser Seite eine Wende zum 
Positiven kaum zu erhoffen. 

Der sich verschlechternden Beschäftigungssituation erwerbstätiger Frauen könnte durch 
eine stärker qualitativ ausgerichtete Arbeitsmarktpolitik begegnet werden, mit dem Ziel, 
durch gesetzliche und tarifvertragliche Rahmenbedingungen die Barrieren zwischen dem 
frauenspezifischen und dem »fachspezifischen« oder »primären« Arbeitsmarktsegment ab- 
zubauen. 

Solange jedoch beispielsweise die im Arbeitsförderungsgesetz zum Ausdruck kommende 
staatliche Arbeitsmarktpolitik ebenso wie die betriebs- und tarifpolitischen Aktivitäten ge- 
werkschaftlicher Interessenvertretung überwiegend an fachspezifischen und d.h. mit 
männlichen Arbeitskräften besetzten Arbeitsmarktsegmenten orientiert sind, ist mit einer 
vertieften Deprivilegierung der erwerbstätigen Frauen zu rechnen. 
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Anmerkungen 


1 Die Studie »Frauenarbeit und technischer Wandel« wurde vom RKW in Auftrag gegeben und 
von Mitarbeitern des Soziologischen Forschungsinstituts Göttingen (SOFI) durchgeführt. Sie hat 
mittlerweile zu mehreren Veröffentlichungen - auch auf Teilgebieten - geführt: Friedrich, H., 
Lappe, L,, Schwinghammer, 1, Wegehaupt-Schneider, L, 1973; Lappe, L., Schöll-Schwingham- 
mer, L, 1978; Schöll- Schwinghammer, 1979; Lappe, 1981. 

2 Vgl. Lappe., L., 1981. Ich verzichte in diesem Zusammenhang auf eine breitere Darstellung der 
Ergebnisse meiner Untersuchung hinsichtlich der Qualifikations- und Arbeitsanforderungen. 

3 Viele elektrotechnische, feinmechanisch-optische Geräte und Produkte der Bekleidungsindustrie 
sind in ihrer Gestalt und in ihrem Aufbau kompliziert, sodaß allein die Vielfalt der Bearbeitungs- 
arten und Montageteile - abgesehen einmal von der Miniaturisierung der IC-Technik - den Bau 
und den Einsatz maschineller Montageeinrichtungen erschweren und zu kostenintensiv machen, 
so daß hier von spezifischen Mechanisierungssperren gesprochen werden kann. 

4 Zur näheren Erläuterung der Arbeitsplatzkategorien vgl. Lappe, L., 1981, S. 50 ff.. 

5 Eshandelt sich hier um die kurzgefaßten Untersuchungsergebnisse der Studie »Frauenarbeit und 
technischer Wandel«, die in Lappe, Schöll-Schwinghammer, 1978 und Lappe, 1981 ausführlich 
dargestellt werden. 

6 Vgl. hierzu den Aufsatz von I. Wegehaupt-Schneider in diesem Heft. 

7 Bei der summarischen Arbeitsbewertung werden die Schwierigkeiten einer Tätigkeit nicht wie 
bei der analytischen Arbeitsbewertung nach partiellen Anforderungskriterien untergliedert, son- 
dern global mit anderen Tätigkeiten verglichen und auf der Basis dieses Vergleichs summarisch 
bewertet. 
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Andrea Ruby, Brigitte Göttgens, Sigrid Koeppinghoff 
Rentenreform ’84: Frauen bleiben diskriminiert 


Einst zum Kernstück sozialliberaler Sozialpolitik hochgelobt, droht die Rentenreform 
1984 angesichts der aktuellen Finanzierungsprobleme von Rentenversicherung und Bun- 
deshaushalt zur Reformruine zu werden. Mit dünner werdender Finanzdecke und wach- 
sender Arbeitslosigkeit reduzierten und veränderten sich die reformerischen Ambitionen 
sowohl was die versorgungspolitische Effektivität als auch was den gesellschaftspolitischen 
Gehalt des Reformprojekts angeht. In der Regierungserklärung von Brandt war 1973 noch 
von einer »eigenständigen sozialen Sicherung der Frau« die Rede, vier Jahre später sprach 
Schmidt in seiner Regierungserklärung - wesentlich zurückhaltender - nur noch von einer 
»ausgewogenen Alterssicherung für alle Frauen« (Deutscher Bundestag 1973, S. 132; ders. 
1976, 5. 41). 

Seine gegenwärtige Aktualität erhält dieses lang anstehende Reformvorhaben durch einen 
Auftrag des Bundesverfassungsgerichtes an den Gesetzgeber, bis 1984 die Hinterbliebenen- 
versorgung so zu organisieren, daß Mann und Frau unter den gleichen Voraussetzungen ei- 
ne Hinterbliebenenrente beziehen können. Dieser Spruch des höchsten Gerichts wurde 
von der Bundesregierung zum Anlaß genommen, eine »Sachverständigenkommission für 
die soziale Sicherung der Frau und der Hinterbliebenen« zu berufen, deren Lösungsvor- 
schläge richtungsweisend für die Reformüberlegungen der Bundesregierung waren. 

Die sozialpolitische Brisanz des Reformvorhabens liegt darin, daß es im Schnittpunkt meh- 
rerer Politikbereiche angesiedelt ist. Zunächst ist die Gestaltung der Alterssicherung ver- 
heirateter Frauen entscheidend für die materielle Lebenslage älterer verwitweter Frauen, 
die gegenwärtig noch das Gros des Armutspotentials stellen. Sie hat aber auch eine über ih- 
re unmittelbare versorgungspolitische Relevanz hinausgehende gesellschaftspolitische Be- 
deutung, weil sie Rahmenbedingungen für die Rolle der Frau auf dem Arbeitsmarkt und in 
der Familie schaffe. Diese Tragweite der Reform ist zugleich ihre besondere 
‘Schwierigkeit’, denn für den Gesetzgeber gilt es, gegenwärtig vor allem folgende Faktoren 
in Einklang zu bringen: 

- Die langfristigen Finanzierungsprobleme der Rentenversicherung, die durch die Sparbe- 
schlüsse der Operation 83 noch verstärkt wurden, erfordern eine kostenneutrale Lösung 
und setzen einer versorgungspolitischen Effektivität der Reform enge Grenzen; 

- Aus der krisenbedingt ungünstigen Arbeitsmarktlage sowie der zunelimenden Erwerbs- 
orientierung verheirateter Frauen ergibt sich aus konservativer Perspektive das gesell- 
schaftspolitische Postulat einer Aufwertung der (Haus-}frauenrolle und schließlich 

- legt die demographische Entwicklung, die wegen des ungünstiger werdenden Bevölke- 
rungsaufbaus langfristig die Rentenfinanzen belasten wird, eine stärkere Berücksichtigung 
der Mutterrolle im Rentensystem nahe, 

Obwohl es eines Anstoßes des Bundesverfassungsgerichtes bedurfte, um das Reformvorha- 
ben im politisch-parlamentarischen Raum in die Wege zu leiten, konzentrierte sich die so- 
zialpolitische und gewerkschaftliche Kritik schon seit langem auf die gegenwärtige Alterssi- 
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cherung der Frau. Dabei wurde die Einkommensarmut älterer alleinlebender Frauen eben- 
so aufgegriffen wie der Widerspruch zwischen der gegenwärtig auf die abgeleitete Hinter- 
bliebenenrente ausgerichteten Alterssicherung und der zunehmenden Erwerbsorientierung 
und -beteiligung verheirateter Frauen. 


1. Derzeitige Alterssicherung der Frauen und ihre Kritik 


1.1 Institutionelle Grundlagen und ihre Konsequenzen für die Versorgung der Frau im Alter 


Im gegenwärtigen Alterssicherungssystem kann die Frau in doppelter Hinsicht erfaßt sein. 
Sie kann als selbst abhängig Beschäftigte einen direkten. eigenständigen Rentenanspruch er- 
werben, und sie kann als Ehefrau bzw. Hinterbliebene eines Versicherten abgeleitet gesi- 
chert sein. Als Erwerbstätige ist sie geschützt gegen Lohnausfall bei Alter und Invalidität, 
als Ehefrau eines Versicherten gegen den Ausfall seiner Unterhaltsleistungen. Dementspre- 
chend kommt der Versichertenrente Lohnersatzfunktion, der Hinterbliebenenrente. Un- 
terhaltsersatzfunktion zu. Beide Renten können - da sie unterschiedliche Einkommensaus- 
fälle ausgleichen sollen - gleichzeitig bezogen werden (Kumulation). 


1.1.1 Versichertenrente 


Grundsätzlich ist im Rentenrecht die Erwerbstätigkeit die Determinante der Rentenlei- 
stungen: Indem über die Rentenformel Verdienst und Dauer der Erwerbstätigkeit die Ren- 
tenhöhe beeinflussen, werden »die auf das Lebensarbeitseinkommen wirkenden Faktoren 
und die daraus resultierenden Verteilungsverhältnisse ... unerbittlich festgeschrieben« 
(Standfest 1975, $. 554). Leidtragende dieses Strukturprinzips sind vor allem Frauen im Al- 
ter, die wegen ihrer familiären Gebundenheit zeitweilig oder auch endgültig ihre Erwerbs- 
tätigkeit aufgegeben haben, dementsprechend weniger Versicherungsjahre aufweisen und 
deren schlechte Entlohnung sich darüberhinaus noch rentenmindernd auswirkt. 


Tab. 1  Durchschnittsrenten und ihre Berechnungsfaktoren 
- Rentenbestand 1. 1. 1982 - 


Arbeiterrentenversicherung Angestelltenversicherung 
Männer Frauen Relation Männer Frauen Relation 
durchschnittl. 
Versichertenrente (in DM) 137,8 399,8 0,35  1596,9 735,8 0,47 


anrechnungsfähige 
Versicherungsjahre 36,2 22,2 0,61 37,1 26,8 0,7 


persönliche Bemessungs- 
grundlage (Verdienst) 1,01 0,49 0,485 1,43 0,78 0,5 


Quelle: Rentenanpassungsbericht 1982, Bundestagsdrucksache 9/1551, S. 53 ff; eigene Berechnungen. 


78°  Ruby/ Göttgens /Koeppinghoff 


Gegenwärtig liegen die eigenen Rentenansprüche von Frauen in der ‘Arbeiterrentenversi- 
cherung (ARV) bei gut einem Drittel, in der Angestelltenrentenversicherung (AngRV) bei 
knapp der Hälfte der Rentenansprüche ihrer männlichen Kollegen. Selbst der Durch- 
schnittswert von ca. 400 DM monatlicher Rente aus der ARV für Frauen wurde 1982 von 
nur 40% der Rentnerinnen überhaupt erreicht (ohne Berufsunfähigkeitsrenten; Rentenan- 
passungsbericht 1982, $. 62, eigene Berechnungen). Die niedrigen Verdienste schlagen sich 
in dem Rentenformelfaktor »persönliche Bemessunggrundlage« nieder. Dabei bedeutet ei- 
ne persönliche Bemessungsgrundlage von 1, lebenslang genau den Durchschnittsverdienst, 
eine persönliche Bemessungsgrundlage von 0,5 die Hälfte des Durchschnittsverdienstes er- 
zielt zu haben. Beim gegenwärtigen Rentenbestand erzielten z.B. Arbeiterinnen immerhin 
61 v.H. der Versicherungsjahre, aber nur 48,5 v.H. der persönlichen Bemessungsgrundlage 
von Arbeitern. Insofern wirken sich Verdienstunterschiede noch stärker rentenmindernd aus 
als diskontinuierliche Versicherungsverläufe. 

Selbst die Mitte der fünfziger Jahre für verfassungswidrig erklärten Frauenlohngruppen, 
die explizit Lohnabschläge für Frauen vorsahen, werden noch auf Jahre hinaus die eigenen 
Rentenansprüche von Frauen mindern. Aber auch gegenwärtig liegt der Durchschnittsver- 
dienst von Frauen noch um ca. 30 v.H. unter dem der Männer. 


Tab. 24) Bruttostundenverdienste der Arbeiter nach Leistungsgruppen - 1979 - 


insgesamt Facharbeiter Angelernte Ungelernte 
Männer (DM) 13,37 14,15 12,69 11,30 
Frauen (DM) 9,68 10,60 9,82 9,45 
Anteil 
Frauen/Männer 72,4% 75% 77,3% 83% 


Tab. 2b) Bruttomonatsverdienste der Angestellten nach Leistungsgruppen - 1979 - 


’ Leistungsgruppen 
insgesamt IT II IV v 
Männer - 3202,— 3913,— 2980,— 2229,— 1913,— 
Frauen 2067, — 3 063,— 2353,— 1769, — 1557, — 
Anteil 
Frauen/Männer 64% 78% 79% 79% 81% 


Quelle: Statistisches Bundesamt, Fachserie 16, Löhne und Gehälter, Reihe 2.1., Verdienste in der In- 
dustrie Juli 1979 S. 2; Reihe 2.2 Angestelltenverdienste in Industrie und Handel, Juli 1979 S. 
2, eigene Berechnung. 5 


Demnach verdienen Facharbeiterinnen immer noch weniger als männliche Ungelernte, 
d.h. die geringeren Verdienste von Frauen sind mit Qualifikationsunterschieden allein 
nicht erklärbar. Zur Lohndiskriminierung kommt Aufstiegsdiskriminierung hinzu, da 
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Frauen häufig in einer entscheidenden Phase ihrer beruflichen Entwicklung aus familiären 
Gründen halbtags arbeiten oder (vorübergehend?) ganz ausscheiden (vgl. Adamy/Kiewel 
1981, S. 260 ff.). Kurze Erwerbsphasen und niedrige Verdienste treffen daher häufig zusam- 
men und führen zu einer Kumulation von Nachteilen bei der Rentenberechnung. 


1.1.2 Hinterbliebenenrenten 


Im Unterschied zur eigenständigen Versichertenrente von Frauen knüpft die Witwenrente 
an das Versicherungsverhältnis des verstorbenen Mannes an. Die Rentenversicherung 
deckt hier das Risiko des Ehemannes ab, nach seinem Tod nicht mehr für den Unterhalt 
seiner Frau aufkommen zu können. Hier gelten explizit andere Regelungen für Mann und 
Frau. Während die hinterbliebene Frau in jedem Fall eine Witwenrente erhält, wenn ihr 
verstorbener Mann die sog. kleine Wartezeit von 5 Versicherungsjahren erfüllt hat, erhält 
im umgekehrten Fall der Witwer nur dann eine Hinterbliebenenrente, wenn seine verstor- 
bene Frau zuvor Hauptverdienerin war. Die Hinterbliebenenrente beträgt derzeit 60 v.H. 
der Rentenansprüche des Verstorbenen. Mit diesem Sicherungsniveau wird die Wirwen- 
rente ihrer Unterhaltsersatzfunktion nur bedingt gerecht: Mit nur 60 v.H. der Rente ihres 
Mannes kann die Witwe häufig den bisherigen Lebensstandard nicht aufrechterhalten, da 
die bedarfsbedingten Einsparungen eines Alleinlebenden - nach Angaben des Statistischen 
Bundesamtes - nur 27 v.H. und nicht 40 v.H. der Ausgaben eines Zweipersonenhaushalts 
ausmachen (Vgl. Brück 1976, 5. 138). 

Mit einer durchschnittlichen Höhe von 629 DM in der ARV und 877 DM in der AngRV 
liegen derzeit die Witwenrenten zwar deutlich über den eigenständigen Rentenansprüchen 
erwerbstätiger Frauen, hinter diesen Durchschnittswerten verbergen sich jedoch im Ein- 
zelfall sehr unterschiedliche Rentenzahlungen. Häufig liegen Witwenrenten sogar noch un- 
ter der Sozialhilfegrenze. Einschränkungen werden besonders da spürbar, wo schon der 
Mann wenig verdiente und wenig Rente erhielt, denn die Witwenrente reproduziert auf 
nochmals abgesenktem Niveau die originäre Einkommensverteilung (Naegele 1978, S. 
336). Dementsprechend gehören Witwen von Arbeitern und gering verdienenden Ange- 
stellten zu den materiell besonders benachteiligten Gruppen, solange keine ausreichenden 
eigenen Rentenansprüche hinzukommen. Selbst die Kumulation von Versicherten- und 
Hinterbliebenenrente führt zu keiner Überversorgung. 1980 lag auch der noch relativ gün- 
stige Fall einer durchschnittlichen Witwenrente von 629 DM plus der durchschnittlichen 
Versichertenrente der ARV von 400 DM gleich 1029 DM noch deutlich unter der durch- 
schnittlichen Rente von Männern aus der ARV - 1138 DM (vgl. Rentenanpassungsbericht 
1982, S. 10 und $. 53 ff). 


1.2 Hausfrauen im Rentenrecht - benachteiligt oder bevorzugt? 


Ungeachtet der wachsenden Bedeutung der eigenständigen Alterssicherung der Frau - be- 
reits Jetzt beziehen mehr Frauen eine Versichertenrente als eine Hinterbliebenenrente (vgl. 
Rentenanpassungsbericht 1982, $. 53 ff) - gilt die abgeleitete Hinterbliebenensicherung in 
der öffentlichen Diskussion zumeist als die eigentliche Alterssicherung der verheirateten 
Frau. Obwohl Witwenrenten im Schnitt noch über den selbsterworbenen Rentenansprü- 
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chen von Frauen liegen, ist ihre geringe Höhe - im Unterschied zu den noch weitaus nie- 
drigeren Versichertenrenten - ein anerkanntes Problem. 

Übersehen wird dabei zumeist, daß den Hinterbliebenenrenten keine Beitragszahlungen 
gegenüberstehen, die Witwenrenten aus dem Beitragsaufkommen aller Versicherten finan- 
ziert werden, d.h. auch aus.den Beitragszahlungen von Ledigen und erwerbstätigen verhei- 
rateten Frauen, die für ihre Ehemänner zumeist keine Hinterbliebenensicherung aufbauen 
können. So folgt aus der beitragslosen Hinterbliebenensicherung für die verheirateten Frau- 
en eine Umverteilung von Ledigen zu Verheirateten, von der erwerbstätigen Ehefrau zur 
Alleinverdienerehe. 


Tab. 3 Von 100 Frauen waren erwerbstätig: 
Kinderzahl 

Haushaltsnetto- 3 und mehr 
einkommen insgesamt keinKind einKind 2 Kinder Kinder 

- 1250 71 78 68 72 63 
1250 - 1500. 43 68 38 36 31 
1500 - 2000 33 54 36 29 21 
über 2000 25 56 28 30 18 


(Ohne Selbständigenhaushalte, Haushaltsnettoeinkommen jeweils ohne Einkommen der 
Frau) 
Quelle: Hofbauer (1979) $. 220, 223. 


Allgemein nimmt die Erwerbsbeteiligung von Ehefrauen mit zunehmenden Einkommen 
des Ehemannes ab. Bei einem Nettoeinkommen unter 1250 DM ist die Erwerbsbeteiligung 
der Mütter von 3 und mehr Kindern sogar höher als die kinderloser Ehefrauen in der höch- 
sten Einkommensklasse (vgl. Tab. 3). So trägt die Frau, die trotz und wegen der Kinder ar- 
beiten geht, mit ihren Beiträgen zur Finanzierung der Alterssicherung kinderloser, gut si- 
tuierter Hausfrauen bei, denn die Umverteilungswirkungen der Hinterbliebenensicherung 
knüpfen lediglich an Ehestand und Erwerbsbeteiligung, nicht aber daran an, ob Kinder 
vorhanden sind. Wegen dieser versicherungsimmanenten Bevorzugung der Hausfrauenehe 
findet so eine Umverteilung von den unteren zu den oberen Einkommensschichten statt. 


1.3 Fazit 


Eine Reform der Alterssicherung der Frau muß sich darän messen lassen, inwieweit sie ein- 
.erseits die gegenwärtige materielle Unterversorgung von Frauen im Alter mindert und an- 
dererseits die wachsende Erwerbsbeteiligung verheirateter Frauen im Rentenrecht berück- 
sichtigt. In der Vergangenheit ließ sich die abgeleitete Alterssicherung der verheirateten 
Frau noch mit ihrer weitgehenden Familienfixierung rechtfertigen. Mittlerweile ist jedoch 
die Erwerbsbeteiligung verheirateter Frauen von 25 v.H. 1950 auf 40,6 v.H. 1980 angestie- 
gen (Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 1972, $. 20, 1981, S. 18). Begreift 
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man Erwerbstätigkeit als notwendige Voraussetzung der Emanzipation der Frau, dann 
sollte auch das Alterssicherungssystem eine Erwerbsbeteiligung verheirateter Frauen be- 
günstigen. Mit einer ideologisch begründeten und sozialrechtlich abgesicherten Aufwer- 
tung der Hausfrauen- und Mutterrolle dagegen unterstützte das Rentensystem ein Abdrän- 
gen der Frau vom Arbeitsmarkt in den Familienverband, und schriebe damit gerade die 
Verhältnisse fest, die gegenwärtig zu den niedrigen eigenen Rentenansprüchen von Frauen 
führen. 


2. Teilhaberrente als Reformmodell 


2.1 Entstehungsbedingungen 


Nach dem Spruch des Bundesverfassungsgerichts, daß die gegenwärtige Hinterbliebenen- 
versorgung tendenziell verfassungswidrig sei, setzte die Bundesregierung 1977 eine Sachver- 
ständigenkommission ein, deren Aufgabe es sein sollte, 

- die vom Bundesverfassungsgericht bis 1984 gefordert Gleichbehandlung von Mann und 
Frau in der Hinterbliebenenversorgung zu verwirklichen, 

- eine Neuordnung der sozialen Sicherung der Frau zum Ausbau eigener Sicherungsansprü- 
che für Alter und Invalidität zu erreichen, 

- hierbei unter dem Gesichtspunkt der Beitragsäquivalenz soziale Ungerechtigkeiten zu 
korrigieren (Sachverständigenkommissiion 1979 b, S. 5). 

Im Zentrum des regierungsamtlichen Reformauftrags stand damit formale Rechtsgleich- 
heit, nicht eine bedarfsadäquate Versorgung. Damit folgte die Bundesregierung dem 
Spruch des Verfassungsgerichts, das letztlich »eine Entscheidung zugunsten der Gleichbe- 
rechtigung des Mannes gefällt« hatte, (Ehrenberg/Fuchs 1980, S. 379) indem sein Auftrag 
zunächst auf eine Gleichstellung des Mannes mit der Frau bei der Hinterbliebenenversor- 
gung zielt, nicht auf eine verbesserte eigenständige Sicherung der Frau. 

Insofern verengte sich die Reformdiskussion, die noch bis Mitte der siebziger Jahre vor al- 
lem auf eine Verbesserung der Alterssicherung erwerbstätiger Frauen zielte. Zu den Kern- 
punkten der damaligen Reformbestrebungen zählten eine nachträgliche Korrektur von 
Lohndiskriminierung in Frauenlohngruppen bei der Rentenberechnug, der sog. Härteaus- 
gleich, sowie die Berücksichtigung von Erziehungszeiten, um Versicherungslücken zu 
schließen (vgl. DGB-Arbeitsgruppe 1975, $. 17 £; Deutscher Juristentag 1974, $. 670). Diese 
Orientierung an den Belangen erwerbstätiger Frauen erfolgte vor dem Hintergrund der Ar- 
beitskräfteknappheit Ende der sechziger Jahre und der zunehmenden Integration verheira- 
teter Frauen ins Erwerbsleben. Die »Verwirklichung des Gleichberechtigungsgrundsatzes 
von Mann und Frau als ein Element der langfristigen Sicherung eines flexiblen Arbeitskräf- 
tepotentials« (Jurczyk 1978, S. 114) sollte damals auch in der Altersversorgung angegangen 
werden, indem die eigenständige zu Lasten der abgeleiteten Sicherung ausgebaut werden 
sollte. 

Ab Mitte der siebziger Jahre erfolgte - begünstigt durch Wirtschaftskrise und Massenar- 
beitslosigkeit und den damit verbundenen schlechten Erwerbschancen von Frauen - eine 
Hinwendung zu einer mehr familiengebundenen Sicherungsform, der Teilhaberrente (vgl. 
Koeppinghoff 1982, S. 91 ff.). 
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2.2 Konstruktionsprinzipien 


Dieses inzwischen von fast allen gesellschaftlichen Gruppen favorisierte Modell nimmt ei- 
ne Mittlerstellung ein zwischen einer am Leitbild der emanzipierten, möglichst erwerbstä- 
tigen Frau orientierten Konzeption eigenständiger Alterssicherung, die auf abgeleitete An- 
sprüche verzichtet und der von konservativen Leitbildern geprägten gegenwärtigen abgelei- 
teten Sicherungsform (vgl. Standfest 1979, S. 10). Bei diesem Modell bleibt es zu Lebzeiten 
beider Ehepartner beim geltenden Rentenrecht. Erst im Hinterbliebenenfall werden beide 
Rentenansprüche zu einer Gesamtversorgung zusammengefaßt, aus der sich dann die Wit- 
wen- oder Witwerrente berechnet. Diese Hinterbliebenenrente wird grundsätzlich erst 
dann fällig, wenn die Witwe oder der Witwer selbst die Altersgrenze erreichen. Um Härte- 
fälle bei jüngeren Witwen zu vermeiden, soll jedoch auch dann eine Rente gezahlt werden, 
wenn Kinder erzogen werden oder ein bestimmtes Mindestalter - zumeist 45 Jahre - er- 
reicht ist (vgl. Sachverständigenkommission 1979a, S. 34 f.). Eigene und abgeleitete Renten- 
ansprüche sind in der Teilhaberrente zusammengefaßt, Rentenkumulationen entfallen. 
Das Teilhabemodell verzichtet weitgehend darauf, die Höhe des der Teilhaberrente zu- 
grundeliegenden Familienrentenanspruches zu beeinflussen. Lediglich eine rentenrechtli- 
che Berücksichtigung von Pflege- und Erziehungszeiten verspricht eine Erhöhung der indi- 
viduellen Rentenansprüche der Frau. Mit dieser Regelung sollen für Frauen, die wegen 
Kindererziehung oder Pflege älterer Menschen ihre Erwerbstätigkeit unterbrechen, Versi- 
cherungslücken geschlossen. werden. Dem überlebenden Ehepartner stehen 70, evtl. sogar 
nur 65 v.H. der von beiden vor und während der Ehe erworbenen Rentenansprüche zu. 
Die eigene Rente soll nach Meinung fast aller gesellschaftlichen Gruppen zu 100% garan- 
tiert werden. Hat der Mann z.B. Rentenansprüche in Höhe von 1100 DM und die Frau in 
Höhe von 400 DM erworben (dies entspricht in etwa den durchschnittlichen Versicherten- 
renten in der ARV), würde die Hinterbliebenenrente der Frau 70% von 1500 DM, d.h. 
1050 DM betragen, der Mann dagegen hätte dank der Garantieklausel eine Rente von 1100 
DM. 

Es handelt sich hier um ein Kompromißmodell, das die abgeleitete Sicherung der Frau 
weitgehend beibehält. Frauen und Männer haben im Hinterbliebenenfall nach wie vor un- 
terschiedliche Rentenansprüche, denn wegen der unterschiedlichen geschlechtsspezifischen 
Erwerbsbiographie ist die Garantieklausel für eigene Rentenansprüche ein einseitiger Be- 
sitzstandsschutz für Männer. Rentenkürzungen sind demnach für Witwer ausgeschlossen, 
während erwerbstätige Ehefrauen darüber hinaus - wegen des Wegfalls der Kumulation ei- 
gener und abgeleiteter Ansprüche - mit Kürzungen zu rechnen haben, sobald ihr eigener 
Rentenanspruch mehr als ein Drittel der Rente ihres Mannes beträgt. 


Wie aus Tabelle 4 ersichtlich, ist nämlich die Teilhaberente niedriger als die Summe aus ei- 
genen und abgeleiteten Ansprüchen nach geltendem Recht. Bei einem gekürzten Teilhabe- 
satz von 65 statt 70 v.H. würde sich die materielle Lebenslage der Witwe bereits verschlech- 
tern, sobald sie selbst mehr als ein Sechstel der Rentenansprüche ihres Mannes erworben 
hat. So entscheidet die Relation der Rentenansprüche der Ehepartner über Gewinner und 
Verlierer der Reform (vgl. Koeppinghoff 1982, S. 139 ff.). 
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Tab. 4 Hinterbliebenenrenten nach dem Reformmodell und nach geltendem Recht 


Rentenanwartschaften Hinterbliebenenrenten 
Reformmodell geltendes Recht 
70% 65% 

Verhältnis Mann Frau Mann Frau Mann Frau Mann Frau 
v.H. DM DM DM DM DM DM DM DM 
0% 1000 / 1000 700 1000 650 1000 600 
15% 1000 150 1000 805 1000 747,5 1000 750 
33,3% 1000 333 1000 933 1000 866 1000 933 
50% 1000 500 1050 1050 1000 975 1000 1100 
70% 1000 700 1190 1190 1105 1105 1000 1300 
100% 1000 11000 1400 1400 1300 1300 1000 1600 


Quelle: eigene Berechnung 


2.3 Gewinner und Verlierer der Reform 


Mit diesem Reformmodell wird die Unterversorgung der Frau im Alter nicht beseitigt. Da 
die Teilhaberente frühestens für Versicherungsfälle ab 1985 gilt, werden die aktuellen Pro- 
bleme der Armut im Alter nicht berührt. Ob zukünftiger Armut vorgebeugt werden kann, 
erscheint zweifelhaft. Zwar bedeutet die 70-Prozent-Variante des Teilhabemodells zu- 
nächst eine Verbesserung der materiellen Situation von Hausfrauen im Alter, doch gleich- 
zeitig werden gerade die Kumulationen von eigenen und abgeleiteten Rentenansprüchen, 
die gegenwärtig bei älteren Frauen das Armutsrisiko etwas mindern, abgebaut. So bleiben 
Begünstigungen und Belastungen unbefriedigend, da durch den Abbau der Kumulation ne- 
ben gut verdienenden langjährig erwerbstätigen Frauen mit hohen eigenen Rentenansprü- 
chen auch die Witwen von weniger verdienenden Männern von Leistungseinschränkungen 


bedroht sind. 


Tab. 5 Auswirkungen der Teilhaberente 


Rentenansprüche in DM 


Geltendes Recht 
Gesamt- 
Teilhaberente Versicherten- versorgung 

Männer Frauen 70% Witwenrente rente Witwen 
400 400 560 240 400 640 
800 400 840 560 400 960 
1200 400 1120 : 720 400 1120 
1600 400 1400 960 400 1360 
2000 400 1680 1200 400 1600 


Quelle: eigene Berechnungen 
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Je niedriger die Rentenansprüche des Mannes sind, umso eher ist - bei gegebenen eigenen 
Rentenansprüchen der Frau - die Teilhaberente niedriger als die Gesamtversorgung der 
Witwe nach geltendem Recht (vgl. Tab. 5). 

An den Ursachen der geringen Renten von Frauen - dem geringeren Verdienst und dem 
unstetigen Erwerbsverhalten - setzt das Reformmodell nicht an, der Ausbau eines eigenstän- 
digen Sicherungsanspruchs der Frau wird vernachlässigt, zusätzliche Rentenansprüche ent- 
stehen zicht. Die geringere Entlohnung von Frauen, ihre Diskriminierung im Berufsleben - 
- die ja die Hauptursache der niedrigen Renten ist - wird durch das Reformmodell der Teil- 
haberente weiterhin fortgeschrieben. Ein Härteausgleich für Lohndiskriminierung wird 
gar nicht mehr in Betracht gezogen. 

Stattdessen: Reduktion der Leistungen für die Frauen, deren eigene Ansprüche in Relation 
zu denen des Mannes hoch sind, weil sie kontinuierlich und qualifiziert erwerbstätig waren 
oder weil ihr Mann nur besonders niedrige Rentenansprüche besaß. Durch die Reform fän- 
de lediglich in dem Sinne eine Strukturverschiebung statt, daß die abgeleiteten Ansprüche 
der Witwen weiter aufgewertet (von 60 auf 70%), während eigene Ansprüche aus Erwerbs- 
tätigkeit abgewertet würden. Die Subventionierung der Hausfrauenehe in der gegenwärti- 
gen Hinterbliebenenversorgung bleibt damit weitgehend bestehen. Nichtberufstätige Ehe- 
frauen ohne oder nur mit geringen eigenen Rentenansprüchen profitieren von der Auf- 
stockung der Witwenrente; Witwer kontinuierlich erwerbstätiger Frauen erhalten zusätzli- 
che abgeleitete Rentenansprüche, alleinverdienende Ehemänner werden im Hinterbliebe- 
nenfall durch die Garantieklausel vor einer Versorgungskürzung geschützt. Wenn - wie ge- 
fordert - die Reform kostenneutral bleiben soll, also keine zusätzlichen Finanzierungs- 
quellen erschlossen werden, gehen alle Verbesserungen vollständig zu Lasten erwerbstäti- 
ger Frauen, die als Witwen eine Kürzung ihrer Versorgung hinnehmen müssen, sobald sie 
mehr als geringfügige eigene Ansprüche haben. 

Bevorzugt werden nach wie vor Haushalte mit nicht erwerbstätigen Ehefrauen, und zwar 
umso mehr, je höher das Einkommen ist. Wegen der schichtspezifischen Erwerbsbeteili- 
gung verheirateter Frauen wirkt diese auch in der Teilhaberente angelegte Subventionie- 
rung der Hausfrauenehe als Umverteilung von unten nach oben, weil Hausfrauenehen 
überdurchschnittlich im oberen Einkommensbereich vorkommen (vgl. Tab. 3), weil die 
Frau absolut umso mehr eigene Rentenansprüche erwerben darf, je höher die Rentenan- 
sprüche des Mannes sind, je mehr er verdient (vgl. Tab. 5). 


2.4 Arbeitsmarkt oder Familie - Leitbilder der Reform 


Das Reformmodell entspricht insgesamt der gegenwärtigen Arbeitsmarktsituation, da es 
die Familienfixierung der Frau unterstreicht und den Rückzug verheirateter Frauen vom 
Arbeitsmarkt begünstigt. Das Modell zielt nicht auf eine Gleichstellung von Mann und 
Frau hinsichtlich des Stellenwerts ihrer Erwerbstätigkeit ab, sondern auf eine Gleichstel- 
lung der Hausfrau mit der erwerbstätigen Frau hinsichtlich der Eigenständigkeit ihrer Al- 
tersversorgung. Indem die abgeleitete Sicherung und damit die Hausfrauenrolle aufgewer- 
tet wird, verliert die eigenständige Sicherung der berufstätigen Frau an Bedeutung bei der 
Rentenbemessung. Die faktisch zunehmende Erwerbstätigkeit verheirateter Frauen wird 
nur insoweit systematischer in das Leistungsrecht integriert, als sie nun nicht mehr zu Ren- 
tenkumulationen führen kann. 
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Die Teilhaberente ist ein familienbezogenes Sicherungssystem, in dem die Frau mit der 
Eheschließung als mitversorgt gilt. Während Ledige erwerbstätig sein müssen, um einen 
Altersrentenanspruch aufzubauen, erhält auch der nichterwerbstätige Ehepartner - solange 
nur der andere sozialversichert ist - einen abgeleiteten Hinterbliebenenrentenanspruch, der 
dann als eigenständig gilt. Damit unterstreicht das Teilhabemodell die Zuständigkeit des 
Ehemannes für das Erwerbsleben als Hauptverdiener und die der Frau für den Reproduk- 
tionsbereich, allenfalls als Dazuverdienerin. Angesichts der Arbeitsmarktlage fördert das 
Modell damit indirekt den Rückzug der Frau in den Familienverband. 

Diese geschlechtsspezifische Asymmetrie der Teilhaberente wird auch in Detailregelungen 
deutlich, da die scheinbar geschlechtsneutral formulierten Regelungen in ihren konkreten 
Auswirkungen auf die traditionelle Arbeitsteilung zwischen Mann und Frau zugeschnitten 
sind: Während der Mann unter 65 Jahren im Hinterbliebenenfall weiterarbeiten soll, zielen 
die sogenannten besonderen Versicherungsfälle auf eine Absicherung der Hausfrau mittle- 
ren Alters (vgl. Koeppinghoff 1982, $. 154 ff.). Nach der gegenwärtig favorisierten Modell- 
variante soll die volle Teilhaberente in Höhe von ca. 70 v.H. der Gesamtversorgung erst 
dann gezahlt werden, wenn der Hinterbliebene selbst die Altersgrenze erreicht. Bei den 
sonstigen Versicherungsfällen, d.h. der Rente wegen. vorgerückten Alters oder der Rente 
wegen Kindererziehung ist dagegen nur - wie bei der derzeitigen Witwenrente - eine aus 
den Rentenansprüchen des Verstorbenen abgeleitete Rente vorgesehen. Damit werden re- 
gelmäßig unterschiedliche Rentenzahlungen fällig, je nach dem, ob der Mann oder die Frau 
zuerst stirbt. Stirbt die Frau, kann der kinderreiche Witwer aus den Anwartschaften seiner 
verstorbenen Frau - der ja während der Kindererziehung eine Erwerbstätigkeit erspart blei- 
ben soll - kaum eine ausreichende Rente ableiten, um sich ganz der Erziehung seiner Kin- 
der widmen zu können. Stirbt dagegen der Mann zuerst, soll Kindererziehung Grund ge- 
nug für die Frau sein, nicht erwerbstätig zu sein, da ihr eine höhere, vom Mann abgeleitete 
Rente zugesichert werden soll. Zumindest von der Konzeption her soll sie nicht mehr auf 
den Arbeitsmarkt verwiesen werden. Die Erziehungstätigkeit gilt also nach wie vor nur für 
die verheiratete Frau als Lebensaufgabe. In ähnlicher Manier ist die Rente wegen vorge- 
rückten Alters auf die Situation der nicht erwerbstätigen, nun allerdings kinderlosen Wit- 
we mittleren Lebensalters zugeschnitten. Offen bleibt damit die Frage: Ist eine 45-jährige 
Witwe nun hinterblieben oder arbeitslos? 


3. Vom Jahrhundertwerk zur Reformruine? 


3.1 1982: Realisierungsprobleme der Reform und zunehmende Ideologisierung 


Das Reformmodell der Teilhaberente unterstreicht faktisch die Zuständigkeit des Mannes 
für das Erwerbsleben und die der Frau für den Reproduktionsbereich Familie - gestützt 
von: 

»1. der Arbeitsmarktlage, die einer zunehmenden Integration verheirateter Frauen ins Er- 
werbsleben entgegensteht; 

2. der demographischen Entwicklung, aus der konservative Sozialpolitiker die Notwendig- 
keit einer Berücksichtigung des Generationenvertrages im Rentenrecht ableiten, die auf ei- 
ne stärkere Familienfixierung der Frau hinausläuft sowie 
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3. den allgemeinen Finanzierungsproblemen der Sozialpolitik, die den Ausbau gesellschaft- 
licher Einrichtungen zur Entlastung der Frau von Reproduktionsaufgaben zurückstellen.« 
(Koeppinghoff 1982, $. 166). i 

So haben bereits die Bonner Haushaltsbeschlüsse zur Etatsanierung, die Operation 83, die 
zunehmende Arbeitslosigkeit und die niedrigen Lohnzuwächse die Rentenversicherung in 
Zahlungsschwierigkeiten gebracht und die Politiker zur Rücknahme von Reformverspre- 
chen gezwungen. In Punkto Rentenreform wird denn auch von SPD und FDP bereits Ter- 
minaufschub signalisiert. Nicht zum 1.1.1985, sondern erst 2 Jahre später rechnen sie mit 
der Reform (vgl. FR vom 10.7.1982). An die Realisierung des versprochenen Babyjahres 
glaubt mittlerweile niemand mehr. 

Angesichts der Arbeitsmarktlage spräche zwar vieles für eine Kufrerrüng von Hausarbeit 
und Mutterschaft über eine großzüge Anerkennung von Erziehungszeiten. Vor dem Hin- 
tergrund der Finanzierungsprobleme der öffentlichen Hand wird aber gegenwärtig Kosten- 
neutralität zum obersten Gebot der Rentenreform. 

Diesem Dilemma begegnet die Teilhaberente, indem sie zwar die Alterssicherung nichter- 
werbstätiger Frauen geringfügig verbessert - ohne allerdings wirksam den Versuch zu un- 
ternehmen, über Babyjahre Versicherungslücken zu schließen - zugleich aber Abstriche 
an der Alterssicherung erwerbstätiger Frauen vornimmt. Hinzu treten moralische Appelle, 
für die langfristige Stabilität des Generationenvertrages - sprich Nachkommenschaft - zu 
sorgen und den Arbeitsmarkt nicht durch Doppelverdienertum zu belasten. 

Bei langfristig knapper werdenden Beschäftigungsmöglichkeiten sollen über die Aufwer- 
tung der traditionellen Hausfrauenrolle Arbeitsmarktprobleme gelöst werden - auf Kosten 
der Frauen. Denn für weibliche Arbeitskräfte sind »nach kulturellen und politisch institu- 
tionellen Regeln ... arbeitsmarktexterne Alternativrollen als Möglichkeiten vorgesehen ... « 
(Offe/Hinrichs 1977, $. 34). Sie werden vornehmlich in instabilen Arbeitsmarktsegmenten 
eingesetzt und stellen aufgrund geringen Widerstandspotentials ein Konjlinkturpolster dar 
(vgl. Ruby 1980, $. 129). 

Hand in Hand damit gehen konservative frauen- und familienpolitische Programme, wie 
etwa die der CDU, nach denen die Frau an Heim und Herd gehöre, wo sie aufgrund ihrer 
natürlichen Fähigkeiten mit den daraus resultierenden natürlichen Aufgaben unmittelbar 
der Familie diene. Unter den Stichworten »Rang 1: Familie« und »Die Mutter als Leitfigur« 
formulierte Norbert Blüm, CDU-Sozialpolitiker: »Wo finden sich in dieser alten Gesell- 
schaft die Vorzüge des Amateurs und seiner Eigenarbeit am besten aufbewahrt, und wer 
könnte so der Vorläufer einer neuen Orientierung für die nächstfolgende Zeit werden? Ich 
meine: Die Mutter. Sie ist das Aschenputtel der Moderne. Aber, vielleicht wie im Märchen, 
die wirklich Erwählte einer neuen Zeit.« (Blüm 1981). 

Kein Märchen ist: Da die Stellung der Frau in der Familie auch davon abhängt, welche Auf- 
gaben gesellschaftlich gelöst werden und welche der Familie bzw. Frau und Mutter zuge- 
wiesen werden, verbinden sich mit einer Aufwertung der Hausfrauenrolle und Mutterfigur 
durch das Rentenrecht rückschrittliche Familienkonzepte auch mit der Tendenz, soziale 
Dienste zu privatisieren (vgl. Göttgens 1981, $. 169). So verspricht sich zum Beispiel das In- 
stitut der Deutschen Wirtschaft von einer Anerkennung von Pflege- und Erziehungszeiten 
bei der Rentenberechnung eine »Entspannung der Investitionen im staatlichen Erziehungs- 
und Pflegebereich« (Kollenberg 1978, $. 61). 

Zwar würde eine Anerkennung von Pflege- und Erziehungszeiten durchaus die Alterssi- 
cherung der Frau verbessern, zugleich besteht dabei aber die Gefahr, die Frauen, die trotz 
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Kindererziehung und Pflege von Angehörigen noch erwerbstätig sind (sein müssen), relativ 
zu benachteiligen und die private Zuständigkeit von Frauen für diese Tätigkeit festzu- 
schreiben. 

: Ursache und Voraussetzung für den Erfolg einer solchen familienpolitischen Offensive, die 
der Frau die Rolle als Hausfrau und Mutter zuschreibt, ist die allgemein zunehmende Ar- 
beitslosigkeit, von der Frauen überdurchschnittlich betroffen sind. Arbeitslosigkeit und 
zunehmende Reproduktionsorientierung der Frauen verschlechtern dann kumulativ die 
Voraussetzungen, eine eigenständige ausreichende Altersversorgung aufzubauen. 


3.2 Perspektiven der Rumpfreform 


Die Rentenreform, so wie sie jetzt aussieht, fördert also nicht die Entstehung bedarfsange- 
messener origindrer Versicherungsansprüche, sondern beschränkt sich, ausgehend von gege- 
benen Beitragszahlungen, auf den Ausbau der Hinterbliebenensicherung. Die grundsätzli- 
chen Probleme des derzeitigen Rentensystems bleiben damit bestehen, und so ist die 84er 
Reform eine in die vorhandene Struktur eingebundene Novellierung statt eine umfassende 
strukturelle Reform. 

Die Neuregelung wird allein von den erwerbstätigen Ehefrauen finanziert, die über eine 
Kürzung ihrer Versorung im Hinterbliebenenfall sowohl für die erhöhten Witwenrenten 
für Hausfrauen als auch für die erhöhte Versorgung von Witwern aus Zweiverdienerehen 
aufkommen. 

Damit liegen die Defizite dieser Reformruine in der ausgeprägten Abwertung der Frauener- 
werbstätigkeit und den damit verbundenen möglichen Leistungseinschränkungen, ohne 
daß diese etwa durch eine Anerkennung von Erziehungszeiten kompensiert würden. Was 
bleibt, ist eine Subventionierung der Hausfrauenehe, aus der sich zusätzliche verteilungspo- 
litische Verschlechterungen ergeben. Dabei haben Männer bzw. Witwer nichts zu befürch- 
ten, sie sind durch die Garantieklausel geschützt und erhalten sogar zusätzliche Rentenan- 
sprüche, wenn ihre Frau langjährig und qualifiziert erwerbstätig war. Zwar ist die teilweise 
materielle Verbesserung in der Alterssicherung der »Nur«-Hausfrau zu begrüßen, doch ıst 
die insgesamt übbriggebliebene beabsichtigte Rentenreform 1984 ein gesellschaftspoliti- 
scher Rückschritt gegenüber den bisherigen Reformansätzen. Die Folgewirkungen der 
wirtschaftlichen Krisenentwicklung werden nur defensiv in das Versorgungsmodell einbe- 
zogen. Ein offensives Reformkonzept hätte dagegen die Erwerbstätigkeit der Frau zum 
Ausgangspunkt der Sicherung zu nehmen und Arbeitsmarktprobleme auch als solche aus- 
zuweisen. 

Da als Ursache zu kleiner Renten die geringen Verdienste von Frauen am stärksten zu Bu- 
che schlagen, haben kompensatorische Maßnahmen nicht nur bei Versicherungslücken an- 
zusetzen (wie dem allerdings wieder gestrichenen Babyjahr oder einer eigenen Hausfrauen- 
rente), sondern vor allem bei der geringen Entlohnung von Frauenerwerbstätigkeit. Eine 
grundlegende Verbesserung der Alterssicherung der Frau erfordert daher: 

Gleiche Qualifikation und Berufsausbildung, gleiche qualifizierte Tätigkeiten und Ein- 
stellungschancen, gleiche Stundenlöhne und Gehälter, gleiche Aufstiegschancen und Aner- 
kennung von Kindererziehung im Rentenrecht bei gleichzeitigem Ausbau gesellschaftli- 
cher Erziehungseinrichtungen. 
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Hedwig Rudolph 
»Neue Arbeitszeitpolitik« - schlechte Zeiten für Frauen 


»Niemand schien zu merken, daß er, indem er 
Zeit sparte, in Wirklichkeit etwas ganz anderes 
sparte. ... Aber Zeit ist Leben. Und das Leben 
wohnt im Herzen. Und je mehr die Menschen dar- 
an sparten, desto weniger hatten sie.« 

(M. Ende »Momo«, 72) 


Das Problemfeld »Frauenarbeit« hat in der wissenschaftlichen und politischen Diskussion 

inzwischen eine gewisse Tradition. Zur Klärung von Konzepten und zur Analyse von Be- 

dingungsfaktoren trugen nicht unwesentlich Impulse aus der Neuen Frauenbewegung bei. 

Sie beleuchtete die Hausarbeit als »Arbeit« von Frauen, die das sog. weibliche Arbeitsver- 

mögen zugleich formt und einfordert (Ostner 1978). Daß Frauen für Hausarbeit primär zu- 

ständig sind, prägt ihre Zeitstrukturen sowohl im Tageslauf als auch im Lebenszyklus. An 
eben diesen Sachverhalt knüpft das wesentliche Diskriminierungsmoment der Frauener- 
werbsarbeit an, die Segmentation der Arbeitsmärkte (Beck-Gernsheim 1976). Weil Frauen 
nur begrenzt zeitlich verfügbar sind und - jedenfalls im statistischen Durchschnitt - die Be- 
rufstätigkeit aus Familiengründen unterbrechen, werden Frauen überwiegend den sog. se- 
kundären Arbeitsmärkten zugeordnet, In den schlechten Arbeitseinsatzbedingungen dieser 

Sektoren ist Fluktuation einkalkuliert. 

Daß eine Arbeitsmarktpolitik i im Interesse von Frauen bei der Segmentation des Arbeits- 

marktes ansetzen müßte, ist unbestritten und programmatisch auch akzeptiert. In der ak- 

tuellen wissenschaftlichen Diskussion um Möglichkeiten zur Wohlfahrtssteigerung trotz 
des krisenbedingt verengten Handlungsspielraums knüpfen sich große Hoffnungen an eine 

Neugestaltung der Arbeitszeit. Unter dem Begriff »Neue Arbeitszeitpolitik« werden unter- 

schiedliche Konzepte für veränderte Arbeitszeitstrukturen zusammengefaßt. Gemeinsam 

ist ihnen die Vorstellung, Dauer und Lage der Arbeitszeit weniger starr als bislang zu nor- 
mieren. Die besonderen Zeitmuster von Frauen werden in diesem Diskussionszusammen- 
hang ebenso häufig wie widersprüchlich thematisiert. 

Eine Auseinandersetzung mit Konzepten der sog. neuen Arbeitszeitpoitik legt unterschied- 

liche Überlegungen nahe: 

-  Arbeitszeitpolitik wird als Instrument zur Kontrolle des Arbeitsangebotes vermutlich 
von steigender Bedeutung sein in den kommenden Krisenjahren. Frauen stehen erfah- 
rungsgemäß in der Gefahr, in den nicht regulierten Grauzonen verschlissen zu werden. 

- »Neue Arbeitszeitpolitik« könnte einen Ausgangspunkt bilden für veränderte Strate- 
gien der Lohnabhängigen im Verteilungskampf und zwar bezüglich der Forderungskri- 
terien, der Verfahren wie auch der Händlungsebenen; dabei müssen Frauen ihre Inter- 
essen auch gegen das »Arbeitnehmerpatriarchat« in den Gewerkschaften durchsetzen. 

- Unternehmerseitige Argumente für eine »Neue Arbeitszeitpolitik« »benutzen« die Si- 
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tuation erwerbstätiger Frauen; in der praktischen Handhabung könnte das Ergebnis je- 
doch eine weitere Marginalisierung von Frauen am Arbeitsmarkt bedeuten. 

Entsprechend werden sich meine Ausführungen auf vier Fragen aus dem Problemfeld der ° 

Arbeitszeitpolitik konzentrieren: 

- Wie fügt sich die »Neue Arbeitszeitpolitik« in die iberkommenen Strukturen des patriar- 
chalen Sozialstaats? 

- Was erklärt die »Zurückhaltung« der Gewerkschaften in der Arbeitszeitfrage? 

- Wie wurde die zeitliche Vereinbarkeit von Familie und Beruf von Frauen bislang »ge- 
löst« - und mit welchen Kosten? 

- Unter welchen Voraussetzungen könnten sich Frauen im Rahmen »neuer Arbeitszeit- 
politik« bessere Lebensgewinnungschancen erschließen? 


1. Kontinuität im Wandel: die patriarchalen Strukturen des Sozialstaats 


Das »herrschende« Verständnis von Sozialpolitik lokalisiert sie an der Konfliktlinie zwi- 
schen Kapital und Arbeit: sie soll besonderen Gefährdungen der Arbeitskräfte vorbeugen 
bzw. ihre Folgen ausgleichen und gleichzeitig Voraussetzungen für die gesellschaftliche 
Durchsetzung und Absicherung von Lohnarbeit schaffen (Littek u.a. 1982). Die Risikola- 
sten sollen auf die Gesamtheit der (potentiell) Betroffenen verteilt werden (Neumann und 
Schaper 1982); nicht beabsichtigt ist dagegen ein völliges Außerkraftsetzen des »Marktes«: 
»Der Nachrang der Sozialpolitik im Konfliktfall ist ordnungspolitisch vorentschiederi« 
(ebenda, 23). Der Wandel von Institutionen und Leistungen des Sozialstaats markiert da- 
nach die Verschiebung von Konsensfeldern zwischen Kapital und Arbeit. So bedeutete bei- 
spielsweise die Einführung von Lohnersatzleistungen und die gesetzliche Absicherung der 
Aktionsräume der Tarifpartner eine (potentielle) Verschiebung der Machtverhältnisse: die 
Lohnabhängigen können (begrenzt) warten, stehen nicht unter bedingungslosem Zustim- 
mungszwang. Andererseits liegt die Funktionsfähigkeit des Arbeitsmarktes auch im Inter- 
esse der Arbeitskraftnachfrager, und diese ist nur gewährleistet, »wenn bestimmte Elemente 
des Marktes, unter ihnen vor allem die Arbeitszeit, jenseits bestimmter Grenzen dem 
Tauschprozeß entzogen und außerökonomisch - institutionell fixiert werden« (Deutsch- 
mann 1982, 41). Die Verkürzung der Arbeitszeit und die Normierung des Arbeitstages ent- 
sprachen zwar den Interessen der Lohnabhängigen, ihre politische Durchsetzbarkeit ver- 
dankten sie jedoch »Gemeinwohlüberlegungen« (Schutz der volkswirtschaftlichen Arbeits- 
kraft, Wehrfähigkeit) wie auch der Abwehr von Grenzbetrieben, die sich durch Überaus- 
beutung der Arbeitskräfte am Markt zu halten versuchten (Mückenberger 1982). 

Die patriarchale Struktur des Sozialstaats läßt sich insbesondere bei Sonderregelungen zum 
Schutz der weiblichen Arbeitskräfte aufzeigen. Zwei Beispiele solcher »Schutzgesetze«, die 
sich auf die Arbeitszeit beziehen, machen deutlich, daß es dabei weniger um die Sicherung 
weiblicher Arbeitskraft ging als um den Ausschluß von Frauen aus bestimmten Beschäfti- 
gungsbereichen bzw. aus dem Arbeitsmarkt überhaupt: das Verbot der Nachtarbeit für Ar- 
‚ beiterinnen (nicht dagegen von Angestellten und Beamtinnen!) und der Mutterschaftsur- 
laub bzw. sein Ausbau (und nicht die Einführung eines Elternurlaubs). Sozialpolitik er- 
weist sich hier als materielle Basis des Patriarchats, d.h. sozialer Beziehungen zwischen 
Männern, die - ungeachtet interner Hierarchien - Zusammenhalt und Solidarität unter ih- 
nen schaffen und die Unterdrückung von Frauen ermöglichen (Hartmann 1976). 
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Besondere Bedeutung für die Durchsetzung patriarchaler Interessen kommt der Familien- 
politik zu. Sie erwies sich bislang als vielfältig funktionalisierbar, insbesondere auch dazu, 
Arbeitsmarktkonjunkturen in ihren Auswirkungen auf die Familie abzufedern. Die daraus 
abgeleiteten »Konjunkturen der Sozialpolitik« sollen weibliche Arbeitskräfte im jeweils er- 
forderlichen Umfang für den Arbeitsmarkt »freistellen«, gleichzeitig aber gewährleisten, 
daß die Integration von Frauen in Lohnarbeit reversibel bleibt (Jurczyk 1977). 

Die Existenz der Familienpolitik enthebt offenbar die Arbeitsmarktpolitik von einer be- 
sonderen Berücksichtigung der Belange erwerbstätiger Frauen. Obwohl Frauen als Ziel- 
gruppe im Arbeitsförderungsgesetz ($2 AFG vom eigens angeführt sind, gibt es 
kaum spezielle Förderungsprogramme. 

Die Arbeitsmarktpolitik orientiert sich unbeirrt am Leitbild des männlichen, vollzeiter- 
werbstätigen, alleinverdienenden Familienvorstandes (Yeandle 1982; Alf 1982). Die Tatsa- 
che, daß nur Arbeitsverhältnisse ab einer bestimmten Wochenstundenzahl und oberhalb 
einer monatlichen Verdienstgrenze sozialversicherungspflichtig sind, ist nachgerade eine 
Aufforderung zum Unterlaufen. In dieser ungesicherten Grauzone des Arbeitsmarktes, de- 
ren Umfang nicht einmal statistisch erfaßbar ist, arbeiten fast ausnahmslos Frauen! 
Auch die Handhabung und Interpretation des Arbeitsförderungsgesetzes erfolgt zuungun- 
sten der Frauen. Maßnahmen zur Erleichterung der Wiedereingliederung in den Arbeits- 
markt werden ihnen seltener angeboten als Männern (BMJFG 1980). Die »Verfügbarkeit« 
für die Arbeitsvermittlung, als Voraussetzung für die Inanspruchnahme von Leistungen 
der Arbeitsverwaltung ($100 AFG) wird für Frauen anders definiert und schärfer kontrol- 
liert als für Männer (Weitzel 1982): Mütter, nicht aber Väter müssen nachweisen, daß die 
Kinderbetreuung befriedigend und kontinuierlich gelöst ist. 


2. Das »Arbeitnehmerpatriarchat« an der Seite der Frauenbewegung? 


Können die Frauen auf die Gewerkschaften als »Korrekturfaktor« rechnen, zumal jene als 
Tarifpartner die Arbeitsbedingungen mitgestalten? Insgesamt auffällig ist die Zurückhal- 
tung der Gewerkschaften in der wissenschaftlichen und politischen Diskussion um eine 
»neue« Arbeitszeitpolitik. Jahrzehntelang haben sie sich auf die rechtliche Durchsetzung 
und praktische Einhaltung des Achtstundentages konzentriert und dem Management das 
Feld der intensiven Gestaltung des Arbeitstages und des Arbeitsprozesses überlassen 
(Deutschmann 1982). Nun, da die Unternehmen unter dem Etikett »Neue Arbeitszeitpoli- 
tik« einen noch präziseren Zugriff auf die Verausgabung von Arbeitskraft vorbereiten, grei- 
fen die Gewerkschaften auf überkommene, wenn auch nicht bewährte Reaktionsmuster 
zurück: sie verweigern Verhandlungen. 

Was die arbeitszeitpolitischen Konzepte der Gewerkschaften anbetrifft, so orientieren sie 
sich am männlichen Facharbeiter - wie der tarifpolitische Forderungskatalog überhaupt. 
Ihre organisationsinternen Positionen ermöglichen es den Männern auch in den Gewerk- 
schaften, die Frauen »auf die Plätze« zu verweisen (Hartmann 1976; Pinl 1977). Die Nor- 
mierung der Arbeitseinsatzbedingungen, nicht zuletzt auch von Dauer und Lage der Ar- 
beitszeit, versprach aus einer solchen Perspektive wirksamen, weil kontrollierbaren Schutz 
der Lohnabhängigen vor Ausbeutung. 

Daß nicht alle Erwerbsuchenden in der Lage sind, unter den Bedingungen eines »Normal- 
arbeitstages« zu arbeiten, war für die Gewerkschaften bislang kein hinreichendes Argu- 
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ment, sich auf Sondervereinbarungen einzulassen oder aber ihre Verhandlungsstrategie 
prinzipiell in Frage zu stellen (Strömsheim 1982). 

Die Fortschreibung der innerfamiliären Machtverhältnisse in den öffentlich-gesellschaftli- 
chen Bereich schien dies zu rechtfertigen: wenn es ohnehin überwiegend die Frauen sind; 
die ihr Erwerbsverhalten wechselnden materiellen Bedürfnissen und Lebenslagen der Fa- 
milie anpassen bzw. anzupassen haben (Rinderspacher 1981), »eignen« sie sich überwiegend 
nur für den weniger gesicherten, sekundären Arbeitsmarkt, ist ihre Marginalisierung als 
Lohnabhängige schon vorgebahnt. 

Das gebrochene Verhältnis der Gewerkschaften zu Frauen und der Frauen zu den Gewerk- 
schaften verspricht dem Management eine Minimierung von Konflikten, wenn die Arbeits- 
marktkrise vorzüglich auf dem Rücken der weiblichen Lohnabhängigen ausgetragen wird. 
Zudem können Frauen sowohl zu ihrer Subsistenzsicherung als auch zu ihrer gesellschaftli- 
chen Anerkennung auf ihre »Alternativrolle« in der Familie verwiesen werden (Peikert 
1972). Noch in der Krise 64/65 funktionierten die Frauen nach diesem Muster, ließen sich 
überwiegend in die sog. stille Reserve abdrängen. Die wachsende Zahl arbeitsloser und ins- 
besondere langfristig arbeitsloser Frauen in der aktuellen Krise markiert neben der Ver- 
schärfung der Situaiton auch einen Wandel im Verhalten der Frauen: ungeachtet ihrer Am- 
bivalenz gegenüber ihrer Lohnarbeit (Becker-Schmidt u.a. 1981) - bei Betrachtung der häu- 
fig genug miserablen Arbeitseinsatzbedingungen keineswegs überraschend - halten sie an 
ihrem Anspruch auf Partizipation an Erwerbsarbeit fest. Die Gewerkschaften sperren sich 
dagegen, die Reichweite dieser Veränderung wahrzunehmen und ihr organisatorisch und 
politisch Rechnung zu tragen. 


3. Vom aufhaltsamen Aufstieg der Frauen als Lohnarbeiterinnen 


Glaubt man den Argumenten der Befürworter einer »Neuen Arbeitszeitpolitik«, so wür- 
den insbesondere Frauen von den quantitativen und qualitativen Auswirkungen einer 
Neustrukturierung der Arbeitszeit profitieren: einerseits sei ihre hohe Arbeitslosenquote 
vor allem darauf zurückzuführen, daß ihr Erwerbsinteresse schneller wachse als die Auf- 
nahmefähigkeit des Arbeitsmarktes; andererseits dokumentiere ihre große Nachfrage 
nach Teilzeitarbeit, daß ein Bedarf an Alternativen zum »Normalarbeitstag« besteht. 
Allerdings läßt die steigende Erwerbsbeteiligung von (verheirateten) Frauen nicht um- 
standslos auf gewandelte Bedürfnisse schließen (Hinrichs und Wiesenthal 1982). Der Be- 
fund spiegelt auch und vielleicht sogar primär, daß sich die Rahmenbedingungen verändert 
haben; die Notwendigkeit zur eigenständigen Sicherung des Lebensunterhalts hat sich er- 
höht, seitdem Ehen nicht mehr als lebenslange Versorgungsinstitutionen funktionieren. 
Andererseits sind durch technisch-ökonomische Neuerungen mehr Arbeitsplätze auch für 
Frauen zugänglich. Ein Rückblick auf den historischen Prozeß der Einbeziehung von 
Frauen in Erwerbsarbeit verweist auf das Zusammenwirken beider Faktoren; ihr relatives 
Gewicht fiel je nach politisch-ökonomischer Periode und gesellschaftlicher Klasse unter- 
schiedlich aus. Weder was die Zahl noch was die Qualität der den Frauen zugänglichen Ar- 
beitsplätze anbetraf, kann von einer kontinuierlichen Entfaltung von Lebensgewinnung- 
schancen gesprochen werden. Die Mehrzahl der Frauen blieb stets auf wenige, noch dazu 
wenig attraktive Einsatzbereiche verwiesen; dabei waren die Arbeitsbedingungen für ver- 
heiratete Frauen jeweils noch ungünstiger als für ledige (Willms 1982). 
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Exkurs: 


Die Entwicklungslinien der Arbeitsmärkte und der familiären Bedingungen sind die wich- 
tigsten Einflußgrößen für weibliches Erwerbsverhalten. Nur wenn sie in ihrem Wechsel- 
spiel in die Analyse einbezogen werden, kann eine Annäherung an die Lebenswirklichkeit 
von lohnabhängigen Frauen gelingen. Demgegenüber zeichnen sich herkömmliche arbeits- 
soziologische Forschungen und die sich darauf »abstützenden« Politiken durch eine Asym- 
metrie aus: bei erwerbstätigen Frauen ist die Familie »das Problem«, bei Männern die Ar- 
beitsbedingungen selbst (Feldberg und Glenn 1979). Der Analyse von Frauenarbeit einer- 
seits und von Männerarbeit andererseits ein je unterschiedliches Paradigma zugrunde zu le- 
gen, schien durch Alltagserfahrung gerechtfertigt: »Frauenlohnarbeit« reagiert ungleich 
sensibler auf Veränderungen familialer Problemlagen als »Männerarbeit«. Nicht selten 
wird dieses Reaktionsmuster politisch »künstlich produziert«, nämlich durch gezielte Ver- 
änderungen familienbezogener Leistungen des Sozialstaats (wie oben angemerkt). Dieser 
Umstand verhindert jedoch nicht, daß dadurch gesellschaftliche Vorstellungen über weibli- 
che Normalbiographie stabilisiert werden. 


4, Zeit ist Geld: Teilzeitarbeit und flexible Arbeitszeiten 


Die randständige Stellung der Frauen am Arbeitsmarkt bildet sich statistisch darin ab, daß 
sie auf wenige Einsatzfelder zusammengedrängt sind und hier jeweils die untersten Ränge 
einnehmen. 

Diskriminierungsmomente auf der Ebene der Arbeitszeitstrukturen sind - wie oben ange- 
merkt - nicht einmal statistisch erfaßt: die übergroße Mehrheit der Teilzeitbeschäftigten 
sind Frauen, wobei dunkel ist, wieviele davon bereits von flexiblen Arbeitszeiten betroffen 
sind (Duran u.a. 1982). 

Die starke Verbreitung der Teilzeitarbeit seit Beginn der 60er Jahre nahm ihren Ausgangs- 
punkt als »Notlösung« der Betriebe; nachdem traditionelle Arbeitskräftegruppen nicht 
mehr verfügbar waren, sollten Hausfrauen gewonnen werden. Die Funktion von Teilzeit- 
arbeit wandelte sich mit den schwieriger werdenden Verwertungsbedingungen; sie diente 
zunehmend einer präziseren quantitativen und zeitlichen Abstimmung von Arbeitsange- 
bot und betrieblichem Arbeitsbedarf. Daß Teilzeitarbeit als betrieblicher Aktionsparame- 
ter eingesetzt wird, zeigt das ständig wachsende Ungleichgewicht zwischen der Zahl der an- - 
gebotenen und der nachgefragten Stellen (Weitzel 1982). Die Möglichkeiten für Frauen 
sind also begrenzt, über Teilzeitarbeit Familienaufgaben und Erwerbsarbeit zu vereinba- 
ren. Diese systemkonforme Lösung eines strukturellen Problems fordert i.d.R. Selbstaus- 
beutung als Preis; aber sie war realisierbar, weil der Planungshorizont kalkulierbar blieb. 
Die Verfügung über Zeit ist für Frauen nicht selten eine kritischere Größe als über Geld! 
Die Planbarkeit wird drastisch verkürzt durch die zunehmende Einführung flexibler Ar- 
beitszeitsysteme. Mit diesen Formen »Neuer Arbeitszeitpolitik« versucht das Management 
die Gunst des Anbietermarktes bei Teilzeitarbeit zu nutzen, um den betrieblichen Arbeits- 
einsatz weiter zu ökonomisieren (Bäcker und Seifert 1982). Mittels Flexibilisierung der Ar- 
beitszeit soll die Verausgabung der Arbeitskraft kontrolliert, d.h. eine Feinabstimmung der 
betrieblichen Nutzungszeit mit der bezahlten Arbeitszeit gewährleistet werden. Die über- 
kommene Logik des Verteilungskampfes in zeitgemäßem Gewand (Gabriel 1981)! 
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Über flexible Arbeitszeiten gleichzeitig eine »Wiedergewinnung der Zeitsouveränität« (Te- 
riet 1977) der Lohnabhängigen zu realisieren, erscheint zumindest nicht umstandslos mög- 
lich. Zu bedenken ist, daß damit das »Ende der marktförmigen Allokation von Arbeit ver- 
bunden wäre« (Olk u.a. 1979, 166), ein Einschnitt, der massiven Widerstand der Unterneh- 
merseite provozieren muß. 
Bezeichnenderweise werden derartige Vorstellungen auch nicht von Gewerkschaften ent- 
wickelt oder auch nur übernommen. Für sie ist jedes Rütteln am Normalarbeitstag Tabu. 
Problematisch erscheint ihnen insbesondere, daß 
- damit die zentrale Zielgröße »Vollbeschäftigung« nicht mehr eindeutig definierbar wä- 
re, 
- eine Arbeitszeitverkürzung ohne Lohnausgleich trotz Arbeitsintensivierung durchge- 
setzt würde, 
- das Konfliktpotential für eine Humanisierung des Arbeitslebens umgelenkt würde auf 
Interesse an mehr Freizeit, 
- die Forderung nach Mitbestimmung in der Unternehmenspolitik entschärft würde als 
Mitbestimmung über die Arbeitszeitlage. 
Diese gewichtigen Problemfelder, in denen sich zentrale Organisationsinteressen kristalli- 
sieren, überschatten »Nebenfragen« wie die nach den Konsequenzen für Frauenerwerbsar- 
beit. 
Die Gewerkschaften waren und sind »zurückhaltend«, über Modalitäten für die Regelung 
flexibler Arbeitszeiten zu verhandeln. Das hat - ähnlich wie bei der Teilzeitarbeit - nicht 
verhindert, daß naturwüchsig jeweils in Einzelverträgen eine Vielzahl flexibler Arbeitszeit- 
vereinbarungen getroffen wurde. Entsprechend gibt es höchstens zufällige Anhaltspunkte 
für die Existenz von Schnittmengen zwischen den Interessenfeldern der Betriebe und de- 
nen der Beschäftigten. Dunkel bleibt, unter welchen Bedingungen die Lohnabhängigen die 
in einer Flexibilisierung von Arbeitszeit AngelegreU Möglichkeiten zu ihren eigenen ma- 
chen könnten. 
Zur Praxis flexibler Arbeitszeiten liegen nur spärliche Befunde vor. Sie verweisen auf eine 
merkliche Verdichtung der Arbeit und auf eine kumulative Belastung außerberuflicher Le- 
bensbereiche durch die Flexibilisierung und Intensivierung (Duran u.a. 1982). Für die (bis- 
lang) hauptsächlich betroffenen Frauen erfordert dies, daß sie ihre Familienaufgaben anpas- 
sen, wenn sie nicht von diesen Arbeitsmärkten verdrängt werden wollen (Rudolph 1982). 
Arbeitszeiten sind bei Flexibilisierung nur über kürzere Perioden kalkulierbar und erhö- 
hen somit die Anforderungen an die Planungskompetenz der Frauen. Da flexible Arbeits- 
zeiten nicht unbedingt auch: die überkommene familiale Arbeitsteilung »flexibilisieren« 
(Yeandle 1982), ist eine ee des Leistungsvermögens der Frauen nahezu die 
Regel (Rinderspacher 1981). 
Auch an der starren Abschottung von »guten« und »schlechten« Teilarbeitsmärkten ändert 
die »Neue Arbeitszeitpolitik« nichts; vielmehr ist es eines der Kennzeichen sekundärer Ar- 
beitsmärkte, daß Betriebe hier mit Flexibilisierungsstrategien ansetzen (Olk u.a. 1979). 
Bei der betrieblichen Umsetzung der »Neuen Arbeitszeitpolitik« bleibt den Frauen nicht 
nur die Alternative sich anzupassen oder zu gehen. Aus dem wechselseitigen Zusammen- 
hang von betrieblichen und außerbetrieblichen Lebensbedingungen gestalten die Frauen 
spezifische Widerstandsformen. »Einerseits können sie aus ihrer Position als Erwerbstätige 
Zumutungen in der Familie abwehren; andererseits können sie sich im Hinblick auf ihre 
familialen Verpflichtungen im Betrieb gegen unzumutbare Anforderungen zur Wehr set- 
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zen« (Rudolph u.a. 1981). Solche Strategien sind als individuelle in ihrem Veränderungspo- 
tential notwendig begrenzt. 


5. Für eine Neuverteilung von Lohnarbeit und Hausarbeit 


Die Skizze der Entwicklung und des Standes der Frauenerwerbsarbeit stimmt nicht eupho- 
tisch. »Neue Arbeitszeitpolitik« als Instrument betrieblicher Rationalisierung bedroht ins- 
besondere Frauen mit weiterer Marginalisierung. Welche Anregungen vermittelt die bishe- 
rige Erfahrung zur Gestaltung der Zukunft? Die ökonomische Krise, nicht unerwartet be- 
gleitet von gesellschaftlich-politischen Verhärtungstendenzen, verbietet die schlichte Fort- 
schreibung des Überkommenen ohnehin. Andererseits ist aber auch der Konsensbereich 
für neue Konzepte und Problemlösungen stark eingeengt. 

- Ebenso notwendig wie kritisch erscheint die Erweiterung des Produktivitätsbegriffs als 
Maßstab wirtschaftlichen Handelns. Nur wenn darin berücksichtigt wird, daß gesell- 
schaftliche Arbeit neben Gütern und Dienstleistungen auch die Arbeits- und Lebensbe- 
dingungen produziert, bestehen Chancen zu einer angemessenen Verwendung und Be- 
wertung auch von weiblichen Arbeitskräften. 

- Betriebliche Arbeitszeitpolitik ist gleichgültig gegenüber biologischen Rhythmen, be- 
sonderen lebensgeschichtlichen Bedingungen, familialen Situationen. Eine Requalifizie- 
rung der Arbeitszeit setzt Beteiligung an der Kontrolle über die Arbeitsprozesse voraus 
(Zimmermann 1981). Daß dies nur oder doch: sehr viel wahrscheinlicher über normier- 
te Arbeitseinsatzbedingungen erreichbar sei, kennzeichnet die Position der Gewerk- 
schaften. Damit ist jedoch nicht hinreichend widerlegt, daß eine Kombination von kol- 
lektiven (Rahmen-)Regelungen mit einer Mobilisierung der Basis weniger erfolgverspre- 
chend wäre (Engfer 1982). Das Verhalten lohnabhängiger Frauen verweist darauf, daß 
Widerstandspotential gegen Verhaltens- und Erfahrungszumutungen am Arbeitsplatz 
mobilisierbar ist, wenn Alternativen außerhalb der Lohnarbeit bestehen (Vobruba 
1982). 

- Während Lebensmuster von erwerbstätigen Frauen bislang eher als die Abweichung 
von der Norm angesehen wurden, scheint ein Prozeß der Umorientierung in Gang ge- 
kommen zu sein. Weniger Lohnarbeit und mehr »Eigenarbeit« erscheint zunehmend 
auch für die Männer attraktiv. Aus der Sicht von Frauen ist dies insofern von Interesse, 
wie sich dabei eine Änderung der familialen Arbeitsteilung durchsetzt. Nur wenn sich 
in der Familie Wesentliches verändert, besteht Aussicht, die Arbeitsmarktsegregation 
als hartnäckiges Hindernis gegen eine Verbesserung der Situation von Frauen abzubau- 
en (Weitzel 1982). Da aber nicht nur das Kapital, sondern auch das Patriarchat davon 
profitiert (Hacker 1979), werden sich die Frauen schwertun auf der Suche nach Verbün- 
deten. 

- Zunehmend - auch dafür liefert die Analyse der Entwicklung von Arbeits- und Lebens- 
bedingungen von Frauen überzeugende Belege - müssen Veränderungsstrategien takti- 
sche Problemverschiebungen einkalkulieren. 

Grundlegende und strukturelle Veränderungen sind erforderlich, um den Frauen bessere 

Entfaltungschancen in Familie und Erwerbsarbeit zu ermöglichen. Flexibilisierung von 

Dauer und Lage der Arbeitszeit fördert nach bisheriger Praxis dieses Ziel nicht. Statt der er- 

hofften größeren Handlungsfreiräume sehen sie sich stärkeren Arbeitsbelastungen und en- 
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geren Planungshorizonten konfrontiert. Wie die Rote Königin von »Alice im Wunder- 
land« müssen sie immer schneller laufen, um an der gleichen Stelle zu bleiben. 
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Michael Krätke 
Zur Politischen Ökonomie des Wohlfahrtsstaates - und ihrer 
überfälligen Kritik 


»Sozialpolitik sichert die kapitalistische Produk- 
tionsgrundlage ..., indem sie der sozialen Forde- 
rung nachgibt; sie baut den Kapitalismus stück- 
weise ab und rettet dadurch seinen jeweils ver- 
bleibenden Rest ... Dies ist ihr konservativ-revo- 
Iutiondres Doppelwesen.« 

Eduard Heimann, 1929 


»The inability ... of capitalism to take measures 
against its own mistakes has the two vital effects 
of making all its preventive effort seem precipita- 
te and ungenerous ... and of stimulating its critics 
to realise how much more powerful was their case 
than they had imagined.« 

Harold Laski, 1933 


»Money which is spent on maintaining the health 
the vigour, the efficiency of mind and body in our 
workers is the best investment in the market.« 
Lloyd George, 1911 


».. alle Sozialpolitik selbst (ist) zum Widerspruch 
verurteilt, die nicht als Übergang zum Sozialis- 
mus aufgefaßt wird.« 

Max Adler 1927 


1. Ideologie und Ökonomie des Wohlfahrtsstaates 


Einen Wohlfahrtsstaat zu schaffen, der den inneren sozialen Krieg der Nationen auf immer 
beenden sollte, wurde im Verlauf des IL. Weltkrieges zum innenpolitischen Kriegsziel 
Nummer 1 der Allüerten. Die Idee eines Wohlfahrtsstaates, in dem Not, Krankheit, Un- 
wissenheit beseitigt und eine »soziale Demokratie« auf der Basis gleicher sozialer Grund- 
rechte für jedermann verwirklicht sein sollte, gehörte zum Pathos dieses Krieges und wur- 
de zum politischen Kampfbegriff der nichtkommunistischen Linken im Nachkriegseuro- ° 
pa. Dieser Kampf- und Wertbegriff stand und steht unter Ideologieverdacht. Ideologiever- 
dächtig war die Rede vom Wohltfahrtsstaat, weil dies neue Schlagwort der politischen Spra- 
che zusammen mit seinen zahlreichen, schmückenden Parallelausdrücken - wie »Social Ser- 
vice State«, »Social Security State«, »Full Employment State« usw. - ein epochemachendes 
Programm umschrieb, das die Legitimation des bürgerlichen »Rechtsstaates« auf eine neue, 
verbreiterte Basis stellen sollte (vgl. Kraemer 1966, 13f). Die intellektuelle Linke hat sich 
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denn auch mit Vorliebe auf die »Sozialstaatsideologie« gestürzt und versucht, ihren Ideolo- 
gieverdacht zu erhärten. Die vorwiegend als Ideologiekritik betriebene Sozialstaatskritik 
galt in erster Linie der Rhetorik sozialdemokratischer Propaganda, die sich der Rede vom 
»sozialen Staat« oder von der »sozialen Republik« schon fleißig bedient hatte, bevor noch in 
der offiziellen politischen Sprache der »westlichen Demokratien« der Ausdruck »Wohl- 
fahrtsstaat« eingebürgert worden war. Wenn auch die politische Absicht und der Adressat 
der Kritik der Sozialstaatsideologie(n) klar war, so bestand und besteht noch wenig Klar- 
heit über das Kritikobjekt. Näher besehen, ist es gar nicht so einfach, die herrschende So- 
zialstaatscheorie oder auch nur die maßgebende Sozialstaatstheorie der Sozialdemokratie 
aufzufinden. Selbst für England, wo seit 1909 auch akademisch institutionalisiert die Lehre 
von der Sozialverwaltung (social administration) unter dem beherrschenden Einfluß der 
Fabier entwickelt worden ist, wird noch heute von führenden Vertretern der fabianischen 
Schule das Fehlen einer maßgeblichen politischen Theorie des Wohlfahrtsstaates beklagt 
(S. Robson 1976, 82, 171). Kein Wunder, ist doch der englische Wohlfahrtsstaat auch nach 
dem Selbstverständnis seiner wichtigsten politischen Architekten nicht nach einem Plan, 
sondern als oft unterbrochene Folge pragmatischer Einzellösungen für spezifische soziale 
Probleme zustande gekommen (Bruce 1972, 13). Es gab natürlich »große« und »kleine« Lö- 
sungen, Sozialreformen, denen je nach der Problemlage ein unterschiedliches Gewicht zu- 
erkannt wurde. Als die Labour-Party 1945 an die Regierung kam, war es ihr erklärtes Ziel, 
Großbritannien in einen »Wohlfahrtsstaat« zu verwandeln. Dafür besaß sie ein Programm, 
das im wesentlichen den Vorschlägen entsprach, die die Bever idge- Kommission während 
des Krieges gemacht hatte. An ideologischem Marschgepäck hatte sie nicht mehr als die tra- 
ditionelle fabianische Überzeugung, daß sich für erkannte und ins öffentliche Bewußtsein 
gehobene soziale Probleme auch »vernünftige« Lösungen finden und mit Hilfe aller gutwil- 
ligen Leute, die mit »common sense« ausgestattet sind, auch installieren lassen müssen. Das 
Ausmaß der Verstaatlichung, Vereinheitlichung, positiv-rechtlichen Kodifizierung und 
Professionalisierung in solchen, künstlich geschaffenen »Sozialinstitutionen« wurde als De- 
tailfrage betrachtet, die nach Zweckmäßigkeitserwägungen zu entscheiden wäre. Wie La- 
bour mißverständlich erklärte, war keineswegs eine »Wochenendrevolution« geplant; La- 
bour-Politiker betonten unablässig die Kontinuität, die Bindung ihrer Sozialreformen an 
die sozialliberale Tradition der englischen Sozialpolitik (Heß 1981). Für die westdeutsche 
Linke, die sich in der Nachkriegszeit stark an dem englischen Vorbild orientierte, ergab 
sich daraus nicht mehr als eine Bestätigung ihrer alten Überzeugung, daß es möglich und 
sinnvoll sei, im Kapitalismus Normen »sozialer Gerechtigkeit« zu instutionalisieren, die 
sich in erster Linie zugunsten der Opfer des bürgerlichen Alltagslebens auswirken würden. 
Die speziell deutsch-ideologische Komponente davon war der Glaube, daß es der demokra- 
tisch verfaßte, bürgerliche Rechtsstaat sei, der der bürgerlichen Gesellschaft eine solche so- 
ziale Moral beibringen könne und solle. 

Müller und Neusüss haben 1970 in einem noch stets einflußreichen Aufsatz versucht, sich 
einen in der marxistischen Tradition diskutablen, sozialwissenschaftlichen Begriff von der 
Sozialstaatsideologie der reformistischen Arbeiterbewegung zu machen (Müller/Neusüss 
1970). Da der Verweis auf den Wohlfahrtsstaat seit den fünfziger Jahren immer wieder da- 
zu gedient hat, der Marxschen Kapitalismuskritik jede aktuelle Berechtigung abzusprechen, 
kann man diese kaum aufrechterhalten, ohne jene Sozialstaatsideologie anzugreifen. Kritik 
des heutigen Kapitalismus kommt ohne Sozialstaatskritik nicht aus, will sie politisch wirk- 
sam vorgetragen werden. Denn der Glaube, daß die unerwünschten und unbeabsichtigten 
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sozialen Folgen des kapitalistischen Produktionsprozesses für jedes beliebige Individuum 
wie für große Klassen der Bevölkerung wenn schon nicht vermeidbar, so doch durch syste- 
matische Staatsinterventionen zumindest kontrollierbar gemacht werden können, spielt 
für die Legitimation des kapitalistischen Systems wie des bürgerlichen Staates eine kaum zu 
überschätzende Rolle (Narr/Offe 1975, 25f). Nach Müller/Neusüss ist die »Umverteilungs- 
illusion«, d.h. die Vorstellung, daß der bürgerliche Staat souverän in die Einkommensver- 
teilung eingreifen und diese nach seinem Belieben korrigieren könne, das Kernstück der So- 
zialstaatsillusion des Reformismus. Wie Offe klargestellt hat, beruht dies auf Illusionen, die 
Müller/Neusüss selbst über die vermeintlichen Inhalte der von ihnen kritisierten Sozial- 
staatskonzeptionen hegen (Offe 1972, 173). Dazu kommt, daß sie die Denkfehler, die eini- 
ge Sozialwissenschaftler ihrer Ansicht nach machen, recht umstandslos gleichsetzen mit 
den Illusionen, denen sozialdemokratische Politiker erliegen, woran sie die unbegründete 
Vermutung knüpfen, daß eben diese Illusionen auch das sozial-politische Alltagswissen gro- 
ßer Teile der Arbeiterbevölkerung in den kapitalistischen Ländern bestimmen. Das ist 
mißlich, weil sie so erstens die zumindest analytisch gemeinten Begriffsbildungen in den 
Sozialwissenschaften verfehlen. »Sozialstaat« oder »sozialer Rechtsstaat« sind eben auch ana- 
lytische Begiffe, mit denen versucht wird, auf die Veränderungen einzugehen, die der libe- 
ral-kapitalistische bürgerliche Rechtsstaat infolge seines zunehmenden sozialpolitischen 
Engagements erfahren hat - ein Punkt, auf den auch Offe schon hingewiesen hat (Offe 
1972, 174). Zum zweiten entgehen sie der Gefahr nicht, die vermeintlichen oder wirkli- 
chen Illusionen von Sozialwissenschaftlern oder sozialdemokratischen Berufspolitikern 
mit den Illusionen gleichzusetzen, die im Alltagsbewußtsein sozialdemokratischer oder 
sonstwie reformistisch gesinnter Arbeiter über Inhalte und Folgen staatlicher Sozialpolitik 
bestehen. Der erste vermeidbare Schnitzer hängt damit zusammen, daß sie sich nahezu aus- 
schließlich auf die »Umverteilungsfunktion« des bürgerlichen Staates konzentrieren, um 
der Illusion von einer Handlungsautonomie des bürgerlichen Staates in der Verteilungs- 
sphäre den Garaus zu machen. Aber der bürgerliche Sozialstaat erfüllt selbst bei der eigent- 
lichen Umverteilung mehr als nur eine Umverteilungsfunktion; was er im historischen 
Unterschied zum liberalen Rechts- und Polizeistaat tut, das ist mit »Umverteilung« nur 
sehr unzureichend umrissen. Er greift auch regulierend und steuernd in die Konkurrenz 
auf dem Arbeitsmarkt ein, mischt sich kontrollierend und normierend in die Arbeitsver- 
hältnisse ein und bestimmt schließlich als einziger oder doch wichtigster Anbieter, Produ- 
zent oder Organisator Öffentlicher Güter und Dienste einen beträchtlichen Teil des All- 
tagslebens vor allem der nicht-erwerbstätigen Bevölkerung. Und die Folgen, die diese so- 
zialpolitischen Staatstätigkeiten für die Integration der Lohnarbeiter in die bürgerliche Ge- 
sellschaft und für die Legitimation des bürgerlichen Staates haben, sind schwerlich weniger 
bedeutsam als die, die sie für die absoluten und relativen Einkommensverhältnisse der ver- 
schiedenen Schichten und Klassen der bürgerlichen Gesellschaft haben. Der zweite Schnit- 
zer hängt damit zusammen, daß Müller/Neusüss den Ideologiebegriff stets nur in uneigent- 
licher Rede, als anderes Wort für Denkfehler oder Ulusionen von Theoretikern gebrau- 
chen. Zweifellos gehören auch Ideen, normative Ideale, massenhafte Illusionen, alltägliche 
Volksvorurteile sowie eine bestimmte Symbolik und soziale Gerechtigkeitsrhetorik zur 
Realität des Wohlfahrtsstaats. Aber um zu wissen, für wen und wieweit die Realität des 
Wohlfahrtsstaats ideologisch ist bzw. welche Sozialstaatsideologien sich handlungsorientie- 
rend im Alltagsleben des wohlfahrtsstaatlich organisierten Kapitalismus bewähren, muß 
man wissen, wie die Institutionen des Sozialstaats die Lage der Arbeiterklasse verändert 
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und - im Rahmen ihres Erfahrungshorizonts - verbessert haben. Je detaillierter man das 
weiß, desto besser wird man in der Lage sein, jene Gruppen der Arbeiterbevölkerung eines 
kapitalistischen Wohlfahrtsstaates einzugrenzen, die nach ihrer Lebenslage Gefahr laufen 
können, »Sozialstaats-Ilusionen« zu hegen bzw. Sozialstaats-Ideologien aufzusitzen, wo sie 
ihnen begegnen. 


2. Die Linke kritisiert den Wohlfahrtsstaat - Von der moralisierenden Kritik zur Kritik 
der Politischen Ökonomie 


Doch war der Vorstoß von Müller/Neusüss wichtig, weil er mit einer alten Tradition der 
schlecht radikalen, moralisierenden Sozialstaatskritik auf der Linken brach. Mit der Unsit- 
te nämlich, einerseits dem Wohlfahrtsstaat entgegen zu halten, daß seine offiziellen Ziele - 
wie etwa die Beseitigung von Not und sozialer Unsicherheit - im Kapitalismus prinzipiell 
nicht zu realisieren seien, anderereits aber seine Leistungen stets an diesen Zielen zu messen 
und ihm vorzuwerfen, daß er sie nur unzulänglich realisiert habe (vgl. für viele: IMSF 1976, 
365, 374f). Das hat den Marxisten den Vorwurf eingetragen, daß sie ihre eigenen Normen 
»sozialistischer« oder »proletarischer« Sozialpolitik nicht explizierten (neuere Ausnahme: 
Deacon 1981) und sich mit empirischen Globalurteilen: begnügten. Bemerkungen, die in 
der Vorrede ausreichen, wie Max Adlers Behauptung, daß der moderne Sozialstaat sich 
nicht mehr mit der Bekämpfung oder Verwaltung des Pauperismus begnüge, sondern die 
»Sorge um die kapitalistische Gesellschaft« zu seinem Interesse gemacht habe (Adler 1927, 
385), können peinlich wirken, wenn sie nur zu mal mehr, mal weniger kulturkritisch ge- 
färbten Allerweltsformeln über das Maß der Strukturveränderung führen, die der Wohl- 
fahrtsstaat für das kapitalistische System bewirke. Die Struktur des Kapitalismus seı wohl 
erheblich verändert worden, aber doch nicht wesentlich, oder der Gesamtcharakter des Sy- 
stems bleibe derselbe, wenn auch erheblich modifiziert (Heller 1982, 22; Abendroth 1975, 
194f). Man braucht sich nicht zu wundern, daß auch wohlwollende Gegner dazu schlicht 
feststellen, daß die Marxisten sich auf Polemiken gegen sozialdemokratische Apologetiken 
des Wohlfahrtsstaats beschränkt hätten und ihrer eigentlichen wissenschaftlichen Aufgabe, 
eine detaillierte historische Erklärung der neuen, sozialpolitischen Staatsinterventionen 
und ihrer langfristigen Folgen für das kapitalistische System zu liefern, in keiner Weise ge- 
recht geworden seien (Mishra 1977, 86f; George/Wilding 1976, 103f). 

Gegen eine globale Systemanalyse der staatlichen Sozialpolitik ist nichts einzuwenden, 
wenn man sich auf die begriffliche Fassung des Bezugssystems »Kapitalismus« einigen kann 
(Mishra 1977, 80), auch wenn es übertrieben ist, »marxistische« von vornherein mit funk- 
tionalen Analysen - Bezugsrahmen »Kapitalismus« - gleichzusetzen (Fuhrke 1978, 29). 
Vorausgesetzt, man meidet die funktionalistische Sackgasse und die harmonistischen Welt- 
bilder, die sie schmücken: Alles, was sozialpolitisch geschieht, ist funktional notwendig für 
»den Kapitalismus«, und alles, was an sozialpolitischen Interventionen im Kapitalismus als 
funktional notwendig gilt, das geschieht auch unweigerlich (Offe 1975, 81). Die vorliegen- 
den Versuche stimmen da nicht optiminstisch. Mal wurde versucht, dem Funktionalismus 
ein Schnippchen zu schlagen mit der Versicherung, nur die intendierten Folgen bewußter 
politischer Handlungen von »bürgerlichen« Politikern sollten als funktional für das Kapital 
resp. den Kapitalismus gelten (Röder/Guldimann 1978, 32). Wozu dann noch funktionale 
Analysen? Mal wurde die Probe auf die Fruchtbarkeit der vorgeschlagenen analytischen 
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Unterscheidungen zwischen diversen »Strukturproblemen« des Kapitalismus für die Un- 
tersuchung des vorhandenen Bestands - das müßte eigentlich auch die vorhandenen 
Lücken, Mängel und eventuellen »blinden Flecken« einschließen - an sozialpolitischen Ein- 
richtungen mit der Versicherung abgemacht, daß dieser Zusammenhang »vielfach auf der 
Hand« liege bzw. die vorhandenen sozialpolitischen Institutionen die funktional notwen- 
digen Leistungen auch »zuverlässig und konfliktarm« erbrächten (Lenhardt/Offe 1977, 
108, 111). Vergessen war die schon gewonne Einsicht, daß »es immer (?) fanktionale Diskre- 
panzen zwischen dem gegeben hat, was der Verwertungsprozeß ‘erfordert’ und dem, was 
die Politik tut« (Offe 1975, 82). 

Die vereinzelten Anläufe zu einer funktionalen Analyse der staatlichen Sozialpolitik im 
Kapitalismus, die von Nicht-Spezialisten unternommen wurden, machten deutlich, daß es 
keine marxistische Forschungstradition in der Sozialpolitik und daher mehr Theoriedefizi- 
te als brauchbare Ansätze gab. Von systematischer, empirischer Sozialsstaatsforschung 
konnte ebensowenig die Rede sein wie von der Entwicklung von Teiltheorien, etwa einer 
für die Arbeiterbewegung nutzbaren »Theorie der Sozialversicherung« (Bellermann 1977, _ 
352f; Bellermann 1979, 57f). Und sie erinnerten marxistische Sozialwissenschaftler an den 
kritischen Anspruch, durch den sie sich von den individualistischen und funktionalisti- 
schen Varianten der herrschenden Lehre in den Sozialwissenschaften distanziert hatten, 
den Anspruch, deren Denken in abstrakten Gegensätzen von Sein und Sollen, Subjekt und _ 
Objekt, Handlung und Struktur usw. übertreffen zu können (vgl. Gough 1978, 38f). So 
stießen sie auf die Marxsche Kritik der Politischen Ökonomie. Man braucht diese nicht 
zum System und nicht zum unüberbietbaren Standard jeglicher sozialwissnschaftlichen 
Theoriebildung zu stilisieren, um doch einen fruchtbaren Analyserahmen zur Erklärung 
des modernen Sozialstaatsphänomens darin zu vermuten, der überdies für marxistische 
Spezialisten der Sozialpolitik den Vorzug besaß, faktisch ungenutzt zu sein (Gough 1979, 
7. 


3. Das Kritikprogramm: Aufstieg und Fall, Widersprüche und Grenzen des Wohlfahrts- 
 staates im beutigen Kapitalismus 


Bescheidenheit war noch nie eine Tugend, die marxistische Sozialwissenschaftler auszeich- 
nete. Um dem Nachkriegsphänomen der westlichen Wohlfahrtsstaaten beizukommen, tun 
sie es nicht unter einer Theorie von mittellanger Reichweite, die die historische Entwick- 
lung der Interventionsformen des bürgerlichen Staates in einen systematischen Zusammen- 
hang mit der Entwicklung der kapitalistischen Produktionsweise bringt. Die Erklärung des 
historischen Phänomens des kapitalistischen Wohlfahrtsstaats besteht danach darin, ihn er- 
stens in den Kontext der vorläufig letzten Phase der kapitalistischen Entwicklung zu plazie- 
ren und diesen so analytisch bestimmten Komplex eines »wohlfahrtsstaatlich« organisier- 
ten Kapitalismus wieder in eine historische Entwicklungsreihe zu stellen, die vom »Früh- 
kapitalismus« mit »merkantilistischem«, absolutistischem Staat über den »Hochkapitalis- 
mus« mit »liberal-kapitalistischem« bürgerlichem Rechtsstaat zu einem »organisierten« 
“ (Spät-)Kapitalismus mit dem dazu gehörigen Wohlfahrtsstaat leitet. Das ist nicht unbe- 
scheidener und sicherlich weniger global als der der herrschenden sozialwissenschaftlichen 
Lehre konforme Vorschlag, der Wohlfahrtsstaat solle als »ein allgemeines Strukturphäno- 
men der Modernisierung verstanden« werden (Flora u.a. 1977, 707). Die Resultate fallen 
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verschieden aus, je nachdem, welchen analytischen Begriff von »kapitalistischer Entwick- 
lung« - respektive bei der Konkurrenz von »Modernisierung« - man gebraucht. Man kann 
mit Offe den selbstdestruktiven Tendenzen des kapitalistischen Systems nachgehen und zu 
einer - logischen, nicht historischen - Folge von Auffangmechanismen gelangen, in denen 
immer weiterreichendere Probleme auf immer umfassenderen Ebenen - vom Einzelkapital 
über das Gesamtkapital bis zur gesamten Sozialstruktur - bearbeitet werden. Nach dieser 
Argumentationsstrategie hat der bürgerliche Staat als Wohlfahrtsstaat begonnen, sich mit 
Problemen der Gesamtstruktur der bürgerlichen Gesellschaft, vor allem mit der durch den 
Kapitalismus selbst stets wieder bedrohten Integration der Lohnarbeiter in die bürgerliche 
Gesellschaft zu befassen; mithin hat er sich dann auch auf allen denkbaren Interventions- 
ebenen etabliert und kann nur noch daran gehen, die dort jeweils vorhandenen Spielräume 
auszuschöpfen (Offe 1972; Narr/Offe 1975). Oder man folgt dem in verschiedenen Varian- 
ten vertretenen Entwicklungsschema einer Monopolisierung, die das Kapital vorüberge- 
hend aus selbstgeschaffenen Schwierigkeiten rettet, aber auf die Dauer nur mit Hilfe immer 
weitergehender Staatsinterventionen aufrecht erhalten werden kann. Auffälliger weise 
spielt der Wohlfahrtsstaat für die meisten Anhänger dieser These gar keine Rolle. Ihre Auf- 
merksamkeit wird so stark von dem in Anspruch genommen, was der bürgerliche Staat für 
die Reproduktion und Akkumulation des großen Kapitals tut oder tun sollte, daß sie nahe- 
zu vergessen, was er zugleich für die Reproduktion der Arbeiterklasse bzw. der bürgerli- 
chen Gesellschaft tut. Man konnte auch jenen Stagnationstheoretikern folgen, die den 
Wohlfahrtsstaat einfach damit erklären, daß er zur Absorption des im fortgeschrittenen 
Kapitalismus dauernd im Überfluß vorhandenen Surplus, mithin zur Vermeidung einer 
Überakkumulationskrise kräftig beitragen könne (Gillman 1959; Baran/Sweezy 1968). 

Gemeinsam ist solchen Ansätzen, daß der Wohlfahrtsstaat als eine institutionalisierte 
»Antwort« auf strukturelle, unabweisbare Probleme der bürgerlichen Gesellschaft aufge- 
faßt wird. Aber die Beschränktheit solcher Ansätze wird deutlich, wenn man sich vor Au- 
gen führt, daß und in welchem Maße die kapitalistische Entwicklung und die Entwicklung 
des bürgerlichen Wohlfahrtsstaates in den verschiedenen kapitalistischen Ländern ausein- 
anderfallen, und zwar unabhängig vom »Grad« ihrer kapitalistischen Entwicklung. Da gibt 
es in dem Jahrhundert staatlicher Sozialpolitik seit der »Kaiserlichen Botschaft« des 
deutschen Kaisers von 1881 Länder mit vergleichbarer Großindustrie und vergleichbarem 
industriellem Proletariat, mal mit, mal ohne jegliche Sozialversicherung; da gibt es mal 
weitestgehend verstaatlichte, mal vom Staat nur bescheiden subventionierte und weitgehend 
unbeaufsichtigte Sozialversicherungen; da gibt es noch heute »arme« und »reiche« Sozial- 
staaten - geinessen am Umfang und Niveau ihrer Sozialleistungen - auf gleicher kapitalisti- 
scher Entwicklungsstufe; da gibt es »reiche« Sozialstaaten mit einem hohen Grad der Zen- 
tralisation und Vereinheitlichung ihrer Sozialleistungen und ebenso reiche Sozialstaaten 
mit enormer Dezentralisierung und Uneinheitlichkeit der Sozialleistungen; da gibt es Län- 
der auf gleicher kapitalistischer Entwicklungsstufe, in denen die meisten Sozialleistungen 
vollständig oder doch weit überwiegend vom Staat produziert und verteilt werden, und 
solche, in denen beträchtliche Teile der Sozialleistungen im Gesundheits-, im Bildungs-, im 
Wohnungssektor von privaten, kapitalistischen Unternehmen für ein mehr oder minder 
zahlungskräftiges Publikum produziert werden. In solchen Fällen besteht die marxistische 
Standardauskunft darin, auf die wechselvollen Ergebnisse historischer Klassenkämpfe zu 
verweisen. Es wäre unsinnig, den Wert solcher historischer Erklärungen bestreiten zu wol- 
len. Die heutigen Formen unserer sozialpolitischen Institutionen sind zu einem großen 
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Teil nur aus den Interessen- und Konfliktlagen vergangener Epochen verständlich zu ma- 
chen (Rusche 1933, 699). Aber die Schwierigkeit besteht gerade darin, daß die »Klassen- 
kämpfe«, die den Interpretationsrahmen für die historische Entwicklung der einzelnen ka- 
pitalistischen Wohlfahrtsstaaten abgeben sollen, selbst durch den Aufbau sozialstaatlicher 
Institutionen nachhaltig verändert werden. Durch den Sozialstaat erhält der Klassenkampf, 
der zwischen den großen sozialen Klassen der bürgerlichen Gesellschaft tobt, neue Inhalte, 
ein neues Terrain, zum Teil auch neue Fronten, neue Kampfformen und zum Teil auch 
neue Resultate. Fin Lohnkampf spielt sich im Sozialstaat zum Beispiel auch als Kampf um 
die und zugleich innerhalb der Institutionen der Sozialversicherung ab (Saville 1957; 
Thompson 1958). 

Mit den zahlreichen globalen Charakterisierungen des modernen Wohlfahrtsstaats als eines 
Staatstyps, der zwischen dem liberal-kapitalistischen Nachtwächterstaat und dem sozialisti- 
schen Staat stehend den Staat des gebändigten, durch Staatseingriffe zivilisierten Kapitalis- 
mus darstellt, ist für die Sozialstaatskritik nicht viel gewonnen. Sinnvoller scheint mir, die 
Frage nach dem historischen Ursprung und die noch weiter reichende Frage nach dem hı- 
storischen Platz, den der Wohlfahrtsstaat in der Geschichte des Kapitalismus einnimmt, 
unbeantwortet zu lassen und sich vorläufig auf die in der marxistischen Tradition mögli- 
chen analytischen Begriffsbildungen zu konzentrieren. Dazu ist es nötig, sich auf eine vor- 
läufige, empirisch generalisierende »Arbeitsdefinition« eines Wohlfahrtsstaates einzulassen. 
Hat man sich ohne Rückgriff auf Vorstellungen von einem besseren, anderen Sozialstaat 
darauf verständigt, welche der Staatsinterventionen im heutigen Kapitalismus man als em- 
pirischen Mindeststandard eines Wohlfahrtsstaates gelten lassen will, dann kann man daran 
gehen zu prüfen, ob bzw. wieweit sich dieser Wohlfahrtsstaat mit den tradierten Katego- 
rien der Kritik der Politischen Ökonomie begreifen läßt. Die Kritik des Sozialstaats wird 
dabei nicht vom normativen Gegenentwurf eines anderen, etwa demokratisch-sozialisti- 
schen »Sozialstaatsmodells« im Gegensatz zum herrschenden Modell erwartet (vgl. Hart- 
wich 1970, 359,361f). Statt einer weiteren Mängelrüge der bestehenden Wohlfahrtsstaaten 
sollte von einer marxistischen Sozialstaatskritik verlangt werden, daß sie die Beschränkt- 
heit, Brüchigkeit und innere Widersprüchlichkeit eines kapitalistischen Wohlfahrtsstaates 
nicht nur beschwören, sondern analytisch begründen kann. Ein Nachweis, daß, wo und 
wie ein kapitalistischer Wohlfahrtsstaat gemäß seiner eigenen Entwicklungslogik, deren 
Zusammenhang mit der »Kapitallogik« eben zu untersuchen ist, sich selbst untergräbt, läßt 
sich natürlich politisch verschieden gebrauchen. Aber ohne solche Nach weise bleibt es für 
die Sozialisten bei der Verteidigung des Bestehenden, mit dem sich große Teile der Arbei- 
terklasse identifizieren, gegen alle Abbauversuche von rechts und bei der faktischen Unter- 
stützung der sozialdemokratischen Ausbauversuche nach der Logik »mehr vom gleichen 
für mehr Menschen ist besser als weniger davon für weniger«. 

Wohlfahrtsstaat soll ein bürgerlicher Staat heißen, sobald er nicht mehr nur Ruhe und 
Ordnung, Recht und Rechtssicherheit verspricht und garantiert, sondern sich um die 
»Wohlfahrt«, das mehr oder minder gute alltägliche Leben seiner Bürger, nicht ausgewähl- 
ter Gruppen, sondern im Prinzip aller Bürger, bemüht. Der Grad der Kodifizierung dieser 
Interventionen, etwa in Gestalt eines Katalogs »sozialer Grundrechte« in der Verfassung, 
interessiert uns dabei genauso wenig wie die faktische Geltung von Normen sozialer Ge- 
rechtigkeit, die das Staatshandeln bestimmen können. Angenommen wird ein bürgerlicher 
Rechts- und Steuerstaat, der sich seiner Form nach nur an rational erkennbaren »Interes- 
sen« und darunter nur an »verallgemeinerungsfähigen« Interessen seiner Bürger orientiert. 
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Zum Sozialstaat erweitert er sich, sobald er seinen Bürgern wirksame Garantien ihrer je- 
weiligen sozialen Existenz, d.h. in der Regel Einkommensgarantien gegen das individuelle 
Herausfallen aus ihrer sozialen Klasse, gegen die Deklassierung gibt - in der Form mehr 
oder minder differenzierter Sozialversicherungen und in der Form einer allgemeinen Not- 
fallfürsorge. Ein ausgewachsener Wohlfahrtsstaat wird er, sobald er darüber hinaus noch ei- 
ne Reihe öffentlicher Güter und Dienste auf Dauer anbietet, deren Benutzung oder Nicht- 
benutzung seinen Bürgern zwar nicht frei steht, sondern politisch geregelt wird, aber doch 
von ihrer individuellen »Zahlungsfähigkeit« weitgehend unabhängig reguliert wird. In ei- 
nem Wohlfahrtsstaat kann der Normalbürger im allgemeinen ein öffentliches Erziehungs- 
und Bildungswesen, ein öffentliches Gesundheitswesen, öffentliche sanitäre Einrichtungen, 
ein öffentliches Verkehrswesen, eine öffentliche Wohnungsversorgung, öffentliche Freizeit- 
einrichtungen und eine mehr oder minder lange Reihe spezialisierter öffentlicher Hilfs- 
und Versorgungsdienste erwarten (Briggs 1961, 228; Gillman 1965, 214). Eine Vollbeschäf- 
tigungsgarantie und dementsprechende Beschäftigungspolitik ist nicht notwendig; es kann 
kapitalistische Wohlfahrtsstaaten ohne »keynesianische« Wirtschaftspolitik geben. 

Indem der bürgerliche Staat in der beschriebenen Weise in das Spiel der privaten Kräfte der 
kapitalistischen Gesellschaft mit Recht, Geld und öffentlichen Gütern eingreift, verändert 
er diese und verändert dabei zugleich seine eigene Natur. Sozialpolitik hat der bürgerliche 
Staat schon immer getrieben. Von der Armenfürsorgepolitik hat sich diese zur »Arbeiter- 
politik« gemausert (Gerstenberger 1976; Köhler 1977) und ist schließlich in der Prosperitäts- 
periode der Nachkriegszeit zur allgemeinen Wohlfahrtspolitik geworden. Von der Ar- 
menpolizei ausgehend hat der bürgerliche Staat stets mehr und stets weiterreichende »Re- 
produktionsfunktionen« gewonnen und ist nun, als ausgewachsener Wohlfahrtsstaat, nicht 
nur die wichtigste, vermittelnde Agentur für die Reproduktion der Klasse der Lohnarbei- 
ter nach dem Kapital, sondern zugleich die wichtigste Agentur für die Reproduktion der 
ganzen bürgerlichen Gesellschaft, die diese gegen die destruktiven Tendenzen der kapitali- 
stischen Produktionsweise in Schutz zu nehmen hat. 


4. Einige Begriffsanstrengungen 


Die ersten Marxisten, die wohlfahrtsstaatlichen Tendenzen begegneten, versuchten diese 
als »Sozialisierung« zu interpretieren, Sozialisierung der Einkommen, vor allem des Loh- 
nes, und Sozialisierung des Konsums und der Konsumtionsmittel, zusammengefaßt als So- 
zialisierung des variablen Kapitals. Diese Redeweise (Renner 1918, 1929) zeigt die Ahnung, 
daß sich mit dem Wohlfahrtsstaat.die kapitalistische Produktionsweise so weit verändern 
könnte, daß sie mit den tradierten Kategorien der Kritik der Politischen Ökonomie nicht 
mehr zureichend zu fassen wäre. Der Zweifel hat sich mittlerweile verfestigt (Offe 1972; 
dagegen Hirsch 1980). Dennoch gab es in den letzten Jahren wenigstens zwei ernsthafte 
Versuche, die Marxsche Kapitalismuskritik auf den entwickelten Wohlfahrtsstaat anzu- 
wenden (Grevet 1976; Gough 1979). 


4.1. Vertrackt und unentbehrlich - der »Wert der Ware Arbeitskraft« 


Mit der Arbeitswerttheorie steht und fällt die Marxsche Kapitalismuskritik. Mit dem 
»Wert der Ware Arbeitskraft«, der Zentralkategorie seiner Lohntheorie, steht und fällt die 
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Kategorie des Mehrwertes, die Marx und die meisten Marxisten für notwendig hielten, um 
die Ausbeutungsphänomene in der kapitalistischen Gesellschaft zu analysieren. Für die Re- 
produktion der Lohnarbeiter als Individuen wie als soziale Klasse ist der »Wert der Ware 
Arbeitskraft« der analytische Hauptschlüssel, den die marxistische Tradition zu bieten hat. 
Die Reproduktionsagentur Wohlfahrtsstaat agiert aber ohne Austausch, ohne Waren, ohne 
Märkte; die Sozialversicherungsbeiträge sind keine Preise, die gezahlten Renten, Kranken- 
gelder usw. sind keine Arbeitslöhne, die öffentlichen Sozialeinrichtungen wie auch die so- 
zialen Dienste des Staates sind keine Waren, haben darum auch keinen Wert. Wozu kann 
man dann noch eine Werttheorie gebrauchen? 

Wenn der Wohlfahrtsstaat die die Löhne, d.h. die Lohnkosten wie die zahlungsfähige 
Nachfrage der Arbeiterbevölkerung, regulierende Größe des Werts der Ware Arbeitskraft 
modifizieren kann, dann kann er die Produktion und Realisierung des Mehrwerts, mithin 
die Akkumulation des Kapitals beeinflussen. Zwei systematische Lücken in Marx’ Konzep- 
tion vom Wert der Ware Arbeitskraft weisen darauf hin, daß seine Theorie für eine solche 
Möglickeit analytisch offen ist. Denn anders als Marx ursprünglich annahm (Rowthorn 
1979) ist die Ware Arbeitskraft keine Ware wie die anderen und wird ihr Wert und Preis 
nicht so wie der der übrigen Waren bestimmt; deshalb sind »Ware Arbeitskraft« und »Ar- 
beitslohn« besondere Kategorien der Politischen Ökonomie so wie »Ware Boden«, »Grund- 
rentes und »Bodenpreis« besondere Kategorien sind. Allein in der neoricardianischen Mo- 
dellwelt des Piero Sraffa kann man den Wert der Ware Arbeitskraft dem Wert der von den 
Lohnarbeitern konsumierten Waren gleichsetzen. In Marx’ Welt geht das nicht so einfach. 
Das hat die für den ökonomischen Modellbau unangenehme Folge, daß sich längst nicht al- 
le Wertgrößen als technische Produktionskoeffizienten ausdrücken lassen. 

Die erste Lücke in Marx’ Theorie besteht darin, daß der Wert der Ware Arbeitskraft, d.h. 
die Menge gesellschaftlicher Arbeit, die zu ihrer Produktion und Reproduktion notwendig 
ist, keineswegs vollständig durch den Wert anderer Waren, d.h. durch die zur Produktion 
und Reproduktion der »Lohngüter« notwendigen Arbeitsmenge, bestimmt wird (Gins- 
burg 1979, 24). Die Ware Arbeitskraft hat die Eigentümlichkeit, niemals vollständig mittels 
anderer Waren produziert werden zu können, denn sie ist eine Ware, die überhaupt nicht 
als solche, für den Verkauf, produziert wird. Das hängt mit ihrer Lebendigkeit und Subjek- 
tivität zusammen. Die Arbeitskraft ist eben als Ware nicht von ihrem persönlichen Eigen- 
tümer zu trennen, es sei denn, man macht den Arbeiter selbst zur Ware, versklavt ihn also. 
Folglich ist sie auch nicht durch Dritte als Ware produzierbar, sondern kann nur durch 
den Arbeiter selbst und durch Menschen, die mit ihm nicht primär in Austauschbeziehun- 
gen stehen, produziert werden. Die Arbeit des Arbeiters an sich selbst, die Arbeit der EJ- 
tern mit ihren Kindern, die Arbeit der Familienmitglieder im Haushalt ist notwendig, um 
ein Individuum arbeitsfähig zu machen und zu erhalten. Durch käufliche Dienstleistungen, 
durch Dienstboten oder Haussklaven sind sie nur beschränkt oder gar nicht zu leisten. Die 
Arbeit, die jeder Arbeitskraftbesitzer schließlich selbst an sich leisten muß, um sich arbeits- 
fähig zu machen und zu erhalten und um sich schließlich immer wieder von neuem selbst 
zu Markte zu tragen, kann ihm niemand abnehmen. Hier, wo der scheinbar geschlossene 
Kreislauf der kapitalistischen »Warenproduktion mittels Waren« durchbrochen ist, kann 
eine Theorie des Wohlfahrtsstaates ansetzen. 

Die zur Produktion der Ware Arbeitskraft gesellschaftlich notwendige Arbeitszeit und die 
zur Produktion der »notwendigen Lebensmittel« des Arbeiters notwendige Arbeitszeit 
sind verschiedene Größen. Selbst unter der rigiden Voraussetzung, daß alles, was ein Arbei- 
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ter in einer bürgerlichen Gesellschaft zum Leben braucht, ausschließlich als Ware erhält- 
lich ist und von jedem Arbeiter nicht anders als durch einen Kauf angeeignet werden kann, 
tut sich noch eine zweite Lücke in der Wertbestimmung der Ware Arbeitskraft auf. Denn 
um diese lohnregulierende Wertgröße zu bestimmen, genügt es nicht, die Arbeitszeiten zu 
kennen, die unter den jeweiligen technischen Produktionsbedingungen notwendig sind, 
um jeweils eine Einheit der zu einem gegebenen Zeitpunkt als Waren produzierten Kon- 
sumgüter zu produzieren und zu reproduzieren; es muß bestimmt werden, was jeweils 
»Lohngüter« sind. Bei der Bestimmung derjenigen Warenarten, die in den Kreis der »not- 
wendigen Lebensmittel« der Lohnarbeiter eingehen, spielt ein »historisch-moralisches« Ele- 
ment mit, wie Marx betont hat. Er hat sich nicht weiter darüber ausgelassen, auf welche 
Weise in der kapitalistischen Gesellschaft ein allgemeingültiger Standard dafür, welche Wa- 
ren, in welchen Mengen und welchen respektiven Qualitäten ein Arbeiter kaufen können 
sollte, gefunden, zur Geltung gebracht und wieder verändert wird. Dieser Teil seiner Wert- 
bestimmung für die Ware Arbeitskraft besagt nur, daß die modernen, freien Lohnarbeiter, 
obwohl als private Geldbesitzer formell freie und jedem anderen formell gleichgestellte 
Käufer am Warenmarkt, doch gesellschaftlichen Konsumnormen unterworfen werden. Ihr 
'alltägliches Leben, soweit es von der Konsumtion von Waren bestimmt wird, unterliegt ge- 
sellschaftlichen Standards vom guten Leben, schönen Wohnen, ausreichender Ernährung, 
anständiger Erziehung, vernünftiger Erholung - wohlgemerkt »für Arbeiter«. Da die Käu- 
fer von Arbeitskraft wohl ihren Normalpreis drücken wollen, aber im Kapitalismus die 
formelle Konsumentensouveränität des Lohnarbeiters nicht aufheben können und histo- 
risch vom bürgerlichen Staat gezwungen worden sind, diese zu respektieren, d.h. den Lohn- 
arbeitern individuell Geldlöhne auszuzahlen, wurde und wird der unvermeidliche Kon- 
flikt zwischen ihnen und den Lohnarbeitern über den Inhalt der »proletarischen Konsum- 
normen« mittels moralischer Beeinflussung und Erziehung ausgetragen. Diese moralische 
Erziehung des Lohnarbeiters folgt bald dem Leitbild des sparsamen, fleißigen und beschei- 
denen Arbeiters, der sich und seine Familie frugal, einfach, aber immer sauber durchs Le- 
ben bringt. Bald - in den Vereinigten Staaten früher, in den dreißiger Jahren schon, in West- 
europa erst in den fünfziger Jahren - schwenkt sie um auf das Leitbild des wohlhabenden, 
kreditwürdigen Arbeiters, für den auch lebenslange Verschuldung keine Schande ist, wenn 
ihr der Besitz der standardisierten Wohlstandsgüter Eigenheim und Auto gegenübersteht. 
(Aglietta 1979) Hier also, wo die Beziehung zwischen dem Wert, den die Arbeitskraft des 
einzelnen Arbeiters auf dem Arbeitsmarkt repräsentiert, und der Wertsumme derjenigen 
Waren, die »normale« Konsumgüter für ihn sind, nicht mehr durch technische Produk- 
tionsbedingungen im Konsumgütersektor eindeutig zu bestimmen ist, liegt ein zweiter An- 
satzpunkt für die Theorie des Wohlfahrtsstaates. 

Einige der Waren, die ein Lohnarbeiter in einer kapitalistischen Gesellschaft normaler wei- 
se zum Leben braucht, haben zwar Preise, aber keinerlei regulierende Wertgröße. Das ist, 
um den wichtigsten Fall zu nehmen, bei der »Ware Wohnung« so. Der Mietpreis ist ein 
Konglomerat aus echten Kosten, städtischer Grundrente, Kapitalverzinsung und -amorti- 
sation. Die Bestimmung des durchschnittlichen Arbeitslohns durch eine zusammengesetz- 
te Wertgröße bedeutet für das Überleben eines Lohnarbeiters in einer Warenwelt, die nur 
teilweise durch Wertgrößen, in für ihn lebenswichtigen Bereichen wie.dem Mietwoh- 
nungssektor aber nicht von Werten beherrscht wird, eine ständige Existenzgefährdung - 
auch dann, wenn er voll beschäftigt und entsprechend dem Wert seiner Arbeitskraft be- 
zahlt würde. Hier liegt ein weiterer Ansatzpunkt für eine Theorie des Wohlfahrtsstaates. 
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Der Wert der Ware Arbeitskraft kann schließlich nicht mit den wirklichen Reproduk: 
tionskosten des Lohnarbeiters übereinstimmen, weil diese regulierende Wertgröße sich nur 
auf Austauschakte bezieht, in denen.der Gebrauchswert einer menschlichen Arbeitskraft 
und das Recht, sie zu gebrauchen, stets auf Zeit übertragen werden. Innerhalb des kapitali- 
stischen Lohnsystems hat der individuelle Käufer von Arbeitskraft ausschließlich eine zeit- 
lich begrenzte Verpflichtung gegenüber individuellen Arbeitskraftverkäufern. Die besteht 
nicht gegenüber den Menschen, mit denen der individuelle Arbeiter außerhalb des Betrie- 
bes zusammenlebt, und die besteht auch gegenüber dem individuellen Arbeiter nicht mehr, 
sobald der zeitlich begrenzte Kaufkontrakt abgelaufen ist. Natürlich sind die Kosten, die 
das Leben als Privatmann in der Warenwelt der bürgerlichen Gesellschaft dem einzelnen 
Lohnarbeiter aufzwingt, verschieden je nachdem, wie und mit wem er zusammenlebt, wie- 
viel Kinder er hat, wie groß seine sonstige Familie ist usw.; und natürlich hört das Leben in 
der Warenwelt nicht auf, dem Arbeiter Kosten aufzuzwingen, sobald er - aus welchen 
Gründen auch immer - seine Arbeitskraft nicht verkaufen kann. Diese beiden Reproduk- 
tionsprobleme des Lohnarbeiters in der bürgerlichen Gesellschaft, das Problem des Fami- 
lienlohns und das Problem des Lebenslohns, weisen nicht auf Lücken in der Wertbestim- 
mung der Ware Arbeitskraft hin. Es ist ohne weiteres möglich und zum Teil eine einfache 
Fortschreibung der von Marx gemachten Andeutungen auf die »Erziehungskosten« und 
die »Ausbildungskosten« der Arbeitskraft, eine Wertsumme derjenigen Waren aufzustel- 
len, die die Arbeiterfamilien zum normalen Leben brauchten, und diese Summe zu erwei- 
tern um die Summe aller Waren, die ein Arbeiter in allen Fällen der Unverkäuflichkeit sei- 
ner Arbeitskraft konsumieren müßte, um deren Gebrauchswert und damit ihre Verkäuf- 
lichkeit zu erhalten bzw. wiederherzustellen. Das hieße allein, das berühmte »historisch- 
moralische Element« nun auch noch mit der Normierung einer »Normalfamilie für Arbei- 
ter« bzw. eines proletarischen Lebensstandards für alte, kranke, invalide oder schlicht ar- 
beitslose Arbeiter zu belasten. 

Diese beiden Reproduktionsprobleme sind Systemprobleme des Lohnsystems. Es gibt da- 
für keine immanenten Lösungen, die allgemein, für jeden beliebigen Lohnarbeiter und für 
jeden beliebigen Unternehmer wirksam und praktikabel wären. Der individuelle Unter- 
nehmer kann von sich aus und in der Situation freier Konkurrenz mit allen anderen Privat- 
unternehmen keine nach der Familiengröße differenzierten Löhne zahlen. In der freien 
Konkurrenz am Arbeitsmarkt schlägt der Junggeselle den Familienvater, der Ernährer ei- 
ner Kleinfamilie den einer Großfamilie. Andererseits braucht das kapitalistische System, 
brauchen alle Unternehmer qua Repräsentanten von Kapitalien, Arbeitnehmernach wuchs. 
Wenn alle erwachsenen Lohnarbeiter auf das Niveau des. Junggesellenlohns gedrückt wer- 
den, muß entweder die Arbeitsmarktkonkurrenz auch für Frauen und Kinder vollständig 
freigegeben werden, oder die Reproduktion der Arbeiterbevölkerung wird verringert, ver- 
langsamt, vermutlich auch verschlechtert. Es gibt innerhalb des reinen Lohnsystems nur 
die Alternative zwischen Verpauperung der ganzen und Verpauperung eines Teils der Ar- 
beiterbevölkerung, und beide Alternativen gehen zu Lasten der jeweils nachwachsenden 
Arbeitergeneration. 

Ein Privatunternehmer, der sich in der kapitalistischen Produktionsweise rational verhält, 
zahlt nicht für einen Arbeiter, dessen Arbeitskraft er nicht gebrauchen kann. Denn im rei- 
nen kapitalistischen System herrscht organisierte Bindungs- und Verantwortungslosigkeit. 
Jeder beliebige individuelle Lohnarbeiter kann mit jedem beliebigen individuellen Unter- 
nehmer einen Arbeitsvertrag schließen und umgekehrt; jedwedes Beschäftigungsverhältnis 
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ist kündbar und gilt ohnehin nur auf Zeit. Der Lohnarbeiter selbst, nicht sein jeweils zeit- 
weiliger »Arbeitgeber«, ist für sein Leben und Überleben allein verantwortlich. So wie er 
frei ist, den Arbeitgeber zu wechseln, also keinen persönlichen »Brotherrn« kennt, so fin- 
det er sich »herrenlos« auf sich allein gestellt, also ohne Ansprüche gegen oder Garantien 
von irgendjemandem aus der »Herrenklasse« wieder, sobald seine Arbeitskraft unverkäuf- 
lich wird. Obwohl sie für ihren Lebensunterhalt nicht aufkommen, ist die Existenz unver- 
kaufter, für längere oder kürzere Perioden unverkäuflicher oder nur beschränkt verkäufli- 
cher Arbeitskraft notwendig für das kapitalistische System - als »industrielle Reservear- 
mee«. Sie sorgen für ein stets präsentes Angebot auf dem Arbeitsmarkt, sie sichern den Un- 
ternehmen die Chance, zwischen vielen Arbeitskraftverkäufern wählen zu können, sie 
können Lücken im Arbeitskräfteangebot kurzfristig ausgleichen - hier hängen die beiden 
genannten Systemprobleme zusammen - sie sorgen für einen steten Konkurrenzdruck un- 
ter den Lohnarbeitern. Das aber können Sie nur, wenn sie nicht verhungern, wenn ihre Ar- 
beitskraft ihren Gebrauchswert erhält bzw. wenn und insoweit sie in die Lage versetzt wer- 
den, ihre Arbeitskraft wieder zu reparieren oder so zu verändern, daß sie eine neue Ver- 
kaufschance bekommen. Die Unternehmer zahlen nicht für den Unterhalt von Arbeitern, 
deren Arbeitskraft sie selbst vielleicht einmal, wahrscheinlich aber ihre Konkurrenten min- 
destens ebensosehr gebrauchen können; die Angehörigen der industriellen Reservearmee 
können als besitzlose Proletarier nicht selbst für ihren Lebensunterhalt aufkommen. Auch 
an diesen beiden Systemproblemen muß eine Theorie des Wohlfahrtsstaates ansetzen. 
Damit läßt sich vorläufig ein analytischer Begriff des Wohlfahrtsstaates skizzieren, der an 
die Marxsche Kapitalismuskritik anschließt. Ein Wohlfahrtsstaat wäre ein bürgerlicher 
Staat, der in die genannten Lücken springt bzw. die genannten Reproduktionsprobleme 
für die Lohnarbeiter in eigener Verantwortung bearbeitet. Ein Staat also, der es erstens 
übernimmt, wenigstens einen Teil der gesellschaftlich notwendigen Arbeit zur Produktion 
und Reproduktion von Arbeitskraft, die im reinen Kapitalismus Gratisarbeit ist, zu organi- 
sieren und damit teilweise auch in bezahlte Arbeit zu verwandeln; ein Staat, der zweitens 
sich aktiv in die moralische Ökonomie der unteren Volksklassen als eine Art moralischer 
Erziehungsanstalt einmischt und wenigstens einen Teil der in der bürgerlichen Gesellschaft 
gültigen Konsumnormen für Arbeiter zu formell-allgemeinen, staatsbürgerlichen Normen 
erhebt und sie so legitimiert. Ein Staat, der sich drittens bemüht, Lücken zwischen dem 
Preis- und dem Wertsystem da zu überbrücken, wo sie für die Lohnarbeiterbevölkerung 
existenzbedrohend werden. Und ein Staat, der sich - last not least - mit den Problemen des 
Familienlohnes und des Lebenslohnes, also mit den systemnotwendigen Diskrepanzen 
zwischen den wirklichen Reproduktionskosten und dem Wert der Ware Arbeitskraft be- 
faßt und - mit welchem Erfolg auch immer - diesem Kostenteil als einer Art sozialer Ko- 
sten der Lohnarbeit zur gesellschaftlichen Anerkennung verhilft, diese Kosten normiert 
und ihre Deckung und Verteilung organisiert. Das letzte wäre für einen analytischen Be- 
griff des »Sozialstaats« ausreichend. Der weitere analytische Begriff des »Wohlfahrtsstaats« 
wird erst mit dem ganzen Katalog umrissen. 


4.2. Sozialer oder indirekter Lohn 
Schon während des I. Weltkriegs beklagte der »rechte« Austromarzist Karl Renner, daß der 
vom bürgerlichen Staat eingeleitete »Sozialisierungsprozeß des Arbeitslohns«, der zu den 


neuen, komplementären Phänomenen eines »Soziallohns« und eines »Kollektivlohns« für 
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die Lohnarbeiter führen müsse, von »uns Marxisten« noch nicht analysiert sei (Renner 
1918: 47). Mittlerweile hat sich in der westeuropäischen Arbeiterbewegung die Ansicht ver- 
breitet, daß die meisten staatlichen Sozialleistungen irgendwie zum Lohn, jedenfalls in den ' 
Lohnkampf hineingehörten; die Idee des Soziallohns hat sich eingebürgert (Wilson 1977: 
73, Gough 1975: 751). Der Ausdruck »Soziallohn« ist nicht mehr als eine falsche Analogie. 
Selbst rein monetäre Sozialleistungen haben unmittelbar mit dem Austausch zwischen 
Käufern und Verkäufern von Arbeitskraft nichts zu tun; sie sind einseitige Geldtransfers. 
Folglich sind sie auch nicht als Äquivalente aufzufassen. Das muß den journalistischen oder 
agitatorischen Gebrauchswert des Ausdrucks nicht beeinträchtigen. Aber eine politisch 
nützliche Metapher ist noch kein analytischer Begriff (Wil son 1980: 82 gegen Gough 1979). 
Wenn es gilt, die kapitalistischen Wohlfahrtsstaaten in voller Aktion zu analysieren, wol- 
len marxistische Ökonomen in allererster Linie wissen, wer die staatlichen Sozialleistungen 
bezahlen muß. Zu wessen Lasten geht der Wohlfahrtsstaat, zu Lasten der besitzenden Klas- 
se oder zu Lasten der Arbeiterklasse? Werden durch die wohlfahrtsstaatliche Intervention 
nur Lohnteile innerhalb der lohnabhängigen Bevölkerung umverteilt, oder wird der priva- 
te Reichtum der herrschenden und besitzenden Klasse davon beeinträchtigt? In der analyti- 
schen Sprache der Marxschen Kapitalismuskritik: Kann der Wohlfahrtsstaat die Scheideli- 
nie zwischen dem »Wert der Ware Arbeitskraft« und dem »Mehrwert« beeinflussen? Wenn 
ja, wird der Mehrwert zugunsten eines steigenden Werts der Ware Arbeitskraft reduziert 
oder kann es auch umgekehrt zugehen? Kurz, wie verändert der Wohlfahrtsstaat das zen- 
trale Ausbeutungsverhältnis im Kapitalismus, verringert oder vergrößert er die Ausbeu- 
tung der Lohnarbeiter? 

Derartige Problemstellungen setzen die Annahme voraus, daß die »Leistungen« des Wohl- 
fahrtsstaates vorwiegend Nicht-Kapitalisten zugute kommen. Ihre Bedeutung wird klar, 
wenn man sich die möglichen Folgerungen vor Augen führt, die aus den alternativen Ant- 
worten zu ziehen sind. Wenn die Sozialleistungen zu Lasten des Mehrwerts gehen, dann 
haben wir zumindest einen zentralen Widerspruch in der ökonomischen Existenz des 
Wohlfahrtsstaates ausgemacht: Er sichert und verbessert die Reproduktion der Ware Ar- 
beitskraft da, wo es systemnotwendig ist und wo das Kapital das selbst nicht vermag. Das 
ist notwendig für das Kapital und günstig für die Lohnarbeiter. Aber indem und soweit als 
er diese Reproduktionsfunktion wahrnimmt, kommt er nicht umhin, das Kapital zugleich 
ökonomisch zu schädigen. Ein solcher Dauerkonflikt zwingt den bürgerlichen Wohl- 
fahrtsstaat zu einem dauernd zwiespältigen Verhalten. Er muß sich als diejenige Instanz 
etablieren, die für die meisten Reproduktionsprobleme der Lohnarbeiter »zuständig« und 
in der Lage ist, sie einigermaßen erfolgreich zu bearbeiten. So gewinnt er an materialer Le- 
gitimation und entlastet die Unternehmer an der Lohnfront. Gleichzeitig und in demsel- 
ben Maße aber muß er die Ansprüche, Hoffnungen und Erwartungen auf soziale Sicher- 
heit und materielle Wohlfahrt, die er bei der Arbeiterbevölkerung wecken muß, auch 
dämpfen, zurückschrauben bzw. stets aufs Neue enttäuschen, weil ihre Befriedigung zu La- 
sten des Kapitals geht. Wenn dagegen die Sozialleistungen voll zu Lasten des Werts der Wa- 
re Arbeitskraft gehen und dessen Größe trotz der Staatsintervention gleichbleibt, dann ist 
der bürgerliche Staat qua Wohlfahrtsstaat rettungslos in interne Konflikte zwischen ver- 
schiedenen Gruppen und Schichten der Lohnarbeiter, zwischen aktiven und nicht-aktiven, 
zwischen jungen und alten, höher und niedriger qualifizierten Lohnarbeitern, zwischen 
stabilem ‘Kern’ und instabilen ‘Randgruppen’ usw. verstrickt. Die vom Staat erzwungene 
Umverteilung, die strikt innerhalb der Grenzen des Werts der Ware Arbeitskraft bleibt, 
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macht den Staat zum zusätzlichen Ausbeuter für einige, meistens die bessergestellten, Ar- 
beitergruppen und provoziert fortlaufende Verteilungskonflikte innerhalb der Arbeiter- 
klasse. Um den vorhandenen ökonomischen Spielraum auszuschöpfen, muß der bürgerli- 
che Staat schon bis an die Klassengrenzen gehen, also eine Art Solidarität aller Lohnabhän- 
gigen zu erzwingen suchen; gleichzeitig aber kann und darf er als Garant der bürgerlichen 
Gesellschaft die von Privatinteressen bestimmten Gruppenkämpfe innerhalb der Arbeiter- 
klasse nicht unterbinden. 

Zur Lösung dieses verwickelten und folgenreichen Problems gibt es bislang wenig brauch- 
bare Ansätze. Es gibt drei mögliche Lösungsvarianten, die aber teils dogmatisch verkün- 
det, teils mit einem äußerst bescheidenen argumentativen Aufwand vertreten werden. Die 
erste Lösung lautet: Alle staatlichen Sozialleistungen sind, wertmäßig betrachtet, nichts als 
Abzüge vom Mehrwert, der Sozialstaat muß unweigerlich die Mehrwertrate drücken und 
folglich die Akkumulation hemmen. Die Überzeugung, daß der Sozialstaat nur ein Mehr- 
wertfresser sein kann und sonst nichts, hindert ihre Vertreter nicht, oft im gleichen Atem- 
zug die politische Forderung aufzustellen, daß gefälligst die »Bourgeoisie« sämtliche sozia- 
len Lasten tragen sollte (Linde 1931: 16, 17, Gillman 1959: 20, Fine/Harris 1976: 107). Die 
. zweite Lösung besagt, daß der Wohlfahrtsstaat den Wert der Ware Arbeitskraft erhöht und 
erst dadurch, daß er diese Wertbestimmung dauerhaft verändert, den Mehrwert effektiv be- 
schneidet. Dies sei deshalb möglich, weil der Wohlfahrtsstaat neuen, zusätzlichen Lebens- 
bedürfnissen der Lohnarbeiter gesellschaftliche Anerkennung als »notwendige Lebensmit- 
tel« verschaffe, den Kreis der »notwendigen Lebensmittel« für Arbeiter ausdehne (Weigle 
1960: 47f, Bellermann 1977: 367). Sicher normiert der Wohlfahrtsstaat Bedürfnisse der 
Lohnarbeiter; vermutlich weckt er auch Bedürfnisse in der Arbeiterbevölkerung bzw. ver- 
hilft ihnen zur Normalität (v. Ferber 1967: 47). Aber ob diese teilweise Veränderung, wenn 
man will auch Bereicherung der Bedürfnisstruktur der Arbeiterklasse, bewirkt, daß die 
Wertgröße aller irgend als notwendig anerkannten Lebensmittel für Arbeiter steigt, darf 
man bezweifeln, gerade weil sich diese Bedürfnisse auf traditionelle Mangel- und Notsitua- 
tionen (Alter, Kinderreichtum, Krankheit, Arbeitsunfähigkeit) beziehen. Die dritte mögli- 
che Lösung besteht darin, eine andere Einteilung innerhalb der - ansonsten unveränderten 
- Größe des Werts der Ware Arbeitskraft vorzunehmen, wovon der Mehrwert unberührt 
bleibt. Die Sozialleistungen werden einfach zu »Lohnbestandteilen« erklärt und als solche 
kurzerhand in Bestandteile des Werts der Ware Arbeitskraft umgetauft, ohne daß der Un- 
terschied zwischen beidem den Autoren bewußt zu werden scheint. Nach dem Vorbild 
Renners bekommt man eine Reihe schematischer Einteilungen des Arbeitslohnes in »Indi- 
viduallohn«/»Soziallohn« (Renner 1929: 62f), »direkten«/sindirekten« Lohn (Delaunay 
1971: 63ff, Gouverneur 1978: 79£), »Geldlohn«e/»Soziallohn« (SOST 1980: 15, 17) oder 
wird mit der Behauptung abgespeist, daß der Lohn dank des Sozialstaats um einige neue 
»Bestandteile«, eben die staatlichen Sozialleistungen, bereichert worden sei (Bellermann 
1979: 72, Tittel 1967: 95%). Derlei Klassifikationen werden damit motiviert, daß sich neben 
der »individuellen« Konsumtion von Waren im Rahmen des privaten Arbeiterhaushalts 
mit dem Wohlfahrtsstaat eine neue Sphäre der Konsumtion aufgetan habe, in der nicht 
mehr individuell und keine Waren mehr konsumiert würden. Aber keiner kommt auf die 
naheliegende Idee sich zu fragen, welche Bedeutung denn die auf die Arbeitskraft als Ware 
bezogene »Wertbestimmung« in dieser öffentlichen, politisierten, staatlich administrierten 
Sphäre noch haben könne. 

Am Beispiel einiger neuerer Versuche, die durch den Wohlfahrtsstaat veränderte Repro- 
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duktionsweise der Arbeiterbevölkerung in kapitalistischen Ländern zu analysieren (Grevet 
1976, Capian 1979, Gough 1979) kann man sich die theoretische Aufgabe und ihre Schwie- 
rigkeiten klar machen. Allgemein gesprochen, liegt das Dilemma des Wohlfahrtsstaates 
darin, daß er Reproduktionsprobleme der bürgerlichen Gesellschaft auf eine Weise bearbei- 
tet, die unweigerlich neue und größere Reproduktionsprobleme nach sich zieht. Seine Lö- 
sungen für die Reproduktionsprobleme der Ware Arbeitskraft sind derart, daß sie die Lohn- 
arbeiterexistenz nicht nur weniger riskant, komfortabler und darum akzeptabler machen, 
sondern zugleich auch die Lohnarbeiter immer wieder teilweise aus ihrer Abhängigkeit 
von Märkten herauslösen, d.h. zweitweilig den Zwang, zu kaufen und sich zu verkaufen, 
aufheben. Es fragt sich, wie es der auf den Wert gegründeten kapitalistischen Produktions- 
weise auf die Dauer bekommt, wenn die Reproduktion der Ware Arbeitskraft, die eine 
zentrale Bedingung für die Reproduktion des Kapitals und die Reproduktion des bürgerli- 
chen Staates bildet, zu einem beträchtlichen Teil nicht mehr vom Wert bestimmt wird. 
Nicht nur ein Mehr oder Minder an Wertgröße, die Wertbestimmung selbst wird durch 
den Wohlfahrtsstaat sowohl für die Ware Arbeitskraft als auch für etliche Lohngüter in 
Frage gestellt. 
Jan Gough kommt bei seinem mutigen Vorstoß zu sich stracks widersprechenden Aussa- 
gen: Die Akkumulation des Kapitals werde durch den Wohlfahrtsstaat beeinträchtigt und 
sie werde nicht beeinträchtigt, eher gefördert. Er schwankt zwischen den zwei möglichen 
Positionen: Der Soziallohn, d.h. bei ihm die monetären Sozialleistungen des Staates, muß 
aus Profiten bezahlt werden, hindert also die Kapitalakkumulation und der Soziallohn 
wird aus dem Wert der Ware Arbeitskraft bestritten, hindert also die Akkumulation nicht 
(Gough 1979: 14, 102, 117 u.ö., Wilson 1980: 83). Dieses Schwanken zwischen unvereinba- 
ren Positionen ist kein Zufall und keine persönliche Schwäche. Der erste Grund für 
Goughs Unsicherheit liegt darin, daß er zur Analyse der staatlichen Sozialausgaben notge- 
drungen zurückgreift auf O’Connors Versuch einer marzistischen Analyse der Staatsausga- 
ben im Kapitalismus (O’Connor 1973, Gough 1975). Danach zerfallen für ihn die staatli- 
chen Sozialausgaben in »soziales variables Kapital« und »soziale Unkosten«, d.h. sie fördern 
entweder lohnkostenmindernd, daher »indirekt produktiv« für das Kapital die Reproduk- 
tion der Arbeitskraft der aktiven Lohnarbeiter oder sie tragen »unproduktiv« zum Lebens- 
unterhalt der jeweils nicht-arbeitenden Lohnarbeiterbevölkerung bei (Gough 1979: 522). 
Viele der staatlichen Sozialleistungen aber, muß Gough einräumen, gehören in beide Kate- 
gorien zugleich. Anders gesagt, eine trennscharfe Einteilung der Sozialausgaben in solche, 
die auf Umwegen doch die Mehrwertproduktion befördern, und solche, die nur von der 
Wertschöpfung im warenproduzierenden, privat-kapitalistischen Sektor zehren, läßt sich 
nicht durchführen. Kein Wunder, hat doch O’Connor unter den drei Rubriken von Staats- 
ausgaben, die er anführt - soziales konstantes und soziales variables Kapital und soziale Un- 
kosten - schlicht eine mögliche funktionale Unterscheidung - zwischen einer Akkumula- 
tions- und einer Legitimationsfunktion - mit einer möglichen kreislauftheoretischen Un- 
"terscheidung - zwischen Staatsausgaben, die dem privaten Kapital Kosten ersparen und sol- 
chen, die das nicht tun - vermengt. Die Neubenennung der aus der herrschenden Finanz- 
wissenschaft geläufigen Kategorien »Sozialkapital« und »Sozialkonsum« auf marxistisch 
liefert O’Connor nur ein Einteilungsschema, dem jeder kreislaufanalytische Unterbau 
fehlt; er gibt es darum selbst immer wieder auf zugunsten einer Einteilung nach den Ausga- 
bezwecken, die die jeweils stärksten regierenden Gruppen bei der Entscheidung über das 
staatliche Ausgabenbudjet verfolgen. (O’Connor 1973: 64, 70 u.ö.) Folglich ist auch Gough 
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nicht von der Aufgabe befreit, die staatlichen Sozialausgaben, die er etwa »soziales variables 
Kapital« nennen soll, wenn er denn um andere Ausdrücke verlegen ist, erst auf ihre Funk- 
tionen und ihre ökonomischen Wirkungen im Reproduktionsprozeß des gesellschaftlichen 
Gesamtkapitals hin zu untersuchen. Der zweite Grund liegt darin, daß er dem zentralen 
Problem, ob und wie die durch den bürgerlichen Wohlfahrtsstaat vermittelte Reproduk- 
tion der Arbeiterbevölkerung noch vom »Wert der Ware Arbeitskraft« bestimmt wird, 
auszuweichen sucht, indem er es in die Wertbestimmung der Ware Arbeitskraft zurückzu- 
verlagern probiert. Dort aber, wenigstens bei Marx, ist der Wohlfahrtsstaat noch nicht ver- 
gessen, wenn auch Ansatzpunkte für den wohlfahrtsstaatlichen Eingriff auszumachen sind. 
Er wendet sich zu Recht gegen das orthodox-marxistische Dogma, alle Steuern, des weite- 
ren auch alle Sozialabgaben gleich in welcher Form, seien Mehrwertabzüge (Gough 1975, 
dagegen Fine/Harris 1976, Gough 1979: 105f). Er stellt zwei sich widersprechende Behaup- 
tungen gegen dieses Dogma: Alle Sozialleistungen, Geldtransfers und öffentliche Güter, die 
in den Konsum der beschäftigten Lohnarbeiter eingingen, gehörten zum. Wert der Ware 
Arbeitskraft; woraus folgt, daß der ebenfalls vom Staat besorgte Lebensunterhalt für den je- 
weils nicht-beschäftigten Teil der Arbeiterbevölkerung nicht zum Wert der Ware Arbeits- 
kraft gerechnet werden soll. Gleichzeitig behauptet er, daß sämtliche staatlichen Soziallei- 
stungen, also auch die von der nicht-beschäftigten Arbeiterbevölkerung konsumierten, in- 
nerhalb der Grenzen des Werts der Ware Arbeitskraft finanziert, produziert und verteilt 
würden (Gough 1979: 114, 117, 120). Gough kann sich nicht entscheiden, ob er den Kon- 
flikt zwischen Kapitalisten und Unbeschäftigten oder den Konflikt zwischen beschäftigten 
und nicht-beschäftigten Lohnarbeitern zum Zentralkonflikt des Wohlfahrtsstaates erklä- 
ren soll. Statt dem Problem nachzugehen, wie mit Hilfe des bürgerlichen Staates die jeweils 
unbeschäftigte Arbeiterbevölkerung doch auf proletarischem Niveau am Leben und in ei- 
ner Form von Lohnabhängigkeit gehalten werden kann, wie dies sich auf die Lebenslage 
der beschäftigten Arbeiter auswirkt, die dank der Staatshilfe vom »virtuellen Pauper« zum 
virtuellen »Klienten des Sozialstaats« avancieren, bietet er ein Diagramm des wohlfahrts- 
staatlichen Kreislaufs, das naturgemäß nur hergibt, was in seinen Voraussetzungen schon 
enthalten ist (Gough 1979: 114ff). Die Voraussetzung ist, daß die Kapitalisten weder bei 
der Finanzierung, noch bei der Zuteilung oder bei der Konsumtion der staatlichen Sozial- 
leistungen irgend eine Rolle ‚spielen. Alles, was in der Arbeiterklasse in einer Periode an 
staatlichen Einkommenstransfers verteilt und an Sozialleistungen konsumiert wird, bezah- 
len die Lohnarbeiter selbst mit Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen. Etwas verschämt 
wird im Schema angedeutet, daß die von Lohnarbeitern gezahlten Steuern und Sozialversi- 
cherungsbeiträge keineswegs ausschließlich der Finanzierung von staatlichen Sozialausga- 
ben dienen, aber sonst bleibt die Harmonie ungetrübt. 

Doch ist selbst dies Schema ein Fortschritt gegenüber der marxistischen Tradition, sich an 
dem Inzidenzproblem festzubeißen, der Frage, wer welche Steuern und Sozialversiche- 
rungsbeiträge in welchem Maße auf andere abwälzen kann. Die Überwälzungschance 
wechselt mit der relativen Marktmacht. Ob man sich mit der Beschwörung des Klassen- 
kampfes zufriedengibt (Peschke 1962: 261) oder mehr oder minder vollständige, kasuisti- 
sche Überlegungen anstellt (Tittel 1967, Fuhrke 1976), die Wertbestimmung der Ware Ar- 
beitskraft sowie der Mehrwert bleiben davon unberührt. Die Geldtransfers dagegen, die be- 
schäftigte und unbeschäftigte Lohnarbeiter vom Staat zugeteilt erhalten, und die öffentli- 
chen Güter und Dienste, deren Gebrauchswerte ihnen außerhalb des Marktverkehrs vom 
Staat angeboten resp. aufgezwungen werden, berühren diese Wertbestimmung sehr wohl. 
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Patrice Grevet und Alain Capian haben an diesem Punkt einen weiteren Schritt gewagt. 
Wenn sich das Lohnsystem durch den Eingriff des Wohlfahrtsstaats formell verändert, in- 
dem die einfache und erweiterte Reproduktion der Lohnarbeiter zu einem großen Teil 
bzw. in manchen Bereichen ausschließlich durch nicht-kapitalistische, Nicht-Warenbezie- 
hungen vermittelt wird, was wird dann aus dem Wert, der das Leben des Arbeiters nur so- 
weit bestimmen kann, wie dieses im ständigen Kreislauf zwischen Arbeitsmarkt, Privatbe- 
trieb, Konsumgütermarkt und Privathaushalt eingesperrt bleibt (Grevet 1976: 174ff, Ca- 
pian 1979: 74£, 76f)? Ihre Antwort ist: Er differenziert sich in eine politisch gesetzte Kon- 
sumnorm für die unbeschäftigten und eine politisch gesetzte Arbeitsnorm für die beschäftig- 
ten Lohnarbeiter. Anders gesagt, was »notwendige Lebensmittel« für die nicht-arbeitende 
proletarische Bevölkerung sein sollen und was demgemäß »notwendige Arbeitszeit« für die 
arbeitenden Proletarier sein sollen, das normiert der Wohlfahrtsstaat. Die Wertbestim- 
mung der Ware Arbeitskraft ist immer normativ, auf die geltenden, als normal betrachte- 
ten Lebensstandards für eine Masse von Privatleuten bezogen; im reinen Kapitalismus 
wirkt diese Norm durch die quantitative Beschränkung der Freiheit der Konsumwahl, die 
der normale Geldlohn dem »freien Arbeiter« läßt. Es fragt sich, ob und wie sich durch die 
andere Form der Normierung , die »politische Anerkennung« (Grevet 1976: 52, Capian 
1979: 72), auch der Inhalt dieser Norm verändert. Sie erhält einen bedeutend erweiterten 
Inhalt, da vom Wohlfahrtsstaat anerkannt werden kann, was auf dem freien Arbeitsmarkt 
keine Anerkennung findet - die Bedürfnisse der nicht verwertbaren, der alten, kranken, in- 
validen, überflüssigen Arbeiter. Der Inhalt bleibt aber insofern der gleiche, als sich diese 
Anerkennung stets nur auf dem vom bürgerlichen Staat selbst normierten »proletarischen 
Lebensniveau« bewegen kann. Folgt man dem Argument von Grevet und Capian, so wird 
die Bedürfnisstruktur der Arbeiterklasse durch den Wohlfahrtsstaat dort nicht verändert, 
wo es um Einkommenstransfers geht. Der Wohlfahrtsstaat schafft eine offizielle Differen- 
zierung im Lohnarbeiterstatus neben der Differenzierung am Arbeitsmarkt. Die immanen- 
te Schranke für das, was er als legitim und notwendig anerkennen kann, liegt im Lohnar- 
beiterstarus selbst. Wenn der Verkaufszwang für einige Lohnarbeiter vorübergehend sus- 
pendiert wird, dann muß wenigstens die andere Seite der Lohnabhängigkeit, der Zwang, 
alles Lebensnotwendige als Waren am Markt zu kaufen, erhalten bleiben. Das geht vorzüg- 
lich mittels einer Einkommensnorm, die dem »Wert der Ware Arbeitskraft« nachgebildet 
ist, also eine Geldsumme nach der durchschnittlichen Preissumme derjenigen Warenmenge 
bemißt, die in einer begrenzten Periode zum individuellen Leben nötig ist. Für die unbe- 

"schäftigten Teile der Arbeiterbevölkerung wäre es dabei völlig gleichgültig, ob die so nor- 
mierten Transfereinkommen, die ihnen einen periodischen Zugang zum Warenmarkt er- 
öffnen, nun aus Abzügen vom Mehrwert oder vom Wert der Arbeitskraft der Beschäftig- 
ten stammen. 


4.3. Sozialer oder kollektiver Konsum 


Solange der Sozialstaat noch Geldeinkommen austeilt resp. umverteilt, spielt er eine Art 
Vermittlerrolle bei der Reintegration von Privatleuten in die bürgerliche Warenwelt. Wie 
differenziert auch immer der Staat die von ihm unterschiedenen »Sozialfälle« behandelt, er 
ist bemüht, ihre bürgerliche Privatautonomie instand zu halten resp. zu setzen. Die Klien- 
ten sollen wieder als Geldbesitzer auf dem Warenmarkt landen, wo sie selbst entscheiden, 
was sie von den angebotenen Waren für ihren Privatgebrauch erstehen wollen. Darüber- 
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hinaus aber produziert und verteilt der bürgerliche Staat Güter und Dienste, deren Ge- 
brauchswert von politischen Entscheidungen darüber, was den Staatsbürgern nottut und 
frommt, bestimmt wird. Solche Gebrauchswerte nehmen in der Regel keine Warenform 
an. Sie können in die Reproduktion von Lohnarbeitern eingehen, soweit sie für diese 
brauchbar sind. 

Für die Analyse des Vehlhasag bieten solche staatlich produzierten Güter und 
Dienste ein vertracktes Problem. Wiewohl keine Gratisgaben der Natur, sondern Produk- 
te gesellschaftlicher Arbeit, sind sie als Nicht-Waren kaum mit Wertkategorien zu fassen. 
Ihre Produktions- und Betriebs- und sonstigen Kosten werden aus dem Steueraufkommen 
bestritten. Folglich gibt es keinerlei eindeutigen Zusammenhang mehr zwischen dem Ge- 
brauch, den jemand von solchen Gütern und Diensten macht, und seinem Beitrag zu deren 
gesellschaftlichen Produktions- und Reproduktionskosten. Für den Eizelnen oder für gan- 
ze Gruppen von Privatleuten können - je nach ihrer Position im Steuerkampf - solche Gü- 
ter und Dienste durchaus Gratisgaben der Gesellschaft sein. Wer dabei wen ausbeutet, ist 
schwierig festzustellen. Also auch, zu wessen Lasten schließlich die im Wohlfahrtsstaat üb- 
liche Reproduktion der Ware Arbeitskraft mittels Nicht-Waren, die der Staat bald bereit- 
stellt, bald seinen Bürgern aufdrängt, geht. 

Die herrschende Lehre in der Finanzwissenschaft bezeichnet solche Nicht-Waren als »öf- 
fentliche Güter« und erklärt ihr Vorhandensein inmitten der kapitalistischen Produktions- 
weise mit einem mehr oder minder vollständigen Katalog möglicher Fälle von »Marktver- 
sagen«. Der marxistische Beitrag zur Erhellung dieses Phänomens bestand bislang darin, 
Marktversagen womöglich mit einem Mangel an tatsächlicher oder erwarteter Profitabili- 
tät für private Unternehmer in Zusammenhang zu bringen. Eine solche Argumentation 
läßt sich auch in der Theorie des Wohlfahrtsstaates verfolgen. Sie soll zeigen, welche Lohn- 
güter, also welche für die einfache und erweiterte Reproduktion der Arbeiterbevölkerung 

‚eines kapitalistischen Landes zu einem gegebenen Zeitpunkt für nötig erachtete Güter und 
Dienste nicht von privaten kapitalistischen Warenproduzenten produziert bzw. nicht von 
Lohnarbeitern privat erworben werden könnten. 

Marxistische Ökonomen hatten die Gepflogenheit, die öffentlichen Güter pauschal mittels 
der Rede von einer »Sozialisierung des Konsums« oder einer »kollektiven Konsumtion« 
für die Arbeiterklasse in Beschlag zu nehmen (Renner 1918: 46, Aglietta 1979: 165). Öffent- 
liche Güter sind in der Regel nicht privat anzueignen, also ist ihr Gebrauchswert auch 
schwerlich privat zu konsumieren. Das heißt jedoch noch längst nicht, daß sie stets kollek- 
tiv oder gar »gemeinschaftlich« konsumiert würden, noch weniger, daß öffentliche Kon- 
sumgüter stets von proletarischen Kollektiven verkonsumiert würden. Wo überhaupt der 
Versuch gemacht wird, den kollektiven Charakter der Konsumtion eines öffentlichen Gu- 
tes zu begründen, wird das Dogma der herrschenden Lehre übernommen, daß es Güter ge- 
be, die quasi von Natur aus unteilbar, d.h. nicht in solche Portionen zuzurichten seien, wo- 
rin sie für Individuen zuträglich sind (Pretecielle 1975: 288f, SOST 1980). Aller Vergesell- 
schaftungsrhetorik zum Trotz erweist sich der Kapitalismus als sehr resistent gegenüber 
der »Natur der Dinge«. Für jedes Beispiel eines »Kollektivgutes« - Theater, Schwimmbad, 
Schule, Krankenhaus usw. usf. - läßt sich demonstrieren, daß dies sich auch sehr gut in ka- 
pitalistischer Warenform machen kann. 

Gleichwohl ist von marzistischen Ökonomen gerade den öffentlichen Gütern immer wie- 
der eine Art »komparativen Kostenvorteils« für die Kapitalisten nachgesagt worden (so 
auch Gough 1979). Sie sollen billiger davonkommen können, wenn ihre Lohnarbeiter 
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Steuern und Sozialabgaben statt Preise für bestimmte notwendige Konsumgüter zu zahlen 
hätten. Mithin wäre es profitabler für das gesellschaftliche Gesamtkapital, eine Reihe von 
Lohngütern dem Staat zur Produktion zu überlassen, sich zugunsten des Sozialstaates aus 
Teilen des Lohngütersektors zurückzuziehen. Die Vergrößerung des »sozialen« Konsums 
von Öffentlichen Lohngütern wäre immer noch vorteilhafter als eine gebrauchswertmäßig 
gleiche Ausdehnung des privaten Warenkonsums der Lohnarbeiter (Rowthorn 
1979:211f).Diese Analogie mit der relativen Mehrwertproduktion läßt sich natürlich nur 
halten, wenn man erstens eine »Zurechnung« von gezahlten Lohnsteuern und konsumier- 
ten Teilen bestimmter öffentlicher Güter vornimmt, also annimmt, daß die Lohnarbeiter 
auch an öffentlichen Gütern nur konsumieren können, was sie im Wege der Besteuerung 
bezahlt haben, und zweitens dem Staat ohne weiteres einen prinzipiellen Produktivitäts- 
vorteil gegenüber allen möglichen privaten Produzenten einräumt. 


5. Die leidige »Krise des Sozialstaates« 


In der gegenwärtigen Krise wird der Wohlfahrtsstaat beinahe allgemein als Urheber eher 
denn als Opfer betrachtet. Er gilt als Teil des Problems, nicht als dessen Lösung; seine eige- 
ne, spezifische Krise in der allgemeinen Krise gilt als hausgemacht. Die Krise des Sozial- 
staats wird auch von Marxisten als »Finanzkrise« aufgefaßt, mal in einer fundamentalen 
Version, worin der Sozialstaat als für das Kapital direkt existenzgefährdender Mehrwert- 
und Ressourcenfresser dargestellt (SOST 1980: 286), mal in einer sachteren Version, worin 
der Nachdruck darauf liegt, daß die Staatsfinanzen unbeherrschbar geworden sind bzw. aus 
der Hand zu laufen drohen. Die Grundstruktur der Argumentation ist einfach und mit den 
verschiedensten analytischen Aussagen über die Verteilung von Lasten und Nutzen im 
Wohlfahrtsstaat zu vereinbaren: Weil der Wohlfahrtsstaat die Lohnarbeiter vor den Kri- 
senfolgen beschütze, erschwere er zugleich eine wirksame Krisenbereinigung. Weil er die- 
sen Schutz der am meisten gefährdeten proletarischen Krisenopfer zu einem beträchtlichen 
Teil auf Kosten des Kapitals organisiere, vertiefe er die Krise. 

Daß der Wohlfahrtsstaat sich einer zyklischen Krise nicht entziehen kann, ist selbstver- 
ständlich. Wenn man unterstellt, daß die staatlichen Sozialausgaben stets zu Lasten des 
Mehrwerts gehen, dann wirkt der Sozialstaat durch seine bloße Existenz und auch ohne je- 
de eigene strukturelle Krise krisenverschärfend - teils weil er durch Steuerabzüge vom 
Mehrwert und Kapitalabzug vom Kapitalmarkt den Finanzierungsspielraum für private 
Akkumulation drastisch verengt, teils weil er zur Stützung des Lohnniveaus beiträgt. Dem 
steht gegenüber, daß er die Konsumnachfrage der Arbeiterbevölkerung stabilisiert oder 
doch jedenfalls den Verfall ihrer Kaufkraft aufhalten kann. 

Obwohl er gar nicht auf den Krisenfall hin konstruiert ist, vielmehr mit dauernden, zy- 
klusabhängigen Reproduktionsproblemen der Lohnarbeiter zu tun hat, ist er in der zykli- 
schen Krise zwangsläufig mit kurzfristig drängenden Reproduktionsproblemen in Massen 
konfrontiert, die er weder abweisen oder weiterschieben noch adäquat bearbeiten kann. 
Die Entwicklung der Wohlfahrtsstaaten hat die staatliche Vermittlung der privaten Pro- 
duktion und Reproduktion von Arbeitskraft zur allgemein akzeptierten »Normalität« ge- 
macht. Der Wohlfahrtsstaat hat eine historisch unvergleichliche Legitimationsbasis, gerade 
weil er jedem seiner Bürger einen institutionalisierten Anspruch auf Notfallhilfe einräumt 
und des weiteren die Selbsthilfeinitiativen, vor allem aus der Arbeiterbevölkerung, weitge- 
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hend absorbiert hat. Hinter diese Erwartungsstruktur kann er nicht zurück. Gerecht wer- 
den kann er ihr aber auch nicht. Denn in der zyklischen Krise wächst sich die Geldklem- 
me, in die der Sozialstaat gerät, zur Krise aus. Dies deshalb, weil er einerseits an Kapazität 
verliert gegenüber der wachsenden Größenordnung der Probleme, für die er offiziell und 
nach seiner Selbstdefinition kompetent ist, und weil er andererseits wenigstens vorüberge- 
hend Kompetenz aufgeben muß zugunsten eines rein instrumentellen Ziels: der Erhaltung 
seiner eigenen Handlungsfähigkeit. Die Sicherung des Systems der sozialen Sicherung, das 
er organisiert, wird vorübergehend wichtiger als die Sicherungsleistungen dieses Systems 
für einzelne Krisenopfer. 

Obwohl er Zeit und Finanzmasse gewinnen kann, büßt er Legitimität ein. Die Forderung 
an den Staat, auch in der Krise handlungs-, das heißt auch in Zukunft zahlungsfähig zu blei- 
ben, kann er nur erfüllen, indem er Handlungskompetenz aufgibt, also ein »Staatsversa- 
gen« selbst in Szene setzt, das ihn Autorität kostet. Vor allem aber kostet diese unfreiwillige 
Selbstbeschränkung den Wohlfahrtsstaat die Unterstützung seiner Klienten aus der Arbei- 
terklasse und trägt ihm die Gegnerschaft der bisherigen Profiteure des Sozialsystems ein. 
Den einen nimmt er das stets aufs Neue beschworene »Recht auf soziale Sicherheit«, macht 
sie zu Opfern einer Krise, die als Krise des Staates erscheint; den anderen beschneidet er ein 
Exploitationsfeld, ohne dies durch parallele Opfer, die er der Arbeiterklasse auferlegt, wett- 
machen zu können. Das scheint auch der eigentliche Inhalt der gegenwärtig beschworenen 
»Sozialstaatskrise« zu sein: Daß die strukturelle Veränderung der bürgerlichen Gesellschaft 
viel zu weit fortgeschritten, der »point of no return« zum unorganisierten Kapitalismus 
längst überschritten ist. 
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Elmar Altvater 
Umbau oder Abbau des Sozialstaats? - Überlegungen zur Restruk- 
tnierung des ’Welfare State’ in der Krise 


1. 


Noch bis zur zweiten Hälfte der siebziger Jahre wurde der Sozialstaat in den entwickelten 
kapitalistischen Ländern ausgebaut, jedenfalls was sein quantitatives Wachstum, gemessen 
am Anteil der Sozialausgaben am Bruttoinlandsprodukt, anbelangt. Im Durchschnitt der 
EG-Länder stieg der Anteil der Sozialausgaben von 19,3 vH 1970 auf 24,3 vH 1975. Und 
dies war nur die Fortsetzung eines langandauernden Prozesses in der Phase nach dem Zwei- 
ten Weltkrieg. Die jährliche Zuwachsrate der Sozialausgaben war während dieser Prosperi- 
tätsperiode zwischen einem Drittel und zwei Dritteln größer als die Wachstumsrate des So- 
zialprodukts. Tatsächlich sind die meisten Risiken des Arbeitslebens abgesichert worden: 
Krankheit, Alter, Tod, Invalidität, körperliche und geistige Gebrechen, Arbeitsunfälle und 
Berufskrankheiten, Arbeitslosigkeit, Familienlasten, sogar politische Ereignisse und Natur- 
katastrophen. Die Form der Absicherung war entweder diejenige der staatlichen Fürsorge 
bzw. Versorgung oder die der Versicherung. Einige weitere Bedürfnisse sind inzwischen in 
die Liste der staatlich abgesicherten »Risiken oder Bedürfnisse« aufgenommen worden, wie 
die Berufsausbildung der Erwachsenen oder das Wohnungswesen (Sozialkonten der EG 
1977, S. 17). Das Grundprinzip der Entwicklung ist also eindeutig: Die Sicherung von vie- 
len Bereichen des individuellen Lebens erfolgt nicht mehr marktvermittelt, sondern als 
staatlich regulierte und meist auch finanzierte Veranstaltung. Die Reproduktion der Ar- 
beitskraft ist also zu einem Teil den Marktkräften entzogen worden. Entsprechend hat die- 
ser Prozeß der »decommodification« (Aufhebung des Warencharakters) der Arbeitskraft 
theoretisches Interesse ausgelöst. Claus Offe (1972) hat in diesem Zusammenhang von der 
wachsenden Bedeutung des Gebrauchswerts gegenüber dem Tauschwert gesprochen; Bow- 
les und Gintis (1981) führen in diesem Zusammenhang die Kategorie des »citizen wage« 
ein, und Konservative sehen darin den Ursprung einer »neuen sozialen Frage«!, da sich po- 
litisch stark organisierte Bevölkerungsgruppen zu Lasten der schwach Organisierten in un- 
solidarischer Weise ein ungerechtfertigt großes Stück Kuchen aus dem Sozialetat heraus- 
schneiden könnten. 

Wäre nicht seit 1974 die gesamte Weltwirtschaft in eine Krise geraten, dann hätte sich diese 
Entwicklung auch noch einige Jahre fortsetzen lassen. Mit dem Eintritt in die Krise jedoch 
wurde der weitere Ausbau des Sozialstaats zunächst gestoppt. Die kurzfristigen Notwen- 
digkeiten der Sanierung der von der Fiskalkrise betroffenen Staatshaushalte hatte Vorrang. 
Natürlich glaubte man, gewohnt an die langandauernde Prosperität seit den 50er Jahren, 
daß es sich nur um kurzfristige Einschnitte handeln würde. Durch die Krise muß man sich, 
wie Hilferding 1931 feststellte, »hindurchbeißen« - in der Hoffnung, daß es danach wieder 
auf dem Wege weitergehen könne, der zuvor eingeschlagen worden ist. Jedoch stellte sich 
diese Hoffnung sehr bald als eine Illusion heraus. Die Verhältnisse wurden, auch als es 1978 
wieder in den westlichen Volkswirtschaften kurzzeitig aufwärts ging, niemals wieder so 
wie in den 50er Jahren oder gar den »goldenen« 60er Jahren. Leidtragender war in diesem 
Prozeß der Sozialstaat, oder besser: die Klienten, die von seinen Leistungen partiell oder 
insgesamt abhängig sind, wobei denjenigen, denen es sowieso schon besonders schlecht 
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geht, noch besonders viel genommen wird (vgl. Wagner 1982). Selbst kritische Beobachter 
glaubten indes, daß es angesichts der Errungenschaften, die der Sozialstaat als soziales Prin- 
zip der Vergesellschaftung darstelle, gar nicht anginge, seine Leistungen prinzipiell und auf 
Dauer zu beschneiden. Ian Gough schreibt in seiner »The Political Economy of the Welfa- 
re State« 1979, daß es auch in der Krise nicht um einen »Abbau«, sondern um einen »Um- 
bau« des Welfare State gehe. Und Herb Gintis und Sam Bowles schreiben in ihrer Analyse 
des Wohlfahrtstaates in der kapitalistischen liberalen Demokratie, daß es tatsächlich in den 
siebziger Jahren keinen Abbau des Reallohns (in den USA) gegeben habe, da die Soziallöh- 
ne trotz Kürzungen bei den /ndividuallöhnen diese kompensiert hätten. Doch heute, zu Be- 
ginn der achtziger Jahre, lesen wir auch: »(Der Sozialstaat) schafft auch deswegen Dilemma- 
ta, weil die Maßnahmen nicht in Einklang mit der ökonomischen Algebra konstruiert 
sind, das heißt, sie sind so konstruiert, daß zwei mal zwei gleich neun, mindestens aber sie- 
ben sein müßte. Deshalb ist nicht nur ein Abbau des Sozialstaats nötig, sondern zugleich 
ein Umbau, also der Übergang auf andere Mittel.« (Renate Merklein in »Bergedorfer Proto- 
koll« Nr. 68, 1981, S. 70, eine These, die sie auch in mehreren Artikelfolgen im »Spiegel« un- 
ter die Leute gebracht hat). Der Regierende Bürgermeister von Berlin kann die gleiche Ab- 
sicht zu einem politischen Programm formulieren: »Gestalten durch Sparen«. Ein hoher 
Beamter der Reagan-Administration offenbart, daß eine funktionstüchtige Polizei immer 
noch der beste Sozialstaat sei. Gegenüber diesem Zynismus findet die FDP-Bundestagsab- 
geordnete der FDP, Ingrid Matthäus, tröstende Worte: »Knappe öffentliche Kassen müssen 
nicht zu einem beklagenswerten Zwang zum Sparen bei sinnvollen Maßnahmen führen, 
sondern beinhalten auch die Chance, dort zu kürzen oder abzubauen, wo Kürzung oder 
Abbau aus gesellschaftspolitischen Gründen seit langem überfällig ist, ohne daß sich die Po- 
litiker angesichts voller Kassen bisher dazu durchringen konnten. Sparzwang ist...nicht nur 
keine Katastrophe, sondern eine Chance zum Sparen als gesellschaftspolitische Reform...« 
(in Frankfurter Rundschau vom 21.7.82). Mit diesen leicht fortzusetzenden Zitaten ist 
schon die offizielle und offiziöse Antwort auf die gestellte Frage gegeben. In der gegen wär- 
tigen Krise findet beides statt und auch seine Begründung: Umbau und Abbau des Sozial- 
staats bzw. genauer: Umbau des Sozialstaates durch den Abbau von Sozialleistungen. 


I. 


Der Sozialstaat ist während der Prosperitätsphase als Institution der Verteilung und der 
Umverteilung behandelt worden, da die Frage der Akkumulation von Kapital keine Pro- 
. bleme aufgeworfen hat. Fin »trade off«, also eine Alternative des entweder-oder«, von Ak- 
kumulation und Sozialleistungen wurde ausgeschlossen. Im Gegenteil, vielfach galt der So- 
zialstaat mit seiner Funktion der Konsensbeschaffung als eine gesellschaftliche Bedingung für 
beschleunigte Akkumulation von Kapital. Empirisch schien sich die Auffassung zu bestäti- 
gen, betrachtet man die Beispiele der Länder mit den am meisten ausgebauten sozialstaatli- 
chen Leistungen (wie die nordeuropäischen Länder oder Westdeutschland). Die Reproduk- 
tionskosten der Arbeitskraft sind mehr und mehr in der Form des Soziallohns erstattet, 
d.h. - oberflächlich betrachtet - den Vermarktungsprozessen des Tauschwerts und seiner 
Bewegung entzogen worden. Angesichts der Risiken, die mit der Lohnarbeiterexistenz 
strukturell verbunden sind, schien dies eine selbstverständliche Entwicklung zu sein, zumal 
die Ausdehnung des Anteils des Soziallohns im großen ganzen Resultat der Kämpfe für Re- 
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formen von seiten der Arbeiterbewegung und ihrer Organisationen ist. Allerdings ist an 
dieser Stelle eine wichtige Unterscheidung zwischen zwei »Säulen« anzubringen, auf denen 
der Sozialstaat heute beruht. Historisch ist er einerseits hervorgegangen aus der polizeili- 
chen »Fürsorglichkeit« des Souveräns für alle diejenigen, die ihre Existenzbedingungen 
nicht aus eigener Kraft gestalten konnten (vgl. Gerstenberger 1981). Diese Wurzel des So- 
zialstaats reicht in vorkapitalistische Verhältnisse zurück. Die andere Säule des Sozialstaats 
hingegen beruht auf dem Versicherungsprinzip der Risiken der Lohnarbeiterexistenz und 
ist infolgedessen mit der Entstehung einer Lohnarbeiterklasse im Kapitalismus unmittelbar 
verbunden. In der Ausgestaltung des Sozialstaats - zumindest in der Bundesrepublik 
Deutschland - lassen sich diese beiden Säulen sehr leicht ausmachen. Sozialhilfe des Staates 
ist »fürsorgliches« Eintreten für alle diejenigen, die nicht aus eigener Kraft für ihre Existenz 
zu sorgen vermögen. Der Staat tritt subsidiär an die Stelle des Individuums oder dessen Fa- 
milie. Entsprechend ist die Ausgestaltung der Sozialhilfe; sie richtet sich nach minimalen 
Lebensstandards, nach der Versorgungspotenz der Familie und ist subsidiär. Die Sozialver- 
sicherung hingegen ist ganz anders konstruiert. Ein Teil des Arbeitseinkommens wird ein- 
gezahlt, um gegen die Risiken des Arbeitslebens versichert zu sein und um zumindest einen 
Teil des Einkommens auch dann beziehen zu können, wenn, aus welchen Gründen auch 
immer (Krankheit, Unfall, Alter), Arbeit nicht mehr geleistet werden kann. Die Grenzen 
zwischen beiden Bereichen des Sozialstaats sind durchaus fließend, und am deutlichsten 
tritt dies zutage, wenn wir die Arbeitslosenversicherung betrachten. Für eine bestimmte 
Zeit der Arbeitslosigkeit wird Arbeitslosengeld gezahlt, das sich in der Höhe nach dem zu- 
letzt bezogenen Einkommen richtet. Dauert die Arbeitslosigkeit über eine bestimmte Zeit- 
spanne hinaus (in der Regel ein Jahr), dann tritt an die Stelle des Arbeitslosengeldes die Ar- 
beitslosenhilfe, deren Höhe sich nicht mehr an dem zuletzt bezogenen Arbeitseinkommen 
orientiert, sondern den Standards der Lebenshaltung unter Berücksichtigung (nicht mehr 
des Individual- sondern) des Familieneinkommens (und -vermögens)? Unter dem Aspekt 
der »Entmarktung« (decommodification) betrachtet, richtet sich nur die Sozialhilfe (im Be- 
reich der Arbeitslosenversicherung die Arbeitslosenhilfe) nach nicht marktgebundenen 
Standards. Die Subsidiarität äußert sich dabei als ein Prinzip der Bestrafung für »decommo- 
dification«. Denn die Leistungen sind in der Höhe so bemessen, daß sie die Grenze der Ar- 
mut nicht überschreiten (dazu die einleuchtenden Angaben bei Wagner 1982, S. 13ff. und 
121ff.), also ein rücksichtsloser Druck in die Richtung der »commodification«, des Ver- 
kaufs der Ware Arbeitskraft auf dem Arbeitsmarkt, ausgeübt wird. Das, was auch von kri- 
tischen Theoretikern als sozialpolitische Errungenschaft im modernen Kapitalismus kate- 
gorisiert wird, die partielle Aufhebung des Warencharakters der Arbeitskraft nämlich, 
stellt sich für die davon Betroffenen als eine Degradierung in der gesellschaftlichen Hierar- 
chie, als eine Entmündigung ihrer Individualität und als eine Bestrafung für das Risiko der 
Arbeitslosigkeit dar. 

Im Bereich der Sozialversicherung indes ist nur mit größter Vorsicht von Entmarktungs- 
Prozessen, von »decommodification« zu sprechen. Denn erstens ist die Konstruktion der 
Sozialversicherung so angelegt, daß mit ihren Leistungen gerade die Befähigung (die Reha- 
bilitation) zum Verkauf der Arbeitskraft wieder zurückgewonnen werden soll, wenn diese 
durch im Individuum oder der Lage des Arbeitsmarktes angelegte Störungen zeitweise ver- 
loren gegangen sein sollte. Die Aufhebung des Warencharakters der Arbeitskraft tritt erst 
dann ein, wenn diese dauerhaft infolge Krankheit, Alter, Dequalifizierung usw. angesichts 
herrschender Bedingungen auf dem Arbeitsmarkt nicht mehr verkaufbar sein sollte. Dann 
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aber ist »decommodification« gleichbedeutend mit dem Abrutschen in die Armut, die mit- 
tels Sozialhilfe gerade vor dem Verhungern bewahren kann. Zweitens entsteht aufgrund 
des Versicherungsprinzips ein neuer Markt: der Versicherungsmarkt? Dieser Markt spielt 
in den USA eine ganz wesentliche Rolle im Sinne einer »commodification« von Risiken. 
Dürch die Ausgestaltung der, Sozialversicherung in den meisten europäischen Ländern als 
staatliche Institution ist der Versicherungsmarkt sehr viel stärker reguliert als dies bei ande- 
ren Märkten der Fall ist. Aber von einer »decommodification« der Arbeitskraft kann in ei- 
nem durchgängigen Sinne durchaus nicht die Rede sein. 
Gerade weil die Sozialleistungen Resultat von Kämpfen und nicht einfach großzügige Zu- 
geständnisse eines aufgeklärten Staates darstellten‘, können sie auch nicht auf dem Wege ei- 
ner einseitigen Erklärung rückgängig gemacht werden, ohne größten politischen Wider- 
stand zu provozieren. Der Bereich der Sozialleistungen befindet sich nicht mehr in der aus- 
schließlichen Souveränität des bürgerlichen Staates. Oder besser ausgedrückt, der bürgerli- 
che Staat erweitert sich dadurch, daß ihm neue Aufgaben zuwachsen; er wird zum erweiter- 
ten Staat im Sinne Gramscis. Die erkämpften Reformen sind institutionalisiert worden, 
und diese Institutionen werden wesentlich getragen von den Organisationen derjenigen, 
die vom System der Sozialleistungen begünstigt werden (d.h. allerdings nicht, daß die So- 
zialversicherten selbst das System bestimmen; von den Empfängern von Sozialhilfe ganz 
abgesehen. Immer ist die Sozialbürokratie zwischengeschaltet, und deren Existenz wird zu 
einem der zentralen Kritikpunkte der Kampagnen gegen den Sozialstaat). Folglich ist der 
Sozialstaat mit seinen materiellen Leistungen die Manifestation eines permanenten Kom- 
‚promisses, der den Auseinandersetzungen gefolgt ist und sie abgeschlossen hat, indem Insti- 
tutionen der Vermittlung geschaffen wurden.’ Der Sozialstaat als erweiterter Staat ist also 
die Institutionalisierung eines Klassenkompromisses. Diese in Frage zu stellen, bedeutet die 
Kampfansage an die organisierten Leistungsempfänger, und d.h. vor allem an die (organi- 
sierte) Arbeiterbewegung. Aber nicht nur das. Mit der Untergrabung des Kompromisses 
wird der gesellschaftliche Konsens der »corporate democracies« der westlichen Welt gefähr- 
det. 

Offenbar wird dieser Konflikt gegenwärtig provoziert. Warum? Um eine Antwort darauf 
zu finden, betrachten wir zunächst das Verhältnis von Individuallohn und Soziallohn un- 
ter dem Aspekt der Reproduktion der Arbeitskraft. 


II. 


Das nachfolgende Kreislaufschema zeigt den (vereinfachten) Zusammenhang von Produk- 
tion von Werten, Reproduktion der Arbeitskraft, Individuallöhnen, Soziallohn und der In- 
zidenzprobleme, vermittelt über das System der staatlichen Steuern und Ausgaben. Der So- 
ziallohn ist ein Moment der Sekundärverteilung und als solches in seiner Höhe von der 
Größe des Wertprodukts, der »Primärverteilung«, d.h. der Mehrwertrate, abhängig. Wei- 
ter hat auf seine Größe die Steuerquote des »Steuerstaates« sowie die Verteilung der Steuern 
auf Gewinn und Lohneinkommen Einfluß. Schließlich kommt es noch auf die Verwen- 
dung der Steuern des Staates für die verschiedenen Zwecke - Akkumulation, unreprodukti- 
ve Konsumtion (z.B. Sicherheitsapparat), kollektive Konsumtion an. Bei dynamischer Be- 
trachtung ergeben sich aus der Verwendung wiederum Rückwirkungen auf die Produk- 
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tionsbedingungen des Wertprodukts. Hierbei spielt natürlich auch die Finanzierung von 
Staatsausgaben über die Staatsverschuldung eine wichtige Rolle. 


Schema 1: Zusammenhang von Individual- und Soziallohn mit der Wertproduktion 


Mehrwert Variables Kapital Wertprodukt (abhängig 
von Produktions- 

bedingungen) 

Bruttogewinn Bruttolohn »Primärverteilung« 
Gewinnsteuern Lohnsteuer und »Steuerstaat« 


Sozialversicherung 


Gewinn nach Soziallohn Verfügbarer Einkommen der Privaten 
Steuern Nettolohn »Sekundärverteilung« 
Akkumulation 2 Individuelle Kollektive Einkommens- 
duktive Konsumtion Konsumtion verwendung 
aus aus Ersparnis Konsumtion 
Gewinnen der Lohn- 
empfänger 


Wenn die Grundlage von (sozialstaatlicher) Umverteilung die Produktionsbedingungen 
von Wert sind, dann wäre gerade das Verhältnis von produktiver zu unproduktiver Arbeit 
zu reflektieren, um nähere Aussagen über Höhe und Ausgestaltung des Soziallohns bzw. 
der Sozialausgaben machen zu können. Denn schließlich wird das Wertprodukt nur von 
produktiven Arbeitern produziert, so daß dessen sozialstaatlich vermittelte Verteilung von 
der Produktivität der produktiven Arbeiter abhängig ist. Auch wenn eingewandt werden 
kann, daß die Produktivität der produktiven Arbeiter keine technische, sondern eine sozia- 
le Größe ist und daher von der Ausgestaltung des Sozialstaats beeinflußt wird, findet der 
Sozialstaat dennoch Grenzen in der jeweils historisch gegebenen Produktivkraft der Ar- 
beit. Das zu Beginn des Beitrags festgestellte schnellere Wachstum des Sozialstaats im Ver- 
gleich zum Wachstum des Bruttosozialprodukts kann also nur durchgehalten werden - da 
ein dauerhafter Prozeß der Umverteilung zu Gunsten des Soziallohns nicht ohne Produk- 
tivitätssteigerung stattfinden kann -, wenn die Produktivität der Arbeit schneller als das So- 
zialprodukt ansteigt. Hier bewegen ‚wir uns auf abschüssigem Gelände; denn die stärkere 
Steigerung der Produktivität der Arbeit verglichen mit dem Wachstum des Sozialprodukts 
resultiert zunächst in der Freisetzung von Arbeitskraft, die allerdings so lange nicht in Ar- 
beitslosigkeit umschlagen muß, wie der tertiäre Sektor expandiert oder Arbeitszeitverkür- 
zungen stattfinden. Auch die Expansion des Sozialstaats selbst fungiert unter diesem 
Aspekt betrachtet als ein Feld der Zunahme von Beschäftigung, da ja Sozialausgaben, zu- 
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mal wenn sie in der Form von Sach- und Dienstleistungen und weniger in der Form direk- 
ter monetärer Transfers erfolgen, höchst arbeitsintensiv sein können. Trotz dieser Zusam- 
menhänge, die über eine lange Zeitperiode die »letztendliches Abhängigkeit des Sozial- 
staats von der Produktivkraft der Arbeit kaschiert haben, sind wir mit einem Widerspruch 
konfrontiert: Die beschleunigte Steigerung der Produktivität der Arbeit könnte die Grund- 
lage für eine Erweiterung sozialstaatlicher Leistungen sein; unter kapitalistischen Bedin- 
gungen wird sie aber in Freisetzung und - unter ungünstigen ökonomischen Verhältnissen 
- in zusätzlicher Arbeitslosigkeit ihren Niederschlag finden. Mit anderen Worten: Die glei- 
che Entwicklung, die sozialstaatliche Leistungen in größerem Umfang möglich macht, 
stellt sich als eine gravierende Herausforderung an den Sozialstaat dar, nämlich die Folgen 
der Arbeitslosigkeit bewältigen zu müssen. Auch für den Sozialstaat gilt das kapitalistische 
Paradox, daß der an sich mögliche Reichtum in Not und Mangel, und letztlich als eine Kri- 
se des Sozialstaats erscheint. : 
Von großer Bedeutung ist auch der folgende Aspekt: Gemeinsame Klammer des Begriffs 
Individual- und Soziallohn ist der Begriff des Lohns, auch wenn der entscheidende Unter- 
schied zwischen Individual- und Soziallohn darin besteht, daß beim Individuallohn Kriteri- 
um für dessen Höhe die individuelle Leistung ist, während beim Soziallohn das Moment 
der Bedürftigkeit (die durch Sozialgesetze definiert ist und nichts mit den Bedürfnissen des 
Individuums zu tun hat) eine Rolle spielt. Individual- und Soziallohn ersetzen die Repro- 
duktionskosten der Arbeitskraft. Jedoch gehorchen diese beiden Bestandteile der Repro- 
duktionskosten der Arbeitskraft unterschiedlichen Prinzipien: dem Leistungsprinzip einer- 
seits und einem repressiv definierten Sozialprinzip andererseits. Es handelt sich hierbei um 
einen Reflex der Situation des abhängig Beschäftigten als Lohnempfänger einerseits und 
Staatsbürger andererseits. Insofern haben Bowles und Gintis recht, wenn sie den Sozial- 
lohn als einen »citizen wage« bezeichnen, auch wenn die Bürger, die den »citizen wage« be- 
ziehen müssen, Bürger zweiter Klasse sind. 

Gleichgültig, ob es sich um den Individual- oder den Soziallohn handelt - für das Individu- 
um fallen beide sowieso zusammen -, sie haben mit Beschäftigung zu tun und Beschäfti- 
gung wiederum mit der Akkumulation des Kapitals. Auch wenn der Soziallohn vor den 
Risiken der Lohnarbeiterexistenz schützen soll, so ist er doch prinzipiell auf das System der 
Beschäftigung zugeschnitten. Ein Beispiel soll dies verdeutlichen: Die Arbeitslosenversiche- 
rung hat in kapitalistischen Gesellschaften die Funktion, das Risiko zu kollektivieren, das 
jedes Arbeiterindividuum trägt. Es geht also um eine »Entindividualisierung« in der Form 
der Kollektivierung des Beschäftigungsrisikos. Wenn ein Arbeiter arbeitslos wird, dann hat 
er aufgrund der Versicherung individuell nicht alle negativen Konsequenzen zu tragen, die 
mit Arbeitslosigkeit verbunden sind, sondern nur zu einem Teil. Immer muß das Arbeits- 
losengeld geringer sein als der Lohn: aus Gründen der Disziplinierung, wie Kalecki (1943) 
und viele andere vor ihm und nach ihm (auch Wagner 1982, 3. Kapitel) gezeigt haben. Im 
Kapitalismus hat es bisher nur einen Versuch gegeben, das System von »Sozialleistungen« 
von der produktiven Arbeit abzukoppeln: die Institution von Speenhamland in England 
zu Beginn der industriellen Revolution 1795, als den Armen unabhängig von Arbeit ein 
Minimaleinkommen garantiert wurde® Heute sind die Sozialversicherungen so konstru- 
iert, daß das Arbeitslosengeld mit der Höhe des Lohnes vor der Arbeitslosigkeit positiv 
und negativ variiert. Es gibt keine Möglichkeit mehr, unabhängig vom Beschäftigungssy- 
stem und unabhängig von einer darauf zugeschnittenen Sozialstaatlichkeit für die eigene 
Reproduktion der Arbeitskraft zu sorgen. In den Jahren der Beschäftigung hat der Arbeiter 
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oder Angestellte durch Zahlung der Arbeitslosenversicherungsbeiträge dafür gesorgt, daß 
das Beschäftigungsrisiko nicht zum Existenzrisiko für sich und seine Familie wird. Die 
Versicherung selbst ist eine obligatorische in den westeuropäischen Ländern; ganz anders 
in den USA, wo sie für weite Bereiche der Lohnarbeiterschaft nicht verpflichtend ist: we: 
der für Arbeitnehmer noch für Arbeitgeber. Allerdings ist die Form der Arbeitslosenversi- 
cherung, gleichgültig wie sie im einzelnen ausgestaltet ist, so konstruiert, daß sie lediglich 
für die kurzfristigen Beschäftigungsschwankungen, d.h. für die Bewältigung der Probleme 
von kleinen Krisen geeignet ist. Dann kann es schon einmal zu fiskalischen Problemen der 
Arbeitslosenversicherung kommen, die aber durch Verschiebungen innerhalb des Systems 
der Sozialstatlichkeit gelöst werden können: Durch Frühverrentung oder Ausgliederung 
aus dem Beschäftigungssystem werden Teile der eigentlichen Arbeitslosen in die Bereiche 
der Rentenversicherung, der Ausbildungsförderung usw. abgeschoben. Es handelt sich um 
eine Verschiebung von produktiven Arbeitern in unproduktive Bereiche, ohne daß damit 
eine Erhöhung der Produktivkraft der Arbeit verbunden wäre oder diesem Prozeß voraus- 
ginge. Wenn man einmal die Flexibilitäten, die in jeder Ökonomie vorhanden sind, außer 
acht läßt, handelt es sich hierbei um einen Prozeß entweder der Vorwegnahme von Pro- 
duktivitätszuwächsen oder der Umverteilung zugunsten der Arbeitskraft. Damit ist klar, 
daß diesem Prozeß nicht nur ökonomische Grenzen gesetzt sind, sondern damit auch poli- 
tische Widerstände provoziert werden, die das System der sozialstaatlichen Sicherung von 
Sozialleistungen, z.B. im Fall von Arbeitslosigkeit, in Frage stellen wollen. Allerdings be- 
steht im Falle von kleinen Krisen immer die Hoffnung, daß mit einem neuen Aufschwung 
und mit einer Zunahme der Beschäftigung diese Probleme sich wie von selbst lösen könnten. 
Kurz: Die Arbeitslosenversicherung ist so konstruiert, daß lediglich kurzfristige Beschäfti- 
gungskrisen abgesichert werden. Sollte es zu struktureller Beschäftigungslosigkeit kommen, 
ist die Arbeitslosenversicherung ein Instrument, das seine Funktionen nicht ohne Proble- 
me erfüllen kann. 


IV. 


Die ökonomische Seite des Problems ist zu ergänzen. Der Sozialstaat (hier mit der Arbeits- 
losenversicherung exemplifiziert) setzt Beschäftigung und dabei Arbeit als leitende Wertvor- 
stellung voraus. Materiell ist dies damit begründet, daß der Sozialstaat vom System der pro- 
duktiven Arbeit lebt, wie wir andeutungsweise gezeigt haben. Er muß alimentiert werden, 
und seine Logik ist es, möglichst viele Arbeitsfähige immer wieder in das System der pro- 
duktiven Arbeit zurückzuschleusen (Unfall- und Krankenversicherung) bzw. hineinzu- 
schleusen (Ausbildungsförderung) oder reibungslos zu entfernen, wenn eine weitere Ver- 
wendung im Beschäftigungssystem nicht mehr möglich ist (Pensionierung, Verrentung 
usw.). Dies ist auch die Funktion des Sozialstaats in der Ausbildung der Arbeitskraft wie 
auch seine Bedeutung für die Weiterbildung und Umschulung von Arbeitskräften, die aus 
ihren traditionell gelernten Berufen herausfallen. Immer ist aber klar: König ist die produk- 
tive Arbeit und der Sozialstaat der Narr, der den König bei guter Laune zu halten hat. Dar- 
in liegt die positive Funktion des Sozialstaats für die politische Stabilität der Gesellschaft. 
Der Sozialstaat kommt dann in die Krise, wenn das System der produktiven Arbeit aus 
Gründen, auf die der Sozialstaat keinen Einfluß zu nehmen vermag, nicht mehr expan- 
diert, sondern stagniert, weil die Akkumulation des Kapitals nachläßt. 
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Diese Krise wird verschärft, wenn bei der Klientel des Sozialstaats die Orientierung auf Be- 
schäftigung und Arbeit nicht mehr selbstverständlich ist. Dann ist der Sozialstaat nicht nur 
materiell in seiner Funktionsfähigkeit eingeschränkt oder gar bedroht, sondern auch von 
den subjektiven Einstellungen seiner Klientel her nicht mehr in der ihm eigenen Logik oh- 
ne weiteres akzeptiert. Der in den entwickelten kapitalistischen Gesellschaften - mehr oder 
weniger stark ausgeprägt - feststellbare »Wert- und Einstellungswandel« (vgl. Inglehart 
1974; Strümpel 1977) insbesondere in der jungen Generation ist also auch als Problem des 
Sozialstaats zu begreifen, dessen Mechanismus der Rückschleusung in die Arbeit leerläuft. 
Dies zeigt sich deutlich daran, daß das Arbeitslosengeld nicht mehr nur mit dem Lohn des 
Beschäftigten verglichen wird, sondern mit der Alternative, gar kein Einkommen oder nur 
die Sozialhilfe beziehen zu können. Es sei an dieser Stelle nur angedeutet, daß dieser »Wert- 
und Einstellungswandel« keineswegs als ein Prozeß der Ablösung materialistischer Werthal- 
tungen verstanden werden darf. Vielmehr bleibt die materielle Wertorientierung erhalten 
und damit auch die Haltung gegenüber dem Sozialstaat (vgl. Wilensky 1981, S. 185 ff.). Je- 
doch finden hier Ergänzungen, Veränderungen, Überlagerungen statt, bei denen postma- 
terialistische Werte eine Rolle spielen mögen, also Einstellungen, die nicht mehr die Arbeit 
im Zentrum haben? Der Komplex von Arbeit, Leistung, Lohn und letztendlich Markt ist 
durch die politische Vermittlung des Sozialstaats gebrochen. Einkommen gibt es auch 
dann, wenn Arbeit nicht geleistet wird oder nicht geleistet werden kann, wenn auch in ei- 
nem reduzierten Maße. Der Sozialstaat »moderiert«, so betrachtet, eine gesellschaftliche 
Spaltung zwischen denen, die beschäftigt sind und aus ihrer Arbeit ein Einkommen bezie- 
hen und den anderen, die auf sozialstaatliche Leistungen angewiesen sind. Der Sozialstaat 
erzeugt diese Spaltung nicht, jedoch bestimmt er mit seiner leistungsmäßigen Ausgestal- 
tung sowie den Reaktionen die Form, die die Spaltung annimmt. Sie realisiert sich als ein 
intelligentes System von Diskriminierungen, insofern als die Leistungen immer geringer 
werden, je weiter entfernt von der Arbeit der Leistungsempfänger ist und je weniger er sich 
als politischer Faktor zu organisieren vermag.!? Die Gesellschaftsspaltung, die zunächst nur 
eine zwischen Beschäftigten und Nicht-Beschäftigten zu sein scheint, wird durch die mode- 
rierende Aktivität des Sozialstaats fortgesetzt in subtile weitergehende Spaltungen der su- 
alternen Klassen und Schichten. Leitlinie ist die jeweilige Wahrscheinlichkeit, in den Ar- 
beitsprozeß integrierbar zu sein. 

Obwohl die Realität der Vollbeschäftigung in den entwickelten kapitalistischen Ländern 
seit den 70er Jahren keine Perspektive mehr hat, bleibt das Prinzip der Beschäftigung 
Richtschnur der sozialstaatlichen Politik. Dieser Widerspruch ergibt sich aus dem kapital- 
intensiven Akkumulationstyp, dessen Wachstumsraten (im Vergleich zur Freisetzung 
durch Produktivitätsfortschritt) nicht hoch genug sind, um für eine volle Beschäftigung der 
Arbeitskraft zu sorgen. Es entstehen ein vollbeschäftigter Kern und ein prekär oder nicht 
beschäftigter Rand. der Gesellschaft!!, also Verfestigungen, die der Sozialstaat nicht mehr 
zum Fließen bringen kann. Der Widerspruch scheint tatsächlich unlösbar, nämlich mate- 
riell abhängig von der produktiv geleisteten Arbeit zu sein, auf Arbeit als Prinzip orientie- 
ren zu müssen, wo sich dies doch immer mehr als eine Fiktion herausstellt. Und dann 
kommt noch hinzu, daß die Klientel des Sozialstaats, diesen Widerspruch nicht aushaltend 
und nicht bereit, eine Moral zu akzeptieren und zu hegen, die keine Chance hat, sich mate- 
rialisieren zu können, die Konsequenzen zieht und die Arbeitsorientierung partiell ab- 
schreibt. Der Sozialstaat wird dann tatsächlich im hochentwickelten Kapitalismus zu ei- 
nem Mechanismus, der durchaus einiges mit der Philosophie des Speenhamland-Systems zu 
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Beginn der kapitalistischen Industrialisierung zu tun hat: Er sichert ein Minimaleinkom- 
men, auch ohne daß dafür Arbeitskraft auf dem Markt verkauft und im Produktionspro- 
zeß verausgabt werden müßte. Dieser »Einstellungswandele« ist allerdings nicht begrenzt 
auf die »Marginalisierten« der Gesellschaften, sondern breitet sich als die vielfach konserva- 
tiv beklagte »Begehrlichkeit« aus. Die Kürzungen der Sozialhaushalte in der Krise haben 
daher auch nicht nur die jeweils angegebenen ökonomischen Ursachen und Ziele. Der Ab- 
bau von Sozialleistungen mit dem Ziel der Senkung des quasi-garantierten Minimalein- 
kommens soll auch die »korrumpierende Begehrlichkeit« anhalten, die Disziplinierung der 
Arbeit zur Geltung bringen und Arbeitslosigkeit, gleichgültig ob »freiwillig« oder unfrei- 
willig als Strafe mit wirksamer Abschreckung erscheinen lassen. Pauperisierung schreckt 
heute nicht mehr, und das ist für viele ein Tatbestand, der nicht mehr akzeptabel ist. 


12 


An diesem Punkt der Diskussion ist es sinnvoll, auf die Verbindung zwischen Sozialstaat 
und keynesianischem Staatsinterventionismus zu sprechen zu kommen. Der Sozialstaat lei- 
stet die Absicherung von Risiken der Lohnarbeiterexistenz. Er bleibt dabei, wie wir gese- 
hen haben, positiv auf das System der Beschäftigung orientiert, deren Niveau der Sozial- 
staat mit seinen politischen Möglichkeiten nicht beeinflussen kann. Dies ist vielmehr nach 
seinem Selbstverständnis Aufgabe des keynesianischen Staatsinterventionismus. Doch ge- 
nau wie der Sozialstaat Ergebnis der und gleichzeitig Institution im System kapitalistischer 
Vergesellschaftung ist, hat keynesianische Beschäftigungspolitik ihre Grenzen in dessen 
Struktur. Wenn man einmal von den grundsätzlichen Überlegungen Keynes’ im 24. Kapi- 
tel der »General T'heory« absieht, in dem er außer radikaler Zinssenkung bis hin zur »Eu- 
thanasie der Zinseinkommensbezieher« die partielle Verstaatlichung der Investitionen so- 
wie eine radikale Umverteilung zum Zwecke der Steigerung der Konsumneigung vor- 
schlägt, dann reduziert sich sein Politikvorschlag auf eine Steigerung der effektiven Nach- 
frage durch staatliche Interventionen. Diese sind aber an eine spezifische Hierarchie der 
Märkte gebunden, die dem keynesschen System zugrunde liegt.!? Finanzmärkte lassen sich 
durch Geldpolitik beeinflussen, Gütermärkte durch Fiskalpolitik (d.h. staatliche Käufe von 
Waren); der Arbeitsmarkt bleibt abhängig von der Entwicklung dieser Märkte. Keynesiani- 
sche Beschäftigungspolitik kann also nur so lange funktionieren, wie die Expansion der 
Warenproduktion angeregt werden kann in der Annahme, daß dies positive Effekte auf 
den Arbeitsmarkt ausübe. 

Ich werde noch darauf zurückkommen; doch zunächst ist es notwendig, einige zusätzliche 
Aspekte der Krise des Sozialstaats zusammenzutragen. Um eine politizistische Verkürzung 
der Argumentation zu vermeiden, sollen zunächst die ökonomischen Grenzen des Sozial- 
staats noch genauer aufgezeigt werden. In diesem Feld handelt es sich keineswegs nur um 
die Fiskalkrise des Steuerstaats, obwohl dieses Moment eine wesentliche Rolle spielt. Es 
geht auch nicht nur um die administrativen Bewältigungskapazitäten für widersprüchliche 
Anforderungen bei restringierten Ressourcen (»overload«); vielmehr handelt es sich um 
den grundlegenden Tatbestand, daß der Sozialstaat trozz der politischen Logik, die er in das 
System der Kapitalverwertung eingebaut hat, von der Kapitalverwertung und der Akku- 
mulation abhängig bleibt. Dies bleibt auch dann wahr, wenn umgekehrt gesagt werden 
kann, daß die Kapitalakkumulation vom gesellschaftlichen Konsens zehrt, wie wir am An- 
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fang dieses Beitrags betont haben. (Diese Abhängigkeit kann sogar so weit gehen, daß sie 
positiv gewendet wird. In der deutschen Staatsrechtslehre zum Beispiel wird die Auffassung 
vertreten, daß der Staat einen Verfassungsauftrag zur Wachstumsvorsorge habe.'?) 

Die Argumentation erscheint auch hinreichend einleuchtend, weil nämlich mit Wachstum 
der Ökonomie der gesellschaftliche Konsens erhalten werden kann, ohne daß sozialstaat- 
lich reparierend, integrierend eingegriffen werden müßte. Allerdings ist die Position zu- 
gleich naiv, weil als Basisidee die Annahme von der Fähigkeit des Staates, für Wachstum 
sorgen zu können, unhinterfragt dem Argument zugrunde liegt. (Vgl. auch den Artikel 
von J. Hoffmann in diesem Heft.) Doch genau hier sind die Zweifel anzubringen, die in- 
zwischen empirisch erhärtet sind. Denn Schwierigkeiten entstehen dann, wenn das Wachs- 
tum der Ökonomie nachläßt und nun von interessierter Seite der Sozialstaat für die Wachs- 
tumskrise mitverantwortlich gemacht wird. Dieses Argument ist so natürlich nicht rich- 
tig, auch wenn es eine außerordentlich große demagogische Wirkung hat. Die Plausibilität 
des Arguments ergibt sich daraus, daß der Sozialstaat in der Regel lediglich unter dem 
Aspekt von Verteilung und Umverteilung betrachtet wird und dann in Zeiten ökonomi- 
scher Krisen sehr leicht der Eindruck entstehen kann, daß zuviel Mittel vom Akkumula- 
tionsfonds bzw. von den Individualeinkommen abgezogen und über den Sozialstaat in 
konsumtive Verwendung umverteilt würden. Es wird also der »trade-off« von Sozial- und 
Akkumulationsausgaben hervorgehoben und darüber hinaus infolge der undurchsichtigen 
Umverteilung noch ein trade-off von Individual- und Soziallohn konstruiert. Der Sozial- 
staat erscheint auf einmal als ein fressendes Ungeheuer, das irgendwann einmal eine Wüsten- 
ei zurückläßt. Insbesondere die konservativen Vertreter der Zunft machen sich dieses Bild 
zunutze, um ihre forschen Attacken gegen den Sozialstaat (und die deshalb »zu hohen Steu- 
» ern«) generell und in einer Krisensituation speziell zu munitionieren. Umverteilung vom 
Sozialkonsum auf die privatwirtschaftlichen Investitionen lautet ihre Zauberformel, die 
zur Begründung herhält, um insbesondere die Sozialleistungen an diejenigen, die aus dem 
System der produktiven Arbeit (und daher der Ausbeutung) sowieso herausfallen, radikal 
zu kürzen: Alte und Schwache, Frauen, Jugendliche und Arbeitslose. (Am Schema 1 kann 
sich der Leser die Umverteilungsmöglichkeiten selbst klar machen.) 

Doch die »Droge« Reagan oder Thatcher ist abgesehen von ihren gemeinen Begleiterschei- 
nungen auch noch wirkunglos im Sinne der Herstellung von Vollbeschäftigung und Be- 
schleunigung des Wachstums. Denn die Krise des Kapitals ist keineswegs allein Resultat der 
»falschen« Verteilung zwischen Lohnarbeit und Kapital einschließlich des Sozialbudgers, 
sondern sie ergibt sich aus der inneren Widersprüchlichkeit des Kapitals selbst. Schließlich 
ist die Verwertung nicht nur von der Lohnhöhe (einschließlich des Soziallohns) abhängig, 
sondern auch von den in der Entwicklung der organischen Kapitalzusammensetzung sich 
ausdrückenden Änderungen der Kapitalstruktur. (Diese ist aus Gründen der Vereinfa- 
chung im Schema 1 nicht berücksichtigt.) Diesem Phänomen kann die Kombination von 
restriktiver Geldpolitik zur Bekämpfung der Inflation und angebotsorientierter Politik zur 
Kostenentlastung des Kapitals, also zur Steigerung der Profitabilität, nicht gerecht werden. 
Es sei denn, auch die gesellschaftlichen und Politikstrukturen werden in diesem Prozeß ra- 
dikal zugunsten des Kapitals und zu Lasten anderer gesellschaftlicher Schichten verscho- 
ben. 

In beinahe allen entwickelten kapitalistischen Gesellschaften ist in der Prosperitätsphase 
nach dem Zweiten Weltkrieg tendenziell die Kapitalproduktivität gesunken (der Kapital- 
koeffizient gestiegen). Dies ist ein durchaus brauchbarer Indikator für die Steigerung der 
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organischen Zusammensetzung des Kapitals.” Für die Akkumulation hat dies zur Folge, 
daß immer größere Summen investiert werden müssen, um zusätzliches Einkommen und - 
in der kurzen Frist - zusätzliche Arbeitsplätze zu schaffen. Die hierarchische Abhängigkeit 
des Arbeitsmarktes von den Gütermärkten stellt sich also als fatal heraus. Mit sinkender 
Profitrate nimmt die Akkumulationsrate (Investitionen I bezogen auf den existierenden 
Kapitalstock K) ab. Denn wenn wir den konsumierten Teil aus den Profiten mit Null an- 
setzen, dann ist die Profitrate (P/K) mit der Akkumulationsrate (T/K) identisch. Die Infla- 
tion ist zwar ein Mittel, die Verwertungs- und Wachstumskrise hinauszuschieben.!”? Je- 
doch führt dieser Ausweg an der Talsohle der Krise nicht vorbei. Der Sturz in ihre Niede- 
rungen ist um so tiefer und halsbrecherischer, je länger mit Hilfe der Inflation der Krisen- 
einbruch hinauszuschieben versucht wird. In der durchaus realistischen Einschätzung der 
Ausweglosigkeit dieser Politik in langer Frist rechnet die restriktive Geldpolitik mit ihrer 
disziplinierenden Wirkung, um die Profitrate anzuheben. Jedoch kann diese Politik nicht 
gewährleisten, daß die Profite auch wirklich investiert werden, wenn die Zinsrate angeho- 
ben wird. Während Keynes von der Akkumulationsrate her argumentierte und daher für 
so niedrige Zinsen plädierte, daß die Klasse der Empfänger von Zinseinkommen ökono- 
misch liquidiert wird, argumentieren die Monetaristen von der Profitrate her, die sie durch 
geldpolitisch forcierte Restriktion der Ansprüche an das Sozialprodukt und angebotspoliti- 
sche Entlastungen der Profiteinkommen anheben wollen. 

Wenn die Verwertungs- und Akkumulationskrise nicht nur an einer im Sinne des Kapitals 
»falschen« Verteilung zwischen Profit und Individual- bzw. Soziallohn liegt, sondern auch ° 
an der im Verlauf der Entwicklung veränderten Kapitalstruktur, warum wird nicht poli- 
tisch gerade dort angesetzt? Der Grund ist einfach. In den kapitalistischen Gesellschaften 
ist bis heute im wesentlichen lediglich das System der Verteilung politisiert worden, nicht 
aber das System der Arbeit im Produktionsprozeß, das weitgehend - von begrenzter Mitbe- 
stimmung abgesehen - der Kontrolle des Kapitals überlassen geblieben ist. Zwar gibt es Re- 
gelungen der Betriebsverfassung, Arbeitsstatute und dergleichen mehr, aber nur geringe 
Möglichkeiten, auf die Investitionsentscheidungen der Unternehmen Einfluß zu nehmen. 
Hier ist die Domäne des Kapitals beinahe ungebrochen, unkontrolliert. Solange das Wachs- 
tum florierte, stellte sich dies nicht als ein Problem der gesellschaftlichen Entwicklung dar. 
Negative Begleiterscheinungen konnten monetisiert werden, d.h. in der politisierten Ver- 
teilungssphäre im Rahmen institutionalisierter Austauschsysteme zwischen den gesell- 
schaftlichen Gruppen, insbesondere natürlich zwischen Kapital und Arbeit, ausgehandelt 
werden. Der Reformismus hat diese Beziehung als eine spezifische politische Logik in ent- 
wickelten kapitalistischen Gesellschaften weiterentwickelt: dem Verzicht auf Sozialisie- 
rung als einem Mittel der Kontrolle von Investitionsentscheidungen entspricht als Gegenlei- 
stung eine gewisse Politisierung der Verteilungssphäre. Es ist kein Zufall, daß Hilferding 
1927 vom politischen Lohn (und nicht von politischen Profiten) spricht. Von den Sozialde- 
mokratien in Nord- und Mitteleuropa ist dieses Verhältnis als ein System der politischen 
Gesellschaftsgestaltung weiterentwickelt worden, und insofern sind sie über den traditio- 
nellen Reformismus noch hinausgegangen, zumal mit den Mitteln des keynesianischen In- 
terventionsstaats die Möglichkeit gegeben schien, daß auch bei Verzicht auf mikroökonomi- 
sche Kontrolle der Investitionen deren Gesamtvolumen makroökonomisch durch Global- 
steuerung staatlich gestaltet werden könnte.!® Auf die Grenzen (und Überwindung) dieses 
Systems wird unten zurückzukommen sein. 

Es ist keineswegs so, daß die politischen Instrumente zu einer Kontrolle von Investitionen 
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nicht vorhanden seien. Vielmehr ist hier im politischen Bewußtsein eine Grenze zwischen 
Privatheit und politischer Beeinflußbarkeit durch den Staat gezogen. Staatstheoretisch fin- 
det diese Grenze ihre Begründung in der Konstruktion eines Gegensatzes von Rechtsstaat 
und Interventionsstaat bzw. Sozialstaat, wo ein Mehr an Sozialstaatlichkeit ein Minder an 
Rechtsstaatlichkeit provoziere. Die Auseinandersetzung um dieses Problem (z.B. in der 
deutschen Staatsrechtslehre der fünfziger Jahre) lebt gegenwärtig in der Krise wieder auf, da 
nun die Lösung der Probleme des ökonomischen Wachstums in einer Veränderung der 
Verteilung und zwar zu Lasten des Sozialstaatsprinzips erblickt wird. Der Verzicht auf 
Produktions- und Investitionskontrolle durch die Abhängigen ist, wie ich angedeutet habe, 
durch das System von Sozialleistungen und die keynesianische Globalsteuerung »erkauft« 
worden. Oder von einem anderen Aspekt her betrachtet, dessen Relevanz sich anhand des 
Schemas 1 erschließen läßt, ist der Verzicht auf eine politische Gestaltung der Primärvertei- 

lung, d.h. des Systems der Ausbeutung der Arbeit in den Betrieben, kompensiert worden 
durch die politische Beeinflussung der Sekundärverteilung. Solange alle Beteiligten davon - 
wenn auch ungleich - materiell profitieren konnten, war dies ein blendender »exchange«, 
der noch dazu die Grundlage der politischen Stabilität in den »modernen Industriegesell- 
schaften« darstellte. In der Krise indes entsteht der Eindruck, als ob die sozialstaatlichen, 
politisierenden Elemente der Sekundärverteilung überflüssig sein könnten, da die korpora- 
tive Einbindung der subalternen Klassen und ihrer Organisationen auch durch die diszipli- 
nierende Wirkung der Arbeitslosigkeit ersetzt werden kann. Ökonomisch führt dies zu der 
Forderung der Verbesserung der Primärverteilung zu Ungunsten der Lohnabhängigen, damit 
statt der konsumtiven Ausgaben die Investitionen stimuliert werden können. Dieser öko- 
nomisch-sachverständig allenthalben unterbreitete Ratschlag (kein Sachverständigenrat, 
der anders argumentieren würde) heißt aber nichts anderes als Senkung der Individual- und 
Soziallohnquote zu Gunsten der Profiteinkommen. 


VI. 


In den Krisen der Kapitalakkumulation ist-es schon immer so gewesen, daß die Soziallei- 
stungen, mit denen dem System Legitimation beschafft wird, gegenüber der Akkumula- 
tionsfunktion als staatliche Aufgabe zurückzutreten hatten.” Es ist allerdings fragwürdig, 
wenn dieser Tatbestand innerhalb des Paradigmas des »politischen Konjunkturzyklus« wie 
folgt interpretiert wird: Der Sozialstaat, sprich die Steigerung des Soziallohns, wird in den 
Prosperitätsphasen der Akkumulation ausgebaut; die erreichte Vollbeschäftigung und die 
Garantie der Lebensexistenz der lohnabhängigen Bevölkerung auf einem relativ hohen Ni- 
veau führt zu einem verteilungspolitisch bedingten Druck auf die Profitrate sowie zu Diszi- 
plinlosigkeiten im Produktionsprozeß (hohe Fluktuationsrate, Absentismus, verringerte 
Arbeitsintensität), so daß die Kapitaleigner mit einer verringerten Investitionsneigung ant- 
worten. Folge ist eine Akkumulationskrise mit steigender Arbeitslosigkeit, welche für den 
Staat auf der einen Seite zurückgehende Zuwachsraten der Einnahmen, auf der anderen Sei- 
te allerdings steigende Ausgaben für alle diejenigen bedeuten, die nun aus dem System der 
produktiven Arbeit hinausgeworfen und vom sogenannten Netz der sozialen Sicherheit 
aufgefangen werden. Dann aber setzt die Gegenbewegung ein. Die Profitrate kann wieder 
ansteigen, wenn die Lohnquote absinkt und die Arbeitsdisziplin zunimmt. Die Investitio- 
nen steigen an, und die Beschäftigung erfährt positive Impulse, Ein neuer Aufschwung 
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kann stättfinden und mithin der Sozialstaat erneut nach dem zyklischen und daher vor- 
übergehenden Rückschlag ausgebaut werden. 

Erst jüngst hat es Michele Salvati (1981) kritisiert, wenn dieser Mechanismus als kurz- oder 
mittelfristiger politisch/ökonomischer Konjunkturzyklus interpretiert wird. Seiner Auf- 
fassung nach - insbesondere wenn die Veränderungen in den Werthaltungen berücksichtigt 
werden - kann sich der politische Konjunkturzyklus nur über lange Fristen im Zusammen- 
hang mit den in der Ökonomie wohlbekannten »langen Wellen« entfalten. Es soll hier auf 
die Stichhaltigkeit dieser Argumentation nicht eingegangen werden. Wir benutzen sie 
vielmehr als Verweis auf eine Erscheinung, die für unsere weitere Argumentation wichtig 
wird: Wenn von Krise und Transformation des Sozialstaats die Rede ist, sollte zwischen 
»kleinen« und »großen« Krisen unterschieden werden. 

Kleine Krisen sind dadurch gekennzeichnet, daß sie das immer prekäre Gleichgewicht ge- 
sellschaftlicher Widersprüche und sozialer sowie politischer Gegensätze innerhalb der gege- 
benen Formen der gesellschaftlichen Kompromißstrukturen wieder herstellen, wenn dieses 
Gleichgewicht (das natürlich auch als ein trade-off interpretiert werden kann) partiell ge- 
stört worden ist: das »Gleichgewicht« in der Verteilung der Einkornmen zwischen Lohnar- 
beit und Kapital; das »Gleichgewicht« zwischen gesellschaftlichem Akkumulationsfonds 
des Kapitals, der privaten Konsumtion der Massen und dem Staatsverbrauch; das »Gleich- 
gewicht« zwischen individuellem Profit und Zinsen des Bankkapitals; das Macht»gleichge- 
wicht« zwischen unterschiedlichen gesellschaftlichen Gruppen; das »Gleichgewicht« zwi- 
schen den gesellschaftlichen Anforderungen an das politische System und seiner Kapazität, 
diese Anforderungen zu befriedigen, also dauerhafte Überlastungen zu reduzieren; das 
»Gleichgewicht« zwischen Legitimierungsfunktion und Akkumulationsfunktion des Staa- 
tes; das »Gleichgewicht« zwischen individuellem und sozialem Teil des Lohns. Diese Ge- 
gensätze spitzen sich innerhalb der gesellschaftlichen Formen zu, doch finden sie durch An- 
passung auch innerhalb dieser Formen eine Lösung: die Widersprüchlichkeit wird redu- 
ziert, die Gleichgewichte werden mehr oder weniger wiederhergestellt, wodurch die Wei- 
chen für eine neue Entwicklungsphase gestellt werden. Die »kleinen« Krisen regenerieren 
also das System, so wie es ist. Sie stellen progressive Momente im Prozeß der Konservation 
des Systems dar. Auch die Anpassungen des Sozialstaats lassen sich im Rahmen dieses Sche- 
mas interpretieren; sie sind Antworten auf systemische Widersprüche, die soziale Gleichge- 
wichte stören können und daher im Sinne politischer Konfliktregulierung reduziert wer- 
den müssen. 

Anders die »großen« Krisen. Sie können als Strukturbruch von Formen der gesellschaftlichen 
Entwicklung, insbesondere als Bruch mit den institutionalisierten Kompromissen der 
»korporativen Demokratie«, interpretiert werden. Zur Klärung dessen, was darunter zu 
verstehen ist, sei das System des keynesianischen Wohlfahrtsstaates noch einmal mit gro- 
ben Strichen skizziert: Der Staat interveniert auf den Gütermärkten, um einen Teil der 
Produktion aufzukaufen. Er interveniert auch in die Verteilung, um einen partiellen Wohl- 
fahrtsausgleich herzustellen. Schließlich interveniert er in die Verwendung, indem er mit- 
tels Geldpolitik Investitionen stimuliert oder restringiert. Der erst- und der letztgenannte 
Interventionsbereich machen das Ensemble keynesianischer Politik aus, der zweite Bereich 
ist der des Welfare State im engeren Sinne. Die Entscheidungen über die Investitionen und 
die Nachfrage nach Arbeitskräften hingegen bleiben in diesem Modell eine Domäne des 
Kapitals, allenfalls noch im tarifvertraglichen Austausch mit den Organisationen der Lohn- 
arbeit, den Gewerkschaften. Dieses System von Entscheidungen, die insgesamt für den 
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Entwicklungsgang der Gesellschaft verantwortlich sind, folgt also verschiedenen Logiken, 
dem Kalkül politischer Aushandlung und den Kriterien privater Optimierungsstrategien. 
Innerhalb der Sphären dieser unterschiedlichen Logiken und zwischen ihnen ist im Verlauf 
der Entwicklung ein Netz von Institutionen entstanden, das per Kompromiß ein Macht- 
gleichgewicht dynamisch zu reproduzieren hatte. Und genau dieses Kompromißsystem ist 
an eine Grenze geraten, weil die ökonomische Dynamik nachgelassen hat. 

In bezug auf den Sozialstaat heißt dies, daß nicht allein die Höhe seiner Ausgaben zur Dis- 
position steht, sondern die Form des Sozialstaats als materielle Basis des keynesianisch-kor- 
porativen Kompromisses selbst. Nicht mehr ein »Gleichgewicht« zwischen Ökonomie 
und Politik, zwischen Markt und Plan, zwischen Kapitalakkumulation und sozialstaatli- 
cher Redistribution ist gefährdet und infolgedessen auf einem neuen Niveau wieder zu in- 
stallieren, sondern die Form dieser Strukturen, in denen sich die Gleichgewichte bilden 
und immer wieder gefährden, wird zu einer Grenze für die Strukturentfaltung im Entwick- 
lungsprozeß der Gesellschaft und führt daher zu einem Strukturbruch. Die Dauer der »gro- 
ßen« Krise ist nicht nur deshalb länger als diejenige der »kleinen« Krise, weil sie quantitativ 
größere Ausmaße hat. Vielmehr folgt dem Strukturbruch die langandauernde Depression, 
die gesellschaftlich, politisch, ökonomisch eine Phase der Destruktion alter Kompromisse 
und der Restrukturierung in Richtung neuer geselllschaftlicher Verhältnisse ist. Restruktu- 
rierung impliziert immer Destruktion, nicht nur im materiellen Sinne (Entwertung, Ver- 
nichtung von Kapital und Reichtum), sondern vor allem Zerstörung gewachsener gesell- 
schaftlicher Kompromißstrukturen, die notwendigerweise mit schweren sozialen und poli- 
tischen Konflikten verbunden ist, bis ein neuer Konsens gefunden wird. 

In den Krisen kommen, wie Marx ausgeführt hat, die Widersprüche des Systems zum 
»Eklat«, d.h. Strukturen, die den Widersprüchen eine Bewegungsform gegeben haben, zer- 
brechen und müssen »neu zusammengesetzt«, restrukturiert werden. Die Unterscheidung 
zwischen kleinen und großen Krisen bezieht sich darauf, ob im Restrukturierungsprozeß 
die überkommenen Formen in Grunde erhalten, angepaßt werden können oder abgelöst 
werden müssen (vgl. das Schema 2, in dem diese Unterscheidung schematisch festgehalten 
wird). In diesem Sinne können kleine Krisen eine stabilisierende Funktion für das System 
haben, indem sie Anpassungen der Produktionsstruktur ermöglichen, die Verteilung korri- 
gieren helfen, im politischen System zu »Modernisierungen« Anlaß geben.” Es ist in kapi- 
talistischen Gesellschaften offenbar nicht anders denn durch solche kleinen Krisen mög- 
lich, daß sich das System an neue Entwicklungstendenzen (der Umwelt im weitesten Sin- 
ne) anzupassen bzw. seine innere Widersprüchlickeit zu reduzieren vermag. 

Also bedeuten die kleinen Krisen die Initiierung eines Prozesses der Wiedergewinnung von 
Systemidentität, die im Prozeß der Strukturentfaltung verloren zu gehen droht. 

Kleine Krisen dienen also der Systemerhaltung im Sinne seiner Transformation und kön- 
nen daher die große Krise im Sinne einer tiefgreifenden Systemkrise hinausschieben, jedoch 
nicht verhindern? Die Gründe sind in der Entwicklung von (internationalen) 
Produktionsstrukturen?! sowie den Defizienzen des politischen Systems zu suchen, das ge- 
rade wegen seiner Erfolge von Konsensbeschaffung und Kompromißfindung im Rahmen 
der Institutionen der liberalen Demokratie auch Ausgrenzungen produziert; nämlich von 
denjenigen, die Interessen entwickeln, die entweder nicht quantifizierbar, monetisierbar 
sind, oder deren Befriedigung einen so großen Aufwand erforderlich machen würde, daß 
zentrale Systemfunktionen (Herstellung von angemessenem Wachstum beispielsweise) ge- 
fährdet werden. Die Entwicklung der Gesellschaft vollzieht sich also immer über Prozesse 
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kleiner Krisen; die großen Krisen entfalten sich erst dann, wenn die Formen der gesell- 
schaftlichen Reproduktion (des Kapitals als Kapitalverbältnis, der politischen Macht im 
Sinne von Hegemonie) nicht mehr in der Lage sind, die gesellschaftliche Widersprüchlich- 
keit und politische Gegensätzlichkeit auf der Grundlage von Konsens und Kompromiß zu: - 
steuern. 


Schema 2: »Kleine« und »Große« Krisen 


Struktur und Entwicklung bedeutet Struktur- 
entfaltung, also die Herausbildung von gesell- 
schaftlichen Formen der Reproduktion (mate- 
rielle Reproduktion, Konsens und Kompromiß) 


dies impliziert 


Widersprüche und deren Zuspitzung im Prozeß 
der Strukturentfaltung 


Grenzen innerhalb der Formen der gesellschaft- 
lichen Reproduktion 


| 
KLEINE KRISE 


Reduzierung der Widersprüche, Wiederherstel- 

lung der Bedingungen der Kapitalakkumulation; 

Erhaltung des Basiskonsens, Entwicklung von 

Kompromissen im Rahmen der gegebenen 
Strukturen 


Grenzen der .Formen der gesellschaftlichen Re- 
produktion selbst 


GROSSE KRISE 


Strukturbruch, Destruktion der Formen von 
ökonomischer, sozialer, politischer Reproduk- 
tion; Prozeß der Restrukturierung; Herausbil- 
dung neuer Kompromißstrukturen, evtl. auch 
Veränderungen des Basiskonsens 


Dieser Zusammenhang läßt sich natürlich auch innerhalb des ökonomischen Zyklussche- 
mas interpretieren: Traditionell wird zwischen kurzfristigen drei- bis vierjährigen Kitchin-. 
Zyklen, den sieben- bis neunjährigen Juglar-Zyklen und den »langen« Wellen Kondratieffs 
unterschieden. Es ist kein Zufall, daß während der kaum hinterfragten Akzeptanz des key- 
nesianischen Paradigmas die Betrachtung der mittelfristigen Zyklen im Vordergrund stand. 
Denn der Keynesianismus ist eine Politikform, die sich auf Konjunkturen und nicht auf 
Strukturen bezieht. In den siebziger Jahren ist das Interesse für die »langen« Wellen erneut 
entstanden, weil die Politik sich mehr und mehr den Strukturen und ihren Veränderungs- 
möglichkeiten zugewendet hat. Sofern die Theorien der »langen« Wellen nicht die bloße 
Phase und Amplitude der Zyklizität eher technisch betrachten, sondern den Charakter der 
Krise im Auge behalten, unterstreichen sie das Moment der »großen« Krisen gegenüber den 
»kleinen« Krisen der sieben- bis neunjährigen Konjunkturzyklen, denen man mit keynesia- 
nischer Politik des Nachfragemanagements beizukommen versuchte. Nachfragemanage- 
ment war allerdings niemals bloß ein ökonomisches Politikmodell, sondern immer die 
ökonomische Fundierung eines politisch-sozialen Kompromißgefüges im oben genannten 
Sinne. Wenn daher vom keynesianischen, staatlich vermittelten Klassenkompromiß die 
Rede ist, dann wird diese Politikform angesprochen. 
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Natürlich vollzieht sich dieser Prozeß nicht automatisch, der höheren Einsicht einer Sy- 
stemlogik folgend. Sozialstaatliche Umverteilungspolitik wird erkämpft, teilweise in hefti- 
gen Auseinandersetzungen und produziert in dem Maße, wie spezielle Gruppen ihre For- 
derungen durchsetzen, den berüchtigten Verteilungsdschungel von Einzelbestimmungen, 
deren Kompatibilität nicht immer gewährleistet ist und die sich zu administrativen Irratio- 
nalitäten kumulieren können. Nur noch Spezialisten können den Dschungel einigerma- 
ßen überschauen. Aber gerade dieser »Dschungel« der Umverteilung ist ein Ausdruck von 
‚Kompromifsfähigkeit. Die Befriedigung sozialer Konflikte steht im Vordergrund. Ohne auf 
Kompatibilität, Komplementarität, Funktionalität innerhalb des und für das System Rück- 
sicht zu nehmen, werden die materiellen Voraussetzungen für die Aufrechterhaltung der 
Kompromißstrukturen geschaffen und - in manchen Fällen bis zur sozialen Irrationalität - 
weiterentwickelt. Natürlich gibt es hier eine Reihe Unterschiede in den einzelnen Län- 
dern. Das Prinzip ist jedoch allenthalben das gleiche und fungiert als Mittel der Erhaltung 
eines dynamischen gesellschaftlichen Konsenses durch die Intervention des Staates. Schein- 
bar ist daher der Sozialstaat verantwortlich für seine partiellen Irrationalitäten. Doch der 
wirkliche Grund dafür ist in der Notwendigkeit zu suchen, gefährdete ökonomische, ge- 
sellschaftliche, politische Gleichgewichte durch politische Interventionen dynamisch zu 
stabilisieren und dabei immer partiell vorgehen zu müssen. Solange das Tempo, sprich das 
Wachstum, groß genug ist, läßt sich auch auf einem Zweirad Balance halten. Geht das 
Wachstum aber zurück, dann geht das Gleichgewicht verloren; das Zweirad kippt um und 
mit ihm der Fahrer, wenn er es nicht schafft, rechtzeitig abzusteigen. 


VI 


Wenn »große« Krise bedeutet, daß die traditionellen Kompromißstrukturen nicht mehr in- 
nerhalb der gesellschaftlichen Formen tragfähig sind (Strukturbruch), dann erfordert die in 
jeder Krise implizierte Lösung der Widersprüche auch immer eine Restrukturierung des 
Konsenses und der Kompromißstrukturen, eine Formveränderung der gesellschaftlichen 
(einschließlich der ökonomischen und politischen) Reproduktion. Natürlich erfolgt diese 
Restrukturierung innerhalb kapitalistischer Verhältnisse. Jedoch ist der Kapitalismus nicht 
nur ein logisch konstruierbares (»ableitbares«) System mit gegebenen Institutionen, sondern 
historischen Entwicklungstendenzen unterworfen, die durch politische Interventionen 
beeinflußt werden können. Es fragt sich also, in welche Richtung die Restrukturierungs- 
prozesse weisen. 
Gegenwärtig ist eines offensichtlich: Der Keynesianismus als politisch ökonomisches Mo- 
dell - das Ensemble von staatlichen Interventionen in die Ökonomie, dem Wohlfahrtsstaat 
und sozialer Demokratie - ist an eine Grenze geraten. Dies ist die dramatischste Charakte- 
ristik des Strukturbruchs. Ein Politikmodell, das in den entwickelten kapitalistischen Län- 
dern für Jahrzehnte Wachstum, Wohlstand und Konsens zu beschaffen schien, läßt sich 
nicht mehr weiter verwenden. Die Gründe für das Scheitern des Keynesianismus sind viel- 
fältig und schon oft analysiert worden??: 

- Die »Vermachtung« der Wirtschaft mit der Konsequenz administrierter Preise der gro- 
ßen Unternehmen, wodurch staatliche Politik nicht mehr die beabsichtigten Mengenef- 
fekte durch ihre Interventionen provozieren kann”; 

- die außenwirtschaftliche Abhängigkeit bei hochintegrierrem Weltmarkt, wodurch 
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konterkarierende außenwirtschaftliche Reaktionen auf staatliche Interventionen entste- 
hen können; 

- die schon erwähnte Steigerung des Kapitalkoeffizienten aufgrund wachsender Kapital- 
intensität der Produktion, so daß die arbeitsplatzschaffende Wirkung von Investitio- 
nen notwendig abnimmt; 

- zu erwähnen ist auch der Charakter von Investitionen in der Rezession. Keynes hatte 
in der kurzen Frist vor allem Erweiterungsinvestitionen im Blick. Wenn aber haupt- 
sächlich zu Rationalisierungszwecken investiert wird, dann erzeugt eine Zunahme von 
Investitionen möglicherweise zusätzliches Einkommen, aber nicht zusätzliche Beschäf- 
tigung; 

- hier taucht ein Grunddilemma der keynesianischen Politik auf, das in der angenomme- 
nen Hierarchie der Märkte besteht. Der Arbeitsmarkt wird als abhängig von der Ent- 
wicklung der Gütermärkte und der Finanzmärkte angesehen. Impulse dieser Märkte 
führen nicht unbedingt gleichgerichtet und mit gleicher Dynamik zu entsprechenden 
Arbeitsmarktreaktionen; 

- Grenzen ergeben sich auch aus dem bloßen Quantitativismus keynesianischer Politik, 
wenn immer mehr nach einer langen Periode hohen quantitativen Wachstums die Fra- 
ge nach dem Sinn von Arbeit und der Qualität von Wachstum (z.B. unter Aspekten der 
Schonung der Natur) gefragt wird. In diesem Fall ist keynesianischer Quantitativismus 
politisch nicht durchzuhalten. In dem schon erwähnten 24. Kapitel der »General Theo- 
ry« hat Keynes noch meinen können, daß nicht die Arbeit von 9 Millionen Menschen 
politische Probleme aufwerfen würde, sondern die Arbeitslosigkeit von 1 Million bei ei- 
ner Arbeitsbevölkerung von 10 Millionen. Heute wird nicht mehr ohne Einschränkun- 
gen akzeptiert, daß 9 Millionen arbeiten; es wird danach gefragt, was sie arbeiten, wie 
sie arbeiten und welche Produkte mit welchen Konsequenzen für Natur und Umwelt die 
Arbeit erzeugt; 

- auch aus der engeren Struktur und Dynamik des politischen Systems resultieren Gren- 
zen des Keynesianismus, nämlich immer dann, wenn die Interessen innerhalb des kom- 
plexen »bargaining«-Systems einer liberalen Demokratie nicht durchsetzbar sind. Dies 
ist der Fall, wenn die Monetisierbarkeit von Leistungen und Gegenleistungen, auch von 
Kompensationen nicht möglich ist oder nicht akzeptiert wird. 


Der letzte Grund für das Scheitern des Keynesianismus allerdings ist in den gleichen Ver- 
hältnissen zu suchen, die seinen Erfolg möglich machen: in beschleunigtem ökonomischem 
Wachstum. Dieses ist gleichbedeutend mit Akkumulation von Kapital und folglich mit ei- 
ner ständigen Stärkung der Macht des Kapitals, die einer anderen Logik folgt, als sie dem 
Keynesianismus als politischem Modell zugrunde liegt. Die politische Kontrolle der öko- 
nomischen Entwicklung ist nur so lange möglich, wie den politisch-administrativen Syste- 
men gegenüber den Kapitalen genügend Interventionsressourcen zur Verfügung stehen. 
Reichen die Interventionsmittel nicht aus, dann kann der Staat gleich den Tendenzen der 
Marktkräfte folgen und auf Interventionen gänzlich verzichten. Oder es müssen neue, 
wirksamere Eingriffsmedien geschaffen werden bzw. die bestehenden so massenhaft aufge- 
füllt werden, daß die Richtung der Kapitalakkumulation dennoch politisch wirksam beein- 
flußt werden kann. Beide Auswege bedeuten das Ende des Keynesianismus. Der erstge- 
nannte führt direkt zum Neoliberalismus und monetaristischer Wirtschaftspolitik; der 
zweitgenannte zu Politikformen direkter politischer Kontrollmaßnamen der Investitionen 
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und einer autoritären Stäatlichkeit, die mit der liberalen Demokratie als Ergebnis des Key- 
nesschen Kompromisses Schluß macht. 

Dies muß nun keineswegs heißen, daß das Ende des Keynesianismus das Ende aller Demo- 
kratie mit sich bringen würde. Schließlich wäre es auch vorstellbar, die Kontrolle von Pro- 
duktion und Investitionen durch Formen der Wirtschaftsdemokratie zu demokratisieren. 
Aber man muß sich darüber klar sein, daß.dies nicht mehr die hier zur Debatte stehende lı- 
berale Demokratie im Kapitalismus wäre, sondern mehr: demokratischer Einfluß auf 
Produktions- und Investitionsentscheidungen eröffnet schließlich auch die Möglichkeit, 
die Entscheidungen nicht mehr nach der Logik des Profitprinzips, sondern nach Kriterien 
der individuellen und gesellschaftlichen Bedürfnisse zu treffen. Jedoch ist gegenwärtig in 
den entwickelten kapitalistischen Ländern diese Perspektive kaum massenwirksam zu ver- 
mitteln; momentan wird das Scheitern des Keynesianismus und die Bürokratisierung des 
Wohlfahrtsstaats eher regressiv verarbeitet. Anders wäre die Wirksamkeit der konservati- 
ven Polemik gegen den Sozialstaat und den Keynesianismus nicht erklärbar. 


VII. 


Die konservative Restrukturierung wird in einer Reihe von Ländern praktiziert. Bei aller 
Unterschiedlichkeit handelt es sich dabei um den Versuch einer Desorganisierung des orga- 
nisierten Kapitalismus, auch im Sinne eines klaren Affronts gegen die überkommenen re- 
formistischen Positionen; um eine Reprivatisierung von bislang staatlichen Bereichen und 
Aufgaben; um eine Deregulierung von politischen Auflagen für die Produktion; letztlich 
um eine Entstaatlichung des - auch dies eine reformistische Formel - »durchstaatlichten« 
Kapitalismus* Ein dazu alternatives Modell ist keinesweg in gleicher Weise eindeutig, ge- 
schweige denn praktisch gewendet. Ein Rekurs auf den traditionellen Keynesianismus 
dürfte nicht möglich sein, wenn die von uns aufgeführten Argumente auch nur annähernd 
richtig sind. Selbst der Versuch »Keynes-Plus« - Produktionsauflagen und Demokratisie- 
rung - dürfte zum Scheitern verurteilt sein? Die »bescherende« Sozialstaatlichkeit auf dem 
Hintergrund einer funktionierenden und Vollbeschäftigung herbeiführenden Kapitalakku- 
mulation ist eher unrealistisch. Die Konsequenz: In der »großen« Krise ist auch von der po- 
litischen Linken die Anstrengung zu erwarten, jenseits der tradierten Formen von Sozial- 
staatlichkeit und Keynesianismus Alternativen der Vergesellschaftung oder - wie es häufig 
bezeichnet wird - ein »neues ökonomisches und gesellschaftliches Entwicklungsmodell« zu 
projektieren. In der »kleinen« Krise wäre ja noch - im Sinne des »politischen Konjunktur- 
zyklus« von Kalecki - mit einer nur leicht modifizierten Wiederherstellung der alten Fun- 
damente zu rechnen, auf denen die alte Politik fortgeführt werden könnte. 

Die Eingangsfrage lautete: Umbau oder Abbau des Sozialstaats® Wir haben gesehen, daß 
der Umbau des Sozialstaats gegenwärtig in der Form des Abbaus vonstatten geht, also die 
Kürzung von Sozialleistungen, die allenthalben stattfinden, auf dem Hintergrund eines Re- 
strukturierungsprozesses zu begreifen sind. Die Restrukturierung ist keineswegs bloß als ei- 
ne konservative oder reaktionäre Infamie zu verstehen. Es ist der Versuch, mittels der Um- 
strukturierung von gesellschaftlichen Kompromissen aus der Krise herauszukommen. Hilf- 
reich ist für die konservative Demagogie, daß sich im Verlauf der Prosperitätsphase der So- 
zialstaat genauso naturwüchsig, ungeplant, chaotisch entwickelt hat wie andere Erschei- 
nungen und Institutionen der kapitalistischen Gesellschaft auch. 
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Der »populistische« Charakter der Polemik gegen den Sozialstaat insgesamt nährt sich folg- 
lich aus den kapitalistischen Auswüchsen dieses Prinzips. Aber mit dem Abbau des Sozial- 
staats sollen gerade nicht Irrationalitäten beseitigt, sondern der im Sozialstaat und seiner 
Existenz manifestierte Hegemoniegewinn subalterner Schichten kassiert werden. Was bei 
florierender Kapitalakkumulation unter dem Keynesianismus möglich war, nämlich das 
Kompromißgleichgewicht durch partielle sozialstaatliche Zugeständnisse immer wieder zu 
balancieren, ist in der »großen« Krise ökonomisch schwierig und politisch uninteressant 
geworden. 

Die Frage »wie es anders sein könnte« (Wagner 1982, 10. Kapitel), muß also radikal gestellt 
werden. Es kann nicht darum gehen, zumal die Realisierungschancen außerordentlich ge- , 
ring sind, als Gegenstrategie gegen den konservativen Angriff auf Struktur und Umfang des 
Sozialstaats und auf den keynesianischen Staatsinterventionismus auf das Festhalten an der 
tradierten Form des Sozialstaats zu setzen. Das kritische Moment bestünde darin, höhere 
und bessere, weniger bürokratisch verwaltete und daher menschlichere Leistungen zu pro- 
jektieren. Auch die Hervorhebung von sozialstaatlichen Modellen, die dessen interne Au- 
tomatik zu selektionieren, zu differenzieren und zu diskriminieren abschaltet, ist keines- 
wegs zureichend (dies ist jedoch im Kern Wagners Antwort auf die von ihm gestellte 
Frage). Denn der Sozialstaat wäre mißverstanden, wenn er nicht als Moment in einem ge- 
sellschaftlichen Funktionszusammenhang begriffen würde, den ich kurz zu skizzieren ver- 
sucht habe. Also müssen sich auch alternative Überlegungen auf diesen Funktionszusam- 
menhang insgesamt beziehen. 

Es geht um nicht mehr und nicht weniger als um die Entwicklung alternativer Formen der 
Vergesellschaftung, also darum, den Sozialstaat eher als eine gesellschaftliche denn als eine 
obrigkeitsstaatliche Veranstaltung zu begreifen. Wenn Entstaatlichung im konservativ-neo- 
liberalen Modell in schlichte Reprivatisierung mündet - Reprivatisierung des Beschäfti- 
gungsrisikos, indivduelle Vorsorge und Verantwortlichkeit für die Gefährdungen des Ar- 
beitslebens, auch Reprivatisierung von Dienstleistungen des Staates -, dann muß im alter- 
nativen Modell die Entstaatlichung in neuen Formen der Vergesellschaftung resultieren. 
Staatliche Funktionen, die während der Prosperität bei vollen Kassen ganz gut erfüllt wer- 
den konnten, können in gesellschaftliche Verantwortung zurückgeholt werden. Viele Ten- 
denzen im Zusammenhang mit den neuen sozialen Bewegungen und alternativen Projek- 
ten sind in diese Richtung fortgeschritten: Gesundheitsläden, Frauenhäuser, autonome Bil- 
dungszentren, Arbeitslosenselbsthilfe usw. Diese Tendenzen müssen unterstützt werden, 
wobei es allerdings ganz ohne den Staat gar nicht geht. Denn dieser hat aufgrund seiner 
Steuerhoheit die finanziellen Ressourcen, die zur Stützung solcher Projekte notwendig 
sind. Folglich ist die Alternative nicht die totale Entstaatlichung, sondern eine neue Form 
der sozialen Versorgung gerade bei den Sach- und Dienstleistungen. Da diese finanziell ab- 
hängig bleiben und immer noch eher Randerscheinungen sind, muß gegen die konservative 
Offensive auch das Niveau der bedrohten Sozialleistungen verteidigt werden. Doch dar- 
über.hinaus ist an den Charakter des Sozialstaats zu erinnern, wie er bei der Einführung 
der Unfallversicherung in Deutschland 1881 deutlich wurde: Selbst die politischen Vertre- 
ter der Unternehmer stimmten dem zu, weil ihnen die Alternative noch viel weniger paß- 
te: nämlich schärfere Arbeitsschutzbestimmungen, die ihre Autonomie im Produktions- 
prozeß eingeschränkt hätten. Der Sozialstaat also als Institution, die die Wunden kurieren 
muß, die durch die Art und Weise der kapitalistischen Produktion geschlagen worden sind. 
Ob nicht die demokratische Gestaltung des Arbeits- und Lebensprozesses der Menschen 
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durch diese selbst ein Ansatz wäre, an die Stelle der sozialstaatlichen Nachbehandlung die 
gesellschaftliche Kontrolle und Gestaltung zu setzen? 

Gegen Abbau und Umbau des Sozialstaats also eine Perspektive seines Ausbaus, aber in ei- 
ne andere Richtung als bisher, um nicht an Symptomen zu kurieren, sondern Ursachen für 
die Mängel, für die der Sozialstaat als Kompensation geschaffen worden ist, zu beseitigen. 


Anmerkungen 


1 


140 


Die Politisierung der Lohnkategorie ist keine Neu-Entdeckung der genannten Autoren. Schon 
immer ging der politisch-wissenschaftliche Streit unter marxistischen und kritischer Sozialwis- 
senschaftlern um die Frage, ob der Lohn ökonomischen Gesetzen (den Marktkräften) unterwor- 
fen sei oder politisch durch politische Macht von Arbeiterorganisationen bzw. des Staates be- 
stimmt sei. Vgl. dazu die Ausführungen von E. Altvater, 1980, 5. 842-850. 

Bezugnehmend auf die lange Tradition dieser Betrachtungsweise haben Müller und Neusüß 
(1971) die neueren Ansätze einer Politisierung der Lohnkategorie als »revisionistisch« zurückge- 
wiesen. Mit der Hervorhebung der systemischen Grenzen für politische Bestimmungen der 
Lohnhöhe ist allerdings nicht schon gesagt, daß Teile der Reproduktionskosten der Arbeitskraft 
vermittels des Sozialstaates nicht politisch gestaltet werden und damit den Marktkräften partiell 
entzogen sind. Die Schwierigkeiten allgemeiner Aussagen zu diesem Problembereich ergeben sich 
aus der zyklischen Entwicklung. Die »decommodification« der Arbeitskraft darf nicht als eine all- 
gemeine und irreversible Tendenz aufgefaßt werden. 

Die Sozialversicherung ist also auf (die Wechselfälle der) Arbeit orientiert, Sozialhilfe (oder -für- 
sorge) auf Nicht-Arbeit. Sie tritt immer dann ein, wenn nicht damit zu rechnen ist, daß die Klien- 
tel noch aktiv am Produktionsprozeß nach einer gewissen Rehabilitationszeit teilnehmen kann. 
Vgl. zu diesem Aspekt vor allem Fuhrke 1981. 

Das Prinzip der Versicherung ist gleichbedeutend mit der Vermarktung der sozialen Risiken. Der 
Versicherte »kauft« gegen die Prämie die Versicherungsleistung für den jeweils definierten Versi- 
cherungsfall. Prinzipiell kann eine Vielzahl von Versicherungen um die zu versichernden Fälle 
konkurrieren. Dies ist in einer großen Zahl von Bereichen (Kraftfahrzeugversicherungen, Le- 
bensversicherungen, Feuerversicherungen usw.) auch der Fall. Im Bereich der Versicherung so- 
zialer Risiken und Bedürfnisse geschieht dies auch mittels privatwirtschaftlicher Konkurrenz in 
Ländern wie den USA, während in Europa nicht nur - wie in den USA partiell auch - die Kon- 
kurrenz der privaten Versicherer staatlich reguliert wird, sondern eine allgemeine Zwangsversi- 
cherung für alle in den Arbeitsprozeß integrierten Abhängigen eingerichtet worden ist. 

Eine gewisse Ausnahme stellt die Bismarck’sche Sozialversicherung von 1881 dar. Allerdings wä- 
re es verfehlt, diese Reform lediglich als eine selbstlose Geste des preußischen patriarchalischen 
Obrigkeitsstaates zu verstehen. Erstens kann die Reform als Antwort auf Defizienzen der Arbei- 
terbewegung bezeichnet werden, die mit Unverständnis auf diese Art der »de-commodifikation« 
der Arbeitskraft reagierte. Zum anderen stellt die Sozialgesetzgebung einen präventiven Akt dar, 
um eine verschärfte Arbeitschutzgesetzgebung zu verhindern. Die sozialen Kosten des Arbeits- 
prozesses (Unfall, Krankheit, Tod) sind mit der Sozialversicherung externalisiert und können so 
den mikroökonomischen Surplus entlasten. Vgl. dazu Baron 1979 sowie Fuhrke 1981. 

»Die sozialen Kämpfe ziehen ein kumulierendes Produkt an Konfliktregelungen mit sich. Diese 
sich kumulierenden Regelungen erfordern wiederum, daß sich die Organisationen der Lohnar- 
beit forlaufend um ihre Erhaltung kümmern müssen, und dies nicht - abstrakt gesprochen - dem 
“Staat” überlassen. Denn sonst bestünde ja die Gefahr, daß die funktionale Ambivalenz solcher 
Regelungen sich aufgrund des herrschenden Machtgefälles gegen die auswirkt, und zwar ohne daß 
dies unmittelbar in sozialen Kämpfen sichtbar wird...« (Blanke 1978, S. 388). Der Bereich der So- 
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zialpolitik als institutioneller und funktioneller Sektor sozialer Reform im Sinne der Berücksich- 
tigung der »Logik der Arbeit« (Lelio Basso 1975) gegenüber der »Logik« der Kapitalakkumulation 
ist das Zentrum von Konflikten, die mit dem »Eintritt der Massen qua ihrer Organisationen in 
den Staat« (Ch. W. Mayer 1975) entstehen. 

Dies ist anläßlich diverser Festakte zum hundertjährigen Geburtstag der Bismarckschen Sozialge- 
setzgebung insbesondere von sozialdemokratischer Seite besonders hervorgehoben worden, so 
von Arbeits- und Sozialminister Ehrenberg in seiner Festrede im Reichstag von Berlin im No- 
vember 1981. 

Bedauerlicherweise haben Bowles und Gintis in ihrem Beitrag vereinfacht, indem sie den Sozial- 
lohn in seiner ökonomischen Bestimmung nicht analysieren, sondern nur unter dem Aspekt der 
»de-commodifikation« als Moment der Funktionsweise kapitalistischer Demokratie betrachten. 
Das System von Speenhamland sicherte den Armen vor allem in den englischen Landbezirken ein 
Minimaleinkommen, das durch Zuschüsse zu sonstigen (Lohn)einkommen zustandekommen 
sollte. Richtschnur des Minimaleinkommens waren nicht die (durchschnittlichen) Lohneinkom- 
men wie heute in der Regel im Bereich der Sozialversicherung, sondern sie ergab sich aus einem 
»Warenkorb«: der Geldsumme, die für eine bestimmte Menge Brot zu einem bstimmten Preis 
wöchentlich gezahlt werden mußte, um eine Familie ernähren zu können. Vgl. dazu Polyanyi 
1978, $. 113 ff. Polyani interpretiert dieses System, das von 1795 bis 1834 dauerte, als den - unge- 
eigneten - Versuch, die Freisetzung der Arbeit und ihre Vermittlung über den Arbeitsmarkt zu 
verhindern. Die Konsequenz war eine Pauperisierung, da erstens das Lohnniveau wegen des ga- 
rantierten Mindesteinkommens, das als Zuschuß gezahlt wurde, niedrig blieb und zweitens die 
Leistung und Produktivität der Arbeit zurückgehalten wurden. Interessanterweise entsteht dieses 
System vor der Herausbildung des allgemeinen Arbeitsmarktes. Das Prinzip dieses Systems wird 
später, nach der Herausbildung des Arbeitsmarktes, für alle diejenigen eingeführt, die auf dem Ar- 
beitsmarkt keine Ware Arbeitskraft mehr anbieten können (Alte, die eine Rente erhalten; Kran- 
ke, Behinderte, die Sozialhilfe beziehen), wo sich also die de-commodifikation der Arbeitskraft 
aus deren mangelnder Qualität für eine commodifikation ergibt. Gerstenberger (1981) zeigt am 
deutsch-preussischen Beispiel, daß die soziale Versicherung die Lohnarbeiterklasse voraussetzt, 
während die Sozialhilfe den Status des Paupers reproduziert. Das Speenhamland-System erwirbt 
seine Einzigartigkeit dadurch, daß es - im Gegensatz zum heutigen Sozialstaat - keine deutlichen 
Grenzen zwischen Lohnarbeiter und Pauper zieht. 

Komplizierter wird der Gegensatz »materialistischer« und »postmaterialistischer« Wertorientie- 
rung im Kontext eines anderen Diskussionstranges: Wenn »ınaterialistische« Orientierung mit 
Lohn- und Wachstumsinteressen gegen die »postmaterialistischen« Interessen an Ökologie und 
Leben gesetzt wird. Vgl. dazu die Ausführungen von Altvater 1981 b, 5. 263 ff. 

Die Kürzungen der Sozialausgaben durch die Regierung der BRD im November/Dezember 1981 
sind der gravierendste Eingriff in das System der Sozialleistungen nach dem zweiten Weltkrieg; 
denn es werden ganz grundlegende Prinzipien, wie das Bedarfsdeckungsprinzip bei der Sozialhilfe 
und die staatliche Garantie für die Arbeitslosenversicherung, in Frage gestellt. Materiell beson- 
ders betroffen von diesen einschneidenden Streichungen sind die am schlechtesten organisierten 
Gruppen: Behinderte, Kranke, Alte, Auszubildende, Arbeitslose. Das hier geschilderte Prinzip 
wird breit ausgeführt von Wagner 1982, der dafür die Metapher vom »umgestülptem Netz« be- 
nutzt, auf dem die Klienten des Sozialstaates auf den Rand der Armut rutschen, wenn es ihnen 
nicht gelingt, aut das »Seil« eines stabilen Beschäftigungsverhältnisses emporzuklimmen. 

Die ist die zentrale Aussage in den vielen Darstellungen des »Modell Deutschland« durch Josef Es- 
ser u.a. Vgl. z.B. Esser, Fach, Simonis 1980 und die Diskussion um den Begriff und die reale Aus- 
sagekraft des »Modell Deutschland: in PROKLA Nr. 40 und 41, sowie Hoffmann 1981, Heinze 
u.a. 1981. 

Die Keynessche Theorie hat in ihrem Zentrum die Erklärung von Investitionsentscheidungen im 
»context of capitalist financial practices as the key determinant of aggregate activity ... In the Ge- 
neral Theory Keynes adopts a city or Wall Street paradigm: the economy is viewed from the 
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board room of a Wall Street investment bank ...« (Minsky 1977, S. 21) 

So wird beispielsweise von H.P. Ipsen argumentiert, zit. nach Bernd Guggenberger 1975, $. 22. 
Für Forsthoff (1971) ergibt sich durch die Übernahme sozialstaatlicher Aufgaben ein Abbau von 
Staatlichkeit schlechthin. Nur neben und außerhalb der Gesellschaft ist der Staat Staat. Mit dieser 
Argumentationsfigur wird der Gegensatz von Sozialstaat und Rechtsstaat konstruiert, der die 
staatsrechtliche Diskussion durchzieht. 

Diese Überlegung scheint hinter den Politiken von Thatcher oder Reagan zu liegen, nämlich mit- 
tels marktwirtschaftlich ausgeübter »stummer« Zwänge der Logik der Kapitalakkumulation ge- 
gen die politisch vermittelte Logik der Arbeit zum Durchbruch zu verhelfen. Der Prozeß ist bru- 
tal; doch er zeitigt einige Erfolge im Sinne einer Desorganisierung der Organisationen der Arbei- 
terbewegung. Vgl. dazu auch Altvater 1981a. 

Es ist immer ein Problem, Marxsche Begriffe in Termini der empirischen Statistik zu transformie- 
ren. Vgl. zur Debatte darüber Altvater, Hoffmann, Semmler 1979, speziell das dritte Kapitel. 
Wenn wir die organische Kapitalzusammensetzung nicht als Zusammensetzung des Kapitalvor- 
schusses (c+v und daher c/v), sondern als Zusammensetzung des Produktenwerts (c+v+m und 
daher c/v-+m) schreiben, wobei dies damit zu rechtfertigen ist, daß beide Male tote Arbeit c der 
lebendigen Arbeit gegenübergestellt wird, dann können wir diese Größe mit dem Kapitalkoeffi- 
zienten K/Y (Kapitalstock in Bezug zur Wertschöpfung) indizieren. 


15a Es ist hier nicht möglich, auf inflationstheoretische Überlegungen einzugehen. Sofern allerdings 
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eine rein monetäre Inflationserklärung nicht verwendet wird, und wenn die Inflation auch nicht 
mit wirtschaftspolitischen Fehlern oder einem um das »Gesamtwohl« sich nicht kümmernden ° 
Anspruchsdenken in oberflächlichen Zusammenhang gebracht wird, dann stellen die generellen 
Preissteigerungen tatsächlich nichts anderes als den Versuch des Kapitals dar, bei steigenden Ko- 
steninputs auf der Outputseite monetär die Rentabilität zu sichern. Dies läßt sich natürlich auch 


‚als einzelkapitalistische Strategie interpretieren, bei steigendem Kapitalvorschuß und fallender 


Profitrate durch Anhebung der Verkaufspreise die Verwertung zu sichern. Dies kann allen Kapi- 
talen nicht oder höchstens ungleichmäßig gelingen, und dies auch nur dann, wenn die Verteilung 
zu Lasten der Lohnarbeiter verschoben wird. Sofern sich diesen Umverteilungstendenzen die 
Produktionsstrukturen nicht anpassen,wird die Krise durch Inflation nur hinauszuschieben, 
nicht zu verhindern sein. 

Diese Problemstellung ist zur Domäne der Theorie und Empirie der industriellen Beziehungen 
geworden. Vgl. für viele: Salvati und Brosio 1979/1980, sowie Amoroso 1980 für den skandinavi- 
schen Reformismus. Daß die nationalen Arbeiterklassen, die sich den Regeln dieses Austauschme- 
chanismus unterwerfen und der Akkumulationsprozeß daher eine auf Kompromiß beruhende 
konsuale Basis findet, häufig ökonomisch besser fahren, als nationale Arbeiterklassen mit hohem 
Grad an Militanz wird von Adam Przeworski 1980 gezeigt. Allerdings geht auch Przeworski in 
einem anderen Beitrag davon aus, daß bei hoher Arbeitslosigkeit die Investitionsfunktion politi- 
siert werden müsse (Przeworski 1981, unveröffentlichtes Manuskript). 

Der Staat müsse die materiellen Leistungen und Verhältnisse produzieren, die privatwirtschaft- 
lich unrentabel sind, aber aus Gründen der Legitimationsbeschaffung des Systems dennoch 
grundsätzlich notwendig seien. So lautet in unterschiedlicher Formulierung die zentrale Aussage 
zur Legitimationsfunktion des Staates. Immer ist dabei eingeschlosssen, daß die Produktion von 
legitimierenden Leistungen Mittel verbraucht, die sonst für akkumulative Zwecke zur Verfügung 
stehen könnten. Zur Logik des Legitimationsproblems vgl. Blanke 1977, S, 121ff. 

Ob es »lange Wellen« der wirtschaftlichen Entwicklung überhaupt gibt, ist durchaus strittig. Un- 
strittig allerdings ist das Problem, das mit dem Paradigma der »langen Wellen« angegangen wer- 
den soll: tiefgreifende Strukturbrüche, »Systemkisen«, die das kapitalistische System betreffen. 
Deren Ursache und Dynamik zu erfassen, ist eine außerordentlich bedeutsame Aufgabe der So- 
zialwissenschaften, gerade seit den 70er Jahren. 

Dies war ganz zweifellos der Fall in der Rezession (kleinen Krise) von 1966/67 in der Bundesre- 
publik. Diese Rezession stellte einen Bruch dar mit den überholten Politikstrukturen der Ade- 
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nauer-Ära und der Erhardschen neoliberalen Wirtschaftspolitik: Der Staat gab sich mit dem Sta- 
bilitäts- und Wachstumsgesetz ein keynesianisches Instrumentarium an die Hand, die Große Koa- 
lition stellte den Versuch der Einbindung von bisher aus dem Regierungsbereich ausgegrenzten 
politischen und gesellschaftlichen Gruppen dar; mit der konzertierten Aktion war ein Weg zur 
»korporatistischen Integration« von Gewerkschaften (und anderen Verbänden) geöffnet; der Staat 
verschaffte sich auf diese Weise Ressourcen, die ihm zur administrativen Bewältigung von Pro- 
blemlagen und Krisenprozessen bis dato nicht zur Verfügung standen. Gleichzeitig vollzog sich 
über Ausleseprozesse auch in der Ökonomie ein höchst effektiver technologischer und organisa- 
torischer Anpassungsprozeß, einschließlich einer Umverteilunmg des Wertproduktes zu Gun- 
sten des Kapitals. Die Folge war nach der schnellen Überwindung der Krise ein Aufschwung mit 
Wachstumsraten, die mehrere Jahre oberhalb des langfristigen Trends lagen (Vgl. dazu z.B. Altva- 
ter, Hoffmann, Semmler 1979). Durch diese kleine Krise ist der Basiskonsens der Gesellschaft 
überhaupt nicht angetastet worden, die Kompromisse der gesellschaftlichen Gruppen sind in neu- 
en Strukturen kanalisiert worden. 

Bernhard Blanke (1977) trifft eine Unterscheidung zwischen drei »Prozeßtypen« von Krisen: par- 
tiell erscheinende und lösbare Krisen; Krisen, die bereits zu entscheidenden Veränderungen im 
System der gesellschaftlichen Arbeitsteilung führen müssen und auch Verschiebungen im politi- 
schen System zur Folge haben, aber noch in einer Phase relativ prosperierender Kapitalakkumu- 
lation stattfinden; schließlich Krisen, die die Reproduktion des gesellschaftlichen Gesamtkapitals 
zum Stocken bringen und zu Systemkrisen in dem Sinne führen, »daß auch das politische System 
einen radikalen Formwandel vollziehen muß.« ($. 158) Der dritte Krisentyp deckt sich mit unse- 
rem Begriff der großen Krise, während der Begriff der kleinen Krise die ersten beiden Typen ab- 
deckt. Es wäre auch möglich, Blankes Unterscheidung diesen Ausführungen zugrundezulegen. 
Sie hat jedoch zwei offene Flanken: die erste stellt der zweite Krisentyp dar, der sich nur nicht 
zum dritten Typus entfalten kann, weil die Kapitalakkumulation noch prosperiert. Dieses Mo- 
ment selbst müßte aber noch in den Krisenprozeß endogenisiert werden. Die zweite offene Flan- 
ke ist die noch fehlende innere Vermittlung der Krisentypen, die uns aber außerordentlich wich- 
tig erscheint, um den Gesamtprozeß der gesellschaftlichen Entwicklung zu erfassen. 

Es ist hier nicht der Ort, auf ökonomische Theorien zur Analyse langfristiger Entwicklungsten- 
denzen und der großen Krisen als ökonomische Reproduktionskrisen einzugehen. Dazu vgl. 
Mandel 1980; D. Gordon 1980; Kleinknecht 1980; Altvater, Hübner, Stanger 1982. Auf einige für 
unser Thema wichtige Aspekte der Restrukturierung in der großen Krise komme ich anhand ei- 
ner Begründung der Grenze des Keynesianismus zurück. 

Eine Sammlung von kritischen Beiträgen zur Grenze des Keynesianismus präsentiert Skidelsky 
(1977). Vgl. auch Bucy-Glucksmann 1982 und Altvater, Hübner, Stanger 1982. 

Dieser Aspekt wird von Hagemann u.a. 1981 hervorgehoben. 

Dazu vgl. die Ausführungen von Altvater 1981a. 

Der Versuch der Anpassung des Keynesianismus an die veränderten Rahmenbedingungen mittels 
eines »minus« oder eines »plus« wird international diskutiert. Vgl. Kommission der Europäischen 
Gemeinschaft 1979. Vor allem vom Europäischen Gewerkschaftsbund und den nordischen Ge- 
werkschaften wird die Position des »Keynes plus« vertreten, ganz in der Tradition des sozialde- 
mokratischen Politikmodells, das jedoch kaum Chancen hat, noch einmal wie in den 50er und 
60er Jahren die Basis der gesellschaftlichen Konsensbildung zu werden. 
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Frank Dingel 
Deutscher Sozialismus 
Eine Polemik gegen Brandt /Minnerup in Prokla 47 


»Der Gedanke des Klassenkampfes kapituliert hier formell vor dem nationa- 
len Gedanken« 
(Rosa Luxemburg) 


Brandt/Minnerup bringen in ihrem Beitrag, so das Editorial der Nummer 47, eine Pro- 
blemstellung in die Analyse über die Organisierbarkeit linker Politikinteressen ein, die An- 
fang der 70er Jahre durch die Maschenstruktur analytischer Betrachtung gefallen wäre. Das 
Redaktionskollektiv hätte ruhig hinzufügen können: zu Recht. Denn es geht den beiden 
Autoren ja nicht nur darum, ideologische Strömungen, ob man sie nun billigt oder nicht, 
als Bestandteile der Realität in die Analyse einzubeziehen, sondern sie glauben selbst, daß 
es so etwas wie eine nationale Identität gibt und daß man diese Identität befördern müsse, 
um endlich einen Hebel zu finden, mit dem die Probleme gelöst werden können, an denen 
die deutsche Arbeiterbewegung bislang gescheitert ist. 

Mit keinem anderen Problem habe sich die marxistische Arbeiterbewegung so schwer ge- 
tan wie mit dem der Nation. Diese kühne Behauptung soll die Bedeutungsschwere ihrer 
Thesen unterstreichen. Genauso gut hätten sie aber auch formulieren können, die marxisti- 
sche Arbeiterbewegung habe sich mit keinem Problem so schwer getan wie mit dem der 
Religion oder mit dem des Kapitalismus. Schließlich sollte alles dies in der zukünftigen Ge- 
sellschaft verschwunden sein: mit dem Sturz des Kapitals und der Errichtung des Sozialis- 
mus wäre dem religiösen Erlösungsglauben die materielle Basis entzogen worden ebenso 
wie der nationalstaatlichen Konkurrenz und damit auch dem kriegstreiberischen Chauvi- 
nismus. Bekanntlich ist das Kapital aber nur in einem Teil der Welt gestürzt worden und 
auch dort nur unvollkommen. Wenn sich die materielle Basis nicht oder nur unzureichend 
ändert, dann ändert sich auch der ideologische Überbau nur unwesentlich. Also gibt es wei- 
terhin religiöse und nationale Probleme. Sie existieren nicht deshalb, weil man sie bislang 
»klassenreduktionistisch« nicht zur Kenntnis nehmen wollte, sondern weil der Klassen- 
kampf nicht zum vollen Erfolg, dem Sturz des Kapitalismus und der Errichtung einer frei- 
en sozialistischen Gesellschaft, geführt hat. Nun behaupten Brandt/Minnerup, daß eine an- 
dere, und zwar grundsätzlich positive Einstellung zur »nationalen Frage« auch die soziale 
Frage in sozialistischem Sinne voranbringen könne. Wir werden später sehen, ob an dieser 
Behauptung etwas Wahres ist. Vorweg müssen wir den materiellen Gehalt dessen klären, 
was Brandt/Minnerup »nationale Identität nennen. 

Kein vernünftiger Mensch kann bestreiten, daß es Menschen gibt, die sich bewußt als 
»Deutsche« fühlen ebenso wie es Millionen Menschen gibt, die an ein Weiterleben nach 
dem Tode glauben. Ebensowenig läßt sich bestreiten, daß diese Ideen zur materiellen Ge- 
walt werden können, obwohl sie inhaltlich gar nichts Reales ausdrücken. Eine materialisti- 
‚sche Analyse muß also die Existenz religiöser Ideen als Bestandteil der materiellen Umwelt 
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“ akzeptieren und sich darauf einstellen, ohne daß der Analytiker deshalb selbst gottgläubig 
werden müßte. Dies ist bei so übersinnlichen Dingen wie der Religion leicht einzusehen, 
aber wie verhält es sich beim irdischen Nationalismus? Er ist nur scheinbar handfester. Es 
gibt die Ideologie und auch soziale Bewegungen unter dem Banner dieser Ideologie, aber 
das Substrat dieser Ideologie bleibt nicht faßbar. Es existiert bis heute keine akzeptable De- 
finition der Nation und auch Brandt/Minnerup machen da keine Ausnahme. Nachdem sie 
etwas schematisch zwei Definitionen von Nation vorgeführt und ihre Unzulänglichkeit 
kritisiert haben, flüchten sie selbst in eine Formaldefinition. Nationalismus ist demnach 
»als primär politische Ideologie und Bewegung und die Nation als primär politische Einheit 
zu begreifen, für die ethisch-linguistische, kulturelle, ökonomisch-soziale, religiöse usw. 
Gemeinsamkeiten zwar das typische 'Rohmaterial’, aber nicht die eigentliche Quelle politi- 
scher Mobilisierung darstellen. Die konkreten Bedingungen seiner politischen Aktivierung 
müssen jeweils in historischem Kontext untersucht werden: Die Nation und der Nationa- 
lismus begründen politische Legitimität auf der Grundlage einer (nicht nur eingebildeten) 
nationalen Interessengemeinschaft, die sich im frühbürgerlichen Europa etwa gegen das dy- 
nastische Legitimitätsprinzip des Feudalismus richtete und je nach konkreter Lage mit fort- 
schrittlichen oder reaktionären Inhalten gefüllt werden kann.« (8.92) Auf so etwas 
Schwankendes, das »je nach konkreter Lage mit fortschrittlichen oder reaktionären Inhal- 
ten gefüllt werden kann«, soll man nun seine Identität gründen. Brandt/Minnerup be- 
handeln die Nation als ein Axiom, das sie nicht weiter erklären können. Sie schaffen einen 
irrationalen Raum, in der sich die »eigentliche Quelle politischer Mobilisierung« in die 
»nicht nur eingebildete nationale Interessengemeinschaft«, etwa in Art der Engländer wäh- 
rend des Malvinen-Krieges, ergießen kann. Brandt/Minnerup scheuen allerdings aktuelle 
Beispiele, ja sie vergessen bei ihrem Plädoyer für eine Wiederbelebung des Nationalgedan- 
kens heute sogar ihre eigene Definition, wonach Nationalismus je nach Lage mit fort- 
schrittlichen oder reaktionären Inhalten gefüllt werden kann. Würden sie die Frage heute : 
klipp und klar stellen, hielten sie möglicherweise auf ihrem Marsch in den reaktionären 
Sumpf inne. 

Brandt/Minnerup verweisen als Beispiel nationaler Identifikationsfindung auf den antifeu- 
dalen Kampf in der frühen Neuzeit. Da es sich bei diesem Kampf um eine allseits als pro- 
gressiv anerkannte Phase der Menschheitsgeschichte handelt, fällt, so meinen die Autoren, 
auch etwas Glanz auf die Idee der nationalen Identität. Nun gibt es zwar eine Dialektik von 
Form und Inhalt, doch sollte man nicht die Form mit dem Inhalt verwechseln. In Wirk- 
lichkeit war die antifeudale Revolution kein Aufstand der Nation gegen ihren internatio- 
nal versippten Adel, sondern Ausdruck des bürgerlichen Klasseninteresses, das sich der Ide- 
ologie der Nation gegen die Aristokratie ebenso bedient hat, wie es sie später gegen die Ar- 
beiterklasse kehrte. Ich will keineswegs bestreiten, daß der »Dritte Stand« sich zeitweilig 
subjektiv als »das« Volk begriffen und die Nation als Einheit der Staatsbürger konzipiert 
hat. Doch man muß sofort hinzufügen, daß diese Vorstellung nur solange als subjektiv ehr- 
lich angesehen werden kann, wie die Ilusion aufrechterhalten werden konnte, mit der bür- 
gerlichen Revolution sei auch die Klassenbewegung zum Stillstand gekommen. 

Die Feststellung, daß die Nation ein Produkt des Kapitalismus ist, erklärt noch nicht, war- 
um viele Menschen sich national fühlen. Brandt/Minnerup sind an der Beantwortung die- 
ser Frage nicht interessiert. Ihnen genügt es zu wissen, daß es so ist und sie glauben, eine 
positive Berücksichtigung dieser Tatsache würde die sozialistische Politik insgesamt vor- 
wärtsbringen. Wenn das Nationalgefühl jedoch ein die wirklichen sozialen Zusammenhän- 
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ge verschleierndes und zudem demagogisch leicht ausbeutbares Gefühl ist, dann sollte man 
eher daran interessiert sein, es erst gar nicht entstehen zu lassen. 

Ich sehe im wesentlichen zwei Wurzeln für nationales Denken, eine historische und eine 
sozialisationsbedingte. Das Gefühl, zu einer Nation zu gehören, resultierte häufig aus der 
als Unterdrückung empfundenen Intervention von außen: ökonomische Bevormundung 
führte zur amerikanischen Revolution, religiöser Despotismus und wirtschaftliche Aus- 
plünderung zum Unabhängigkeitskampf der Niederländer, die Abwehr des napoleoni- 
schen Imperialismus zur Frage, was des Deutschen Vaterland sei. Im Dekolonialisierungs- 
prozeß nach dem Ersten und dem Zweiten Weltkrieg ist dieser Zusammenhang mit Hän- 
den zu greifen. Diese Identitätsfindung ist negativ an den Aggressor gebunden und wohl 
kaum geeignet, zu einer dauerhaften »nationalen Selbstfindung« zu führen, es sei denn, 
man führt wieder den »Erbfeind« als pädagogisches Hilfsmittel ein. Die zweite Wurzel liegt 
in der Bindung der Menschen an das, was ihnen vertraut erscheint, wo sie sich »zu Hause« 
fühlen. In diesem Sinne wird »Heimat« und »Nation« häufig und mit Vorbedacht in einen 
Topf geworfen, vermittelt über Begriffe wie Vaterland und Muttersprache. Die Berührungs- 
punkte von »Heimat« und »Nation« sind eher zufällig. Was dem einzelnen als »Heimat« 
gilt, hängt im wesentlichen von seinem persönlichen Entwicklungs- und Bildungsgang ab. 
Er kann sich beschränken auf seine örtliche Umwelt, deren Sitten, Gebräuche und Moral 
und er wird dann im anonymen, womöglich zentralisierten »Nationalstaat« eine Bedro- 
hung sehen. Brandt/Minnerup stellen selbst mit Verblüffung fest, daß andere schon bei der 
regionalen Identität angekommen sind, während sie sich noch um die »nationale Frage« be- 
mühen. Man kann aber auch die Grenzen der unmittelbaren Kindheits- und Jugenderleb- 
nisse durch lernendes Erfahren immer weiter hinausschieben, bis man sich auf die Stufe ei- 
nes bewußten Internationalismus emporgearbeitet hat. Zwischen diesen beiden Polen, der 
regionalen Unmittelbarkeit und der grenzüberschreitenden Vernunft, steht die Nation, die 
an keinem von beiden Anteil hat. Weder vermittelt sie die sinnliche Erfahrung der konkre- 
ten Lebenswelt, noch genügt sie dem humanitären Ethos des Weltbürgers. Nationale Lei- 
denschaften, die zu berücksichtigen uns Brandt/Minnerup anempfehlen, sind in ihrem in- 
haltlichen Kern ebenso nichtig wie ein antisemitisches Pogrom. Hinter beiden verbergen 
sich andere, handfeste Interessen, die zu benennen sofort zur Sprengung der »nationalen 
Interessengemeinschaft« führen muß, 

Die Nation ist nichts anderes als eine Etappe des Kapitals auf dem Wege zum Weltmarkt. 
Die frühe Arbeiterbewegung hat dies vollkommen begriffen und dagegen die Idee des pro- 
letarischen Internationalismus gesetzt. Es verblüfft daher, wenn Brandt/Minnerup ausge- 
rechnet die Internationalistin Rosa Luxemburg als Kronzeugin für eine »eigene proleta- 
risch-demokratische National- und Kriegspolitik« angesichts des Ersten Weltkrieges in 
Anspruch nehmen. In der Tat hat Rosa Luxemburg davon gesprochen, daß man der »Reak- 
tion in Europa« das »alte wahrhaft nationale Programm der Patrioten und Demokraten 
von 1848, das Programm von Marx, Engels und Lasalle, die Losung der einigen großen 
deutschen Republik« entgegen stellen soll. Sie verwies dabei in Anlehnung an Engels auf 
das Beispiel der französischen Revolutionsheere, die 1793 die ausländischen Interventions- 
truppen zurückschlugen. Bekanntlich hat Lenin in seiner Kritik der »Junius-Broschüre« 
neben seinen organisationspolitischen Einwendungen gerade diese Passage kritisiert. Es 
hieße den Antileninismus zu weit treiben, wollte man in allem, was er gesagt hat, das Ge- 
genteil als richtig annehmen. In diesem Fall argumentiert er sogar luxemburgischer als Lu- 
xemburg selbst. 1914 ist eben nicht mit 1793 zu vergleichen. Dies nicht nur, weil es sich bei 
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den französischen Revolutionsarmeen um Instrumente des revolutionären Bürgertums ge- 
handelt hat, sondern auch deshalb, weil man nicht im Ernst behaupten kann, Frankreich 
und Rußland hätten 1914 ein sozialistisch werdendes Deutschland überfallen. Rosa Luxem- 
burg ist die Unvergleichbarkeit der Situationen auch nicht entgangen. Der Rekurs auf En-. 
gels Vorstellung einer revolutionären Vaterlandsverteidigung hatte nur den Sinn, ihren so- 
zialdemokratischen Parteigenossen eine von diesen schon längst vergessene Melodie vorzü- 
spielen, z.B. die aus dem »Kommunistischen Manifest«: 

»Die Arbeiter haben kein Vaterland. Man kann ihnen nicht nehmen, was sie nicht haben. 
Indem das Proletariat zunächst sich die politische Herrschaft erobern, sich zur nationalen 
Klasse erheben, sich selbst als Nation konstituieren muß, ist es selbst noch national, wenn 
auch keineswegs im Sinne der Bourgeoisie.« 

Von dieser Partitur führte ein direkter Weg zur Losung, den Weltkrieg in einen Bürger- 
krieg umzuwandeln. Lenin fürchtete, daß Rosa Luxemburgs Zögern, diese Konsequenz 
auszusprechen und sich stattdessen mit überholten Problemen der bürgerlich-demokrati- 
schen Revolution aufzuhalten, dazu führen würde, daß von interessierter Seite unter souve- 
räner Mißachtung des Zusammenhangs Rosa Luxemburgs Worte als Ermutigung für die 
Vaterlandsverteidigung als solche mißbraucht werden würden. Daß die Plechanow und 
Tschchenkeli, die Martow und Tschcheidse, an die Lenin hier denkt, nicht ausgestorben 
sind, zeigen Brandt/Minnerup. Sie benutzen nicht nur Rosa Luxemburgs Schriften als so- 
zialistische Eierschalen, die das Schlüpfen eines nationalistischen Kükens verschleiern sol- 
len, sondern sie verfahren ebenso selektiv bei ihren ideologischen Interventionen in die 
Länder des sich als real verstehenden Sozialismus. 

Für die Klassenkämpfe in Polen, in der DDR usw. haben sie Rezepte parat, messen das Sy- 
stem an der sozialistischen Utopie und machen die dortigen Regime verantwortlich für den 
Antikommunismus bei uns. Bei ihren Betrachtungen zur BRD kommen die Klassen aller- 
dings immer nur im Zusammenhang mit dem Wortungetüm »klassenreduktionistisch« 
vor, was übersetzt doch wohl heißen soll, daß eine Politik, die sich konsequent an Klassen- 
interessen orientiert, von ihnen verworfen wird. Für ihre Ratschläge in Richtung Osteu- 
ropa glauben sie die Rechtfertigung in der Formel Wolf Biermanns gefunden zu haben, der 
die »Einheit der Linken in Ost und West« propagiert hat. Diese Formel kann aber sinnvol- 
lerweise nur so ausgelegt werden, daß Linke in Ost und West in letzter Instanz dasselbe 
Ziel, einen humanen Sozialismus, haben, ihre jeweiligen Kampfgebiete jedoch, bürokra- 
tisch erstarrter Staatssozialismus dort, sich entdemokratisierender Kapitalismus hier, sich 
diametral voneinander unterscheiden. Sicherlich ist es richtig, daß der Antikommunismus 
hier auch ein Ergebnis realer Erfahrungen mit dem »realen Sozialismus« ist. Aber es ist 
nicht nur naiv, sondern schon eine verhängnisvolle Überschätzung der eigenen politischen 
Möglichkeiten zu glauben, eine vom Westen induzierte reformistische Aufweichung der 
starren Systeme Osteuropas würde die Chancen des Sozialismus im Westen erhöhen. Das 
einzige, was man möglicherweise im Verein mit der US-Administration als (noch) unfrei- 
willigem Verbündeten erreichen wird, ist eine Destabilisierung der Länder des Warschauer 
Paktes, die erkauft wird durch eine brutale Unterdrückung der dortigen reformkommuni- 
stischen Kräfte und die die Erhöhung der Kriegsgefahr zur zwangsläufigen Folge haben 
muß. Den Sozialismus im Westen wird dies alles keinen Schritt vorwärtsbringen. 
Brandt/Minnerup interessieren sich für den Sozialismus wohl nur noch in zweiter Linie. 
Sie sind fasziniert von dem gemeinsamen Dritten, woran die DDR und die BRD angeblich 
teilhaben: der Nation. Allerdings hätten sie schon zu Anfang ihres Artikels merken müs- 
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sen, daß sie hier einer Schimäre aufsitzen. Etwas ratlos konstatieren sie nämlich, daß kein 
Mensch, mit Ausnahme einiger gestandener Rechtsextremisten, in deren Ecke sie sich nun 
doch nicht begeben wollen, ein Problem in der Eigenstaatlichkeit Östereichs sieht, obwohl 
es politisch und ökonomisch ähnlich strukturiert ist wie Westdeutschland. Sie schließen 
daraus richtig, daß es mit dem Verhältnis der BRD zur DDR eine eigene Bewandnis haben 
muß, Sie liegen falsch, wenn sie glauben, es sei die gemeinsame Nation. Das Wiederverei- 
nigungsproblem kann sich genausogut erledigen, wie sich das Österreich-Problem im Laufe 
von 100 Jahren erledigt hat. Die Grenze zwischen der DDR und der BRD ist eine System- 
grenze. Bevor man sich überhaupt Gedanken über eine Vereinigung der beiden deutschen 
Staaten machen kann, muß man sich darüber klar werden, welche soziale Verfassung dieses 
Gesamtgebilde haben soll. Adenauer und das westdeutsche Kapital wußten sehr gut, daß ei- 
ne Wiedervereinigung in ihrem Sinne nur im Bündnis mit dem US-amerikanischen Impe- 
rialismus möglich sein würde. Wiedervereinigung ohne gleichzeitige Wiederaufrichtung 
der Herrschaft des Kapitals war für sie undenkbar. Brandt/Minnerup behaupten, die Ab- 
wehr der »bolschewistischen Bedrohung« sei »zum Ersatz für ein National- und Ge- 
schichtsbewußtsein geworden, die willige Anpassung an die ‘christlich-abendländische’ Zi- 
vilisation der westlichen Siegermächte zur Ersatzidentität« ($.99). Durch diese Formulie- 
rung zeigt sich der leise Vorwurf des nationalen Verrats, dabei ist die Bourgeoisie nur sich 
selbst treu geblieben. Rosa Luxemburg, die wußte, daß der Bourgeoisie die Nation nichts 
und der Profit alles ist, schrieb am Ende des Ersten Weltkrieges: 

»Und. derselbe Grundgedanke beherrscht das ganze demokratische Friedensprogramm 
Wilsons. Der “Völkerbund’ in der Atmosphäre der Siegestrunkenheit des anglo-amerikani- 
schen Imperialismus und des auf der Weltbühne umgehenden Schreckgespenstes des Bol- 
schewismus kann nur eins hervorbringen: einen bürgerlichen Weltbund zur Niederhaltung 
des Proletariats. Das erste dampfende Opfer, das der Hohepriester Wilson an der Spitze sei- 
ner Auguren vor der Bundeslade des “Völkerbundes’ bringen wird, wird das bolschewisti- 
sche Rußland sein, über das sich die ‘selbstbestimmten Nationen’, Sieger und Besiegte zu- 
sammen, stürzen werden.« (»Fragment über Krieg, nationale Frage und Revolution«) 
Brandt/Minnerup werden möglicherweise heftig applaudieren und sagen, gerade dies mei- 
nen wir: die Bourgeoisie ist überhaupt nicht national, sie mißbraucht den heren Begriff, der 
nur von der Arbeiterklasse mit Inhalt gefüllt werden kann, obwohl sie in ihrer Geschichte 
unverständlicherweise Berührungsängste gegenüber dem Nationalen entwickelt hat und 
lieber »klassenreduktionistisch« ohnmächtig geblieben ist. Brandt/Minnerup übersehen da- 
bei nur, daß Begriffe wie Nation, Nationalgefühl, nationale Identität usw. lediglich im 
Rahmen einer bürgerlichen Ideologie einen Sinn ergeben und daß diese Ideologie als wich- 
tigstes Ziel die propagandistische Einebnung des Klassenwiderspruchs hat. Außgerhalb die- 
ses Zusammenhangs sind diese Begriffe leer. Unterstellen wir für einen Moment eine sozia- 
listische Weltgesellschaft, dann wird es mit Sicherheit eine Fülle von kulturellen Identitä- 
ten geben, die mit ebenso großer Sicherheit in keinem Fall mit den Grenzen der ehemali- 
gen Nationalstaaten übereinstimmen werden. 

Warum wollen nun Brandt/Minnerup die Linke auf die Nation hin orientieren? Außer 
dem eigenen nationalen Rühren, das sie ergriffen hat, aus folgendem Grund: »Unser Rück- 
griff auf die Nationalgeschichte vor 1945 sollte zeigen, wie verhängnisvoll sich klassenre- 
duktionistische Begriffs- und Hilflosigkeit gegenüber den nationalen Besonderheiten 
Deutschlands letztlich für die sozialistische und kommunistische Arbeiterbewegung ausge- 
wirkt hat.« (8.112) Mit anderen Worten: wäre die deutsche Arbeiterbewegung nationaler 
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gewesen, hätte sie mehr Erfolg gehabt. Angesichts der vaterländischen Sozialdemokratie 
eine kühne Behauptung. In der Tat vermag keins der angeführten Argumente zu überzeu- 
en. 
Über die Instrumentalisierung Rosa Luxemburgs durch Brandt/Minnerup haben wir 
schon gesprochen. Es folgt im Text der Satz: »Die Identifikation einer nunmehr völlig dem 
bürgerlichen Parlamentarismus verschriebenen SPD mit der nationalen Erniedrigung 
durch den Versailler Friedensvertrag und der proletarische Klassenreduktionismus der 
KPD konnten den Übergang von großen Teilen der anfangs für demokratische Strukturre- 
formen durchaus offenen kleinbürgerlichen Massen ins antirepublikanische Lager nicht 
aufhalten.« ($. 93) Der Satz sagt zunächst einmal logisch das Gegenteil von dem aus, was die 
Autoren vermutlich ausdrücken wollten. Geschrieben haben sie, daß trotz der Identifika- 
tion mit der nationalen Erniedrigung sich der Abmarsch der Kleinbürger ins antirepublika- 
nische Lager nicht aufhalten ließ. Gemeint haben sie, daß wegen dieser Identifikation das 
Kleinbürgertum nach rechts abmarschiert ist. Nun hätten die Autoren ruhig klarer zum 
Ausdruck bringen können, daß nicht etwa die SPD selbst sich mit der »nationalen Ernie- 
drigung« identifiziert hat, sondern daß sie durch die Dolchstoßlüge mit der Niederlage 
identifiziert wurde. Die Autoren hätten weiterhin erwähnen müssen, daß die SPD auf diese 
Anschuldigung hin sich nicht etwa stolz zur revolutionären Parole der Umwandlung des 
Krieges in den Bürgerkrieg bekannt hat, sondern ganz im Gegenteil versucht hat, ihre pa- 
triotische Zuverlässigkeit unter Beweis zu stellen: es war in jenen Tagen viel von Eberts ge- 
fallenen Söhnen und Scheidemanns verdorrender Hand die Rede. Dieses Schicksal hatte 
Scheidemann seiner Hand angedroht, wenn sie es wagen sollte, den Versailler Vertrag zu 
unterschreiben. Er hat es daher auch seinem Kollegen Bauer überlassen. Die Sozialdemo- 
kratie hat sich damals schon nicht durch zuwenig patriotische Rhetorik ausgezeichnet, son- 
dern durch zuviel. Genützt hat es ihr nichts, wie es eben nie etwas nützt, wenn sich Linke 
bei Rechten national anbiedern. 
Die kleinbürgerlichen Massen haben die Sozialdemokratie auch nicht wegen des Versailler 
Vertrages im Stich gelassen, sondern sie sind in dem Moment umgeschwenkt, als aus der 
Friedensbewegung am Ende des Krieges eine proletarische Rätebewegung mit sozialisti- 
schen Zielsetzungen wurde. Es war die klassische Situation, in der das Kleinbürgertum sich 
entscheiden muß, ob es beim Aufbau einer sozialistischen Gesellschaft mitziehen oder ob 
es konterrevolutionär die bestehenden Machtverhältnisse verteidigen und sich mit faschi- 
stischen Ideologien über seine eigene ökonomische Verelendung hinwegtrösten will. Auch 
hier hat sich die SPD gegen die Revolution und für das Kleinbürgertum entschieden, ohne 
daß es ihr von diesem gedankt worden wäre. Die SPD hat sich gleichwohl an nationaler 
Gesinnung nicht lumpen lassen. Oder ist es keine nationale Tat, die Spalten des »Vorwärts« 
der Werbung für Freikorps zu öffnen, die in zweiter Linie Deutschland Grenzen im Osten 
schützen und in erster Linie die Revolution niederschlagen sollten? 
Die einzige Partei, die von Anfang an offen für die Unterzeichnung des Versailler Vertrages 
eintrat, ohne ihn deswegen für einen gerechten Frieden zu halten, war die USPD. Sie stei- 
gerte ihre Mitgliederzahlen innerhalb von zwei Jahren von 100000 auf 900000. Eine be- 
achtliche Leistung angesichts ihrer Ignoranz für nationale Gefühle. Auf der anderen Seite 
blieben diejenigen, die für einen »revolutionären Burgfrieden« mit der nationalen Bour- 
geoisie eintraten, um so volksgemeinschaftlich geeint der Entente trotzen zu können, eine 
hoffnungslose Sekte. 
Schließlich hat auch die »klassenreduktionistische« KPD 1923 versucht, mit ihrem »Schla- 
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geter-Kurs« am nationalen Kuchen zu naschen, eine Episode, die den Kommunisten kaum, 
den Nazis umso mehr genützt hat. 

Brandt/Minnerup sind analytisch blind, wenn sie glauben, daß ein Eingehen auf die von 
den Nazis okkupierte nationalistische Systemkritik ein Beitrag zur Verhinderung des Fa- 
schismus hätte sein können. Das läuft auf das Argument hinaus, man müsse selber ein biß- 
chen Antisemit sein, um den Antisemitismus besser kontrollieren zu können. Der demago- 
gische Erfolg der Nazis erwuchs aus einem sozialen Boden, auf dem sie unschlagbar waren. 
Also hätte es das Ziel sein müssen, diese sozialen Grundlagen zu zerschlagen. Der verhäng- 
nisvolle Fehler der Sozialdemokratie bestand nicht darin, daß zu wenig national, sondern 
daß sie nicht revolutionär war. 

Brandt/Minnerup behaupten, die fehlerhafte Behandlung der »nationalen Frage« durch die 
Arbeiterparteien habe mindestens ebenso viel zur Katastrophe von 1933 beigetragen wie 
die Spaltung der Arbeiterbewegung (S. 93). KZs und Weltkrieg seien der Preis gewesen, den 
man für diese falsche nationale Politik habe zahlen müssen (S. 112). Ich weiß nicht, ob man 
sich mehr über diese verzerrte Wahrnehmung ärgern soll oder betroffen sein muß über die 
Verbissenheit, mit der Brandt/Minnerup zusammen mit Eichberg, Diwald usw. usf. die 
Grube ausheben, in die sie von diesen eines Tages gestoßen werden. Die »nationale Frage« 
ist bei ihnen zu einer fixen Idee geworden, die sie mit allem und jedem in Verbindung brin- 
gen. Besonders deutlich wird dies bei ihrer Einstellung zur Friedensbewegung. Es ist schon 
deprimierend zu sehen, wie sich Gegner der Friedensbewegung und ihre Befürworter 
Brandt/Minnerup gegenseitig die nationalen Bälle zuspielen. Wolfgang Pohrt z.B. betrach- 
tet jeden, der gegenüber den Amerikanern von »unseren Interessen« zu sprechen wagt, als 
Nationalisten und Brandt/Minnerup greifen diesen Unfug flugs auf und sehen darin eine 
»Bestätigung der objektiv engen Verknüpfung von nationaler und Friedensfrage.« (S. 114) 
In Wirklichkeit haben Friedensfrage und »nationale Frage« überhaupt nichts miteinander 
zu tun. Die Bedrohung des Weltfriedens wäre genauso groß, wenn die Systemgrenze nicht 
an der Elbe, sondern längs der Oder verliefe. Brandt/ Minnerup benutzen die Friedensbe- 
wegung dazu, ein nationales Süppchen zu kochen, das sie uns mit dem Argument schmack- 
haft zu machen versuchen, ein wiedervereinigtes Deutschland könnte zum Garanten des 
Friedens in Europa werden. Ganz abgesehen von dem Einwand, daß eine Herauslösung 
der deutschen Staaten aus dem Blockgegensatz angesicht der US-amerikanischen Konfron- 
tationsstrategie unmöglich ist, bauen Brandt/Minnerup als echte Idealisten schon am 
Dach, bevor sie überhaupt ausgeschachtet haben, um die Fundamente zu legen. Folgender 
Satz ist von erschreckender Naivität: »Erstmals vielleicht nach 1945 ergibt sich damit eine 
Konstellation, die u.U. auch den deutschen Nachbarvölkern eine Überwindung der deut- 
schen Spaltung weniger unheimlich machen könnte: die Gefahr einer Vernichtung der eu- 
ropäischen Zivilisation durch die Konfrontation der beiden militärischen Blöcke verdrängt 
zunehmend die Furcht vor einem wiedererstarkten deutschen Militarismus in der öffentli- 
chen Diskussion in Ost und West.« (5.114) Sehen wir erstens davon ab, daß dies so nicht 
stimmt - die deutsche Friedensbewegung der Brandt/Minnerupschen Spielart wird z.B. in 
Frankreich mit ziemlichem Mißtrauen beobachtet -, nehmen wir zweitens an, daß die Au- 
toren nicht für ein Wiedererstarken des deutschen Militarismus hinter dem Rücken der ah- 
nungslosen europäischen Nachbarn plädieren, dann müssen wir sie fragen, woher sie den 
Optimismus nehmen zu glauben, die Furcht vor dem deutschen Militarismus sei eingebil- 
det und die Angst vor einem starken deutschen Reich - die »Reichsidee« ist ja für 
Brandt/Minnerup (s.S. 94) etwas Positives - unbegründet? Brandt/Minnerup tun so, als sei 
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die Linke in Westdeutschland an der Macht und müsse sich mit Verdächtigungen aus der 
Vergangenheit auseinandersetzen. In Wirklichkeit ist sie weiter von der Macht entfernt 
denn je, und jede linke nationale Welle wird mit Sicherheit auf bourgeoise Mühlen umgelei- 
tet werden. Es wäre nicht das erstemal, das linke Träumereien zu rechten Realitäten ge- 


führt haben. 


Nirgendwo-Sozialismus. 
Eine Replik von Peter Brandt und Günter Minnerup 


»Man müßte die Arbeiterklasse vernichten, um der deutschen Nation die Exi- 
stenz und die gemeinsame Zukunft im Sozialismus zu rauben.« 

Manfred Bensing, Die deutsche Nation im Prozeß des sozialen Typenwan- 
dels, in: M. Kossok (Hg.), Studien über die Revolution, Berlin (Ost) 1969, 5. 
483. 


Die Schwierigkeit, auf die Polemik von Frank Dingel gegen unseren Artikel zur »Deut- 
schen Frage« zu antworten, liegt weniger in den Differenzen zwischen ihm und uns bezüg- 
lich unserer konkreten Einschätzung der deutschen Situation, als in den diametral entge- 
gengesetzten Grundhaltungen zum Problemfeld Nation, Nationalismus, nationale Identi- 
tät und damit - wie wir zeigen werden - unterschiedlichen Begriffen von sozialistischer Po- 
litik. So könnte man vortrefflich darüber diskutieren, wie die Biermannsche Aufforderung 
zur »Einheit der Linken in Ost und West« mit sinnvollem Inhalt zu füllen oder inwieweit 
eine Abkoppelung der beiden deutschen Staaten von ihren jeweiligen Paktsystemen wün- 
schenswert oder möglich sei, wenn es nicht diese grundlegenden Verständnissch wierigkei- 
ten gäbe. Wir wollen gern zugeben, daß die aus Platzgründen notwendige Kompression un- 
serer theoretischen und historischen Argumentation gelegentlich Mißverständnissen Vor- 
schub geleistet haben mag. N#r mit Mißverständnissen jedoch ist ein derartiges Ausmaß an 
Verständnislosigkeit für unser Anliegen, wie es Dingel artikuliert, schwer zu erklären. 
Dingels Polemik gerät zum systematischen Verwirrspiel, wenn er uns ausdrücklich oder in- 
direkt Positionen unterstellt, die gar nicht die unseren sind - bis hin zu grotesken Fehlin- 
terpretationen wie hinsichtlich unseres Verweises auf die Transformation des Reichsgedan- 
kens unter dem Nazismus. Eine dermaßen »verzerrte« und »selektive« Wahrnehmung - um 
den Vorwurf zurückzugeben - haben wir gerade bei Frank Dingel nicht erwartet. Ohne die 
Bereitschaft, eine andere Argumentation erst einmal nachzuvollziehen, kann es keine wirk- 
liche Auseinandersetzung geben, die über einen Schlagabtausch hinausgeht. 
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führt haben. 


Nirgendwo-Sozialismus. 
Eine Replik von Peter Brandt und Günter Minnerup 
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Die von Dingel vorgetragene Position ist natürlich nicht neu. Die Reduzierung der Nation 
auf eine »Etappe des Kapitals auf dem Wege zum Weltmarkt«, die Behauptung, daß »Begrif- 
fe wie Nation, Nationalgefühl, nationale Identität usw. nur im Rahmen einer bürgerlichen 
Ideologie einen Sinn ergeben«, und insbesondere die Gleichsetzung von Nation und Reli- 
gion als mit dem Sieg des Sozialismus quasi zum Tode verurteilten ideologischen Opiaten 
gehen in der marxistischen Diskussion bis auf zumindest die sogenannten Ultralinken der 
Zweiten Internationale zurück (vgl. Anton Pannekoek, »Klassenkampf und Nation«, und 
Joseph Strasser, »Die Arbeiter und die Nation«). Von dieser Warte aus muß natürlich jede 
Berufung auf die Nation von links als Pakt mit dem Teufel erscheinen, und es ist dann in 
der Tat - um in den Worten von Dingel zu sprechen - am besten, »Nationalgefühl erst gar 
nicht entstehen zu lassen«. 

Nun ist es unbestreitbar wahr, daß gerade in der deutschen Geschichte viel Schindluder mit 
dem Begriff der Nation getrieben worden ist. Auch wir sind deshalb der Meinung, daß es 
im Zweifelsfall für die Linke besser ist, nationalistischer Demagogie gegenüber Distanz zu 
wahren. Wir glauben aber nicht, daß sich die sozialistische Antwort auf den bürgerlichen 
Nationalismus in der mechanischen Gegenüberstellung eines letztlich völlig abstrakten 
Begriffs des proletarischen Internationalismus erschöpfen kann, oder daß die Linke auch 
nur die Wahl hätte, ob sie Nationalgefühl besser »erst gar nicht entstehen lassen« sollte. Das 
nationale Element - und zwar nicht nur als Vorurteil, sondern als »Boden«, in dem »unser 
[materielles und ideelles] Sein wurzelt und sich entfaltet« (August Bebel) - existiert im Le- 
ben der arbeitenden Bevölkerung unabhängig von unserem Willen. Wir können es entwe- 
der ignorieren, bekämpfen, uns ihm ausliefern, oder es gegen die bürgerliche Reaktion 
wenden. Um nur ein Beispiel zu nennen: Dingel beschuldigt uns, der westdeutschen Bour- 
geoisie implizit ob ihrer Verfolgung der Westintegration auf Kosten der staatlichen Einheit 
nationalen Verrat vorzuwerfen. Nun wurde Adenauers Außenpolitik in den 40er und 50er 
Jahren ja durchaus von großen Teilen des deutschen Volkes als solcher gesehen und von 
der SPD, SED und KPD auch als solcher bekämpft. Der Logik seiner Argumentation zu- 
folge hätte Dingel diese sozialistische Opposition mit der Begründung ablehnen müssen, 
daß die Arbeiterbewegung damit nur Wasser auf die Mühlen der - ebenfalls Adenauer 
scharf angreifenden, zahlenmäßig aber relativ bedeutungslosen - deutsch-nationalen Reak- 
tion gieße, und empfehlen müssen, sozialistische Klassenpolitik auf die Bekämpfung der 
wirtschaftlichen und sozialpolitischen »Restauration« zu beschränken. Unseres Erachtens 
wäre eine solche Position nicht nur die freiwillige Selbstaufgabe des Führungsanspruchs 
der sozialistischen Arbeiterbewegung - die durch die Spaltung Deutschlands und damit die 
Abtrexinung ihrer traditionellen »mitteldeutschen« Hochburgen entscheidend geschwächt 
wurde - im nachfaschistischen Deutschland und Erleichterung der Durchführung des Ade- 
nauerschen Projekts gewesen, sondern hätte eine passive Auslieferung des damals auch und 
gerade in der Arbeiterklasse starken Nationalgefühls an eben die reaktionäre Rechte bedeu- 
tet. Vielleicht sollten wir sicherheitshalber noch hinzufügen, daß wir damit nicht zu unkri- 
tischen Bewunderern Kurt Schumachers geworden sind, den sein parlamentarischer Refor- 
mismus und Antikommunismus daran hinderten, nationale und soziale Frage auf sozialisti- 
sche Weise miteinander zu vermitteln. Das Beispiel mag aber verdeutlichen, warum die von 
Dingel vertretene kategorische Negation des Nationalen uns auch dann nicht weiterbringt, 
wenn wir - was Dingel in unserem Aufsatz zu vermissen glaubt - explizit von konkreten 
»Problemen des Klassenkampfes« ausgehen. 

Uns zu unterstellen, wir hielten Nation und nationale Identität (übrigens keineswegs unse- 
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re zentrale Kategorie) für überhistorische Konstanten, ist einigermaßen abwegig. Wir kön- 
nen die Entwicklung der Nationen im Weltsozialismus getrost der Zukunft überlassen. Ge- 
wiß: Nationalbewegungen sind immer Reaktionen gegen etwas: Fremdherrschaft, territo- 
riale Zersplitterung usw. In Deutschland geht es heute natürlich nicht um einen nationalen 
Befreiungskampf im antikolonialen Sinne. Es handelt sich vielmehr darum, daß die Tei- 
lung Deutschlands gleichzeitig die Spaltung der deutschen Arbeiterklasse bedeutet, ein Tat- 
bestand mit außerordentlich gravierenden Folgen für deren Aktionsfähigkeit in beiden: . 
Staaten. 

Die Nation liegt in der Tat irgendwo zwischen der »sinnlichen Erfahrung der konkreten 
Lebenswelt« und dem »humanitären Ethos des Weltbürgers« (übrigens eine eigenartige 
Problemstellung für einen orthodoxen Marxisten): Sie liegt auch in der realen Existenz der 
Arbeiterbewegung, wie wir sie in dem jeweiligen Land vorfinden, und nicht, wie wir sie ei- 
gentlich haben wollen. Das politische Bewußtsein der Arbeitermassen in beiden deutschen 
Staaten ist entscheidend von der nationalen Spaltung geprägt worden. Die für die sozialde- 
mokratischen Arbeiter entscheidende, tiefe Identifikation mit der bürgerlich-parlamentari- 
schen Demokratie und ihr sich heute in der Zustimmung zur westeuropäischen Gemein- 
schaft und Atlantischen Allianz niederschlagendes Sicherheitsbedürfnis sind nur vor dem 
Hintergrund der spezifischen deutschen Erfahrung mit dem DDR-Stalinismus und der geo- 
politischen Lage Deutschlands an der Nahtstelle der Ost-West-Konfrontation zu verstehen. 
So haben wir nicht die Existenz eines massenwirksamen Antikommunismus an sich, son- 
dern dessen besondere Ausformung in Westdeutschland hauptsächlich mit diesen Faktoren 
zu erklären versucht. 

Womit wir bei der DDR wären. Die Feststellung allein, daß unter den spezifisch westdeüt- 
schen Bedingungen den Fragen nach der DDR und nach dem Verhältnis BRD/DDR nicht 
auszuweichen ist, sagt natürlich noch nichts darüber aus, wie die Linke diese Frage beant- 
worten soll. Dingel wirft uns allerhand abenteuerliche Destabilisierungsabsichten gegen- 
über der DDR und Osteuorpa vor und meint, Biermanns Wunschvorstellung von der »Ein- 
heit der Linken in Ost und West« sei nur im Sinne eines letztendlich identischen Zieles zu 
verstehen (was anhand seines Werkes leicht zu widerlegen wäre). Wir geben gerne zu, daß 
uns die Stabilität des ostdeutschen Regimes nicht vorrangig am Herzen liegt, aber deswe- 
gen braucht man uns ja nicht gleich der Aktionseinheit mit Ronald Reagan zu bezichtigen. 
Wir können dieses Problem ruhig den arbeitenden Menschen der DDR selbst überlassen, 
allerdings nicht, ohne Dingel vorher die Frage zu stellen, ob sich die DDR nicht gerade 
durch ihre Eigenschaft, Teil der gespaltenen deutschen Nation zu sein, grundlegerid von et- 
wa Polen oder Ungarn unterscheidet und ob er - im Gegensatz zu uns und allen sich dazu 
äußernden DDR-Oppositionellen - überhaupt einen wirklichen Umbruch der DDR-Ver- 
hältnisse für voraussehbar hält, der »icht die nationale Frage wieder auf die Tagesordnung 
setzt? (Übrigens ist es gerade, wenn man wie Dingel eine Wieder- und Neuvereinigung auf 
kapitalistischer Grundlage fürchtet, nicht ratsam, die deutsche Frage sich selbst und damit 
der Rechten zu überlassen.) Die Tatsache, daß die DDR als einziger osteuropäischer Staat 
über eine nennenswerte Friedensbewegung verfügt, ist gewiß kein Zufall. Sie sagt viel über 
die politische Qualität der Sache wie über existierende deutsch-deutsche Kommunikations- 
zusammenhänge aus - siehe die Signalwirkung des Hamburger Kirchentages, die Inhalte 
und Träger des Havemann-Briefes an Breschnew oder des Berliner Appells Pfarrer Eppel- 
manns und die gemeinsamen Parolen und Symbole -, sondern auch über den von Dingel 
schlicht geleugneten Zusammenhang von nationaler und Friedensfrage. Daß die Bedro- 
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hung des Weltfriedens möglicherweise genauso groß wäre, wenn »die Systemgrenze nicht 
an der Elbe, sondern längs der Oder verliefe«, können wir Dingel gern zugestehen, da wir 
Gegenteiliges ja auch nicht behauptet haben. Da die Systemgrenze und damit die konven- 
tionellen und nuklearen Schützengräben eines potentiellen Ost-West-Krieges nun aber 
quer durch Deutschland verlaufen und ein solcher Zusammenstoß dadurch auch den Cha- 
vakter eines Bürgerkrieges annähme, kann man die Relevanz der nationalen Frage für die 
- Friedensbewegung doch nur abstreiten, wenn man von der Unveränderbarkeit des europä- 
ischen Status quo ausgeht. 
Daß es den Gegensatz von Kapitalismus und »Realsozialismus« und die Weltmachtrivalität 
der USA und der UdSSR auch ohne die Teilung Deutschlands gäbe, dürfte kaum jemand 
leugnen. Möglicherweise wäre dieser Antagonismus aber in ganz anderen Formen ausgetra- 
gen worden. Die Existenz von festen militärisch-politischen Blöcken in Europa erlaubt es 
eben nicht (und am wenigsten in Deutschland), erst einmal die gesellschaftliche Umgestal- 
tung einzuleiten und - in einem zweiten Schritt - die Stellung im internationalen Staatensy- 
stem zu bestimmen. Die Blockstruktur ist - namentlich für Deutschland - von vornherein 
ein wichtiger hemmender Faktor für die Entfaltung und den Erfolg von sozialen Emanzi- 
pationsbewegungen. 
Dazu kommt, daß es natürlich sehr wohl besondere Friedensinteressen der Deutschen gibt. 
Denn Deutschland ist das Gebiet mit der dichtesten Militärkonzentration. Hierzulande 
würde der nächste Weltkrieg erst einmal ausgefochten, mit selbst bei rein »konventionel- 
lem« Verlauf buchstäblich vernichtenden Konsequenzen. Ob sich ein Krieg tatsächlich auf 
Deutschland bzw. Mitteleuropa begrenzen ließe, ist zu bezweifeln; es reicht aber, daß ande- 
re diese Illusion haben, um eine zusätzliche Gefahr für uns heraufzubeschwören. Wenn 
Dingel sich weigert, in dem objektiven Interesse der Volksmassen in beiden deutschen Staa- 
ten, sich der Rolle als Frontstaaten des neuen kalten und drohenden heißen Krieges zu wi- 
dersetzen, einen Zusammenhang von deutscher Frage und Friedensfrage zu sehen, bezeich- 
net das lediglich das Dilemma der linken Nationalallergetiker. Und wenn ein Teil auch der 
Linken des Auslands die deutsche Friedensbewegung mit tiefem Mißtrauen betrachtet (die 
Bewegung als solche, durchaus nicht nur eine bestimmte Strömung), dann vielfach deswe- 
gen, weil damit allzu viele militärstrategische Planungen obsolet zu werden drohen, die - 
bis hin zur französischen Verteidigungskonzeption - mit dem deutschen Vorfeld rechnen. 
Es geht also z.T.um alles andere als internationalistische Einwände. 
Die (faktisch korrekten) historischen Ausführungen von Dingel widersprechen unserer 
Deutung keineswegs; zum großen Teil stützen wir uns auf dieselben Fakten, auch wenn 
Dingel das Gegenteil suggeriert. Einem gängigen Argument entsprechend, weist er darauf 
hin, daß die SPD - spätestens seit 1914 - und, in anderer Variante, zeitweilig auch die KPD 
durchaus nationalistisch agitiert und agiert habe. Da auch wir in unserem Artikel (wenn 
auch etwas zu knapp) diesen Tatbestand kritisch erwähnen ($. 93), muß unsere Position 
doch wohl auf etwas anderes hinauslaufen als auf die Vorstellung, kräftige Stöße in die na- 
tionale Fanfare hätten alles zum Besseren gewendet. Wir kritisieren weder den Internatio- 
nalismus der alten Arbeiterbewegung als solchen (man muß das offenbar unterstreichen), 
noch das Aufgreifen der nationalen Fragen seitens der Linken an sich, sondern unsere Kri- 
tik gilt der fehlenden Vermittlung. Daher mußte »Patriotismus« meist (nicht immer!) als 
Nachgeben gegenüber dem ideologischen Druck des Klassengegners erscheinen. Unser 
Verweis auf Rosa Luxemburg, deren generelle (u.E. verkehrte) Position zur »nationalen 
Frage« bekannt ist und von Dingel noch einmal herausgestrichen wird, diente nicht dem 
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Zweck, diese für unsere Argumentation insgesamt zu vereinnahmen, sondern sollte an ei- 
nem konkreten Punkt auf die Möglichkeit hinweisen, außer Nein zu den Kriegskrediten 
auch noch etwas Positives zu sagen. Darüber läßt sich dann selbstverständlich immer noch 
diskutieren. (Wir haben das alles in Prokla 47 nicht weiter ausgeführt, weil die Passagen 
über die nationale Frage im allgemeinen und über ihre Gestalt in Deutschland vor 1945 le- 
diglich den Charakter von einleitenden Bemerkungen haben sollten.) 

Es ist kein Zufall, daß Frank Dingel die Notwendigkeit einer systematischen Bündnispoli- 
tik gegenüber den nichtproletarischen Volksmassen schroff leugnet. Seine Auffassung, das 
Kleinbürgertum müsse sich eben zwischen Sozialismus und Konterrevolution entscheiden, 
paßt vielleicht besser als unsere Position in die »Maschenstruktur analytischer Betrach- 
turig« zu Beginn der 70er Jahre (oder besser: zu Beginn der 20er Jahre), jedenfalls aber nicht 
in die europäische sozialistische Theorie- und Strategie-Debatte der frühen 80er. 

Erfolge - wie unvollkommen und vorläufig auch immer - hat die Linke (auch der hochent- 
wickelten Länder) während der vergangenen Jahrzehnte dort erzielt, wo sie den ideologi- 
schen Kampf um (nicht gegen) die Nation, ur (nicht gegen) das »Volk« geführt und ge- 
wonnen hat. Dazu taugt natürliche eine Politik nach dem - heute kaum noch ernsthaft von 
jemand vertretenem - Rezept des frontalen, isolierten Angriffs: »Klasse gegen Klasse« nicht; 
nötig ist eine Strategie, die die rebellischen Elemente des Volksprotests aus einem reaktio- 
nären Kontext aussondert und in einen fortschrittlichen Sinnzusammenhang integriert. 
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Errata 


Im Aufsatz von Michael Lucas (PROKLA 48) sind einige Übertragungsfehler entstanden: 

$. 129:Am Ende des zweiten Absatzes fehlt der Verweis auf die Fußnote 37. 

$. 135:Es muß heißen: Keine dieser Maßnahmen liegt jedoch im Interesse der Kapitalisten 
der Neuen Rechten, weil sie ohne hohe Militärausgaben... 

5. 141:Die Passage: »Für dreißig Jahre ... revidieren wird« muß als Zitat gelesen werden. 

S. 148:In Fußnote 33 muß es heißen: 1970 15,3%. 

S. 150:Es fehlt die Fußnote 52a: Ders., S. 40. 

. Michael Lucas ist nicht, wie angegeben, Stipendiat am John-F.-Kennedy-Institut in Berlin, 

sondern ist Politologe und arbeitet als freier Journalist. 
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